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Vorwort des Herausgebers .

I ^ ber die lange Pause , die seit dem Erscheinen des letzten , 2 . Bandes ,
bis jetzt vergangen ist , glaubt der Herausgeber des Werkes den

Abonnenten ein Wort der Erklärung zu schulden . Krankheit war der
Grund . Der Herausgeber wurde Anfang Oktober 1907 von einem
Schlaganfall betroffen und dadurch jeder Möglichkeit zu arbeiten bis
vor kurzem völlig beraubt . Einigermaßen wiederhergestellt hofft er
nunmehr das Werk ohne weitere größere Störung zu Ende führen
zu können .

Leipzig - Gohlis , Ende Oktober 1908 .

Johannes Penzler .





Vorwort .

ie vorliegendeArbeit ist im Frühjahr des Jahres 1907 begonnen
worden , nachdem am Anfang des Jahres die Kolonialpolitik die

Gemüter lebhaft beschäftigt hatte und unter ihrem Zeichen nach der
Auflösung des vorigen Reichstages der neue nationale Reichstag am
25 . Januar 1907 gewählt worden war . Ein frischer Zug schien seit
dieser Zeit in die deutsche Kolonialpolitik einkehren zu wollen ; man
glaubte, wieder von Bismnrckschem Geiste einen lebendigen Hauch zu
verspüren , von ihm , der auch auf dem Gebiete der Kolonialpolitik so
Großes geleistet hatte ; Ausführungendes jetzigen Reichskanzlers, Fürsten
von Bülow , der seinerzeit im Reichstage den von Bismarck in der
Kolonialpolitik betretenen Weg als den noch jetzt richtigen bezeichnete ,
veranlaßten mich damals , die umfassende und erfolgreiche Tätigkeit des
ersten Reichskanzlersauf kolonialpolitischem Gebiete einer eingehenden
und gründlichen Prüfung zu unterziehen und sie auf Grund eines mit
vieler Mühe zusammengetragenen, umfangreichen Materials , das sich
in zahlreichen amtlichen Sammlungen und in sonstigen Werken zer¬
streut , zum Teil auch noch ungedruckt , lediglich in den Akten der Be¬
hörden , vorfindet , in übersichtlicher Weise zu behandeln . Die Arbeit
war aus verschiedenen Gründen zuerst nicht in dem Umfange geplant,
in welchem sie jetzt vorliegt . Erst durch das Entgegenkommen des
Herrn Johannes Penzler und des Herrn Verlegers ist es mir
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ermöglicht worden , der Bearbeitung dieses interessantenStoffes eine
weitere Ausdehnung zu geben .

Die Arbeit soll nun nicht nur dazu dienen , eine Geschichte der
kolonialen Erwerbungen Deutschlands zur Zeit Bismarcks darzustellen ,
sondern sie ist auch dazu bestimmt , eine eingehende Darstellung der
kolonialpolitischen Anschauungen des Fürsten Bismarck zu geben , sowie
den Nachweis zu führen , mit welcher Vorsicht und mit welchem be -
wundernswerten staatsmännischenGeschick Bismarck das ihm völlig
unbekannte Gebiet der Kolonialpolitik betreten , welche Wege er ein¬
geschlagen hat , um das gesteckte Ziel zu erreichen , mit welcher zähen
Willenskraft er diese verfolgt und welche Erfolge er erzielt hat . Dem¬
zufolge mußte die Materie in zehn Kapitel nebst dazu gehörigen An¬
lagen eingeteilt werden , welche die verschiedenen Wandlungen der von
Bismarck eingeleiteten Kolonialpolitik in den einzelnen Zeitabschnitten
klar erkennen lassen werden .

Um dieses Ziel zu erreichen , war es nicht zu vermeiden , gewisse
Vorgänge und Tatsachen mehrfach , und zwar jedesmal an denjenigen
Stellen anzuführen , wohin sie ihrem Inhalte nach gehören , wo ge¬
sucht und somit nicht entbehrt werden können .

In dem finanziellenTeile der Bearbeitung erschien es geboten ,
ein vollständiges und übersichtlichesBild aller derjenigen Aufwendungen ,
welche für die Kolonien während der Bismarckschen Zeit gemacht
werden mußten , zu geben und zugleich die finanzielle Belastung Deutsch¬
lands aus jener Zeit ziffernmäßig für jedes einzelne Etatsjahr nach¬
zuweisen . Eine Übersicht der Gesamtausgaben , welche der Besitz der
Kolonien dem Reiche zur Zeit Bismarcks jährlich verursacht hat , ist
meines Wissens bisher noch in keinem ähnlichen Werke enthalten , so
daß sie nicht unwillkommen und von Wert sein dürfte .

Wärmsten Dank sage ich allen denjenigen , welche mir bei der
Beschaffung, Sichtung und Verwendung des Materials in so entgegen -



Vorwort IX

kommender , liebenswürdiger und freundlicherWeite ihre schätzenswerte
Unterstützung haben zuteil werden lassen . Insbesondere danke ich von
ganzem Herzen dem Kaiserlichen Wirklichen Geh . Rat Herrn Dr . Krau el ,
Exzellenz , und dem Wirkt . Geh . Admiralitätsrat, Herrn Professor
Dr . Köbner , für ihre wertvollen Winke und Ratschläge in bezug auf
Gruppierung und Bearbeitung des Stoffes , ferner dem Reichs¬
kolonialamt für das mir durch die Hand des Herrn Geh . Hofrates
Dollhardt zur Verfügung gestellte, hochwillkommene Material , fowie
dem Bureaudirektor des Reichstages , Herrn Geh . Rechnungsrat
Jung heim , dem Bibliothekar im König ! . Kultusministerium , Herrn
Geh . Rechnungsrat Schindler , dem Bibliothekar der Korporation der
Kaufmannschaftvon Berlin , Herrn Dr . Reiche , und dem Bibliothekar
der Deutschen Kolonialgesellschaft, Herrn Hauptmann a . D . Brose ,
für das mir bereitwilligstzur Benutzung überwiesene Büchermaterial .

Zum Schluß glaube ich der Hoffnung Ausdruck geben zu dürfen ,
daß es mir gelungen sein möchte , auch durch diese Bearbeitung die
unvergänglichen Verdienste des ersten Reichskanzlers um die Weltmacht¬
stellung Deutschlands im hellsten Lichte erscheinen zu lassen und ihm
dadurch ein kleines , schmucklosesDenkmal bewundernderAnerkennung
zu errichten .

Wilmersdorf - Berlin , im Oktober 190 ^ .

Dr . Kurt Herrfurth .
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Kapitel 1 .

Die Stellung des Fürsten Bismarck zur
Kolonialpolitik bis zum Eintritt Deutschlands

in die Reihe der kolonisierenden Mächte ' ) .
Der Gedanke , daß Deutschland Kolonialpolitik treiben müsse , war

zur Zeit Bismarcks nicht neu . Allerdings hatte Deutschland in der
Zeit , in welcher andere seefahrende Nationen Europas im 17 . Jahr¬
hundert, den Grundstock zu ihrer Kolonialmachtstellungin Amerika
und Indien , in Afrika und in Australien legten , infolge seiner inneren
Kämpfe und der durch deu Dreißigjährigen Krieg hervorgerufenen
politischen Ohnmacht nicht die Kraft , Macht und Möglichkeit , auch
Kolonien zu erwerben und sich am überseeischen Handel energisch
zu beteiligen . Es wurde daher in seinen wirtschaftlichen Ver¬
hältnissen allmählich immer mehr von den großen Kolonialmächten
England und Holland abhängig . Daran konnte auch die Tatsache
nichts ändern , daß der Große Kurfürst schon den Versuch einer aktiven

Literatur und Quellen : Amtliche Weißbücher , I uud II . — Aktenstücke
der deutschen Kolonialpolitik , Bd . 1 und 2 . — v . Stengel , Die deutschen Schutz¬
gebiete , Annalen des Deutschen Reiches 1895 , S . 493 — 770 . — v . Koschitzkn ,
Deutsche Kolonialgeschichte. — Köbner , Einführung in die Kolonialpolilik . —
v . Poschinger , Fürst Bismarck als Volkswirt , Bd . 1 — 3 : derselbe , Aktenstücke
zur Wirtschaftspolitikdes Fürsten Bismarck . — Röscher und Jannasch , Kolonien ,
Kolonialpolitik uud Auswanderuug . — Hübbe - Schleiden , Überseeische Politik .
— Supan , Territoriale Entwicklung der europäischenKolonien . — v . Halle ,
Die große » Epocheu der neuzeitlichen Kolonialgeschichte. — Cannstatt , Fürst
Bismarcks kolonialpolitische Initiative . — Die spezielle Literatur ist an den be¬
treffendenstellen stets in den Fußnoten angegeben .

Geschichte des Fürsten Vismarck in Einzeldarstellungen vm , i



I >i-, KerrsuNh , ?vürst Visinarck und die Äoloninlpolilik

Kolonialpolitikgemacht hatte , die aber nicht zur rechten Blüte gelangte ,
da der brandenburg - preußische Staat , damals noch in der Entwicklung
begriffen , nicht in der Lage war , diese überseeischenErwerbungen fest¬
zuhalten , geschweige denn sie in wirtschaftlicher Hinsicht zu hebeu uud
uutzbar zu machen .

Auch in der späteren Zeit , als die deutschen Staaten lediglich
in einem losen Staatenbunde vereinigt waren , konnte kaum daran
gedacht werden , eine aktive Kolonialpolitik zu beginnen . Dazu wareu
sowohl die Zentralgewalt , als auch die einzelnen Staaten zu schwach ,-
der einzige Einzelstaat , welcher noch am meisten dazu befähigt gewesen
wäre , Preußeu , war durch seiue iuneren Aufgaben , fowie durch
seine äußere Politik derart gebunden , daß er gleichfalls an über¬
seeische Unternehmungen nicht denken konnte . Zwar war schon im
Jahre 1815 aus Anlaß des Pariser Friedens der Plan aufgetaucht
— sein Bater war Nettelbeck — , als Kriegsentschädigungdie eine
oder andere französische Kolonie zu fordern . Auf Betreiben Gneiseuaus
wurde jedoch dieser Plan aufgegeben . Gneifenau war mit Recht
der Meinung , Kolonialbesitz wäre unter den obwaltenden Verhältnissen
für Deutschland nicht angebracht , weil hierzu eine große Flotte er¬
forderlich wäre und Preußen in Ermangelung einer solchen in ein ge¬
wisses Abhängigkeitsverhältnis von anderen Staaten kommen würde .
Der Plan blieb also unausgeführt , aber der Gedanke , der in ihm
gelegen hatte , Preußens wirtschaftliche Verhältnisse durch überseeische
Beziehungen zu heben , war ans guten Boden gefallen . Bedeutend
gefördert wurden diese Anschauungenalsdann durch deu National¬
ökonomen Wilhelm No scher , der in seinem klassischen Werke
„ Kolonien , Kolonialpolitik und Auswanderung " die Notwendigkeit ,
sowie die Grundzüge einer deutschen Kolonisation darlegte und weiter
die Forderuug aufstellte , „ Deutschland müsse anfs Meer und übers
Meer hinaus iu die überseeischen Länder sich weit kräftiger und be¬
wußter ausbreiten , wolle es die Unterlnsfuugssündender vergangenen
Geschlechter wieder gut machen . Neue Produktions - und Konsumtions
gebiete müßten , sei es durch politische Kolonisation , sei es durch
wirtschastspoliiische Maßregelu , mit unseren nationalen Interessen ver¬
bunden werden " .
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Die in der darauf folgenden Zeit unternommenen ersten praktischen
Versuche auf dem Gebiete der Kolonisation suchten diesen Forderungen
gerecht zu werden . Nach dem allmählichen Wiedererstarken der preußischen
und der deutschen Verhältnisse riefen nämlich die immer mehr an¬
wachsenden Auswandererzahlenden Gedanken wach , auf irgendeine Weise
zu versuchen uud darauf hinzuwirken , das; nicht mehr soviel Volkskraft
und Kapital dem Mutterlaude verloren ginge , sondern seinem Interesse
nutzbar gemacht würde . Da die Regierung sich dem Auswanderung
Wesen gegenüber zurückhaltend zeigte , so mußten Privatunternehmungen
eingreifen . Auf diese Weise entstand in den vierziger Jahren des
vorigen Jahrhunderts in Düsseldorf der Anowanderungsverein , der
in Brasilien tätig war , und der Deutsche Adelsverein zum Schutze
deutscher Auswanderer in Te ^ as , serner in Berlin ein Kolonisations¬
verein für die Moskitoküste und ein Berein zur Kolonisation von
Centralamerita , sowie ein preußischer Berein für Westaustralien .
Im Jahre 1848 bildete sich sodann in Frankfurt a . M . der National¬
verein für deutsche Auswanderer , uud im Anschluß daran entstanden
in den verschiedenstenStädten im Lanse der nächsten Jahre ähnliche
Bereine . Die meisten dieser hier geschaffenen Vereine konnten aber
aus deu mannigfachsten Gründen zu einer gedeihlichen Tätigkeit nicht
gelangen und stellten nach teils kürzerer , teils längerer Wirksamkeit
ihre Tätigkeit wieder ein . Besser wurde die Sache erst , als nach dem
Jahre 1866 , wo die inneren politischen Verhältnisse immer mehr einer
Klärung entgegenreiften , die Ereignisse dieses Jahres ihren Einfluß
auch auf die hier einschlägigen Fragen auszuüben begannen . Der
Kolonialgedanke und die Idee kolonialer Unternehmungenwurden ver¬
schiedentlich während der folgenden Jahre in der Presse behandelt und
kaineu auch zum Teil schon in selbständigen Schriften zum Ausdruck ,
fanden aber nicht den richtigen Beifall und verhältnismäßig wenig
Zustimmung , da die Theorien de5 Freihandels noch zu sehr vor¬
herrschten uud außerdem sowohl bei der großen Menge der Ge¬
bildeten , wie auch zu eiuem großen Teil in der deutschen Presse zu
wenig Sinn nnd Verständnis für Kolonialpolitik vorhanden war .
Immerhin entstand in dieser Zeit einer der bedeutsamsten Vereine mit
praktischen kolonisatorischen fielen , der im Jahre 1868 in Berlin ge -
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gründete „ Zentralverein für Handelsgeographieund Förderung deutscher
Interessen im Auslande " , der sich zum Zwecke einer ersprießlichen
Tätigkeit in verschiedene Zweigvereine teilte . Von diesen Zweigvereinen
machten sich später einige selbständig und schlössen sich dann anderen
großen über ganz Deutschland verbreiteten Kolonialgesellschaften an .

Der kolonialfeindliche Standpunkt der großen Masse konnte natur¬
gemäß nicht so schnell beseitigt werden , da , wie schon bemerkt , die Frei -
Handelsdoktrin immer noch zu sehr vorherrschend war , andererseits aber
auch das deutsche Volk nach den großen Aktionen der Jahre 1870 und
1871 etwas Zeit gebrauchte , um die seinem Jdeengang vorläufig
noch so fern liegenden Kolonialfragen seinem Verständnis näher zu
bringen . Doch begann sich in dieser Zeit die Presse schon lebhast
für diese Fragen zu interessieren — namentlich „ Das Kleine Journal " ,
„ Die Weltpost " und „ Der Export " , — und für die Idee der Koloni¬
sation einzutreten . Allmählich trugen dann auch die Anstrengungen der
Vereine , der Presse usw . ihre Früchte und ließen nach der Zusammen¬
fassung der politischen und wirtschaftlichen Kräfte Deutschlands das
Verlangen hervortreten , durch Gründung einer Kolonialmacht der im
Kriege 1870/71 erworbenen Großmachtstellung Deutschlands auch
dadurch das richtige Ansehen zu geben .

Diese Ansicht wurde aber zu jener Zeit von dem Leiter der
deutschen Politik , Fürsten Bismarck , bei dem streng kontinentalen
Charakter seiner damaligen Politik , die soeben erst zu so großen Er¬
folgen geführt hatte , noch nicht geteilt . Obwohl die von ihm aus¬
gearbeitete Reichsverfassung in Artikel 4 vorsah , daß sich die Aufsicht
und die Gesetzgebung des Reiches auch auf Bestimmungen „ über die
Kolonisation und die Auswanderung nach außerdeutschen Ländern "
erstrecken sollte , verhielt sich der Fürst vorläufig ablehnend , sei es , daß
er noch in den alten Anschauungen befangen war , sei es , daß er meinte ,
dem erst kürzlich geeinten Reiche , welches sich von den Folgen des
Krieges 1870/71 erholen müßte , wären zunächst noch ganz andere Auf¬
gaben gestellt, und Kolonien wären insofern für Deutschland ein Luxus .
Diese Anschauung des Fürsten zeigte sich besonders deutlich , als zum
ersten Male an ihn Pläne herantraten , die auf Erwerbung von
Kolonien gerichtet waren und denen gegenüber er sich abweisend ver -
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hielt . Gelegentlich der Friedensverhandlungen in Versailles , im
Jahre 1871 , handelte es sich nämlich um das Projekt, welches den
Kreisen der bremischen Großkaufleute entsprungen war und vom
Prinzen Adalbert lebhaft unterstützt wurde , die Abtretung Cochin -
chinas mit dem kurz vorher von Napoleon sür Frankreich gewonnenen
Saigon zu fordern . Doch der Plan fand nicht die Billigung Bismarcks ,
der sich dazu am 9 . Februar 1871 folgendermaßen äußerte : „ Ich
will auch gar keine Kolonien , sie sind bloß zu Versorgungspostengut .
Diese Kolonialgeschichte wäre für uns genau so wie der seidene Zobel¬
pelz in polnischen Adelsfamilien , die keine Hemden haben . " ^)

Im Verlauf der Jahre wurden gleichwohl dem Reichskanzler von
den verschiedenstenSeiten weitere Gesuche um Errichtung deutscher
Kolonien unterbreitet ; so hinsichtlich des Sultanates Sansibar , dessen
Erwerbung gleich nach dem französischen Kriege durch nicht allzu
beträchtliche Pekuniäre Opfer hätte bewirkt werden können , da mit dem
Sultan von Sansibar seitens zweier Deutschen schon darauf hin¬
zielende Verhandlungen gepflogen worden waren . Aber auch dieser
Plan fand nicht Gnade vor Bismarcks Augen , sei es , daß er den
Wert der Kolonien noch nicht erkannte , sei es , daß er der Ansicht war ,
Kolonialpolitik könne nur getrieben werden , wenn sie von der Zu -
stimmnng der Mehrheit der Nation getragen würde . Hiervon aber
meinte der Kanzler noch nichts bemerkt zu haben . Vielleicht neigte
er auch der Anschauung , wie Gneisenau , zu , daß bei der Konkurrenz

i) Vgl . v . Poschinger , Fürst Bismarck als Volkswirt , Bd . I , S . 63 . —
^ ie Cannstatt a . a . O . S . 4 mitteilt , soll Bismarck schon nach dem Falle von
Sedan und Metz Gelegenheit gehabt haben , für Deutschland recht ansehnliche über¬
seeische Gebietsstrecken von Frankreich zu erwerben . „ Damals war Theophil Gantier ,
Souspräfekt unter dem Kaiserreich , von der Kaiserin Eugeuie zur Sondierung
Bismarcks am 23 . Oktober 1870 nach Versailles geschickt worden mit folgenden
Friedensbedingungen: Deutschland sollte erhalten : Straßburg und sein Territorium,
(iochinchina und 2 Milliarden Franks . Als Bismarck davon nichts wissen wollte ,
schlug Herr Gautier vor , aus dem Elsaß eiuen neutralen Pufferstaat zu machen ,
worauf der Reichskanzlerihm erwiderte : ,Jch will Elsaß bedingungslos für Deutsch¬
land haben . Wenn der König und ich in die Heimat zurückkehrten ohne dasselbe ,
würden wir mit Steinwürfen empfangen/ — Die Frage von Cochinchina wurde
gar nicht verhandelt . "
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der Mächte Kolonialpolittt nur dann erfolgreich unternolnmen werden
könnte , wenn eine starke Marine schützend zur Seite stände .

Dasselbe Schicksal hatte ein Antrag des Snltans von Siinbar ,
der infolge seiner Sympathien für Deutschland sein Gebiet nnter
deutsches Protektorat stellen wollte , serner ein Antrag eines Herrn von
Weber im Jahre 1875 , welcher den Fürsten auf die Erwerbung des
Transvaalgebietes , des Zululandes und der Delagoabai auf¬
merksam machte . Ähnlich erging es im Jahre 1876 einem
anderen Projekt , welches ein Österreicher , Namens Obcrbeck , dem
Kanzler unterbreitete . Er bot nämlich der deutschen Regierung das
Protektorat und die Oberhoheit über diejenigen beträchtlichen Land¬
striche auf Borneo , welche er von den Sultanen von Sulu und
Brunei mit allen Hoheitsrechtenerworben hatte , zu einem verhältnis¬
mäßig billigen Preise an .

Ans einer Unterredung , die Fürst Bismarck in demselben Jahre
mit zwei Herren hatte , die ihm ein ausführliches Expose über die
Anlage einer deutschen Kolonie in Südafrika vorlegten , geht dagegen
hervor , daß der Kanzler , wenn er auch noch nicht dem Gedanken ,
deutsche Kolonien zu gründen , wesentlich näher getreten war , sich doch
schon etwas mit dieser Frage beschäftigt haben mußte . Denn , wie die
„ Kolonialpolitische Korrespondenz " berichtet ^) , veranlaßte die mißliche
Lage , in welcher sich die deutsche Industrie nach der großen wirtschaft¬
lichen Krisis von 187 ^ befand , zwei Herren , sich dem Studium der
Kolonisationsfrage mit großem Eifer zu widmen . Als ein besonders
geeignetes Gebiet für diesen Zweck erblickten sie das südliche Afrika ,
namentlich die Republiken der Buren , die sich gerade damals nach
einer deutschen Schutzherrschaft fehnten , um ihre Unabhängigkeit Eng¬
land gegenüber aufrecht erhalten zu können . Die vorzüglichen klima¬
tischen Verhältnisse dieser Länder , die Fruchtbarkeit des Bodens , die
verwandte Nationalität der Einwohner , alles bestärkte sie darin , daß
dieses weite Gebiet sich ganz besonders zu einer deutschen Kolonie eignete .
Da einer der Herren zu einem hohen Beamten des Auswärtigen Amtes
Beziehungen hatte , so gelang es ihm , eine Audienz beim Reichskanzler

>) Vgl . v , Poschinger , a . a . O ., Bd . I , S . 117 ff.
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zu erwirken . Dieser war bereits vorher genau über die Absichten der
Herren unterrichtet . Er empfing sie mit großer Liebenswürdigkeitund
eröffnete die Unterhaltung sofort mit dem Zugeständnis , daß er schon
seit längerer Zeit die Kolonisationsfrage eifrig studierte und zu der
Üverzengnng gekommen sei , daß eine so große Nation wie die deutsche
aus die Dauer der Kolonien nicht entbehren könnte ; aber so sehr er im
Prinzip für die Erwerbung von Kolonien wäre , so wäre doch die Frage
eine so überaus schwierige , daß er sich scheue , ohne entsprechendeVor¬
arbeit und ohne einen Impuls aus der Nation selbst die Sache in
die Hand zu nehmen . Es sei ihm daher im hohen Grade interessant ,
von den Herren zu hören , wie sie sich die Verwirklichung der Sache
gedacht hätten . Nach dieser ermutigenden Einleitung erklärten die
Herren , es sei eine Kalamität , daß die deutsche Auswanderung Jahr
für Jahr nach Nordamerika ginge und daß Millionen unserer Lands¬
leute für uns auf immer verloren gingen , wogegen eine Auswanderung
nach Südafrika die Nationalität derselben erhalten und uns allmählich
ein großes Absatzgebiet für unsere Industrie von steigender Bedeutung
schassen würde . Um eine solche Auswanderung ins Werk zu setzen ,
müsse man sich an die Republik Transvaal anlehnen , eine Gesellschaft
müsse die Delagoa - oder Santa Lucia - Bai erwerben und eine Eisen¬
bahn von dort nach Prätoria bauen , um die deutschen Auswanderer
leichter befördern zu können . ES müßte ferner eine regelmäßige ,
möglichst billige Dampfschiffahrtvon Hamburg oder Bremen dorthin
eingerichtet werden , und es würde dann ohne Zweifel schon in zehn
Jahren eine respektable deutsche Kolonie dort entstanden sein . Fürst
Bismarck erklärte diesen Vorschlag für diskutabel : „ Aber woher wollen
Sie die bedeutenden Mittel nehmen , welche Sie zu der Verwirklichung
dieses Prosekts brauchen werden ? Wenn Sie etwa auf mich rechnen ,
so mnß ich Ihnen sofort erklären , daß ich Ihnen nicht dienen kann .
Wenn ich auch persönlich einem solchen Projekt vielleicht zustimmen
könnte , der gegenwärtigeReichstag wird die Mittel dazu nicht be¬
willigen . Zu einem so bedeutenden Projekt gehört eine tiefgehende
Bewegung der Nation , und davon ist bisher noch keine Spur vor¬
fanden . " Die Herren erklärten auf diese Einrede des Fürsten Bismarck ,
daß sie nicht an eine StaatSsnbvention gedacht hätten , sondern etwa



vr . Herrfurth , Fürst Bismarck und die Kolomalpvlitik

cin eine Zinsgarantie für die Dampfergesellschaft und für die Eisenbahn .
„ Wieviel fordern Sie denn ungefähr , man muß doch eine positive
Unterlage haben , " erwiderte der Fürst . Die Herren erklärten , daß sie
die Gesamtkosten für zehn Jahre auf 100 Millionen Mark ver¬
anschlagen möchten und , da sie nur eine Zinsgarantie verlangten , das;
fünf Millionen Mark jährlicher Staatszuschuß geuügen würde . Wenn
sich mit einer solchen Summe , erwiderte Fürst Bismarck , die Aus¬
wanderung nach Nordamerika verhindern ließe und eine deutsche Kolonie
gegründet werden könnte , so sei diese Summe gewiß nicht zu hoch ,
aber ein Versprechen , auch nur eine Hoffnung könne er ihnen nicht
machen . Die politische Lage sei noch zu ungünstig . Er wolle nicht
auf die äußeren Verhältnisse , auf Frankreichs Eifersucht und auf die
Empfindlichkeit Englands , die zu schonen er alle Ursache habe , ein¬
gehen : „ auch die innere Lage , der Kulturkampf , ist ein zu großes
Hindernis und ich werde schwerlich jetzt Ihnen behilflich sein können " .
Die Herren hoben dann hervor , daß das Deutsche Reich die Sache
offiziell gar nicht anzufassen brauche , es könne jn eine Dampfer
subvention bewilligen , um den deutschen Handel zu beleben . Die
Gesellschaft müsse einen Hafen als Landungsplatz im Südosten Afrikas
erwerben , England brauche man nicht zu fürchten . Die Antipathie der
Buren würde ohnedies bald zu einem Konflikt mit England führen ,
der über kurz oder lang die Engländer ganz aus Südafrika hinaus -
treibeu werde , ohne daß Deutschlandsich dabei engagierte . Zu dieser
Darlegung lächelte Fürst Bismarck und meinte , die Herren entwickelten
ja ein ganz hervorragendes diplomatisches Talent , von dem er nur
profitieren könne und zu dessen Kombination er ihnen sein Kompliment
mache . Sie müßten ihm schon erlauben , ihre Ausarbeitungen ,
Karten usw . zum weiteren Studium zurückzubehalten , nicht als
„ schätzenswertesMaterial " , wie einer der Herren meinte , um im Akten -
schrank zu verschwinden , sondern um wirklich diese Frage mit Eifer zu
studieren . Der gegenwärtige Zeitpunkt sei der denkbar ungünstigste ,
erst müsse ein fruchtbarerBoden in der Nation zu solchen Unter
nehmungen geschaffen werden , dann müsse sich die äußere Situation
verändern . Er rechne mit Gewißheit darauf , daß dies geschehen werde,
und dann sei der Zeitpunkt zum Handeln gekommen . Sie möchten
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sich einstweilen in Geduld fassen , acht bis neun Jahre könnten immer
noch vergehen , bis diese Frage für ihn spruchreif sei .

Zu seinem ablehnenden Standpunkte haben den Kanzler da¬
mals unzweifelhaft gewichtige Gründe veranlaßt . Zwar hat er sich
darüber nicht ausgelassen , aber es ist anzunehmen , daß für ihn dabei
fachliche wie persönliche Gründe maßgebend gewesen sind . Die ge¬
schichtliche Entwicklung der modernen Kolonisation von den Tagen
ihres Anfanges an hatte den Fürsten gelehrt , daß die Vorbedingung
für die Schaffung und noch mehr für die Erhaltung eines
Kolonialreichesdie Verfügung über eine starke Seemacht sei , und eine
solche war zu jener Zeit in Deutschland noch nicht vorhanden , sondern
es wurde damals erst der Grundstock zu der heutigen Seemachtstellung
Deutschlands gelegt . Bismarck mochte daher dem eben geschaffenen
Deutschen Reiche nicht die Kraft zumuten , gleichzeitigzu Lande und
zu Wasfer eine große Macht zu entfalten . Dazu kam dann des
Kanzlers Vorsicht . Er betrat eben , wie er zu sagen Pflegte , auf der
Bekassinenjagd ein Terrain , das ihm nicht genau bekannt war , erst
dann , wenn er es zuvor sorgfältig sondiert hatte . Im vorliegenden
Falle hatte er nun scheinbar nicht den Wagemut , sich auf ein poli¬
tisches Gebiet zu begeben , auf dem er sich nicht als Herrn der
Situation fühlte . Er rechnete mit der Möglichkeit , daß feindliche
Staaten seine Pläne durchkreuzen könnten , und daß jede bei solcher
Gelegenheiterlittene Schlappe in Deutschland selbst gegen ihn aus¬
gebeutet werden würde . Schließlich darf nicht vergesfen werden , daß
Bismarck bis Ende der siebziger Jahre in der gesamten Wirtschafts¬
politik, von der die Kolonialpolitik ja nur einen Teil bildet , von
Ministern und Räten beeinflußt wurde, die auf dem Standpunkte einer
radikal freihändlerischen Anschauung standen und jegliche Kolonialpolitik
als Anachronismus betrachteten ' ) .

Gleichwohl hat auch Bismarck in dieser Zeit , wo er die Er¬
werbung überseeischer Gebiete streng ablehnte , auf dem Standpunkt
gestanden , es müsse den überseeischen wirtschaftlichen Unternehmungen

Bgl . Adler .- „ Bismarck als Kolonialpolitiker " iu der Zeitschrift „ Der
Lotse " , I . Jahrgang . H . 13 . S . 106 .
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deutscher Kaufleute der volle Schutz der Reichsgewalt gewährt werden .
Denn es waren , wie der Geheime Legationsrat von Kusserow , der
Berater Bismarcks und sein ausführendes Organ in diesen Angelegen¬
heiten , mitteilt , „ bald see - oder strandräuberische Angriffe auf deutsche
Handelsschisse in den chinesischen Gewässern oder an der Westküste vou
Afrika , oder Gewalttätigkeitenvon Südseeinsulanerngegen die dortigen
Pioniere des deutschen Handels , bald Rechtsverletzungen oder Rechts¬
verweigerungen gegen Deutsche in überseeischen Staaten , wie Haiti ,
Venezuela , Nikaragua und Kolumbien zu sühnen , bald galt es , den
deutsche » Handel gegen Benachteiligungen während der Kriege uud
Revolutionen in südafrikanischen Republiken zu schützen , oder selbst
Beeinträchtigungendeutscher Interessen durch spanische uud englische
Kolonialbehördenentgegenzutreten" .

Hiermit im Zusammenhang steht das Vorgehen Bismarcks gegen
Spanien im Jahre 1874 . In diesem Jahre nahm , als ein deutsches
Handelsschiff von Hongkong nach den Palau - Jnselu und Karolinen
auflaufen wollte , der spanische Konsul die Souveränität und Zoll¬
hoheit Spaniens über diese Inselgruppen in Anspruch und forderte ,
daß die dort verkehrenden Handelsschiffe sich von Spanien gegen
Zahlung einer Gebühr Erlaubnisscheine lösen sollten . Da etwa um
die gleiche Zeit englische Schiffe dieselben Erfahrungen machen mußten ,
beschlossenbeide interessierten Staaten , einen Protest gegen diesen von
ihnen für unberechtigt gehaltenen Anspruch bei der spanischen Regierung
einzulegen . Das Auswärtige Amt des Deutschen Reiches sandte darauf
nach Madrid eine Note , datiert vom 4 . März 1875 , in welcher der
Standpunkt und die Ansicht der Reichsregierungfolgendermaßenaus¬
gesprochen wurden : „ Nach den allgemeinen Grundsätzen des modernen
Völkerrechts würde die Kaiserliche Regierung nicht in der Lage sein ,
die von dem spanischen Konsul in Hongkong behauptete Souveränität
und Zollhoheit über jene Inseln anzuerkennen , solange dieselbe nicht
als eine vertragsmäßig sanktionierte oder als eine zum mindesten
faktisch ausgeübte erscheint . Es ist aber kein auf den Kolonialbesitz
Spaniens im Stillen Ozeane bezüglicher Vertrag bekannt, in welchem
die Karolinen - und Palau - Jnseln erwähnt wären , und ein tatsächlicher
Besitzstand , bzw . eine staatliche Einrichtung , durch welche Spanien
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auch nur den Willen der Ausübung einer Oberhoheit über die Palaus
bekundet hätte , ist auch seitens des Konsulats in Hongkong nicht als
vorhanden behauptet worden . " Ganz besonders trägt aber in der
Fortsetzungder Note jedes Wort den Stempel Bismarckischen Geistes :
„ Wenn sich die Regierung des Kaisers die Verfolgung einer eigent¬
lichen Kolonialpolitik versagt , so hat sie um so mehr den Beruf , den
deutschen Handel gegen unberechtigte Eingriffe in die Freiheit seiner
Bewegung zu schützen . Sie kann daher nicht zugeben , daß eine
Kolonialmacht uuter Geltendmachung von älteren Theorien ,
wie derjenigen der ersten Entdeckung oder der in früheren Jahr¬
hunderten beliebten ideellen Verteilung transozeanischerGebiete nach
Himmelsstrichenunter die damaligen Seemächte , in jedem beliebigen
Augenblick sich zur Herrin einer bisher dem freien Verkehr geöffnet
gewesenen und tatsächlich herrenlosen Inselgruppe erklärt , um aus Grund
ihrer angeblichen Souveränität aus den von deutschen Staats -
angehörigen mit großen Kosten , Mühen und Gefahren angeknüpften
Handelsbeziehungen und begründeten Faktoreien einen Gewinn zu
ziehen , auf den nur selbst gebrachte Opfer und die Gewährung staat¬
lichen Schutzes einen Anspruch verleihen . " Infolge dieser glänzend
abgefaßten Protestnote , welche die Nichtigkeit der spanischen Ansprüche
meisterhaft bewies , wagte die spanische Regierung , welche die Note
unbeantwortet ließ , nicht mehr , den deutschell Handels - und Schiffahrts
verkehr auf jenen Inselgruppen mit ungebührlichen Abgaben zu belasteil .
Gleichfalls im Jahre 1874 spielte sich zwischen Deutschland nnd
England ein Zwischenfall ab , der immerhin deutscherseits gewisse , man
möchte fast sagen , aktive kolonialpolitische Regungen veranlaßte . Am
10 . Oktober 1874 hatte nämlich England , welches zu dieser Zeit iu
allen Weltteilen aggressiv vorging , die Fidschiinseln annektiert nnd die
von den zum Teil schon seit 1860 dort ansässigen Deutschen gemachten
Landerwerbungen einfach ignoriert . In einem Berichte vom ^ 1 . Oktober
1874 hatte der deutsche Konsul in Sydney , Sahl , hierauf aufmerksam
gemacht uud besonders hervorgehoben , daß die von den deutschen
Untertanen dort angekauften Landstrecken zum Teil mit großem Auf¬
wand von Kapital , Mühe und Zeit uuter Kultur genommen worden
seien . Die deutsche Regierung hoffte indessen zunächst , wie aus einem
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Schreiben des Unterstaatssekretärs von Bülow an den Kaiserlichen
Konsul Hennings in Levuka vom 17 . Januar 1875 hervorgeht , auf
eine baldige Anerkennung des wohlerworbenen Grundbesitzes seitens der
englischen Behörden . Diesbezügliche Vorstellungen wurden jedoch erst im
April 1875 nach London gerichtet . Aber dessenungeachtet kam die
Erledigung der strittigen Angelegenheit nicht vorwärts , und die deutsche
Regierung mußte wiederholt bei der britischen Regierung in London
an die Erledigung dieser Sache erinnern . Dabei wurde aber seitens
der deutschen Regierung in einer an den Kaiserlichen Botschafter in
London , Grafen von Münster , gerichteten Instruktion vom 30 . April
1876 ausdrücklich erklärt , „ daß der deutschen Regierung bei ihrem auf¬
richtigen , gerade in letzter Zeit bei verschiedenen Anlässen wieder be¬
kundeten Wunsche , in allen Fragen von maritimer und kommerzieller
Bedeutung sich von der Voraussetzung einer Identität der deutschen
und englischen Interessen leiten zu lassen , nichts unerfreulicher sein
würde , als wenn gerechte Beschwerden von Angehörigendes Deutschen
Reiches in den englischen Kolonien über Benachteiligung und Ver¬
kümmerung wohlerworbener Rechte erhoben und etwa zum Gegenstande
von Reklamationenund Erörterungen in der Presse oder im Reichstage
gemacht würden " . Trotzdem schritten die Verhandlungen und Ent¬
scheidungen der auf den Fidschiinselnzur Erledigung der Landfrage
eingesetzten englischen Kommission nur langsam vorwärts , waren oft
hart und ungerecht und sprachen zumeist den deutschen Landbesitzern
ihre wohlerworbenen Rechte ab . Aber auch von der deutschen Regierung
wurde in den folgenden Jahren die Erledigung der Angelegenheit
nicht beschleunigt ; denn erst im Jahre 1879 wurde auf diese Fragen
in einem Schreiben an den Botschafter in London wieder eingegangen
und ihm anempfohlen , die Anwesenheitdes Gouverneurs von Fidschi ,
Sir Arthur Gordon , in London zu benutzen , um die seit vielen Jahren
schwebendeAngelegenheit der Landtitel auf Fidschi zu fördern .
Infolge der Vorstellungendes Botschafters wurde dann auch von Sir
Gordon tunlichste Beschleunigung versprochen . Gleichwohl hörten die
Beschwerden und Reklamationen der deutschen Untertanen nicht auf .
Am 5 . November 1879 berichtete der Kommandant S . M . Kanonen¬
boot „ Albatroß " , Korvettenkapitän Mensing I , an die Kaiserliche
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Admiralität zu Berlin , daß er seitens der in Levuka ansässigen Deutschen
darüber habe Klage führen hören , daß noch immer keine Entscheidung
über die Besitztitel der von ihnen vor der im Jahre 1874 erfolgten
Annexion der Fidschiinseln durch England erworbenen Ländereien herbei¬
geführt sei ; im Gegenteil , es seien die durch frühere Verfügungen des
Gouverneurs festgesetzten Besitztitel durch die letzten Verfügungen des
Fidschigouvernementswieder in Frage gestellt . Merkwürdigerweise
verhielt sich der Reichskanzler bei alledem immer noch in abwartender
Stellung . Aber es war ihm während des langen Verlaufes der Ver¬
handlungen doch wohl klar geworden , daß England nur fo weit zur
Durchführung einer allgemeinenHandels - und VerkehrsfreiheitHand
in Hand mit Deutschland gehen würde , als es für sich allein Borteile
daraus zu ziehen glaubte , daß aber vor allen Dingen die deutschen
Handels - und Plantagenunternehmungen eines größeren Schutzes und
größerer Gewähr für ihre Sicherheit bedürfte » , als das zwar befreundete ,
im übrigen aber selbstsüchtige und gegen sremde Interessen rücksichtslose
England oder andere Kolonialmächte, bei denen man noch schlimmere
Erfahrungen gemacht hatte , gewährtenDer Reichskanzler wurde
deshalb zu dem Entschluß gebracht , mit den noch freien Inselgruppen
der Südsee „ Freundschaftsverträge " abzuschließen , so daß fremde
Staaten sie nicht mehr ohne weiteres zu annektieren vermochten . Er
bewirkte daher , da sich in Neu - Seeland bereits sehr energische Regungen
bemerkbar machten , welche nach der Besitznahme aller noch freien
Inselgruppen durch diese englische Kolonie hinstrebten , daß Teutschland
am 1 . November 1876 mit dem Könige der Tonga - Inseln einen Freund¬
schafts - und Meistbegünstigungsvertrag abschloß , in welchem die
Regelung der Handelsbeziehungeneinein besonders zu vereinbarenden
Handels - nnd Schifsahrtsvertrageund die der Konsularvertretnngeinem
vorgesehenen Konsularvertrage vorbehalten wurde . Durch den Ver¬
trag erhielt Deutschland außerdem einen Hasen und Terrain zur
Anlage einer Kohlenstation für die Marine . Der Vertrag wurde am
11 . April 1877 durch den Reichstag genehmigt , und die Ratifikations -

') von Kvschitzky, Deutsche 5iolviunltteschichte , Bd . l , S . 139 .
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Urkunden wurden am 31 . Oktober desselben Jahres ausgewechselt ^) .
Ebenso wurde im Jahre 1879 mit der Samoa - Regierung ein Freund¬
schaftsvertrag abgeschlossen, durch welchen unter anderem der Hafen
von Saluafata unter voller Wahrung der samoanischen Hoheitsrechte
als Kohlenstation an das Deutsche Reich abgetreten wurde .

Sind diese Abschlüsse von Freundschaftsverträgen immerhin als
ein Zeichen zu betrachten , daß gewisse kolonialfreundlicheRegungen
den Fürsten Bismarck beherrschten , so ließ man sich doch andererseits
nach der ganzen Lage und den Anschauungen über wirtschaftliche Ver¬
hältnisse infolge eines gewisfen Manchestertums , welches nicht nur in
Deutschlandin tolonialpolitischenFragen herrschte , immer noch Zeit
und übereilte sich nicht mit der Erwerbung von Kolonien . „ Auch
Bismarck vertraute in seiner älteren Zeit aus die Fortschritte des
Völkerrechts und der liberalen Handelspolitik , die jedem deutschen
Kaufmann die fremden , hauptsächlichdie englischen Kolonien geöffnet
hatten . Im ganzen war dieser Standpunkt , solange Gladstone die eng¬
lische Politik leitete , die Kolouien immer selbständiger machte , solange
diese ihre beginnende schutzzöllnerischeHandelspolitik ebenso gegen

Wie stark aber noch immer in dieser Zeit die Abneigung des Fürsten Bis¬
marck gegen eiue deutsche überseeische Betätigung war , beweist der folgende Brief , den am
20 . Juli 1876 , — also knapp ein halbes Jahr vor dem definitiven Abschluß des
Freundschaftsverlragesmit deu Tongainseln — , der damals im Auswärtigen Amte
kommissarisch beschäftigte deutsche Konsul in Petersburg, vou Brauer, an den
Geheimen Legativnsrat von Kusserow richtete , den er während dessen Urlaubes zu
vertreten hatte : „ Ihrem Wunsche uud meinem Persprechengemäß beeile ich mich ,
Sie zu benachrichtigen, daß Samoa - Tonga ungenehmigt aus Kissingen zurück¬
gekommen ist . Die bekannten Bleistifirandbemerkungenwerfen die Frage auf : „ Was
ist Kohlenstation ? — Nur Hafeu oder auch Gebäulichkciteu am User ? — Hafen zn
unserer ausschließlichen Benutzung ? — Ich bin nicht ohne Sorge , daß wir durch
faktisches Vorgehen der Marine in eine Gründung hineingcraten , die einer Kaiser¬
lichen deutschen Kolonie nicht unähnlich sieht . — Mündlich mehr . " Bei diesem
Schlußpassns stockt natürlich nnnmehr die ganze Geschichte bis zur mündlichen
Rücksprache , welche voraussichtlich Anfnug nächster Woche wird statthaben könne » .
Sonst wenig Neues . Die letzten Tage haben keine größeren Sachen gebracht ,
welche Sie etwa speziell iuteressiereu könnten ." — Vgl . v . Poschinger : Aus den
Denkwürdigkeiten vou Heinrich von >iusserow , Deutsche Revue , 63 . Iahrg , Februar
1908 , S . 189 .
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England lvie gegen andere Staaten richteten , nicht falsch . Erst als
er nach und nach durch die Tatsachen belehrt wurde , daß von einer
wirklichen Gleichberechtigung der Deutschen doch nicht die Rede wäre ,
begann er Flotte und eigene Kolonien für Deutschland höher zu
schätzet ) . " So heilsam aber auch die Fortschritte des Völkerrechts und
des Freihandels waren , der Grundgedanke , daß in jeder Wirtschaft ^
und Handelspolitik die Mittel der Macht nicht gebraucht werden
dürften , war doch fo einseitig , so überspannt und so idealistisch , daß
er nicht vorhalten konnte . Den ersten Schlag ins Gesicht gab ihm
die Schutzzollbewegung der siebziger Jahre , welche eine Folge war der
zunehmendeninternationalen Konkurrenz , der Übervölkerung und der
zuuehmenden Schwierigkeit , in jedem Lande die nötigen finanziellen
Mittel zu schaffen und den nötigen Absatz für die eigene Produktion
zu erhalten . Im Zusammenhange hiermit stand die Tendenz der
Staaten auf großen Kolonialerwerb , ans geschützte Interessensphären
in anderen Weltteilen . Man sah , als 1860 — 1890 die letzte große
Teilung der Erde sich vorbereitete , daß alle künftige Macht , aller
künftiger Wohlstand der Großstaaten nicht allein , aber doch
wesentlich mit davon abhänge , wie sie sich in den fremden Weltteilen
ausdehnten . Die Fortschritte der Industrie , der Schisfahrt und der
Bevölkerung mußten jeden großen Staat vor die Entscheidung stellen ,
sich Märkte , Ackerbaukolonien , Kohlenstationenusw . zu sichern ' ) .

Diese Teudenzen machten sich bei den einzelnen Staaten teils
früher , teils später geltend , und so kam es , daß die europäische »
Großstaaten überall vorzudringen versuchten : Frankreich machte in
Ostasien einen Vorstoß , England setzte sich in Cypern und Ägypten
fest , Italien erwarb in Afrika Besitzungen und Österreich breitete sich
nach dem Balkan , Rußland nach dem Innern Asiens hin ans . Es
wurde den Staaten klar , daß die großen Gebiete der Barbarei und
alle bisher fast unbenutzten Länder nur unter der Kontrolle und unter
der Verwaltung der Kulturvölker einer wirtschaftlichen Ausnützung er¬
schlossen werden könnten .

' ) Schmvller , Handels - nnd Machtpolitik , S . 22 ff .
^ il , Scliinollev , a . a . O .
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Es ist natürlich , daß diese Strömungen des Imperialismus all¬
mählich auch Bismarck beeinflussen und ihn veranlassen mußten , eine
aktive Betätigung Deutschlands auf kolonialpolitischem Gebiet ins Auge
zu fassen . Abschlüsse von Freundschaftsverträgenkonnten jetzt , wo er
sah , in welcher Weise die europäischen Großmächte sich überall aus¬
zudehnen begannen , auf die Dauer nicht mehr nützen .

Die Gelegenheit , Deutschland aktiv kolonialpolitisch zu betätigen ,
bot sich ihm im Jahre 1880 , und er versuchte , diese Gelegenheit aus¬
zunutzen , indem er den deutschen Reichstag zur Unterstützungeiner
ihm unterbreiteten kolonialwirtschaftlichenUnternehmung gewinnen
wollte . Es handelte sich darum , den großen , auf den Samoainseln
belegenen Plantagenbesitz des vor dem Zusammenbruche stehenden ,
schon längere Zeit dort ansässigen Hamburger Hauses Godeffroy für
eine zu schaffende deutsche Handelsgesellschaftzu retten , welche die
dortigen Besitzungen dieses Handelshauses unter Zinsgarantie des
Deutschen Reiches übernehmen sollte . Zwar hatte sich der Kanzler
noch im Jahre 1879 gegen jede Zumutung , welche im entferntesten
darauf hinaus kam , dem notleidenden Hause Godeffroy direkt oder indirekt
zu Hilfe zu kommen , ablehnend verhalten ; aber schon am 1 . Januar 1880
erging aus Varzin ein Erlaß an den damaligen Unterstaatssekretär
Scholz im Reichsschatzamt , in dem der Kanzler diesen ersuchte , zunächst
den preußischen Finanzminister von den Bedingungen in Kenntnis zu
setzen , unter welchen er bereit sei , die Unterstützung des Reiches zu
beantragen , und sodann ev . einen diesbezüglichen Gesetzentwurf auszu¬
arbeiten . Bismarck war, wie aus dem Erlaß weiter hervorgeht , zu
dieser Sinnesänderung veranlaßt worden , nachdem er erkannt hatte ,
daß es dem Handelshause Godeffroy nicht gelungen war , sich aus
eigenen Kräften die Mittel zu verschaffen , um den im nationalen
Interesse bedauerlichen Fall abzuwenden , daß das Haus in englische
Hände überging . Er glaubte , im Interesse des deutschen überseeischen
Handels die Genehmigung des Kaisers zu einem Antrage auf Mit¬
wirkung der gesetzgebenden Körperschaften des Reiches erbitten zu müssen ,
um dem gefährdeten Unternehmen die zu seiner Erhaltung nötigen
Mittel zuzuführen . Bereits am 21 . Januar 1880 bildete sich in
Berlin eine deutsche Seehandelsgesellschaft, — zu deren Aufsichtsrat
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die Herren v . Hansemannund v . Bleichröder gehörten — , als ein ans die
Dauer von 50 Jahren begründetes Aktienunteruehmenmit einem
Grundkapital von zunächst 8 Millionen Mark . Am 6 . April desselben
Jahres legte sodann der Kanzler dem Bundesrat einen Gesetzentwurf
zur Unterstützung der neuen „ Deutschen Seehandelsgesellschast" für
die Handelsinteressenauf den Samomnseln vor . Dieser Gesetzentwurf
lautete :

„ Der Reichskanzler wird ermächtigt , der auf Grund des Ge¬
sellschaftsvertrages vom 21 . Januar d . I . unter der Firma ^Deutsche
Seehandelsgesellschaft zu Berlin ' errichteten Aktiengesellschaftbehufs
Erfüllung eines jährlichen Reinertrages von 4 ^ " / <, des in dem
Unternehmen angelegten Grundkapitals bis zum Höchstbetrage von
zehn Millionen Mark die Garantie des Reichs mit der Maßgabe
zuzusichern , daß der aus Reichsmitteln zu gewährende Zuschuß zur
Dividende 3 des eingezahlten Grundkapitals nicht übersteigen
darf . Die Garantie darf mit dem Jahre 1880 beginnen und bis
zum Jahre 1899 einschließlich sich erstrecken . Sie erlischt auch
während dieser Zeit , sobald sie fünf Jahre hintereinander nicht in
Anspruch genommen wird . "

Der Entwurf war damit begründet, daß alle seit der Nachricht
über die Krisis des Hauses Godeffroy in Hamburg eingegangenen
amtlichen Berichte und andere Kundgebungendafür Zeugnis ablegten ,
daß der Verzicht auf die Erhaltung der in deutschen Händen befind¬
lichen Ländereien auf den Samoainseln eine schwer zu verwindende
Schädigung Deutschlands, seines Ansehens und seiner kommerziellen
Stellung in der Südsee zur Folge haben würde . Die Reichsverwaltung ,
welche von dieser nationalen Bedeutung der Frage überzeugt sei , dürfe
sich der Erwägung nicht entziehen , ob und inwieweit die nationalen
Interessen gegen die Folgen der Krisis des einzelnen HauseS zu
wahren seien . Der scheinbar am kürzesten zum Ziele führende Weg
— Unterstützung der notleidenden Firma aus öffentlichen Mitteln —
könnte selbstverständlich nicht in Frage kommen - ebensowenigkönnte
daran gedacht werden , das Unternehmenunmittelbar für das Reich zu
erwerben und für Rechnung des letzteren fortzubetreiben . Dagegen
ständen gleiche Bedenken der Unterstützungeiner behufs Fortführung

Geschichte des Fürsten Bismarck in Einzeldarstellungen vm . ^
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des Godefsroyschen Südseegeschäfteszu errichtenden deutschen Gesell¬
schaft durch Übernahme einer Dividendengarantie unter bestimmten
Voraussetzungennicht im Wege . Nachdem dann die Begründung deo
längeren die Rentabilität bespricht , fährt sie fort , daß , wenn die
Deutsche Seehandelsgesellschaft diejenigennationalen Kräfte , welche sich
in ihren Dienst stellen wollten , in richtiger Weise verwenden würde ,
es in der Tat nicht abzusehen wäre , warum das Unternehmen nicht
nur den Aktionären , sondern auch einer sich jährlich vermehrenden
Anzahl von deutschen Angehörigen der verschiedensten Gewerbe lohnende
Beschäftigung gewähren und , wenigstensin bescheidenenGrenzen , für
Deutschland ein Mittel zur Hebung des Nationalreichtnms werden
sollte , wie es die englischen und holländischen Handelsgesellschaften für
ihre Nationen geworden seien . Die dem Reichskanzler in dem
Statutennachtrag eingeräumten , sehr weitgehenden Aufsichtsrechte
würden dazu beitragen , daß die Gesellschaft stets ihre nationale Aus¬
gabe im Auge behielte . Auch würde die Einstellung des etwa in dem
einen oder anderen Jahre von der Reichsfinanzverwaltunggeleisteten
Zuschusses in den Jahresetat der Volksvertretung die Gelegenheitund
Möglichkeit gewähren , ebenfalls darüber zu wachen , daß das nationale
Interesse immer das maßgebende bliebe .

Am 15 . April 1880 fand dieser Gesetzentwurf die Genehmigung
des Bundesrates gegen die Stimmen von Hamburg und Bremen .
Allein der Reichstag lehnte in seinen Beratungen am 27 . und
28 . April 1880 die Vorlage mit 128 gegen 112 Stimmen ab . Somit
war der Versuch Bismarcks gescheitert , da der Reichstag nicht Unter ^
nehmungenstützen wollte , welche nach Meinung der Reichstagsmehrheit
durch schlechte Geschäftsführung iu Not und Bedrängnis gekommen
waren . Obgleich also vom Reich keine Hilfe kam , ist es doch durch
die Intervention kapitalkräftiger Privatmänner kurz darauf gelungen , jene
Ländereien in deutschem Besitz zu erhalten . Denn ungeachtet der Ablehnung
der Gesetzesvorlage durch den Reichstag blieb der Verwaltungsrat der
Deutschen Seehandelsgesellschast entschlossen , sein einmal vorgenommenes
Ziel weiter zu verfolgen . Seiner Initiative ist es daher zu danken ,
daß die Gesellschaft ferner für die deutschen Interessen eintrat . Wie
hoch übrigens der Reichskanzlerden Entschluß des Verwaltungsrates
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der Deutschen Seehandelsgesellschaftin deutsch - nationalem Sinne be¬
wertete , geht aus nachstehendem Schreiben , welches er am 7 . Mai 1880
an den Verwaltungsrat richtete , deutlich hervor :

„ Aus der Mitteilung an das Auswärtige Amt vom 3 . d . M .
habe ich ersehen , daß der Verwaltungsrat der ,Deutschen See¬
handelsgesellschaft ' die Frage in Erwägung gezogen hat , ob das bei
Errichtung der Gesellschaft ins Auge gefaßte Ziel , ungeachtet der
Ablehnung der betreffenden Regierungsvorlage im Reichstag , noch
ferner zu verfolgen sei .

Ich freue mich im nationalen Interesse , daß der Verwaltungsrat
sich , in dem Vertrauen auf die Zukunft des deutschen Handels und
der deutschen Schiffahrt in der Südsee , welches Sie ermutigt hat ,
aus eigenen Kräften Hand anzulegen , um die bisherige Blüte
unseres Verkehrs in der Südsee vor Verfall zu schützen , durch die
öffentliche Kundgebung und abfälligen Ansichten nicht hat irre
machen lassen . Die Überzeugung , daß Sie den vaterländischen
Interessen durch die Erhaltung der bestehenden Unternehmungen
einen dankenswerten Dienst erzeigen , wird nicht nur von Seiner
Majestät und den Verbündeten Regierungen, sondern in weiteren
Kreisen der gesamten deutschen Bevölkerunggeteilt ^) . "

Bismarck mußte naturgemäß durch die vom Reichstage gefällte
Entscheidung feine für die Samoafrage eingesetzteAutorität erschüttert
fühlen und war sich nunmehr bewußt , daß die Regierung nur dann
energisch überseeischenHandel und überseeischeUnternehmungenunter¬
stützen könnte , wenn sie einen starken Rückhalt seitens der Nation
hinter sich habe . Die Abstimmung über die Samoavorlage hatte ihm
gezeigt , das; irgendein lebhaftes Interesse für folche Unternehmungen
dem überwiegenden Teile der Vertreter des Volkes nicht beiwohne .
Es mußte deshalb vorläufig den Privatunternehmungeu überlasfen
bleiben , aus eigene Hand vorzugehen , wobei die Regierung dem voll
den Privatunternehlnungen erworbenen Besitz nur konsularischenSchlitz
angedeihen lassen konnte .

' ) v . Poschinger , Aktenstücke zur Wirtschaftspolitik des Fürsten Bismarck .
Bd . I , S . <N2 ff.

2 *



^ 0 Dr . Herrfurth , Fürst Bismarck und die Kolonialpolitik

Nach der Ablehnung der Samoavorlage, die hauptsächlich auf die
Anregung des freihändlerischenFlügels der Nationalliberalen, des
Fortschrittes und der Polen zurückzuführen war , galt es in Zukunft diesen
Fraktionen als Parteisache , jegliche kolonialpolitischenVersuche stets
mit allen Mitteln zu bekämpfen . Es ist daher auch indirekt auf die
Initiative dieser Parteien zurückzuführen , daß namentlich im Auslande ,
insbesondere in England , eine Bewegung in Szene gesetzt wurde ,
welche Deutschland Schwierigkeiten in seinen kolonialen Bestrebungen
machen sollte . Denn im Auslande verhehlte man sich nicht , daß der
in Deutschlandeinmal aufgenommene Gedanke einer aktiven Betätigung
auf kolonialpolitischem Gebiete wohl kaum wieder beiseite geworfen
werden würde . Es wurde deshalb auch , als sich am Anfang der
80er Jahre in England eine Handelsgesellschaftbildete , welche die
schon oben erwähnten Gebiete des Österreichers Oberdeck gekauft hatte
und nun bewirtschaften wollte , dieser Gesellschaft ohne Zögern eine sehr
weitgehende „ Ro ^ l onarter " erteilt , und die englischen Blätter
machten kein Geheimnis daraus , daß man sich damit nur deshalb be¬
sonders beeilt habe , um etwaigen deutschen Gelüsten zuvorzukommen^) .

In der Zwischenzeit hatte sich die Fidschifrage noch in keinem
Punkte einer befriedigenden Lösung genähert . Von dort, sowie aber
auch von anderen überseeischenGebieten gingen in immer größerer
Zahl Klagen und Berichte über Übergriffeund Benachteiligungen der
deutschen Handelsinteressenein , so daß sich das Bedürfnis immer mehr
herausstellte , auf diesem Gebiete energischer vorzugehen . So wurde
denn , nachdem die Fidschifrage fast drei Jahre geruht hatte , in einem
ausführlichenBerichte vom 1 . Juli 1882 die Angelegenheitbei dein
englischen Auswärtigen Amte von neuem in Anregung gebracht .
Die darauf unter dem 21 . Juli 1882 gegebene Antwort konnte aber
nicht genügen , da sie versuchte , die Sache wieder hinzuziehen mit dem
Bemerken , es werde vorausgesetzt , daß die seitens des Fürsten Bis¬
marck erhobenen Vorstellungennicht etwa aus dem Eindruck hervor¬
gegangen seien , daß deutsche Untertanen eine andere Behandlung er¬
fahren hätten , als die britischen oder die irgendeiner anderen Nationalität .

Charpentier , Entwicklungsgeschichte der Kolonialpvlitik des Deutschen
Reiches , S , 10 .
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Aber die weitere Behandlung der Angelegenheit bewies nicht , daß man
geneigt war, die Reklamationen richtig zu würdigen ; auch der Schluß -
bericht der „ Kommission zur Untersuchung von Landansprüchen auf
Fidschi " befriedigte keineswegs . Die deutsche Regierung sah sich des¬
halb veranlaßt , in einem Schreiben vom 16 . April 1883 den deutschen
Botschafter in London , Grafen zu Münster , zu ersuchen , in einem aus¬
führlichen Memorandum , für welches Instruktionen beigegebenwaren ,
die Ansprüche der deutschen Regierung in klarer und unzweideutiger
Weise der englischen Regierung gegenüber zu formulieren . Gleichzeitig
wurde seitens der deutschen Regierung vorgeschlagen , die Angelegenheit
durch eine von Kommissaren beider Länder abzuschätzende Entschädigung
zum Abschluß zu bringen . Die darauf seitens des englischen Aus¬
wärtigen Amtes durch Lord Granville gegebene Antwort lautete nichts
weniger als befriedigend und versuchte , die deutschen Forderungen mög¬
lichst abzulehnen . Es wurden deshalb seitens der deutschen Regierung
weitere Beweismaterialien angeboten . Die englische Regierung schwieg
aber nunmehr in der ganzen Angelegenheit vollständig , so daß sich die
deutsche Regierung veranlaßt sah , unter dem 18 . Oktober , sowie unter
dem 31 . Dezember 1883 die englische Regierung um eine Rückäußerung
ersuchen zu lassen . Endlich am 9 . Januar 1884 antwortete das eng¬
lische Auswärtige Amt , lehnte aber wiederum in einem ausführlichen
Memorandum die deutschen Wünsche ab . Die daraufhin unter dem
8 . April 1884 erteilte deutsche Antwort beklagte zunächst , daß die
britische Regierung die Angelegenheit nicht persönlich in die Hand ge¬
nommen habe , sondern sie stets nur durch die Kolonialbehördenführen
lasse ; es sei aber um so erwünschter , den Beschwerden abzuhelfen , als
mehrere auf Inseln der Südsee etablierte deutsche Firmen aus Anlaß
der Beschlüsse der interkolonialenKonferenz zu Sydney , insbesondere
aber einer Resolution vom 9 . Dezember 1883 , über Landkäufe sich an
das Auswärtige Amt gewendet und unter Hinweis auf das Verfahren
in Fidschi um Schutz ihrer bedrohten Interessengebeten hätten . „ Da
aber " , fuhr das Antwortschreiben weiter fort , „ wie die Eingaben der
betreffendenFirmen erkennen lassen , das Vertrauen des deutschen
Handelsstandes zu dem Rechtsschutz infolge der Behandlung der Fidschi¬
reklamation erschüttert sei , so würde es der deutschen Regierung sehr
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erwünscht sein , wenn sie durch eine befriedigende Lösung der Fidschi
landfrage in den Stand gesetzt würde , mit einem Hinweis hierauf die
Besorgnisse der deutschen Südseefirmen zu zerstreuen , und wenn auf
diese Weise eine anderweite Sicherstellung ihrer Interessen entbehrlich
gemacht werden könnte . " In seiner Antwort vom 9 . Mai 1884 ging
Lord Granville nunmehr etwas auf die Wünsche der deutschen Regierung
ein , versuchte darzulegen , daß die in der Fidschilandfrage getroffene Ent¬
scheidung streng gesetzmäßig erfolgt sei , war aber nicht mehr abgeneigt
für den Fall , daß es sich als unmöglichherausstellen sollte , den Re -
klamanten Ländereien zuzuweisen , eine Geldeutschädigung in Erwägung
zu ziehen . In seiner Antwort vom 7 . Juni 1884 ersuchte Fürst Bis¬
marck den deutschen Botschafter in London , strikte auf die Erfüllung
der deutschen Ansprüche zu halten und dem englischen Auswärtigen
Amte die bisher vorliegenden Reklamationen zur Prüfung der An¬
gelegenheit zu übergeben . Die englische Regierung erklärte sich darauf
endlich bereit , durch eine aus Vertretern beider Regierungen zusammen¬
gesetzte Kommission die Fidschifrage regeln zu lassen , zu welchem Vor¬
schlage die deutsche Regierung an ? 21 . Juni 1884 ihr Einverständnis
zusagte . Es wurde als Kommissar der deutsche » Negierung der General¬
konsul in Sydney , Dr . Krauel , bezeichnet und die englische Regierung
gebeten , ihren Kommissar nicht aus den an Ort und Stelle befindlichen
Beamten zu entnehmen , sondern eine unparteiische , der lokalen Be¬
einflussung nicht unterworfene Persönlichkeit von England zu entsenden .
Auf diese Wünsche ging die englische Regierung ein , und die Fidschi¬
angelegenheit war somit vorläufig zu einem befriedigenden Abschluß
gelangt .

Inzwischen hatte sich seit dem Ende der siebziger Jahre im deutschen
Bürgertum ein Wandel vollzogen und das Interesse für Kolonialpolitik
zu regen begonnen ; Kolonialfragen wurden öffentlich erwogen und be¬
sprochen . Man erging sich in großen und theoretischen Erörterungen
darüber , ob für Deutschland Handelskolonien oder Ackerbaukolonien
notwendiger sein würden . In dieser Hinsicht wollte auch die um die¬
selbe Zeit erschienene Schrift von Professor Fabri : „ Bedarf Deutsch¬
land der Kolonien ? " zur Klärung der Frage beitragen ; denn Fabri
unterschied in dieser Schrift bereits die verschiedenen Arten von
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Kolonien , die man allerdings später durchcinanderwnrf, sehr zum
Schaden des deutschen Kolonialverständnisses . Fabri teilte die Kolonien
in Hcmdelskolonien ( Westafrika und früher Indien ) , Ausbeutungskolonien
( wie sie seitens der Spanier gehandhabt waren ) , Verbrecherkolonien
l̂ z . B . früher Australien und Gnayana ) und Ackerbaukolonien ein . Es
wäre damals der kolonialen Sache sehr nützlich gewesen , wenn er seine
Einteilung noch durch Plantagenkolonien vervollständigt hätte . Damit
wäre der irrigen Meinung , daß der deutsche Auswanderungsstromanch
in die ganz tropischen Länder gelenkt werden könnte , vorgebeugt worden ,
nnd schwerlich würden Probleme , wie sie Hertzka in seinem „ Freiland "
vorschlug , ernstlich genommen worden sein , noch weniger aber hätten
sie Unheil anrichten können .

Verschiedene Faktoren waren es , deren Zusammenwirken diese
große Rührigkeit in kolonialen Dingen im deutschen Volke hervor¬
gerufen hatte . Man fing an , zu bemerken , daß bald hier, bald dort
eine der fremden Mächte die Hand auf bisher noch unbesetzte Gebiete
legte , und man hegte die Besorgnis , ob nicht von ihnen auch noch das
letzte Gebiet genommen werden könnte , so daß Deutschland das Nachsehen
haben würde . Außerdem war es eine allgemeinenationale Tendenz ,
die , wenn auch nicht ausschließlich , so doch durch die Höhe und den
Umfang der damaligen Auswanderung aus Deutschlandhervorgerufen
wurde und dahin strebte , Länder zu finden , die klimatisch , wirt¬
schaftlich und politisch geeignet wären für die deutschen Auswanderer ,
in denen diese ihren nationalen Charakter bewahren könnten und die
andererseits der rasch anwachsenden Industrie Deutschlands den Bezug
von Rohstoffenund den Absatz ihrer Produktion zu sichern vermöchten .
Die deutsche Auswanderung hatte gerade am Ende der siebziger Jahre
einen ungeheurenUmfang erreicht ; denn von 1871 bis 1880 betrug
die Zahl der deutschen Auswanderer uugefähr 595000 und in den
Jahren 1881 — 1883 allein über 570000 . Doch die angeführten Zahlen
geben kein vollständigesBild der Höhe der damaligen deutschen Aus¬
wanderung ; sie bleiben vielmehr insofern hinter der Wirklichkeit zurück, als
zahlreiche Auswanderer sich dadurch der Kontrolle entzogen , daß sie ihren
Weg über außerdeutsche Häfen nahmen ' ) . Man dachte allerdings bei

' ) v . Eheberq , Die deutsche Auswcmdernng , S . 6 ( 161 ) .
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dem Versuche , die deutsche Auswanderung zu organisieren , nicht an
territoriale Eroberungen , auch noch nicht an eine Mitwirkung des
Staates , sondern vorläufig nur an eine private Organisation . Aber
auch die unmittelbar interessierten wirtschaftlichen Kreise , insbesondere
die hanseatischen Kaufleute , welche in den Südseeinseln und an der
afrikanischenKüste schon erhebliche und rasch anwachsendekaufmännische
Interessen besaßen , wirkten immer mehr auf eine Ausbreitung des
kolonialen Gedankens hin , und ebenso setzten für diese Bewegung Kreise
ihren Einfluß ein , die in Fühluug mit den damals schon ausgedehnten
und zahlreich besetzten Stationen der deutschen Missionsgesellschaften in
fremden Eidteilen standen .

Ein nicht minder großer Anteil ist in dieser Bewegung und für
ihre weitere Pflege der deutschen Wissenschaft zuzuschreiben , die auf
geographischem und naturwissenschaftlichem Gebiete und ferner durch
Erforschung der Sprache , Sitten und Rechtsinstitute der in
den fremden Erdteilen eingeborenen Stämme Bedeutendes leistete .
Auf literarischem Gebiete waren ferner besondere Vorkämpfer der
kolonialen Sache die Herren Jannasch und Hübbe - Schleiden , welche durch
die Veröffentlichungihrer Schriften gleichfalls wesentlich zum Ver¬
ständnis in Dingen der Kolonialpolitikbeitrugen .

Ganz besonders aber machten sich um die Bewegung auf kolo¬
nialem Gebiete die Kolonialgesellschaften verdient , die sich am Anfang
der 80 er Jahre bildeten . So wurde im Dezember 1882 ein deutscher
Kolonialverein gegründet , dessen Ziele folgende waren : „ das Ver¬
ständnis der Notwendigkeit , die nationale Arbeit dem Gebiete der
Kolonisation zuzuwenden , in immer weitere Kreise zu tragen ; für die
darauf gerichteten , in Deutschland getrennt auftretendenBestrebungen
einen Mittelpunkt zu bilden ; eine praktische Lösung der Kolonial
frage anzubahnen . " Am 28 . März 1884 entstand sodann die „ Gesell¬
schaft für deutsche Kolonisation " in Berlin . Aus der Ver¬
schmelzung dieser beiden Gesellschaften ging im Laufe der Zeit , am
19 . Dezember 1887 , eine der größten , in Deutschland auf kolonial
politischem Gebiet tätigen Gesellschaften , die „ Deutsche Kolonial -
gesellschaft " , hervor , welche gemäß ihren Satzungen den Zweck
verfolgt :
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„ 1 . die nationale Arbeit der deutschen Kolonisation zuzuwenden und
die Erkenntnis der Notwendigkeit derselben in immer weitere Kreise
zu tragen ;

3 . die praktische Lösung kolonialer Fragen zu fördern ;
Z . deutsch - nationale Kolonisationsbestrebungen anzuregen und zu unter¬

stützen ;
4 . auf die geeignete Lösung der mit der deutschen Auswanderung zu¬

sammenhängenden Fragen hinzuwirken ;
5 . den wirtschaftlichen und festen Zusammenhang der Deutschen im

Auslande mit dem Vaterlande zu erhalten und zu kräftigen ;
6 . für alle auf diese Ziele gerichteten , im deutschen Vaterlande ge¬

trennt auftretendenBestrebungen einen Mittelpunkt zu bilden . "

Ferner stellte im Mai 1883 die mit Reichsmitteln unterstützte
„ Afrikanische Gesellschaft in ' Deutschland " in einer sehr be¬
achtenswerten Denkschriftdas Programm ihrer Tätigkeit auf , aus
welchem hervorging , daß auch die bisher lediglich idealwissenschastlichen
Zwecken dienenden Kreise nunmehr zu realer Tat übergehen wollten .
Dieses Programm lautete :

„ 1 . Es erscheint Konzentrierungder deutschen Afrikaforschung geboten ,
um zunächst auf räumlich beschränktem Gebiete die in den Satzungen
der Afrikanischen Gesellschaft in Deutschland gesteckten Ziele zu
erreichen .

3 . Nach der durch die bisherigen deutschen und anderen Forschungs¬
reisen erlangten Kenntnis des äquatorialen Afrika erscheinen die
Kongoländer , insbesondere das südliche Kongogebiet als geeignet ,
um der intensiveren Forschung und Erschließung für deutsche
Kultivation unterzogen zu werden .
Bei der Organisierung der zu diesen Zwecken zu unternehmenden
Expeditionen ist die bloße Rekognoszierungvon der eigentlichen
Erschließung der Gebiete und der Anlage von Stationen
auseinanderzuhalten . Erstere trägt nur einen vorbereitenden
Charakter und kann von einzelnen oder wenigen Reisenden aus¬
geführt werden ; letztere hat den Zweck der definitiven Festsetzung
zur Durchführung deutscher Kultivation und bedarf des Einsetzens
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großer personeller Kräfte und materieller Mittel ; der möglichst
baldige Anschluß kaufmännischer Unternehmungen, sowie die Mit¬
wirkung deutscher Missionare zur Anbahnung christlicher Kultur
und Gesittung unter den Eingeborenenist zu begünstigen .

4 . In dem ins Auge gefaßten Gebiete ist eine Linie zwischen der
bereits von Pogge errichteten Station Mukenge uud dem Kassai ,
resp , dieser letztere Fluß als Operationsbasis zu nehmen und von
dort nach dem Kongo vorzudringen . Überall wo die topographischen
sowie die agrikulturellen und die sonstigen Verhältnisseder Be¬
völkerung es angezeigt erscheinen lassen , sind deutsche Kultur¬
stationen anzulegen , und zwar möglichst in der Nähe der schiff¬
baren Ströme . Die Stationen sind durch Privatverträge mit
den Landesfürsten der deutschen Kultivation zu sichern .

5 . Der Kassai und sonstige Nebenflüssesind hinsichtlich ihrer Ge¬
eignetheit für Dampferverkehrnufs genaueste zu sondieren , da es
notwendig ist , des baldigsten Dampfer in den Dienst der Stationen
zu stellen .

6 . Es ist durch Rekognoszierungso schleunig wie möglich ein guter
und nicht zu weiter Weg von der am geeignetsten gelegenen Station
nach der Kongomündungausfindig zu machen , auf welchem zerleg¬
bare Dampfer nach dem Quango , Kassai oder einem schiffbaren
Nebenfluß dieser Ströme geschafft werden können .

7 . Es ist das Gebiet zwischen dem Benue und Kongo oder dessen
nördlichen Nebenflüsse » zu rekognoszierenhinsichtlich seiner Ge¬
eignetheit für eine bequeme Verbindung mit dem mittleren Kongo .

8 . Um vorstehende Ziele zu erreichen , sind ohne Verzug zwei
Expeditionen auszusenden , und zwar eine von der Angolaküste
mit der Aufgabe , die sud 4 erwähnte Operationsbasis und dem¬
nächst den Kongo zu erreichen , das dazwischenliegendeGebiet zu
explorieren , Stationen anzulegen und einen Weg nach der Kongo -
mündung zu entdecken , die zweite unter Flegel vom Benue aus
mit der Richtung auf den Mittellauf des Kongo als Rekognos ^
zierungsexpedition. Erstere hat aus acht bis zehn Europäern und
300 — 400 Eingeborenen , exklusive der sich etwa auf eigene
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Rechnung anschließenden Kaufleute und Missionare zu bestehen :
aus auskömmlicheund gute Bewaffnung der Karawane ist be¬
sondere Rücksicht zu nehmen . Es empfiehlt sich folgende Zusammen¬
setzung der südlichen Expedition : ein Leiter , ein Arzt mit botanischen
bzw . zoologischen Kenntnissen , ein Geologe oder Bergmann , ein
Ingenieur , ein Büchsenmacherund Schmied , ein Gärtner oder
Ökonom , ein Zimmermcmnund zwei bis drei Leute . Von sämt¬
lichen Mitgliedern ist erwünscht , daß sie militärisch geschult und
Jäger sind . — Die Organisierung der vom Benue auszusendenden
Expedition ist dem Reisenden Flegel zu überlassen . — Die übrigen
noch in Afrika befindlichen Expeditionen ( Dr . Böhm und Dr . Stecker )
sind zurückzuberufen .

9 . Es ist die Reichsregierungzu bitten , ihren Einfluß dahin geltend
zu machen , daß Kongo und Niger nebst ihren schiffbaren Neben¬
flüssen von keiner europäischen Nation annektiert werden , sondern
neutrale Wasserstraßen bleiben , auf denen allen Nationen freie
Fahrt und unbeschränkte Bewegung zusteht .

1V . Die Kosten der bis aus drei Jahre zu veranschlagenden Benue -
Kongoexpedition werden voraussichtlichnicht über 60 000 M . be¬
tragen . Die Kosten der Ausrüstung der südlichen Kongoexpedition
sür etwa drei Jahre sind auf 150 000 M . zu veranschlagen :
hierzu treten für ständige Unterhaltung durch Nachschub und Nach¬
führung von Dampfern vom Jahre 1885 inklusive ab jährlich
60 — 70 000 M .

11 . Der Vorstand der Afrikanischen Gesellschaft ist mit der Aus¬
führung dieses Programms zu beauftragen und erhält freie Hand ,
innerhalb des vorstehend gegebenen Rahmens alles zu tun , was
ihm zur Erreichung des gestellten Ziels notwendig erscheint ,
namentlich auch in Verbindung mit handelsgeographischen Vereinen
und ähnlichen Gesellschaften zu treten und mit ihnen bindende
Abkommen zu treffen , Aufrufe zur Beteiligung in Person oder
mit Geldmitteln zu erlassen und dergleichen . "
Diese Kolonialvereinesorgten nun tunlichst dafür, alle für eine

aktive Kolonialpolitik Deutschlands sprechenden Gründe , soweit als
möglich , in der großen Masse des Volkes zu verbreiten und ihr klar
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zu machen , wie wesentlich in jeder Beziehung kolonialer Besitz für das
deutsche Volk sein würde . Es wurde dabei seitens der Kolonial¬
gesellschaften auch auf die bekannte Tatsache hingewiesen , daß eine
aktive Beteiligung an der überseeischenKultur für die Erziehung des
deutschen Volkscharaktersnur förderlich sein könnte, und daß auch die
Marine ein Tätigkeitsfeld im Frieden gebrauchte . Ferner wurde der
Gedanke der Anlage von Strafkolonien , sowie die Einführung der
Verbannung als Strafe , namentlich für politische Vergehen , ver¬
schiedentlich angeregt und erwogen . Immer wieder aber wurde nach¬
drücklich betont , daß der Besitz von Kolonien den geistigen , politischen
und wirtschaftlichenGesichtskreis eines Volkes erweitere und seine
Initiative in bezug auf wirtschaftlicheTätigkeit wesentlich erhöhe . Im
Laufe der Kolonialgeschichte der verschiedenstenNationen hatte es sich
nämlich herausgestellt , daß sich nicht nur der Horizont kolonisierender
Völker stets bedeutend ausdehnte , sondern daß auch in der großen
Masse des Volkes immer mehr die Erkenntnis sich Bahn brach , welchen
erheblichenEinfluß auf die politische Machtstellung des Staates
die Größe und Festigkeit eines Kolonialbesitzes ausüben könne . Denn
in der Kolonisation zeigt sich , wie der französische Nationalökonom
Leroy - Beaulieu bemerkt , die Ausdehnungsfähigkeit eines Volkes , das
auf diese Weise einen Teil der Welt seinen Ideen , seinen Gesetzen
und seiner Sprache unterwirft und sein wirtschaftliches Leben erweitert .
„ I^e peuple , lM eolorüse le plus , e8t le Premier peuple , s ' il u 'est
M8 aujourä ' Iiui ) il sera demam . " Die Kolonialgeschichtebeweist die
Richtigkeit dieser Ansicht . Spanien und Portugal z . B . haben nach
dem Verlust des größten Teils ihrer Kolonien auch ein gut Teil ihrer
überseeischen Handelsbedeutungverloren , während England durch seine
Kolonien zu einer Weltmacht wurde und seiner Industrie und seinem
Handel eine tonangebende Stellung verschaffte . Bei England hat sich
dieser ungeheure Vorteil des Kolonialbesitzesin wirtschaftlicher Be¬
ziehung auch dann noch geltend gemacht , als sich die Kolonien vom
Mutterlande emanzipierten; denn die Gleichheit der Lebensgewohnheiten
und Lebensanschauungen der Angehörigendes Mutterlandes und der
ehemaligen Kolonien ließen auch nach der Trennung die Handels¬
beziehungen noch fortdauern . Erwägungen dieser Art müssen deshalb
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wohl auch mitgesprochenhaben und maßgebendgewesen sein , als in
der Folgezeit Frankreich und namentlich England der deutschen Kolonial¬
politik so große Schwierigkeiten bereiteten .

Von seiten der Kolonialgegner wurde dagegen namentlichbetont ,
daß der Besitz von Kolonien Deutschland in die Gefahr bringen könnte ,
in Schwierigkeiten mit anderen Mächten verwickelt zu werden . Mit
Recht hebt demgegenüber v . Stengel ^) hervor, daß diese Einwendungen
so recht deutlich zeigen , wie tief eine gewisse Ängstlichkeitin politischen
Dingen aus der Zeit des Bundestagselendes auch in der Bismarck -
schen Zeit noch immer in den Deutschen steckte . Selbstverständlich
waren Schwierigkeiten bei der Jnaugurierung einer Kolonialpolitik für
Deutschland nicht ausgeschlossen , aber solche Schwierigkeiten konnten
sich auch ohne den Besitz von Kolonien ergeben und dadurch hervor¬
gerufen werden , daß das Deutsche Reich lediglich die Interessen seiner
Angehörigen in überseeischenGebieten zu schützen suchte . Trotz den
vielen bisherigen Erfolgen Bismarcks auf anderen politischen Gebieten
hatten also die Gegner des kolonialen Gedankens noch nicht einsehen
gelernt , daß dem Mutigen die Welt gehört und kraftvolles Auftreteil
dem selbstbewußtesten Gegner am meisten imponiert .

Zu hellen Flammen aber wurde das Feuer kolonialer Begeisterung
im Volke angefacht , als im Jahre 1883/84 seitens des Reichstages
der Versuch des Fürsten Bismarck , wenigstens den deutschen Handels¬
unternehmungendurch eine regelmäßige deutsche Post - Dampfschiffahrt
nach Ostasien , Australien und dem Südseearchipel eine bessere Unter¬
lage zu schaffen , abgelehnt wurde infolge der im Reichstage vor¬
herrschenden , jedem deutschen Expansionsbedürfnisfeindlichen Strömung .
Vorgreifend sei hier schon bemerkt , daß Bismarck . da nach Ostasien
und Australien eine schnelle Dampferverbindung nicht bestand , im
Interesse des nach den überseeischen deutschen Niederlassungensich
steigernden Verkehrs und wegen des größeren Absatzes deutscher Er¬
zeugnisse eine solche wichtige Dampfschiffahrtsverbindungfür not¬
wendig hielt und zu schaffen beabsichtigtes . Ein allgemeinerSturm

v . Stengel , Die deutschen Schutzgebiete , ihre rechtliche Stellung , Ver¬
fassung und Verwaltung , Annalen des Deutschen Reichs 1895 , S . 536 .

Vgl . tt'ap . II .
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der Entrüstung brauste daher durch die deutschen Lande , und gerade
die Nichtachtung und Verkennung der besten Absichten des Reichs¬
kanzlers , sowie die falschen Beweisführungen der kolonialfeindlichen
AbgeordnetenBamberger und Genossen bewirkten , daß die großen
Massen des Volkes nunmehr stürmisch eigenen Kolonialbesitz für
Deutschland verlangten . Die vorbereitenden Kundgebungen und Arbeiten
der Kolonialgesellschaftennnd Kolonialfreunde waren auf fruchtbaren
Boden gefallen und begannen ihre Wirkung zu zeigen .

Nichts war natürlicher , als daß diese immer mächtiger an¬
wachsende Strömung im deutschen Volksbewußtsein und die zur
Kolonialpolitik treibenden Kräfte auch auf Fürst Bismarck nicht ohne
Wirkung bleiben konnten . Das deutsche Volk kam Bismarck helfend
entgegen . Der Zeitpunkt war gekommen , wo , wie Bismarck später in
der Reichstagsredevom 2 . März 1885 hervorhob , die Kolonialpolitik
von einer Mehrheit des nationalen Willens mit Entschlossenheit und
Überzeugung getragen wurde , und der Kanzler konnte mit Genugtuung
konstatieren , daß durch das Volk selbst ein frischer Zug nach dieser
Richtung wehe . „ Eine Regierung nämlich , " so führte er in derselben
Rede weiter aus , „ die sich mühsam abquält gegen eine starke
Minorität auch nur oder gar gegen eine parlamentarischeMajorität ,
um künstlich Kolonien ins Leben zu rufen , würde eine Danaiden¬
arbeit verrichten , die ermüdend ist , die allenfalls ein neues Kapitel
in den Budgetdiskussionenund in den jährlichen Tadelsvoten , die
der Regierung ausgesprochen werden , liesern könnte , aber einen
PraktischenErfolg für unser deutsches , wirtschaftliches Leben kaum
haben würde . "

Ähnliche Erwägungen müssen also schon vor dieser Zeit den
Fürsten beherrscht und ihn dazu gebracht haben , seine Bedenken gegen
eine aktive Kolonialpolitik Deutschlands fallen zu lassen . Aber auch
der Umstand dürfte in entscheidender Weise mitgesprochenhaben ,
daß es jetzt , sollte Deutschland überhaupt noch für sich Kolonien er¬
werben , die höchste Zeit sei , handelnd einzugreisen . Zwar gab es
immerhin noch freie Gebiete in Afrika und in Australien , aber Eile
tat not , da „ England , Rußland und die Vereinigten Staaten sich an¬
schickten , ihre Fangarme riesenhast auszustreckenund ihre großen
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Weltreiche zu begründen " ^) . Es schien also jetzt nur eines richtigen ,
Bismarcks Intentionen entsprechendenProjektes zu bedürfen , um bei ihm
den Gedanken in Tat umzusetzen .

Äußerlich verhielt sich der Fürst diesen Bestrebungen des deutschen
Volkes gegenüber vorläufig immer noch vollkommen kühl . Er hatte
wohl gewichtige Gründe , sich nicht mit einem blinden Feuereifer auf
diesen vom Volke gewünschten neuen Weg der deutschen Politik zu
stürzen . Die Gründe für diese seine Zurückhaltung bringt folgende
Kundgebung/ ) vom Juli 1883 , die er damals in die Tagesblätter
gelangen ließ und die auf die kolonialpolitischenHitzköpfe etwas
abkühlend wirkte , treffend zum Ausdruck :

„ Der Ankauf und die fortdauernde Erhaltung der Kolonie
würde sehr bedeutende Geldopfer in Anspruch nehmen , zu deren
Übernahme jetzt die Mittel fehlen . In einem Augenblick , in
welchem die deutschen Staaten viele sehr wichtige und naheliegende
Zwecke nicht ausführen können , weil die Fonds nicht vorhanden
sind , können sie sich schwerlich auf weitschichtige Unternehmungen
einlassen , aus welchen Verpflichtungen von unabsehbarer Tragweite
entspringen . Das Deutsche Reich würde sich mit der Erwerbung
von Kolonien eine große Verantwortlichkeitauf den Hals laden .
Zudem kann man im Durchschnitt annehmen , daß alle gesunderen
Striche und Plätze in überseeischen Ländern bereits okkupiert sind .
Diese sind aber auch jetzt schon unseren Auswanderern zugänglich .
In Asien , Afrika und Südamerika ist mich nicht eine einzige
größere Hafen - und Handelsstadt , die nicht deutsche Kontore
hätte . Weit entfernt, an sich die Macht eines Staates zu steigern ,
geben die Kolonien den Kräften desselben eine mehr einseitige
Richtung nach außen hin , die dann allerdings für eine Weile den
Nimbus seiner Macht erhöhen mag , aber nicht für die Dauer . "

Sicherlich fürchtete der Fürst bei den damaligen Anfeindungen ,
die er von den meisten Parteien zu erfahren hatte , der kolonialen
Sache mehr zu schaden , wenn er öffentlich für sie einträte , als ihr zu

Schmoller , Handels - und Machtpolilik , S . 2t ff.
2) Thndichum , Bismarcks parlamentarische Kämpfe und Siege , II . Ab¬

teilung , S , A ! '>.
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nützen . Vor allem aber lag ihm daran , im Ausland die Besorgnis
zu verscheuchen , daß Deutschlanddaran denke , ebenfalls Kolonialmacht
zu werden ; er wollte also namentlich die Engländer und Franzosen
in Sicherheit wiegen . Außerdem darf aber auch angenommen
werden , daß der Kanzler sich immer noch nicht darüber ganz schlüssig
war , ob es in der Tat zweckmäßig sei , das Reich für Kolonialpolitik
zu engagieren . Es ist dies aus einigen Äußerungen zu schließen ,
welche der Fürst noch Anfang der achtziger Jahre machte . So er¬
klärte er 1881 einem Mitgliede des Reichstags gegenüber , als das
Thema Auswanderungen und Kolonien berührt wurde , in ganz be¬
stimmter Form : „ Solange ich Reichskanzler bin , treiben wir keine
Kolonialpolitik . Wir haben eine Flotte , die nicht fahren kann , und
wir dürfen keine verwundbaren Punkte in anderen Weltteilen haben ,
die den Franzosen als Beute zufallen , sobald es losgeht ^) . " Diese
Erklärung in ihrer bestimmt ablehnenden Form ist gerade zu der
Zeit , wo sie abgegeben wurde , um so auffallender , als kurz vorher ,
im Jahre 1880 , Bismarck bei der Samoavorlage den deutschen
Reichstag zur Unterstützung kolonialwirtschaftlicher Unternehmungenzu
bewegen gesucht hatte .

Infolge dieser zurückhaltendenStellungnahme Bismarcks noch bis
zum letzten Augenblicke kam der plötzliche Übergang des Kanzlers zur
aktiven Kolonialpolitikselbst den nächstbeteiligten Dienststellen ganz un¬
erwartet . Man hatte kaum gedacht , daß trotz der im deutschen Volke
herrschenden kolonialen Bewegung der hieraus gezeitigte Schritt
des Kaufmannes F . A . E . Lüderitz aus Bremen so bedeutsame
Folgen nach sich ziehen würde . Dieser hatte am 16 . November 1882
dem Auswärtigen Amte Mitteilung von seiner Absicht gemacht, mit
den Machthabern an der Küste Südwestafrikas Verträge abzuschließen ,
welche ihm in den neu zu erwerbenden Ländereien gewisse Vorrechte
sichern sollten , und dabei gleichzeitig angefragt , ob sein Wunsch , für
seine Ländereien den Schutz der deutschen Reichsflagge zu erhalten ,
Gewährung finden würde

i) v . Poschinger , Fürst Bismarck und die Parlamentarier , Bd . III , ^ . ^ .
') Näheres vgl . Kap . IV .
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Auf diese Anfrage ist es jedenfalls zurückzuführen , daß Fürst
Bismarck den Gedanken in Erwägung zog , zu versuchen , die Politik
der Schutz - und Freundschaftsverträge nicht mehr ausschließlichzu
sördern , sondern bei passender Gelegenheit eine tatkräftige aktive
Kolonialpolitik zu beginnen . Hierzu waren natürlich Erfahrung
und Studien nötig - auch mußte der Zeitpunkt , in dem der Anfang mit
dieser Politik gemacht werden sollte , gut gewählt werde « . Andererseits
war Fürst Bismarck, als er sich in der Folge bereit zeigte , den Wunsch
des Herrn Lüderitz zu erfüllen , sich doch wohl nicht so ganz bewußt , daß die
Lösung der Aufgabe , Deutschland aktiv kolonialpolitisch zu betätigen , viel
schwerer war, als er sie sich in Wirklichkeit gedacht hatte ; insbesondere dürfte
er die Schwierigkeiten wesentlich unterschätzt haben , welche die Verwaltung
solcher überseeischen Besitzungen mit sich brachte . Zwar hatte er sich mit
Leuten , welche in diesen Fragen infolge ihrer geschäftlichen Verbindungen
gewisse Praktische Erfahrung besaßen , des öfteren in der Zeit , in welcher er
Deutschlandin die Reihe der Kolonialmächte eintreten lassen wollte ,
über die einschlägigen Fragen unterhalten , und auch teils durch die
Berichte des Herrn v . Kusserow , zu dessen Dezernat die überseeischen
Angelegenheitengehörten , angeregt , teils durch eigene Studien mit
der Angelegenheit eingehend beschäftigt . Dabei war es für ihn von
Wichtigkeit, auch mit dem Hamburger Großkaufmnnn Adolf Woermann ,
der 1884 — 90 ein Reichstagsmandat bekleidete und infolgedessen häufig
in Berlin sein mußte , über die einschlägigen Fragen sprechen zu können .
So hatte der Kanzler u . a . am 28 . April 1884 mit ihm eine Unterredung ,
an welcher die Herren Lüderitz , Dyes aus Bremen und der Geheime
Legationsrat v . Kusserow gleichfalls teilnahmen . In dieser Unter¬
redung führte der Fürst seine Gedanken und Pläne in bezug auf eine
künftige Kolonialpolitik in kurzen Umrissen aus und bemerkte , daß das
Deutsche Reich nicht französische Kolonialpolitik treiben solle ; man
könne nicht Kriegsschiffe aussenden , um überseeische Ländereien zu er¬
obern , auch könne die deutsche Regierung nicht fremde Länder ohne
weiteres in Besitz nehmen ; dagegen solle der deutsche Kaufmann ge¬
schützt werden , wo er sich niedergelassen hätte , und da , wo er von
dein ^ ande Besitz ergriffen hätte , würde die deutsche Regierung bereit
sein , ihm zu folgen , wie eS England stets getan habe . Mit Bezug

Geschichte des Fürsten BiSnuivek in Einzeldarstellungen viil ^
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auf die Verwaltung solcher Länderstrecken schwebe ihm ebenfalls das
Vorbild Englands vor , welches großen Gesellschaften eine sogenannte
OKarter erteilt habe , so daß die Verwaltung ganz in den Händen
dieser Gesellschaftengelegen habe . Er wies auf die East Jndia
Company hin und auf die der Borneo - Company von England er¬
teilte (Marter >) .

Auf Bitten des Kanzlers hat dann später auch Woermann die
Instruktionen ausgearbeitet , welche nach dein Eintritt Deutschlands in
die Kolonialpolitik einem nach den überseeischenBesitzungen gesandten
Reichskommissar mitgegeben wurden .

Hatte so bei dem Kanzler allmählich der Plan , Deutschland aktiv
kolonialpolitischzu betätigen , ganz bestimmte Formen angenommen
und hatte er sich feste Anschauungen darüber gebildet , so sollten ihm
noch heftige Kämpfe in der inneren und äußeren Politik beschieden sein ,
bis er sein Ziel vollkommen erreicht hatte . Die Kämpfe im Innern ,
die er im Reichstage zu bestehen hatte , zeigten sich vor allem , als er
dort im Jahre 1884 die Postdainpfersubventionsvorlageeinbrachte und
zu verteidigen hatte .

i ) v . Poschinger , Fürst Bismarck und die Parlamentarier , Bd . III , S . 150 f.



Kapitel II .

Die Postdampfersubventionsvorlage ^ .
Das Projekt , den Seepostdienst des Deutschen Reiches mit Ost¬

asien und Australien zu heben , stand dein Fürsten Bismarck schon im
Jahre 1876 vor Augen . Er hatte erkannt , daß die regelmäßigen
deutschen Schiffahrtslinien nicht mehr oder überhaupt nicht imstande
waren , dem überseeischen Verkehr , namentlich nach Ostasien und
Australien , zu genügen . Es war allgemein bekannt , daß infolgedessen
die deutschen Exporteure behufs regelmäßiger schneller Beförderung
ihre Erzeugnifse englischenLinien übergeben mußten und der deutschen
Rhederei dadurch beträchtlicher Gewinn verloren ging . Nicht nur, um
diesen Beeinträchtigungen der deutschen Rhederei abzuhelfen , die In¬
anspruchnahme fremdländischer Beförderungsmittel zu vermeiden und
dem deutschen Handel und der deutschen Industrie neue Absatzmärkte
zn erschließen , sondern auch , um die Marineverwaltung betreffs ihrer
Verbindung mit den im handelspolitischen und diplomatischen Dienst
in den Gewässern fremder Weltteile befindlichen Kriegsschiffenvon
der viele Mißstände im Gefolge führenden Abhängigkeit vom Aus¬
lande zu befreien und durch das neue Schiffsmaterial , namentlich in
Kriegszeiten , die Leistungsfähigkeitder Marine zu erhöhen , glaubte
Fürst Bismarck , deutscherseits schnell und regelmäßig fahrende Post¬
dampferverbindungeinrichten und sie mit staatlichen Mitteln unter¬
stützen zu sollen .

' ) Literatur , vgl . Kap . 1 , S . I , Anm . 1 . — Vgl . insbesondere Zlen , Berichte
und Drucksachen des Reichstages 1884/85 .
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Die Pläne des Kanzlers gewannen aber erst greifbare Gestalt
im Jahre 1884 , wo er einen diesbezüglichen Gesetzentwurf einbrachte .
Er hatte sich zu diesem Schritt um so leichter entschließen können , als
sich nach dem Urteil von Sachverständigen die Ausgabe für das
Reich lediglich als eine solche darstellen würde , deren Vorteile für das
Reich erheblich höher sein würden , als die in Vorschlag gebrachte
Summe der Aufwendungen. Von gleichen Erwägungen waren auch
schon die übrigen Staaten ausgegangen , welche durch Einführung
ähnlicher Einrichtungenweit höhere Opfer brachten in der Überzeugung ,
nichts Unnützes zu tun ; so betrugen z . B . die Aufwendungen für den
Seepostdienst in England damals ungefähr 13 Millionen Mark, in
Frankreich 20 Millionen Mark , in Österreich 4 Millionen Mark
und in Italien 7 Millionen Mark . Zwar war sich der Kanzler
bewußt , daß infolge der im Reichstag zu der Zeit herrschenden
Stimmung sein Standpunkt manchen Anfeindungenausgesetzt und ein
Erfolg schwer zu erreichen sein würde . Gleichwohl legte er im Mai
1884 dem Reichstag folgenden Gefetzentwurf vor :

§ 1 . „ Der Reichskanzler wird ermächtigt , die Einrichtung und
Unterhaltung von regelmäßigen Postdampfschifssverbindungen zwischen
Deutschland einerseits und Ostasien , bzw . Australien andererseits
auf eine Dauer bis zu 15 Jahren an geeignete Privatunter-
nehmungen zu übertragen und in den hierüber abzuschließenden
Verträgen Beihilfen bis zum Höchstbetrage von jährlich vier Millionen
Mark aus Reichsmitteln zu bewilligen .

§ 2 . Die nach § 1 zahlbaren Beträge sind in den Reichs¬
haushaltsetat einzustellen . "

Es war in Aussicht genommen , folgende Postdampferverbindungen
einzurichten :

1 . für den Verkehr mit Ostnfien :
eine Hauptlinie von der Elbe oder Weser nach Hongkong
über Rotterdam bzw . Antwerpen , Neapel , Port - Said , Suez ,
Aden , Colombo , Singapore ;

d ) eine Zweiglinie zwischen Hongkong und Yokohama über
Shanghai und Nagasaki und einem noch zu bezeichnenden
Hafen in Korea :
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2 . für den Verkehr mit Australien :
a ) eine Hauptlinie von der Elbe oder Weser nach Sydney

über Neapel , Port - Said , Suez , Aden , King Georges Sound ,
Adelaide und Melbourne ;

b ) eine Zweiglinievon Sydney über Auckland , Tonga , Samoa -
inseln und Brisbane zurück nach Sydney .

Diese Fahrten sollten alle vier Wochen stattfinden und dieselbe
Geschwindigkeit haben , wie die der Dampser anderer Nationen . Auf
den Dampfern sollte ferner die deutsche Post unentgeltlichbefördert
werden , und bei Übersteigung eines Höchstbetragesder Bruttoeinnahme
sollte die Subvention eine bestimmte Ermäßigung erfahren . Die Bei¬
hilfen selbst sollten auf den Etat der Postverwaltung übernommen
werden .

Die erste Verhandlung dieser Vorlage im Reichstage war am
14 . Juni 1884 . An der Hand der allgemeinen uud speziellen Er¬
wägungen , welche den Fürsten BiSmarck geleitet hatten , vertrat der
damalige Staatssekretär des Reichspostamtes , Stephan , den Gesetz¬
entwurf vor dem Reichstage . Nach ihm ergriff der Abgeordnete
Bamberger , welcher schon im Jahre 1880 die Samoavorlage bekämpft
hatte , das Wort und führte aus , daß die Begründung dieses Gesetz¬
entwurfes vollständig undurchsichtig und unsachgemäß sei , da durch sie
in keiner Weise das herrschende Bedürfnis bewiesen würde , die Handels¬
beziehungen Deutschlands mit überseeischen Ländern durch die Ein¬
richtung von Schnellschiffen zu vermehren . Der deutsche Export hätte
sich bis jetzt mit fremden Schiffahrtslinien beholfen und wäre dabei
sehr gut gefahren . Mit diesen subventionierten Postdampfschiffahrts ^
linien hätten die andern Staaten nicht die Erfolge gehabt , wie sie
seitens der Regierung dargestellt worden wären . Auch würde die
deutsche Rhederei nicht den Vorteil haben , wie er vorausgesagtwürde .
Im Hinblick darauf , daß später mehr Forderungen erhoben werden
würden , warne er ausdrücklich vor der Bewilligung dieser , seiner
Meinung nach nicht ausreichenden Summe .

Darauf ergriff Fürst Bismarck das Wort und führte in feiner
Erwiderungsredefolgendes aus :
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„ Nach den Reden der Gegner der Postdampfervorlage möchte
man annehmen , daß die Regierungen , der Bundesrat und der
Reichstag als Parteien in einem Prozeß einander gegenüberstehen ,
und daß den Regierungen obliege , mit Ziffern nachzuweisen , daß
die vorgeschlagenen Postdampferlinien sich in einer gewissen Anzahl
von Jahren bezahlen werden , entweder durch einen finanziellen
Überschuß oder durch ein volkswirtschaftliches Plus . In dieser Form
sind organische Fragen , wie es alle volkswirtschaftlichen Fragen sind ,
gar nicht zu behandeln .

In solchen Sachen liegt der Regierung nicht die Beweislast
ob ; was derselben obliegt , ist , Fragen , wie beispielsweise die Samoa -
frage , nach einer gewissen Anzahl von Jahren einmal wieder der
gemeinschaftlichenPrüfung zu unterziehen , im Interesse des Volkes ,
der deutschen Nation , ihres Exports , ihrer Arbeit der Reederei .

In der Weise , wie es hier von der Gegenpartei geschehen ist ,
daß nämlich die Summe der jährlich zu machenden Verwendungen
addiert wird , — die Zeitungen kommen auf 60 Millionen im
ganzen , 15 mal 4 ; Dr . Bamberger, der das Diskontogeschäft ge¬
nauer kennt , reduziert diese Summe auf nur 45 Millionen , — läßt
sich die Sache nicht behandeln . Das Räsonnement , das ich hier in
einer fortschrittlichen Zeitung finde : man verlange 60 Millionen
Mark für das Wehen der Reichsflagge in Asien und Australien ,
läßt sich auf alle nationalen Institutionen anwenden . Ich habe
mir hier die Ziffern der Marine ausgezogen ; da sind im Ordinarium
27 und im Extraordinarium 10 Millionen , macht 37 Millionen ,
und das 15 mal genommen macht 555 ; also Sie können mit dem¬
selben Recht sagen : für das Vergnügen , die deutsche Flagge wehen
zu sehen , 555 Millionen . Wenn Sie das gesamte Postbudget
— praeter propter 160 Millionen — mit demselben Multiplikator
versehen , so kommen Sie aus 2400 Millionen ; Sie können das ganze
Deutsche Reich unter diese Rechnung bringen mit seinem Budget
von 591 Millionen : das macht , 15 mal genommen , 8865 Millionen .
Das alles für das Vergnügen , die deutsche Flagge wehen zu sehen ! . . .

Der Abgeordnete Bamberger hat hier Bezug genommen auf
die Erklärung der Hamburger Dampfschiffsrhedereigesellschast , die ,
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wie er ganz richtig sagt , ihrerseits mit Verlust gearbeitet hat .
Gerade dieser Rechnungsbericht , das Promemoria , das gegeben ist
in Nr . 162 des Hamburger Korrespondenten , wo es jeder nachlesen
und die Schlüsse bestätigt finden kann , die ich daraus ziehe , fängt

»damit an : , Ain 1 . Juli 1871 konstituierte sich die deutsche Dampf -
schiffsrhederei zu Hamburg mit einem Kapital von 500 000 Talern
— 1500 000 M . Damals , vor ungefähr zwölf Jahren , waren
unsere deutschen Schiffsbauwerften noch wenig imstande , den Bau
größerer eiserner Dampfschiffe samt Maschinen zu einem im Vergleich
zu den auf englischen Werften kuranten Preise und in einigermaßen
gleichen Lieferungsterminenzu übernehmen/ — Es ist seitdem ein
Fortschritt gemacht worden , seit den zwölf Jahren , zu aller Be¬
friedigung . Ob und inwieweit dieser Fortschritt in Verbindung mit
der Gesellschaft zu bringen ist , überlasse ich eines jeden Ermessen .

In dem vorher erwähnten Promemoria heißt es dann weiter :
Mit vier Schiffen übernahm diese deutsche Dampfschissahrtsrhederei
im Juni 1873 die Fahrt nach Penang , Singnpore , Hongkong und
Schanghai . Deutschlandentbehrte bis dahin jeder direkten Dampf¬
schiffsverbindungmit jenen Gegenden/ Hinterher kommt das
Resultat , daß diese Gesellschaft , nachdem sie ein erhebliches Verlust¬
konto abgeschrieben hatte , nachdem sie mit Schaden operiert hatte ,
schließlich doch elf Seedampfschiffe dauernd auf diesem Seewege be¬
schäftigte . Das ist die Tätigkeit dieser einen offenbar wenig potenten ,
aber strebsamen Gesellschaft . Wenn schon deren Tätigkeit genügend
gewesen ist , um in unseren ganzen Rhedereiverhältnissen, in unseren
überseeischen Beziehungen eine erhebliche Veränderung herbeizuführen ,
sollte da die Möglichkeit ganz von der Hand zu weisen sein , daß
bei einer noch größeren Ausdehnung mit Zuhilfenahme einer Sub¬
vention von feiten der Staaten alle die Vorteile , die für die nationale
Arbeit , für den Handel , für den Export gewonnen werden können ,
sich in noch größerem Maßstabe zeigen ? Wie hat der Verkehr in¬
folge der Anlage von Eisenbahnen sich gehoben , wie hat der Wagen
frachtverkehr infolge der Eisenbahnen sich gehoben , wie haben
Hunderttausende anderer Verkehrsarten sich seit meinen Jugendjahren
verdreifacht , verzehnfachtund an Umfang zugenommen durch Ver -
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besserung der Verkehrsverbindungen ? Weit über jede Berechnung !
Der Klügste wird das Maß der Entwicklung unseres Verkehrs in¬
folge der Anwendung des Dampfes auf unseren Verbindungswegen
sowohl zu Wasser wie zu Lande nicht ganz sicher feststellen können .
Können Sie also mit Sicherheit nach kaufmännischer Buchführung
genau das Verlust - und Gewinnkonto anzeigen , was wir hierbei
haben werden ? Es ist das eine Überzeugungs - , eine Glaubenssache,
die ich aber doch nicht , wie dies geschehen , als Gefühlssache charakteri¬
sieren möchte .

Wollen wir den Weg , den nicht nur Frankreich , sondern auch
England , Belgien , Holland und alle hauptsächlich seefahrenden
Nationen betreten haben , auch Italien , nicht betreten , weil wir die
klugen Deutschen sind , die alles besser wissen , weil wir soviel Gelehrte
und so gute Redner haben ? Wollen wir uns nicht an der Weiter¬
entwicklung des Verkehrs beteiligen ? Wollen wir nichts tun für
die Seefahrt , die Arbeit , die Erhaltung unseres Exports , zur Vor¬
beugung von Nahrungslosigkeitim Lande wegen Mangel an Export
und Mangel an Arbeit ? Wollen wir nicht vielmehr jedes Mittel
wählen , die Ausfuhr zu fördern , auch solche Mittel , für deren
Rentabilität wir nicht vorher den Beweis liefern können , an die wir
aber glauben ? " ' )

Nachdem sodann verschiedeneRedner teils für , teils gegen die
Vorlage gesprochen hatten — unter den letzteren Engen Richter — ,
wurde diese mit Hilfe des Zentrums an die Budgetkommissionver¬
wiesen . Bei der vorgerückten Session bedentete dieser Beschluß eine
Verschleppung bis in die Sessionen des neuzuwählenden Reichstages , weil
kaum anzunehmen war , daß die Vorlage noch in der laufenden Session
zur Erledigung kommen würde . Da aber Fürst Bismarck dem Zu¬
standekommen des Gesetzes eine außerordentliche Wichtigkeit beilegte ,
erschien er selbst am 23 . Juni 1884 zur Vertretung der Vorlage bei
den Beratungen der Budgetkommission, ein Umstand , der so recht die
Bedeutung kennzeichnete , welche die Angelegenheit für den Kanzler
haben mußte ; denn man hatte ihn seit 1871 in keiner Kommission

' ) Vgl , Kohl X . 162 ff.
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gesehen . In der Tat , Bismarck hatte sich zu diesem Schritt entschlossen ,
um in der KommissionGelegenheitzu finden , die Stellungnahme der
Regierung noch einmal zu präzisieren und gleichzeitig seine im Zusammen¬
hange damit stehenden Anschauungenüber Kolonialpolitik darzulegen ,
die er inzwischen tatkräftig in Angriff genommen hatte .

Bevor nun die weitere Entwicklung des Schicksals dieser Vorlage
betrachtet werden soll , ist es nötig , näher auf die Ereignisse einzugehen ,
welche sich mittlerweile in den überseeischenGebieten abgespielt hatten
und die Veranlassung geworden waren , daß Deutschland eine aktive
Kolonialpolitik begonnen hatte . Es war schon bemerkt worden ' ) , das;
sich am 16 . November 1882 der Bremer Kaufmann Lüderitz mit einer
Eingabe an das deutsche Auswärtige Amt gewandt und gebeten hatte ,
ihm für die Gebiete , welche er durch Verträge mit den eingeborenen
Häuptlingen an der Südwestküste Afrikas erwerben wollte , den Schuh
der deutschen Reichsflagge zu gewähren . Der Kanzler war , im Grunde
genommen , einem solchen Schritte nicht abgeneigt , stellte sich aber die
Sache einfacher vor , als sie in Wirklichkeit war . Er sagte Herrn
Lüderitz nicht sofort den Schutz des Reichs zu , sondern hielt es zweck¬
mäßiger , namentlich England gegenüber , mit aller nur erdenklichen
Vorsicht vorzugehen . Vielleicht wäre diese große Rücksichtnahme
auf England gerade in der damaligen Zeit nicht so nötig gewesen ,
aber immerhin spricht das Verhalten Bismarcks in der Angelegenheit
snr seine Politische Meisterschaft , mit welcher er stets etwaigen Ver¬
wicklungen mit fremden Mächten die Spitze abzubrechen suchte . Bismarck
wußte ganz genau , daß er , wenn er überhaupt deutsche Kolonialpolitik
treiben wollte , keinen besseren Zeitpunkt wählen konnte als den augen¬
blicklichen . Denn England — das sich mit Recht als die größte
Kolonialmachtder Welt fühlte und darum befürchten mußte , daß die
deutschen Ansprüche seine eigenen zukünftigen Pläne durchkreuzen könnten
— befand sich gerade damals ( 1883 ) in einer Situation , die einen
allzu heftigen Widerstand nicht erwarten ließ . Disraeli , Englands
großer Staatsmann , der in allen Weltteilen die Grenzen des
„ LritisK Empire " erweitert hatte , war kurz zuvor gestorben , und

' ) Pql . Kap . I , S . 32 und insbesondereKap . IV .
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Gladstone , der nach ihm des Reiches Geschicke in der Hand hielt , war
ein Doktrinär , der allem aggressiven Vorgehen feindlich gesinnt war und
kriegerische Reibungen nach Möglichkeit zu vermeiden suchte . Zudem
aber hatte England eben die von Disraeli vorbereitete Okkupation
Ägyptens durchgeführtund war in dieser von Rußland und Frankreich
bestrittenenPosition , deren Unsicherheit von Gladstone noch dazu über¬
schätzt wurde , einigermaßen auf das Wohlwollen Deutschlands angewiesen .
Trotzdem hat Bismarck auch von dieser Seite mehr Widerstände er¬
fahren , als er vorher angenommenhatte , so daß er zu ihrer Über¬
windung seine ganze diplomatischeGeschicklichkeit aufbieten mußte

Gleichwohl ließ der Kanzler zunächst den KaiserlichenGeschäftsträger
in London , Grafen Herbert v . Bismarck - Schönhausen , ersuchen , sich über
die etwaigen Ansprüche Englands auf die fraglichen Küstenstriche zu
informieren . Das Resultat war die aktenmäßige Feststellung , daß in
amtlichen englischen Dokumenten der Oranjefluß als die nördliche
Grenze der Kapkolonie bezeichnet wurde und die portugiesischen
Besitzungen südlich vom Kongogebiet ebenfalls nicht bis dorthin
reichten , ferner , daß auf Schutzanträge rheinischer Missionare , die in
dem für Annexionszwecke ins Auge gefaßten Namaqua - und Herero -
Lande tätig waren , von der englischen Regierung die Antwort ge¬
kommen war : England übe nördlich vom Oranje - Fluß mit einziger
Ausnahme der Walfischbai keine Jurisdiktion aus und sei auch nicht
in der Lage , in jenem Gebiete Schutz zu gewähren . In einein
Schreiben vom 4 . Februar 1883 behielt sich Bismarck deshalb vor ,
im Falle , daß die Lüderitzschen Ansiedelungen außerhalb des eng¬
lischen Einflusses oder des Einflusses einer anderen befreundeten
Macht liegen würden , den deutschen Schutz eintreten zu lassen . Darauf¬
hin erwiderte Lord Granville am 23 . Februar 1883 , die Kapkolonie
habe zwar an jener Küste einige Niederlassungen , ohne genauere An¬
gaben aber , an welcher Stelle die deutsche Ansiedelung beabsichtigt
werde , sei es unmöglich , zu einer Ansicht darüber zu gelangen , ob die
englischen Behörden im Notfalle einen Schutz gewähren könnten ;

Adler , Fürst Bismarck als Kolonialpolitiker , in der Zeitschrist „ Der
Lotse " , 1 . Jahrg ., Heft 14 , S . 448ff .
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wenn indessen die deutsche Regierung genauere Angaben über die ge¬
dachten Punkte machen wollte , so würde die Regierung der Kapkolonie
zum Berichte aufgefordert werden , ob und in welchem Umfange man
den deutschen Wünschen entgegenkommen könnte .

Auf den weiteren Verlauf dieser Angelegenheit wird genauer bei
der Geschichte der Erwerbung der einzelnen Kolonien eingegangen
werden ^) . Hier sei nur bemerkt , daß Fürst Bismarck , müde der langen
diplomatischenVerhandlungen , sich kurzweg am 24 . April 1884 entschloß ,
Herrn Lüderitz den Schutz des Deutschen Reiches zuzusagen . Damit
war die deutsche Kolonialpolitik in Fluß geraten , und Bismarck schritt
nun unerschütterlich auf dem einmal betretenen Wege in seiner meister¬
haften Art vorwärts .

Gehen wir nun wieder zurück zu den Ereignissen in Deutsch¬
land und betrachten wir in Verbindung damit das weitere Schicksal
der Dampsersubventionsoorlagenäher . Zu der stattfindenden Kom¬
missionsberatungüber die Vorlage am 23 . Juni 1884 war , wie schon
erwähnt , der Kanzler persönlich erschienen , weil er den Zusammen¬
hang der Dampfersubventionsfrage mit der überseeischenPolitik des
Reichs darlegen wollte ( vgl . Kohl X , 167 ) . In dieser Sitzung
wurde der Kanzler von dem Abgeordneten Hammacherdarüber inter¬
pelliert , ob die Vorlage im Zusammenhange mit der Kolonialpolitik
der Reichsregierungim allgemeinen stände . Fürst Bismarck bejahte
dies und fuhr dann fort ^) , daß das Votum , welches der Reichstag
über die Dampfersubventionsfrage fällen würde , für die überseeische
nnd Kolonial - Politik der Regierung mit entscheidend sei . In der
Samoafrage sei seinerzeit die Entscheidung gegen die Absichten der
Regierung ausgefallen , und diese sei hierdurch für längere Zeit ent¬
mutigt worden . Die überseeische Politik lege Verantwortlichkeiten auf ,
die man nur dann übernehmen könne , wenn die Nation mit Begeisterung
der Regierung zur Seite stände und man sich auf eine national
empfindende Vertretung der Nation stützen könne , die solche Fragen

Vgl . Kap . IV .
2) Vgl . den stenographischen Bericht in der „ Norddeutschen Allgemeinen

Zeitung " vom 25 . Juli 1884 .
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nicht wie Additions - und Subtraktionsexempel behandle . Daß im
Lande dieser erste nach der Samoavorlage gemachte Versuch , mit
Zustimmung des Reichstages die überseeischenInteressen des Reiches
zu fördern , richtig gewürdigt werde , bewiesen die ihm fast täglich zu¬
gehenden Zustimmungsadressen und Telegramme aus Kreisen , bei
welchen er ein so lebendiges Interesse für diese Fragen kaum ver¬
mutet hätte . Fürst Bismarck ging dann näher auf die leitenden Ge¬
sichtspunkte seiner Kolonialpolitik ein und entrollte ein Bild von den
Grundsätzen , nach denen er die überseeische Politik zu handhaben
gedächte . Auf Grnnd seiner Anschauungen hätte sich deshalb auch
der Kaiser entschlossen , die Niederlassungen des Herrn Lüderitz unter den
Schutz des Reiches zu stellen . Er , Bismarck , habe dabei zu ermitteln
gesucht, ob Angra - Pequena als einer anderen europäischen Macht ge¬
hörig betrachtet werde , und habe schließlich , um nicht den Anschein zu
erwecken , als ob England infolge einer Anfrage , welche er wegen des
Besitzverhältnisses dort gehalten hätte , den deutschen Niederlassungen
auf Wunsch Deutschlands seinen Schutz gewähren sollte , am 24 . April
erklärt , daß die Niederlassungen unter dem Schutze Deutschlands
ständen . Diesen Schutz habe nun auch die englische Regierung an¬
erkannt . Der Kanzler streifte sodann noch die Kongofrage ^) , welche die
Gemüter zu beschäftigen begann , und betonte dabei das Bestreben der
deutschen Regierung , die Hebung des deutschen Handels durch ver¬
tragsmäßige Sicherstellung voller Verkehrsfreiheit zu erreichen . Hin¬
sichtlich der Dampfersubventionsvorlagebemerkte der Kanzler , daß er
in bezug auf die Ausführung des Gedankens nicht , wie man annähme ,
für Regie , sondern für Subvention sei . Unter Regie verstände er
hier eine staatlich hervorzurufende Linie ; er würde vorziehen , die be¬
stehenden Linien nicht zu ignorieren , sondern mit diesen über das
Maß der Unterstützung zu verhandeln , dessen sie bedürften , um die im
allgemeinen nationalen Interesse an sie zu stellenden Bedingungen er¬
füllen zu können . Die hierüber zu führenden Verhandlungen setzten
aber voraus , daß er und der Generalpostmeisterfreie Hand hätten .
Diese Verhandlungen gewissermaßen durch den Reichstag zu präjudi -

Vgl . Kap . VII ,
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zieren , könne nicht vorteilhaft sein . Hierzu sei allerdings das Ver¬
trauen des Reichstags nötig . Dieser habe das Geld zu bewilligen
oder zu versagen . Die Zustimmung von einem genauen Beweise der
Rentabilität abhängig zu machen , stehe im Widerspruchmit den viel¬
fachen Bewilligungen der Landesvertretungen bei Eisenbahngarantien
und Zuschüssen zu anderen nutzbringenden Unternehmungen, wie z . B .
zur Gotthardbahn . Wolle man die Bewilligung davon abhängen
lassen , ob nicht etwa die aufzuwendende Summe für Gehaltsauf¬
besserungen u . dgl . m . ebenfalls nützlich verwertet werden könnte ,
so würde überhaupt keine nutzbringende Ausgabe möglich sein .

Nach diesen Ausführungen sprach sich der Abgeordnete Rickert
gegen die Vorlage aus , indem er namentlich darauf hinwies , daß die
finanzielle Lage des Reiches kaum diese Belastung würde aushalten
können . Hieraus nahm der AbgeordneteBamberger das Wort und
erklärte , daß die Vorlage jetzt , wo die Kolonialpolitik mit hereingezogen
sei , erst recht einer gründlichenPrüfung bedürfe . Er bezeichnete die
Versuche , in der Südsee oder in Asrika Kolonien zu erwerben , als
„ mehr oder minder schwindelhaft " ; außerdem würden hierdurch für die
Deutschen nur Gefahren heraufbeschworen werden ; auch würden ihnen
diese Versuche „ Naseustüber" eintragen , die sie wehrlos einstecken
müßten . Er wünschte aus diesen Gründen keinerlei Schutzerweiterung
für gewagte überseeische Unternehmungen. Fürst Bismarck erwiderte ,
nach seinen Auslassungen über das Kolonialsystem habe sich Bamberger
als ein Gegner jeder überseeischenEntwicklungder deutschen Nation
gezeigt ; es sei daher natürlich , daß er auch gegen die Dampfer -
subventionen stimmen würde . Der Reichskanzlerwandte sich darauf
gegen die weiteren Ausführungen des genannten Abgeordneten und wies
in längerer Rede dessen Kritik über die Kolonialpolitikzurück . Wenn
ihm der Reichstag bei seinen Plänen kein Vertrauen entgegenbrächte ,
so könne er allerdings auf dem Gebiet überseeischerPolitik nicht viel
machen . Warum sollte alles das , was andern Nationen tauge , uns
nicht auch frommen ; wenn man wirklich noch an dein wirtschaftlichen
Nutzen der Dampfschifssubventionsvorlage zweifle , so berufe er sich auf
das Zeugnis des französischen Postministers Cochery , der sich in seinem
Berichte an den Präsidenten der Republik über Dampsersubventionen
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durchaus günstig ausgesprochen habe ^) . Hierauf polemisierte der
Abgeordnete Eugen Richter gegen überseeische Politik überhaupt und
erklärte im besonderen , seine Zustimmung dazu versagen zu müssen ,
daß für Angra - Pequena , welches nur eine „ Sandbüchse " sei , irgend¬
welche finanziellen Beihilfen gewährt würden . Fürst Bismarck er¬
widerte hierauf , es handle sich hierbei ebensowenig um staatliche Zu¬
schüsse wie bei der englisch - indischen Kompagnie und der Nord -
Borneo - Kompagnie , welche von England keinen Zuschuß erhalte . Ob
ferner Angra - Pequena fruchtbar sei , gehe einzig Herrn Lüderitz an :
jedenfalls seien nur einige Quadratmeilen der von ihm gemachten Er¬
werbungen sandig .

Trotz seiner glänzenden Reden gelang es Bismarck nicht , die
Opposition zu überzeugen , und ihr Führer , das Mitglied der Zentrums¬
partei , Windthorst , setzte es durch , daß die nächste Sitzung der Kommission
nicht auf den folgenden Tag , sondern erst auf den 27 . Juni festgesetzt
wurde : dadurch wurde eine Beschlußfassung des Reichstages über die

' ) Die betreffende Stelle des Berichtes lautete : „ Wir sind nicht mehr auf
die Notwendigkeit angewiesen, die kostspielige Hilfe fremder Postdampfer für die
Beförderung unserer Korrespondenznach Australien in Anspruchzu uehmen . Dies
reiche Land ist in direkte Verbindung mit unseren Häfen getreten ; unserem Handel
und unserer Industrie sind auf diese Weise neue Absatzgebiete erschlossen worden .
Die wichtigsten Resultate , welche die australische Linie für unseren Handel bereits
erzielt hat und welche dieselbe in noch erhöhtem Maße für die Zukunft ergeben
wird , rechtfertigen überreichlich die Opfer , welche die französischen Kammern für ihre
Errichtung in so bereitwilliger Weise gebracht haben . Die subventioniertenüber¬
seeischen Dampferlinien tragen in der Tat gewaltig zur Entwicklung des Handels
bei ; sie eröffnen ihm , ich kann dies nicht oft genug wiederhole » , neue Kanäle . Um
sich hiervon zu überzeugen , genügt es , auf die Tatsache hinzuweisen , daß , sobald
eine subventioniertePostdampferlinie die direkte Verbindung zwischen Frankreich
und einem überseeischen Lande herstellt , alsdann der französische Handel mit dein
betreffenden Lande staunenswerten Umfang annimmt . Man hat dies in Indien
und China , am La Plata , in Brasilien , in den Antillen , in Mexiko und Nord¬
amerika gesehen . Diese Verbindungen kosten uns jährlich im Budget ungefähr
27 Millionen ; aber man kann dreist behaupten , daß diese Summe verschwindend
gering ist im Vergleich zu den Vorteilen , welche unser Handel und unsere Industrie
aus ihr ziehen . Selbst der Staatsschatzverliert hierdurch nichts . Seine Einnahmen
steigern sich in gleichem Verhältnis . " Vgl . v . Kvschitzky , Deutsche Kolonial¬
geschichte , Bd . I , S . 262 ff.
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Borlage unmöglich gemacht , da am 28 . Juni der Reichstag bereits
geschlossen werden sollte . Die Vorlage blieb vorläufig unerledigt .

Gleichwohl sollte sie aber vor Schluß des Reichstages nochmals
berührt werden . Denn als in der Reichstagssitzung vom 26 . Juni 1884
der Abgeordnete v . Maltzahn - Gültz bei Gelegenheit der Verhandlung über
den Handelsvertrag mit Korea einige Protestierende Bemerkungen gegen
eine Verschleppung der Dampfersubventionsvorlagefallen ließ , knüpfte sich
daran eine umfangreiche und bedeutsame Debatte über Kolonialpolitik
überhaupt . In dieser Debatte machte sich zum nicht geringen Teile die
Erregung bemerkbar , die sich infolge der Verhandlungen in der Budget¬
kommission in ganz Deutschland gezeigt hatte . Die Kolonialpolitik wurde
dabei zunächst von den Abgeordneten Richter in die Debatte gezogen ,
indem er seine Partei gegen die ihr durch die Presse gemachten Vorwürfe
zu verwahren suchte . Weitere Redner glaubten den Vorwurf entkräften
zu müssen , daß durch die Oppositionsparteien die Vorlage verschleppt
würde , und suchten nachzuweisen , daß die Subvention , welche gefordert
würde, in keinem Verhältnis zu ihrem Nutzen stände . Die vielfachen
Angriffe , welche im Laufe der Debatte von den verschiedensten Rednern ,
unter ihnen namentlich Bamberger und Richter , gegen die Vorlage und
besonders gegen die Kolonialpolitik des Deutschen Reiches erfolgten ,
suchte schließlich der Reichskanzler in einer wirksamen und hochbedeutenden
Rede über die Genesis der Kolonialentwicklungund über die Be¬
fürchtung einer Beförderung der Auswanderung durch die Postdampfer
zu zerstreuen , indem er sagte :

„ Die Genesis der Kolonialfrage ist folgende : Wir sind zuerst
durch die Unternehmung hanseatischerKaufleute , verbunden mit
Terrainankäufen und gefolgt von Anträgen aus Reichsschutz , dazu
veranlaßt worden , die Frage , ob wir diesen Reichsschutz in dem
gewünschten Maße versprechen könnten , einer näheren Prüfung zu
unterziehen . Ich wiederhole , daß ich meine frühere Abneigung gegen
Kolonien — ich will sagen nach dem System , wie die meisten im
vorigen Jahrhundert waren , was man jetzt das französische System
nennen könnte , die als Unterlage ein Stück Land schaffen , und dann
Auswandererherbeizuziehen suchen , Beamte anstellen und Garnisonen
errichten , — hente noch nicht aufgegeben habe . Ich glaube , daß
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inan Kolonialprojekte nicht künstlich schaffen kann , und alle Beispiele ,
die der Abgeordnete Bamberger in der Kommissionals abschreckend
anführte , waren darauf zurückzuführen , daß dieser falsche Weg ein¬
geschlagen war , daß man gewissermaßen einen Hafen hatte bauen
wollen , wo noch kein Verkehr war , eine Stadt , wo noch die Be¬
wohner fehlten , nw dieselben erst künstlich herbeigezogenwerden
sollten .

Etwas ganz anderes ist die Frage , ob es zweckmäßig , und
zweitens , ob es die Pflicht des Deutschen Reiches ist , denjenigen
seiner Untertanen , die solchen Unternehmungen im Vertrauen auf des
Reiches Schutz sich hingeben , diesen Reichsschutzzu gewähren und
ihnen gewisse Beihilfen in ihren Kolonialbestrebungen zu leisten , und
denjenigen Gebilden , die aus den überschüssigen Säften des gesamten
deutschen Körpers naturgemäß herauswachsen , in fremden Ländern
Pflege und Schutz angedeihen zu lasfen . Und das bejahe ich , aller¬
dings mit weniger Sicherheit vom Standpunkte der Zweckmäßigkeit
— ich kann nicht voraussehen , was daraus wird — aber mit
unbedingter Sicherheit vom Standpunkte der staatlichen Pflicht .

Ich kann mich dem nicht entziehen . Ich bin mit einem ge¬
wissen Zögern an die Sache herangetretenund habe mich gefragt :
womit könnte ich es rechtfertigen , wenn ich diesen Unternehmern,
über deren Mut — ich habe die Herren persönlich gesprochen — ,
über deren Schneidigkeit, über deren Begeisterungsür ihre Aufgabe
ich mich herzlich gefreut habe , sagen wollte : Das ist alles sehr schön ,
aber das Deutsche Reich ist dazu nicht stark genug , es würde das
Übelwollenanderer Staaten auf sich ziehen , es würde , wie Dr . Bain¬
berger schilderte , in unangenehme Berührung mit anderen kommen ,
es würde Nasenstüberbekommen , für die es keine Vergeltung hätte .
Ich habe nicht den Mut gehabt , diese Bankerotterklärung der deutschen
Nation auf überseeische Unternehmungenden Unternehmern gegen
über als Reichskanzler auszusprechen .

Wir denken in keine exklusive Kolonialpolitikeinzutreten , wie
leider andere , weniger mächtige Staaten , als England , sie ausüben
und dadurch das Aufblühen und den Handel ihrer Kolonien unter¬
drücken .
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Es ist sodann von dem Herrn Abgeordneten Richter darauf hin¬
gewiesen , daß unsere Kolonialnnternehmungen ganz außerordentlich kost¬
spielig sein und unseren notleidenden Reichsschatz in eine noch schlimmere
Lage bringen würden , als jetzt . Es ist das allerdings richtig , wenn wir ,
wie das früher bei ähnlichen Versuchen geschehen ist , damit anfangen
wollten , eine Anzahl von obern und untern Beamten dort hinzuschicken
und zunächst eine Garnison dort hinzulegen , Kasernen , Häfen und Forts
zu bauen . Das ist aber nicht entfernt unsere Absicht , wenigstens die
meinige nicht . Meine von Seiner Majestät dem Kaiser gebilligte Ab¬
sicht ist , die Verantwortlichkeit für die materielle Entwicklung der Kolonie
ebenso wie ihr Entstehen der Tätigkeit und dem Unternehmungsgeiste
unserer seefahrenden und handeltreibenden Mitbürger zu überlassen , und
weniger in der Form der Annektierung von überseeischenProvinzen
an das Deutsche Reich vorzugehen , als in der Form von Gewährung
von Freibriefen nach Gestalt der englischen , Ro ^ a1 edartei-8 ', im
Anschluß an die ruhmreiche Laufbahn , welche die englische Kauf¬
mannschaft bei Gründung der Ostindischen Kompagnie zurückgelegt
hat , den Interessenten der Kolonie zugleich das Regieren derselben
im wesentlichen zu überlassen und ihnen nur die Möglichkeit europäischer
Jurisdiktion für Europäer und desjenigen Schutzes zu gewähren , den
wir ohne stehende Garnison dort leisten können ^) . . .

Unsere Absicht ist , nicht Provinzen zu gründen , sondern kaus
männische Unternehmungen, aber in der höchsten Entwicklung , auch
solche , die sich eine Souveränität , eine schließlich dem Deutschen
Reich lehnbar bleibende , unter seiner Protektion stehende kaufmännische
Souveränität erwerben , zu schützen in ihrer freien Entwicklung sowohl
gegen Angriffe aus der unmittelbarenNachbarschaft, als auch gegen
Bedrückung und Schädigung von seiten anderer europäischer Mächte .
Im übrigen hoffen wir , daß der Baum durch die Tätigkeit der
Gärtner , die ihn pflanzen , auch im ganzen gedeihen wird , und wenn
er es nicht tut , so ist die Pflanze eine verfehlte , und es trifft der
Schade weniger das Reich , denn die Kosten sind nicht bedeutend ,
die wir verlangen , sondern die Unternehmer , die sich in ihren Unter
nehmungenvergriffen haben . . .

' ) Rede vom 26 . Juni 1884 (Kohl , X 197 ) .
^!esc!) ich!.' deS Fürsten BiSmavck in Einzeldarstellungen > u >, 4
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Ich glaube auch nicht , daß durch die subventionierten Post -
dampfer die Auswanderung befördert wird , — wie der Abgeordnete
Richter befürchtet — ; die Auswanderer haben fo viel und so reichliche
Gelegenheit , daß die stabilen Postdamvfer sie nicht mehr als bisher zur
Auswanderung verleiten würden . Ich bin kein Freund der Auswanderung
im allgemeinen , und namentlich nicht der krankhaften Beförderungder
Auswanderung , die wir in den ersten Jahren des Deutschen Reichs gehabt
haben — unter meiner Unterschrift, gebe ich ja zu — ; ich habe
aber damals dieser Sache meine Aufmerksamkeit nicht zugewendet .
Ich kämpfe gegen die Beförderungder Auswanderung ; ein Deutscher ,
der sein Vaterland abstreift wie einen alten Rock , ist für mich kein
Deutscher mehr ; ich habe kein landsmannschaftliches Interesse mehr
für ihn , und wenn die Beförderung der Korrespondenz und des
Verkehrs und unseres Exports eine Beförderung der Auswanderung
sein würde , so würde dies ein Grund dagegen sein ; aber — ich
habe gerade das Wort Export gebraucht — der Export ist ein Mittel ,
die Auswanderung zu hindern . Es ist eine auffällige Tatsache , daß
gerade die bevölkertsten Landstriche Deutschlauds , die wir die industriellen
nennen dürfen , von der Auswanderung so gut wie frei sind , und
daß diejenigen Landstriche , in denen keine Industrie ist , die baltischen
Provinzen und die , welche in einem ähnlichen Kulturzustande sind ,
Posen und Mecklenburg , das Hauptkontingent der Auswanderer liefern .
Geben Sie denen Industrie , geben Sie denen Export , geben Sie
denen Schutzzölle , und die Leute werden nicht mehr auswandern .
Gerade die Förderung des Exports , die Förderung der Verbindung
und womöglich tatsächlicheFörderung einer sicheren Verbindung
hindert die Auswanderung . "

Der Reichskanzler schloß seine Rede damit , daß er auf das
Vertrauen der Opposition verzichtete, wenn man es ihm nicht gewähren
wollte . Im weiteren Verlauf der Debatte gingen verschiedene Redner
in kürzeren und längeren Ausführungennoch besonders auf die Kolonial¬
politik ein , während über die DampfersubventionsvorlageWesentliches
nicht mehr vorgebracht wurde . Sie blieb unerledigt , während der Vertrag
mit Korea schließlich genehmigt wurde .

Das Verhalten der Opposition Bismarcks besten Plänen und
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wohlgemeintesten Absichten gegenüber wurde allgemein verurteilt . Zahl¬
reiche Kundgebungen , die dem Kanzler die Sympathie des Volkes seinen
Intentionen gegenüber zeigen sollten , liefen von allen Seiten bei ihm
ein . So ging u . a . am 24 . Juni 1884 bei Bismarck nachstehendes
Telegramm des BürgermeistersWesmer in St . Blasien ein : „ Begeisterte
Zustimmung und ehrfurchtsvollenDank für das energische Eintreten
zugunsten der überseeischen Interessen Deutschlands von der Süd¬
grenze des Reiches . " Darauf antwortete der Kanzler am 29 . Juni
1884 : „ Die freundliche Begrüßung durch das Telegramm vom 28 . d . M .
erwidere ich mit dem Ausdruck der Genugtuung darüber , daß die wirt¬
schaftlichen und politischen Bestrebungender VerbündetenRegierungen
in den Bergen des Schwarzwaldes der gleichen Würoigung begegnen ,
wie in unseren Seestädten . " Am 24 . Juni 1884 hatte femer die
Handelskammerin Freiburg dem Reichskanzler die Abschrift einer Ein¬
gabe überreicht , welche diese an das Präsidium des deutschen Reichstags
in der Angelegenheit der Einrichtung und Unterhaltung direkter über¬
seeischer Postdampferverbindungen gerichtet hatte . Gleichzeitig sprach
die Kammer Bismarck ihren Dank aus „ für den durch diese Gesetz¬
vorlage den Interessenunseres gesamten Vaterlandes erwiesenen Dienst " .
Hierauf erging gleichfalls unterm 29 . Juni 1884 folgender Bescheid :
„ Die Zuschrift vom 24 . d . M . ist mir ein erfreulicher Beweis für die
Anerkennung , welche die Bestrebungen der Verbündeten Regierungen
zur Förderung unserer überseeischen Verbindungen bei dem Freiburger
Handelsstande finden . Die Tatsache , daß aus allen Teilen des Reichs
zahlreiche Kundgebungengleichen Inhalts mir zugehen , bestärkt mich
in der Hoffnung , daß unsere Anträge auf Unterstützung der Schiffahrt
die Zustimmungdes künftigen Reichstags finden werden . Die Zwischen¬
zeit wird zur Begutachtung derselben durch den Staatsrat benutzt
werden , v . Bismarck . "

Inzwischen wurden die Neuwahlen zum Reichstage ausgeschriebeu ,
da dessen Legislaturperiodeabgelaufen war . Sie fanden am 28 . Oktober
1884 statt . Die Eröffnung des neugewähltenReichstages selbst war
am 20 . November . Bismarck hatte in der Zwischenzeitden Gesetz¬
entwurf , betr . die Postdampfersubvention , etwas verändern und erweitern
lassen . Er legte dem Bundesrat nunmehr folgendenEntwurf vor :
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§ 1 .
„ Der Reichskanzler wird ermächtigt , die Einrichtung und Unter¬

haltung von regelmäßigen Postdampfschiffverbindungenzwischen
Deutschland einerseits und Ostasien , sowie Australien und Afrika
andererseits auf eine Dauer von 15 Jahren an geeignete Unter¬
nehmer zu übertragen und in den hierüber abzuschließenden Ver¬
trägen Beihilfen bis zum Höchstbetrage von jährlich 5400000 Mk .
aus Reichsmitteln zu bewilligen .

8 2 .
Die im § 1 bezeichnetenBeträge bedürfen zu ihrer Gültigkeit

der Genehmigung des Bundesrats . Über den Inhalt der Verträge
sowie über die auf Grund derselben geleisteten Zahlungen ist dem
Reichstage bei Vorlage des nächsten Reichshaushaltsetats Mitteilung
zu machen .

§ 3 -
Die nach § 1 zahlbaren Beträge sind in den Reichshaushalts¬

etat einzustellen . "

Bei der Einrichtung der Dampferlinien sollten folgende Gesichts
punkte zugrunde gelegt werden :

1 . Die Fahrten sollen bei der ostasiatischen und der australischen
Linie , sowie auf der Linie Deutschland - Zansibar und Aden - Bombay
in Zeitabschnitten von je vier Wochen stattfinden . In Aden sollen
die Dampfer der letzteren Linie einmal an die Dampfer der ost¬
asiatischen , das andere Mal an die der australischen Linie anschließen .

2 . Die Unternehmer werden verpflichtet , auf Erfordern der
Reichsverwaltungdie Einrichtung von Leuchtfeuernund Landungs¬
vorrichtungenan den Landungsplätzen der afrikanischen Küsten auf
ihre Kosten herzustellen .

3 . UngerechtfertigteVerzögerungen bei der Fahrtausführung
sollen eine Kürzung der Reichsbeihilfe zur Folge haben , wogegen
für die Beschleunigung innerhalb der mit Rücksicht auf die Sicher¬
heit der Fahrt zulässigen Grenzen eine entsprechende Vergütung ein¬
treten wird .
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4 . Die Dampfer führen die deutsche Postflagge und befördern
die Post ohne besondere Vergütung .

5 . Die Ausführung der Fahrten wird geeigneten Unternehmern
auf eine Zeitdauer von 15 Jahren vertragsmäßig übertragen .

6 . Den Unternehmern wird die Einnahme an Fracht - und
Pasfagegeld überlassen . Die Feststellung der Tarife erfolgt unter
Mitwirkung der Reichsverwaltung . Für Leistungen zu Zwecken der
Marineverwaltung und auf Verlangen deutscher Reichsbehörden sollen
die Unternehmer gewisse Verpflichtungenbei Beförderungsleistungen
für staatliche Zwecke zu erfüllen haben .

7 . Zur Sicherstellung der Erfüllung der Vertragsverbindlich¬
keiten wird , soweit erforderlich , den Unternehmern die Bestellung
einer Kaution aufgelegt werden .

8 . Die Beihilfe des Reichs wird in der Weife gewährt , daß
nach Zurücklegung jeder Doppelreiseder vertragsmäßig vorzusehende
Betrag derselben gezahlt wird .

In den Verträgen soll vorgesehen werden , daß bei Erzielung
einer gewissen Bruttoeinnahme die Vergütung sich entsprechend er¬
mäßigt und daß im Falle der Nichterfüllung der von den Unter¬
nehmern eingegangenen Verpflichtungen ein Teil der Beihilfe inne -
behalten wird . Streitigkeiten über Erfüllung der Verträge sollen
schiedsrichterlicherBehandlung unterworfen werden . Für die ver¬
fassungsmäßigeBehandlung des Gegenstandes ist die Form eines
besonderen Gesetzes gewählt , um die Reichsverwaltungin den Stand
zu setzen , die Ausführung des Postdampferdienstes zur Abwendung
weiterer Benachteiligung des deutschen Verkehrs so zeitig vorzubereiten ,
daß mit der Eröffnung der neuen Linien womöglich schon bei Be¬
ginn des Finanzjahres 1886/1887 vorgegangenwerden kann -

Die in Aussicht genommenen Linien waren gegen den früheren
Entwurf folgendermaßengeändert :

1 . Für den Verkehr nach Ostasien :
:v) eine Hauptlinie von der deutschen Küste nach Hongkong

über Rotterdam bzw . Antwerpen , Lissabon , Suez , Co -
lombo , Singapore ;
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K) eine Zweiglinie von Venedig oder Trieft über Brindisi
bzw . von Genua über Neapel und Alexandrien ;

o ) eine Zweiglinie zwischen Hongkongund Jokohama über
Shanghai , Nagasaki und einem noch zu bezeichnenden
Hafen in Korea .

2 . Für den Verkehr mit Australien :
a ) eine Hauptlinie von der deutschen Küste nach Sydney

über Suez , Adelaide und Melbourne :
d ) eine Zweiglinie von Sydney über Auckland , Tonga —

Samoainseln und Brisbcme zurück nach Sydney .
3 . Für den Verkehr mit Britisch - Jndien : im Anschluß an die

ostasiatische und die australische Hauptlinie eine Linie zwischen Aden
und Bombay .

4 - Für den Verkehr mit West - und Ostafrika : eine Hauptlinie
von der deutschen Küste nach Delagoabai über Havre oder Cherbourg ,
Coree , Angra - Pequena , Kapstadt , Natal , Mozambique , Sansibar .
Im Anschluß an diese Linie wird eine Umgestaltungder schon jetzt
bestehenden deutschen Dampferlinie nach der westafrikanischenKüste
beabsichtigt , vermöge deren der Postdienst nach den westafrikanischen
Plätzen regelmäßig ausgeführt werden kann .

In den ersten Tagen des Dezember wurde der abgeänderte
Entwurf , welcher inzwischen die Genehmigung des Buudesrates
gefunden hatte , zum ersten Male von dem neugewähltenReichstage
besprochen . Obwohl sich mittlerweile das Verständnis für die
koloniale Sache in Deutschlandetwas gehoben hatte , war im deutschen
Reichstage davon noch wenig zu spüren ; denn dieser verwies die
Vorlage , da sich noch immer eine , namentlich aus den Gruppen der
Deutschfreisinnigen und des Zentrums bestehendeOpposition geltend
machte , zur weiteren Behandlung an eine Kommission von 21 Mit¬
gliedern . In den Kommissionsverhandlungenwurde gegen den Gesetz¬
entwurf namentlich die finanzielle Lage des Reiches geltend gemacht
auch wurden einige sachliche Abänderungen in Vorschlag gebracht .
Schließlichgelang es dem Zentrum , die Kommission zu bestimmen , die
Annahme des Gesetzentwurfsvon der Schaffung eines Börsensteuer -
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Gesetzes abhängig zu inachen . Die Absicht des Zentrums war unver¬
kennbar . Durch die Verquickung zweier in gar keinem Zusammenhang
stehender Materien sollte eine möglichst lange Verschleppung der Be¬
ratung erreicht werden . Das Endergebnis der Kommissionsberatungen
war die Ablehnung des Gesetzentwurfes .

In den Kommissionsberatungenhatte also die Regierungmit ihrer
Vorlage kein Glück gehabt . Am 12 . März 1885 kam der Gesetzentwurf
wieder vor das Plenum des Reichstages . Wenn auch die Kommission
den Gesetzentwurf abgelehnt hatte , so sprachen doch Zeichen dafür , daß
der neugewählte Reichstag im großen und ganzen den Plänen des
Fürsten Bismarck günstiger gegenüberstehen würde , und so konnte
dieser immerhin hoffen , daß sich das Plenum des Reichstages , wenn
es zur Entscheidung kommen sollte , nicht mehr ablehnend verhalten
würde . Der Reichskanzler verbreitete sich daher in der Sitzung vom
12 . März , nachdem man sich im Plenum über die Modalitäten der
Ausführung des Unternehmens schlüssig gemacht hatte , über die Folgen
und die gesteigerten Anforderungen, welche hervorgerufen werden würden ,
wenn vom Reichstage aus der Zwang ausgesprochenwerden sollte ,
daß für den Fall der Annahme des Gesetzes alle Schiffe neu sein
müßten , und sprach die Befürchtung aus , daß die hierdurch gesteigerten
Kosten dem Unternehmen noch mehr Gegner schaffen würden , als
augenblicklich vorhanden wären , und daß es dann gerade durch diese
Steigerung der Kosten ganz fallen könnte .

In der Sitzung am 13 . März trat der Reichstag in die Haupt¬
beratung des Gesetzentwurfes ein . Nachdem sich die Sozialdemokraten
zum Teil für gewisse Schiffahrtslinien der Vorlage erklärt hatten und
die Konservativen die Annahme der ganzen Borlage empfahlen , ging
der Abgeordnete Rintelen in einer längeren Rede insbesondere auf die
>iolonialpolitik des Reiches wieder ein . Die Zentrumspartei , so führte
er aus , wolle zwar die ostasiatische Linie bewilligen , die anderen Linien
müsse sie aber ablehnen . Denn durch die afrikanische Linie würde den
in Afrika befindlichen deutschen Kolonien doch keine größere Entwicklung
gebracht werden können , da die dort befindlichen Kolonien schon an
und für sich keinen günstigen Ausblick auf eine gedeihliche Entwicklung
gewährten . Auch sei die augenblicklich im Volke herrschende koloniale
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Begeisterung nur darauf zurückzuführen , daß die große Masfe des
Volkes sich in einer Verkennung der Tatsachen befände . Für die
Kolonien sei schon genügend bewilligt worden , wehr noch für diese
kolonialen Sachen , die doch keinen Zweck hätten , zu opfern , sei nicht
angängig , und seine Partei würde deshalb gegen den Gesetzentwurf
stimmen , insoweit er diese Kolonialpolitik unterstützen sollte .

Gegen diese Auslassungen ging Fürst Bismarck in einer der be¬
deutendsten , berühmtesten und gehaltvollsten seiner im Verlaufe der
Kolonialdebatten gehaltenen Reden mit folgenden Worten vor :

„ Der Herr Redner hat in der Hauptsache nicht gerade gegen
unsere Vorlage , die Dampfersubvention , sondern gegen die Kolonial¬
politik im allgemeinen gesprochen ; er nötigt mich deshalb auch , mehr ,
als in meiner Absicht war , von der Vorlage und deren Thema abzu¬
weichen und auf die von ihm in den Vordergrund gestellte Kolonial¬
frage einzugehen . Daß beides in engem Zusammenhangesteht , habe
ich schon im vorigen Jahre gesagt , in der Budgetkommission, indem
ich darauf hinwies , daß die Ablehnung dieser Vorlage eine Ent¬
mutigung für die Regierung auf dem Wege der Kolonialpolitiknot¬
wendig sein müsse . Der Herr Vorredner hat diese Entmutigung
uns sehr viel direkter zuteil werden lassen ; er hat nicht nötig , noch
gegen diese Vorlage zu stimmen , er hat uns durch seine Rede an
und für sich schon zu verstehen gegeben , daß er mit der Kolonial¬
politik des Deutschen Reichs nicht einverstanden ist . Er hat zwar
damit begonnen , daß er und seine politischen Freunde im allgemeinen
sür Kolonialpolitikgestimmt wären , vielleicht in Berücksichtigung des
lebhaften Interesses , das sich in unserer öffentlichen Meinung und
auch bei den Wählern dafür geltend macht . Er hat dann aber zu
dem gewöhnlichen Mittel gegriffen , Vorlagen der Regierung abzu¬
lehnen , die man im Prinzip nicht bekämpfen mag , indem er sie
angebrachtermaßen ablehnte . Er sagt : Ja , Kolonien wollen wir
wohl , aber gerade diese nicht , und dann hat er gegen sie Motive
angeführt , die in bezug auf diese Kolonien am allerwenigsten zutreffeu .
Ich werde darauf nachher zurückkommen. Einstweilen nehme ich
davon Akt , daß der Herr Vorredner die Verbindung der heutigen
Vorlage mit der Kolonialpolitik seinerseits auf das schärfste , viel
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schärfer als ich akzentuiert hat . Ich möchte aber doch bitten , unter
der Abneigung gegen die Kolonialpolitik doch diese Borlage nicht
unbedingt leiden zu lassen . Der Herr Vorredner hat so gesprochen ,
als wenn wir gar keine Dampferoerbindungmit den östlichen Meeren
brauchten , wenn wir nicht diese Kolonien in Besitz genommen hätten
oder zu nehmen beabsichtigten , daß ohne Kolonialpolitik keine
Dampfersuboentionnötig wäre . Meine Position ist umgekehrt , ich
sage : ohne Dampfersubventionhabe ich keine Aussicht auf Kolonial¬
politik . Der Herr Vorredner hat das umgedreht und hat so ge¬
sprochen , als wenn das Bedürfnis der Dampfersubventionerst durch
die Kolonialpolitik entstanden wäre . Ich mache den Herrn Vor¬
redner darauf aufmerksam , daß die wichtigste der Linien , die , wie
es scheint , auch er und seine Freunde bewilligen wollen , die nach
Ostasien , mit unserer Kolonialpolitikin gar keiner Verbindung steht .
Seine ganze Rede schwebt also in bezug aus diese Hauptlinie der
heutigen Vorlage vollständig in der Luft . Auch die Linie nach
Australien , die schon mehr Beifall hat , als die afrikanische Linie ,
als die Koloniallinien , aber mehr Anfechtungen , als die nach Ost¬
asien , hat mit den bestehenden Kolonien einstweilen noch keine Be¬
ziehung . In Samoa haben wir keine Kolonien , sondern nur
Handelsverbindungen , der Herr Vorredner wird mir also zugeben ,
daß seine Rede an dem Ziele , das er im Auge hatte , weit vorbei
geschossen und dasselbe gar nicht getroffen hat . Er hat lediglich
gegen die Kolonialpolitik gesprochen , aber in einer Weise , die zur
Ablehnung der uns heute beschäftigenden Vorlage nicht um eines
Strohhalms Breite Material geliefert hat . Unsere Kolonialpolitik
hat mit der Linie nach Ostasien nicht entfernt etwas zu tun , mit
der nach Samoa auch nicht , mit der nach Nenholland auch nicht .
Nun , die afrikanische Linie hat nicht viel Chancen ; und , meine Herren ,
wenn Sie diese Linie ablehnen und wenn Sie auch noch eine oder
die andere ablehnen , so ist dies ein Fall , in dem wir von seiten der
Regierung nicht berechtigt sind , zu sagen : ganz oder gar nicht ! Wir sind
in der Verpflichtung , auch kümmerliche Abschlagszahlungen auf
diesem Gebiete , ans dem wir für die öffentliche Wohlfahrt gegen
parlamentarische Opposition zu kämpfen haben , zu akzeptieren : wir
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dürfen sie nicht ablehnen . Also wenn Sie uns nur eine Linie be¬
willigen , so werden wir sie dankbar annehmen , wenn Sie uns zwei
Linien bewilligen , so glauben wir , daß die öffentliche Wohlfahrt noch
mehr Grund hat , sich bei den Abgeordneten zu bedanken . Aber die
Ablehnung einer von den vier Linien oder mehrerer ist nicht für dieses
Gesetz , wie man sagt , eine Kabinettsfrage . Wir müssen eben nehmen ,
was wir bekommen . Ich sagte schon gestern , daß diese Einrichtung ja
nicht vollständig fertig ins Leben springen und nach allen Seiten jeder
Kritik gerecht werden könnte , sondern immer durch die Erfahrung richtig
gestellt und vervollständigt werden müsse . Wenn Sie uns eine von diesen
Linien bewilligen , so , glaube ich , werden die Erfahrungen , welche aufdieser
Linie gesammelt werden , sehr bald das Bedürfnis , daß auf diesem Wege
unserem Export und unserer Schiffahrt noch weiter geholfen werde ,
klarer als bisher zur Erkenntnis aller bringen . Sie werden dann ,
hoffe ich , selbst einsehen , daß wir auf dem richtigen Wege waren ,
und werden dann uns selbst zureden , auf diesem Wege weiter zu gehen .
Wir verlangen ja nicht, daß Sie gegen Ihre Überzeugung uns irgend
etwas bewilligen sollen , haben Sie die Überzeugung noch nicht , teilen
Sie die der Regierung noch nicht bezüglich dessen , was unserem
wirtschaftlichen Verkehr und unserer Entwicklung in Handel und
Schiffahrt über See nützlich ist — teilen Sie diese Überzeugung
noch nicht , nun natürlich , dann werden Sie ablehnen und werden
gegen uns stimmen . Ich schmeichle mir nicht , daß wir Sie zu
alledem , was wir wünschen , heute werden überreden können ; aber ich
gebe die Hoffnung nicht auf , daß die Umstände , die Geschichte, die
nationale EntwicklungSie übers Jahr im Reichstag werden weiter
gebracht haben ; also , ich werde darum jede Teilzahlung , die Sie
uns bewilligen , als einen Schritt vorwärts auf diesem Wege be¬
trachten , aber damit Sie dabei doch nicht zu ängstlich werden , so
möchte ich versuchen , einige Bedenken , die der Herr Vorredner gerade
gegen diese Kolonien als besonders schlimm und übel gewählte
geltend gemacht hat , zu widerlegen .

Dein Herrn Vorredner schienen als Kolonien vorzugsweise
solche Länder vorzuschweben , nach denen hin der Deutsche aus
allen Ständen auswandert — namentlich schien ihm derjenige
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Deutsche dazu Prädestiniert , der im Paterlande sein Fortkommen
nicht gefunden hat (er deutete an , daß auch der Auswurf der
Nation dahin gehen werde ) , wo diese in Masse sich etablieren
könnten und in ihrem Geschick , in ihren Nebenmenschennachsichtigere
Richter finden würden , als sie zu Hause gefunden haben . Das paßt
auf keine der bisherigen Kolonien ; die bedeutendsten und zukunfts¬
reichsten derselben liegen unter dem Äquator oder fast unmittelbar
am Äquator ; auch schon Angra Pequena , das ich hier ausnehme ,
liegt in einem sehr heißen Klima und ist eine Kolonie , die erst Wert
bekommen kann , wenn sich die nach dem Urteil Sachkundiger
begründeteHoffnung bestätigt , daß sich dort eine Montanindustrie
entwickeln wird ; hauptsächlich sind die Hofsnungen auf Kupfer gerichtet .
Ob von dem Herrn Vorredner eine besondere Konkurrenz mit unseren
Kupferwerken im Lande befürchtet wird , das lasfe ich dahingestellt
sein , das ist eine Nebensache ; aber auf die anderen Kolonien paffen
weder die Argumente des Herrn Vorredners in bezug auf die
mangelndenKonsumenten dort , noch in bezug auf den von dort zu
befürchtenden konkurrierenden Import nach Deutschland . Die
Bevölkerungen dieser Kolonien selbst werden keine Konsumenten sein ,
welche deutsche Erzeugnisse in sehr umfangreichem Maße verbrauchen ;
die dort etablierten kaufmännischenFilialen — mir fällt die richtige
Bezeichnung nicht ein — sind eben die Spediteure des diesseitigen
Handels für die Vermittelung des deutschen Absatzes nach dein
Innern von Afrika ; daß der sich bloß auf Branntwein beschränken
wird , wie der Herr Vorredner sich ausdrückte , ist mir neu . Wenn
die Engländer auf ihre dortigen Kolonien einen so starken Wert
legen , wenn sie — nicht die Regierung , aber viele von ihren Unter¬
tanen — uns das Leben dort so schwer gemacht haben , wenn sie
mit großer Zähigkeit an den Stellungen , die sie dort gewonnen haben ,
festhalten und sich mit einer nachahmenswerten Energie auszudehnen
und zu verbreiten suchen , sollte das ein bloßes Phantasiegebildevon
den Engländern sein , sollte es nur auf irgendeine phantastische
,Schützenfestlaune ' hinauslaufen ? Sollten da nicht folide englische
Interessen dahinter stecken , die Hoffnung , englische Manufakturen in
großer Masse durch ihre Faktoreien an der Küste und nach dem
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Innern von Afrika an die Hunderte von Millionen abzusetzen , die
diese Länder bewohnen , und die allmählich an einen größeren Ver¬
brauch von europäischen Waren sich gewöhnen ? Sie spotten über
das bunte Papier , von dem hier die Rede gewesen ist , aber von der
Fabrikation des bunten Papiers leben in unseren Gebirgsdörfern
eine rechte Masse achtbarer Arbeiter , über deren Bedürfnisse Sie doch
sonst , bei den Wahlen , zu lachen nicht so sehr geneigt sind . Ich möchte
den Herren , die heute darüber spotten , empfehlen , in den thüringischen
und anderen Dörfern , wo dieses bunte Papier und Glasperlen ge¬
macht werden , die höhnischen Bemerkungen zu wiederholen , die
sie hier gemacht haben , dann werden sie wohl die richtige Ant¬
wort darauf bekommen . Aber es beschränkt sich nicht auf diese
Kleinigkeiten , Zieraten und Schmucksachen . Der Abgeordnete
Woermcmn hat schriftlich und mündlich uns Verzeichnisse geliefert
von den Hunderten von Artikeln , die die deutsche Industrie nach
jenen Gegenden hin liefert , und wenn nicht jeder hier bloß für seine
Fraktion und seinen Wahlkreis zu sprechen und zu hören gewohnt
wäre , so würde die sehr lehrreiche Darlegung des Herrn Abgeordneten
Woermcmndie Herren abgehalten haben von Spöttereien über die
Unbedeutendheitder Ausfuhr . Selbst die Portugiesen — warum
halten sie denn ihre Kolonien so fest und sind eifersüchtig auf jedes
Stückchen davon ? Und den Engländern mögen Sie vorwerfen , was
Sie wollen , aber dumm in Handelssachensind sie nun nicht , man
läuft Gefahr , selbst dem Borwurf zu verfallen , wenn man ihn den
Engländern macht .

Ich halte für die aussichtsreichstenKolonien diejenigen ,
die hier als „ Gründungen " qualifiziert werden , weil die Namen
Hansemann , Bleichröder darunter stehen , die in Neuguinea .
Nach allem , was ich von dort gehört habe , gibt es große , fruchtbare
und der Kultur leicht zugängliche Gegenden , die jetzt mit steppen¬
artigem , mannshohem Grase bewachsen sind , unter dem Äquator
liegen , sich also für Kultur von Kaffee , Baumwolle und dergleichen
tropischen Produkten vorzüglich eignen . Nun sagt der Herr Vorredner :
Das kommt doch nur einigen reichen Geschäftshäusern zugute , die
ohnehin reich genug sind . Ja , meine Herren , diese reichen Kaufleute
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sind doch sozusagen auch Menschen , ja sogar Deutsche , die
auf unseren Schutz für ihren Reichtum und nach Maßgabe ihrer
Unternehmungendenselben Anspruch haben , den der reiche Engländer
von seiner Regierung beansprucht . Wenn es in England nicht eine
erheblicher größere Anzahl Millionäre gäbe , als bei uns , so würde
es dort auch nicht einen erheblich reicheren Mittelstand geben als
bei uns ; das hängt eng zusammen . Schaffen Sie uns nur viele !
Wir haben jetzt wenig reiche Häuser , das ist wahr ; aber ich hoffe ,
wünsche und strebe auf jede Weife , durch die es zu erreichen ist ,
daß wir mehr solche reichen Häuser ins Land bekommen . Sie er¬
innern ost an altpreußische Maximen ; die Herren namentlich , die
die altpreußischeZollgeschichte gar nicht kennen , haben mir die
wunderlichsten Belehrungen darüber erteilt ; aber ich erinnere Sie
daran , wieviel Friedrich dem Großen , wieviel Friedrich Wilhelm I .,
dem großen Hausvater seines Landes , daran lag , reiche Leute ins
Land zu ziehen , im Lande zu erhalten , reiche Leute zu machen .
Ich wollte , wir könnten sofort ein paar hundert Millionäre im
Lande mehr schaffen ; sie würden ihr Geld im Lande ausgebe « ,
und diese Ausgaben würden befruchtend auf den Arbeits¬
verkehr wirken nach allen Seiten hin . Die Leute können ja doch
ihr Geld nicht selbst essen , sondern sie müsfen die Zinsen davon
an andere wieder ausgeben ; also freuen Sie sich doch , wenn Lente
bei uns reich werden , da fällt immer für die Gesamtheit etwas
ab und nicht bloß für den Steuerfiskus . So kleinliche Auffassungen ,
wie der Herr Vorredner in der Beziehung uns zumutet, muß ich
von den Regierungen weit fortweisen . Wir wirtschaften und
streben für die Hebung des wirtschaftlichen Gesamtvermögens der
deutschen Nation ; dazu gehören die reichen Leute so gut wie die
armen ; und wenn wir dabei zugleich eine Verbesserung des fiska¬
lischen Einkommens des Deutschen Reiches erreichen , dann sreuen Sie
sich doch auch mit uns , dann werden Sie weniger Mühe haben mit
den Ihnen so unbequemen Bewilligungen von Mitteln .

Die Kolonien , wie Kuba , wie Portorico , wie die westindischen
und alle die äquatorialen Kolonien , sind vom Mutterlande stets in
ihrem Geldwert fehr hoch geschätzt ! deshalb ist dahin aber noch keine
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große Auswanderung gegangen ; man hat nicht darauf gerechnet ,
daß dort Weizen und Wolle produziert werden kann , welche nachher
zum Schrecken des Herrn Vorredners zollfrei bei uns eingelassen
werden sollten , sondern es sind eben tropische Produkte, die bei uns
nicht wachsen . Das ist gerade die Hauptsache , dort Plantagen an¬
zulegen und Deutsche des gebildeten und halb gebildeten Standes
auf diesen Plantagen zu beschäftigen . Wer , wie ich , in der Nähe
von Hamburg wohnt , der weiß , daß unter den gebildeten Ham¬
burger Familien kaum eine ist , die nicht ein Mitglied zählte , welches
einmal über See , , drübe < gewesen ist , wie sie sagen , und dort
den besten Teil seiner Jugend zugebracht , dort Vermögen erworben
hat und wiedergekommen ist . Das ist dort aus fremdem Gebiet
erworben . Nehmen Sie an , wenn ein Teil der Baumwolle , des
Kaffees , den wir bei nns importieren , auf deutschem Grund und
Boden über See wüchse , wäre denn das nicht eine Vermehrung des
deutschen Nationalreichtums ? Wir kausen setzt die sämtliche Baum¬
wolle von Amerika und sind auf ein gewisses Monopol der
Amerikanerangewiesen , weil die indische und ägyptische Baumwolle
nicht in der Vollkommenheitbearbeitet und vorbereitet wird , daß
sie sofort leicht in Verbrauch zu nehmen ist , wie die amerikanische .
Wenn wir demgegenübermit der gleichen Intelligenz , wie die Amerikaner
ihre Baumwolle pflanzen und bearbeiten , in Gegenden wie Neu¬
guinea , wie Kamerun , wie die afrikanischen äquatorialen Gegenden ,
Baumwolle züchten könnten , die wir nicht mehr von Ausländern ,
sondern von deutschen überseeischen Besitzern kaufen würden , so wäre
das ein Vorteil für unser Nationalvermögen , während jetzt das
Geld , das wir für Baumwolle , Kaffee , Kopra und alle solche
äquatorialen Produkte ausgeben , rein K tonäs peräu herausgeht
aus unserm Vermögen . Ich kann mir doch nicht denken , daß diese
Vorteile dem Herrn Vorredner so ganz entgangen sein sollten , daß
er nicht darüber nachgedacht hat , was denn eigentlich andere
Nationen davon haben , daß sie an ihren Kolonien festhalten .
Der Herr Borredner hat auf die Schwierigkeitender Franzosen
in Hinterindien hingewiesen ; ja , die liefern mir doch nur den
Beweis , daß eine kluge und richtig rechnende Nation , wie
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die Franzosen , auf den Besitz solcher Kolonien einen außer¬
ordentlichhohen Wert legt und Opfer , die wir niemand zumuten ,
nicht scheut , um solche Kolonien zu erwerben . Ich bin auch weit
entfernt , der französischen Politik aus diesem Pfade zu folgen , wir
folgen überhaupt keinem fremden Beispiele , sondern wir folgen unseren
Kaufleuten mit unserem Schutze . Das ist das Prinzip , das wir von
Hause beobachtet haben und woran Sie uns irre machen können ,
wenn Sie uns die Mittel dazu nicht bewilligen ; aber dann , meine
Herren , wiederhole ich immer , muß ich auch fordern , daß Sie vor
dem Volke die Tatsache klar stellen , daß nicht die Regierungen es
sind , die die Mittel nicht hergeben wollen für diesen Schutz , sondern
daß die Abgeordnetendes Volkes es sind , die die Mittel dazu ver¬
weigert haben . Die Klarheit darf ich verlangen . Sie dürfen nicht
die Tatsache , daß Sie uns die Mittel dazu verweigern , bedecken ,
bemänteln durch allerhand andere Gründe . Wir würden sie be¬
willigen , wenn dies , wenn das nicht wäre, wenn die Herren in der
Kommission kulanter wären , wenn wir nicht dies und jenes ge¬
wußt hätten , dann würden wir vielleicht haben -- damit kommen
Sie nicht durch . Wir werden jedes Mittel anwenden , um Sie da¬
hin zu bringen , daß Sie eaito 8ur tadle und Farbe bekennen müssen
vor Ihren Wählern und dem Publikum , ob Sie Kolonialpolitik
wollen oder nicht wollen , ob Sie Kolonien wollen oder nicht wollen .
Wir werden von Ihnen das Fragenstellen lernen , wie es in der
Kommission geschehen ist , und wir werden Sie mit Vorlagen und
Fragen so in die Enge treiben , daß Sie Farbe bekennen müssen .
Ich habe über die Qualität unserer Kolonien gesprochen , und wie
ich glaube , die Bedenken des Herrn Vorredners bezüglich der Ge¬
fahren , die von ihnen drohen , widerlegt und ausgeführt , daß sie die¬
jenigen Ansprüche , die der Herr Vorredner an die Kolonien zu
machen schien , zu realisieren überhaupt nicht bestimmt sind . Nach
meiner Überzeugung ist , wie gesagt , auf die tropischen Kolonien
hauptsächlich Wert zu legen , auf Angra Pequeua insoweit , als die
Untersuchungen , die über den dortigen Metallreichtum angestellt
waren , ein Resultat liefern ; nach allem , was wir hören , ist das
des Versuches immer wert , und doch macht es Ihnen eine gewisse
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Freude , wenn Sie recht geringschätzig von dieser , Sandbüchse ' sprechen
können . Sie sollten , glaube ich , lieber mit uns die Hoffnung teilen , daß die
deutschen Bergleute einmal dort ihren lohnenden Erwerb werden finden
können und uns die Hand dazu bieten , zu ermitteln , ob das nicht der
Fall sein könnte . Die Kamerunkolonie sind wir in der Hoffnung zu
konsolidieren durch Verhandlungen , die zwischen uns und der eng¬
lischen Regierung schweben und die bisher eiuen erfreulichen Fortgang
nehmen über gewisse Austausche und gegenseitige Anerkenntnisse ;
ebenso glaube ich , daß wir über die Abgrenzung unseres Gebietes
aus Neuguinea mit England zu einer Einigung gelangt sind .

Schließlichmöchte ich auf eine Äußerung zurückkommen, die der
Vorredner am Eingang seiner Rede tat . Ich habe mir neulich gestattet ,
eine Analogie aus der altgermanischen Mythologie zu zitieren , bei der ich
das Wort , Völkerfrühling ' gebrauchte , auf das der Herr Vorredner zurück¬
kam . Ich fürchte , daß ich dabei dunkler geblieben bin , als ich zu sein
wünschte , und daß ich nicht deutlich ausgedrückthabe , was ich meinte, aber
es liegt nicht in meiner Gewohnheit, mythologische Anspielungen weit
auszuspinnen . Es war nur etwas , was — ich kann es nicht leugnen
— mich in den letzten zwanzig Jahren ununterbrochen gequält und
beunruhigt hat , diese Analogie der deutschen Geschichte mit der
deutschen Göttersage . . . Ich habe unter dem Begriff völker¬
frühling/ mehr verstanden , als die Kolonialpolitik , ich habe meine
Auffassung — ich will nicht , sagen , so niedrig — aber so kurz in
Zeit und Raum nicht gegriffen . Ich habe unter dem Frühling , der
uns Deutschen geblüht hat , die ganze Zeit verstanden , in der sich
— ich kann wohl sagen — Gottes Segen über Deutschlands Politik
seit 1866 ausgeschüttet hat , eine Periode , die begann mit einem
bedauerlichenBruderkriege , der zur Lösung eines verschürzten gordischen
Knotens unabweisbar und unentbehrlich war , der überstanden wurde ,
und zwar ohne die Nachwehen , die man davon zn befürchten hatte .
Die Begeisterungfür den nationalen Gedanken war in : Süden wie
im Norden so groß , daß die Überzeugung , daß diese — ich möchte
sagen — chirurgische Operation ' zur Heilung der alten deutschen
Erbkrankheiten notwendig war . Sobald sie sich Bahn brach , war
auch aller Groll vergessen , und wir konnten schon 1870 uns über -
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zeugen , daß das Gefühl der nationalen Einheit durch das Andenken
dieses Bruderkrieges nicht gestört war, und daß wir alle als ein
, einig Volk von Brüdern ' den Angriffen des Auslandes entgegen¬
treten konnten . Das schwebte mir als ,Völkerfrühling/ vor , daß
wir darauf die alten deutschenGrenzländer wiedergewannen , die
nationale Einheit des Reiches begründeten , einen deutschen Reichs¬
tag um uns versammelt haben , den Deutschen Kaiser wiedererstehen
sahen , das Alles schwebte mir als ,Völkerfrühlina/ vor , nicht die
heutige Kolonialpolitik , die bloß eine Episode bildet in dem Rückgange ,
den wir seitdem gemacht haben . Dieser Völkerfrühling hielt nur
wenig Jahre nach dem großen Siege vor . Ich weiß nicht , ob
der Milliardensegenschon erstickend auf ihn gewirkt hat . Aber dann
kam , was ich unter dem Begriff ,Lok? verstand , der alte deutsche
Erbfeiud , der Parteihader, der in dynastischen und konfessionellen , in
Stammesverschiedenheiten und in den Fraktionskämpfen seine Nahrung
findet — , der übertrug sich auf unser öffentliches Leben , auf unsere
Parlamente , und wir sind angekommen in einem Zustande unseres
öffentlichen Lebens , wo die Regierungen zwar treu zusammenhalten,
im deutschen Reichstage aber der Hort der Einheit , den i ch darin gesucht
und gehofft hatte , nicht zu finden ist , sondern der Parteigeist überwuchert
uns . Und der Parteigeist , wenn der mit seiner Lokistimme an den
Urwähler Hödur , der die Tragweite der Dinge nicht beurteilen kann ,
verleitet , daß er das eigene Baterland erschlage , der ist es , den ich anklage
vorGott und derGeschichte , wenn das ganze herrliche WerkunsererNation
von 1866 und 1870 wieder in Verfall gerät und durch die Feder hier
verdorben wird , nachdem es durch das Schwert geschaffen wnrde " ^) .

Der Eindruck dieser Rede war beispiellos und löste einen stür¬
mischen , langanhaltendenBeifall im ganzen Hause aus , so daß es der
vollen Autorität des Präsidenten bedürfte , um die Ruhe allmählich
wiederherzustellen . Die folgenden Redner , unter denen namentlich
Windthorst gegen die Vorlage sprach , vermochten nun nicht mehr , sich
die volle Aufmerksamkeit des Hauses zu erringen . Die Sitzung wurde
deshalb nach einer Rede des welfischen Abgeordneten von Simmern ,
welcher die Vorlage warm befürwortete und auch die aktive Kolonial -

' ) Rede vvm 13 . März 1885 (Kohl XI , S . 85 ) .
Geschichte des Fürsten Bismarck in Einzeldarstellungen viil . 5
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Politik des Deutschen Reiches als völlig richtig bezeichnete , aus den
14 . März vertagt .

In dieser Sitzung polemisiertezunächst der Abgeordnete Richter in
längerer Rede gegen den Gesetzentwurfund ging im besonderen dann wieder
auf die Kolonialpolitikein . Seine Ausführungenbewegten sich im großen
und ganzen in den schon früher betretenen Bahnen und gipfelten darin ,
daß er die augenblicklich im Lande herrschende koloniale Begeisterung als
eine gemachte hinstellte . Er schloß damit , daß es das Volk noch seiner
Partei danken würde , wenn sie sich jetzt gegen die Kolonialpolitikaus¬
spräche , sür eine maßvolle Politik einträte und vorsichtig und sorgsam
alle Anforderungenprüfe . Schließlich berührte der Abgeordnete noch
die Zollverhältnisse mit Österreich - Ungarn und knüpfte daran die Be¬
merkung , daß man auf die günstigereGestaltung dieser Verhältnisse
mehr bedacht sein müßte als auf die z . B . mit Japan , da diese für
Deutschland wichtiger wären . Gegen diese Auslassungen, aber auch
gegen die von andern Rednern erhobenen Vorwürfe verbreitete sich
sodann Fürst Bismarck in einer längeren Rede , in der er nochmals
den Zusammenhang der Dampfersubventionsvorlagemit der Kolonial¬
politik darzustellen suchte , um schließlich noch dem Hause klar zu machen ,
welche Dampferlinien seiner Meinung nach die wichtigsten wären und
nicht gestrichen werden dürften . Aus seiner Rede sind folgende Aus¬
führungen besonders beachtenswert:

„ Alle die Herren sprachen hier in der Dampfersubventions¬
vorlage hauptsächlich gegen Kolonialpolitik , gegen die Brauchbarkeit
unserer Kolonien , gegen unsern Beruf für Kolonien , als wenn wir
überhaupt in einer Debatte über die Gründung von Kolonien ständen .
Wenn man sich fragt, was kann eigentlich der Grund dafür sein ,
daß sie der Frage der Dampferverbindungenausweichen und Ihren
ganzen Widerstand dem Gebiet der Kolonien entnehmen , — so
denke ich mir, unsere Kolonien sind ja noch klein und unscheinbar ,
und da lassen sich die Sachen leichter in das Absurde ziehen .
Die Dampfschiffahrt ist ein großes Unternehmen an sich , aber
in keiner Weise motiviert durch unsere kolonialen Bestrebungen.
Ich habe schon gestern gesagt , daß es gerade umgekehrt der Fall ist ; die
Dampfersubventionen ebensogut wie unsere Kolonialbestrebnngen sind
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Hilfsmittel für die Entwicklung der deutschen Schiffahrt und des
deutschen Exports und die Erwerbung und Anlage von Kolonien
ist ja auch nichts weiter als ein weiteres Hilfsmittel zur Entwicklung
der deutschen Rhederei , der deutschen Schiffahrt , des deutschen wirt¬
schaftlichen Lebens . Sie tun aber hier , als wenn die Kolonien ,
unsere kleinen Kolonialanfänge , diealleinige Unterlage dieser großartigen
Vorlage für Dampfersubveutionen feien . Und die Kleinheit dieser Unter¬
lage setzt Sie taktisch instand , eine Menge Argumente gegen die Dampfer -
fubventionenanzuführen , die diese gar nicht treffen würden . . . .

Unsere Dampfervorlage ist ja von den Kolonien in der Haupt¬
sache ganz unabhängig ; nur die an vierter Stelle stehende , die ex
post und als letzte hinzugefügt ist , die afrikanische , hat Beziehung
zu unseren auswärtigen Kolonien , und es scheint ja in der Majorität
bereits vollständigesEinverständnis darüber vorhanden zu sein , daß
wir diese auf keinen Fall bekommen . Nun , dann scheidet also die
Kolonialfrage bei der Frage der Dampfersubventionvollständig aus .
Ich habe früher gesagt , daß ich für die Kolonialfrage entmutigt sein
würde , wenn die Herren die Dampfersubvention:r limine ablehnten .
Das ist ganz richtig , denn die Dainpfersubvention ist das Näherliegende,
die Gründung neuer Kolonien erst das entfernt Liegende . Wenn in
unserer öffentlichen Meinung für überseeischen Handel und Schiffahrt
so wenig Interesse besteht, daß nicht einmal die gegenwärtigen Ver¬
bindungen mit Indien , mit Australien und mit den Südseeinseln
gefördert werden sollen , dann kann ich noch viel weniger darauf
rechnen , daß in neu auf wüstem Gebiete zu gründendenKolonien
etwas Gedeihliches mit allgemeinerZustimmung geschaffen werden
kann ^) ...... Es handelt sich aber hier nicht um die Kolonialfrage ,
sondern es handelt sich darum : soll unsere Handelsverbindung nach
Ostindien , nach Samoa , nach 'Neuholland durch Subsidien unter¬
stützt werden , ev . auch die nach Afrika ? ^

Der Abgeordnete Windthorst hat zur Bekämpfung der Dampfer -
fubvention gesagt : Bedenken Sie doch , wo liegen denn für England
die Schwierigkeiten? In den Kolonien ! — Ja Schwierigkeiten
können ja auch in kleineren Kolonien liegen , namentlich aber in so

-) Kohl Xs , S , 90 , — Ebd .
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großen , wie in denen Englands ; aber auch sehr reiche und mächtige
Quellen des englischen Wohlstandes liegen darin . , Umsonst ist der
Tod ', pflegt man zu sagen ; und das ganze reiche Indien zu besitzen
und den Weg dazu in Ägypten , daß das für England manche Un¬
bequemlichkeitennebenher verursachte , das ist wohl natürlich

Man bezieht sich auf das , was für die Flotte schon mehr be¬
willigt sei . Ja , wenn wir gar keine Kolonien hätten und wenn
wir namentlich die Dampfersubventiongar nicht vorgelegt hätten , so
wäre , glaube ich , eine gewisse Steigerung der Bewilligung für die
Flotte doch unabweislich , und zwar aus einer sehr erfreulichen Ur¬
sache : nämlich , weil der deutsche Handel sich , und namentlich je mehr
er Kapital und Entschluß dazu findet , zur Dampfschiffahrt überzu¬
gehen , fortwährend ausbreitet , in die Weite und in die Breite sich
mehrt und alfo eines größeren Schutzes bedarf . Daß wir so viele
Schiffe in den asiatischen Gewässern und so viele Interessen an der
Ost - und Westküste von Afrika zu schützen haben würden , wie jetzt das
Bedürfnis sich herausstellt , das haben wir früher nicht geglaubt . Aber
dieses erfreuliche Ergebnis , daß ein größerer Seehandel eines größeren
Schutzes durch die Flotte bedarf , nun wiederum auf das Konto der
Dampfersubventionsvorlagezu schreiben , das ist doch auch nicht gerecht .

Ich halte die afrikanische Linie für diejenige , die , wenn Sie
eine ausschließen wollen , es am ersten verträgt , die aber in
Jahr und Tag oder später wieder eingebracht wird , wenn unsere
Kolonien dort etwas mehr Hand und Fuß gewonnen haben . So¬
lange das nicht der Fall ist , glaube ich , daß der Dienst , der auf der
Westküste von Herrn Woermann , auf der Ostküste von Herrn
Sloman eingerichtet ist , einstweilendie Bedürfnissenotdürftig deckt ,
und zwar in deutschen Händen deckt . Also wollen Sie eine Linie
zurückstellen , so hätte die afrikanische die meiste Zeit zu warten .

Nächst der ostasiatischenlege ich das meiste Gewicht auf die
Südseelinien , namentlich auf die nach Samoa ; wir haben dort
die größten eigenen Geschäfte . Wir haben vielleicht den größten
Handel nach Neuholland , und ich möchte auch diese Linie nicht
fallen lassen ; die beiden sind mir gleich wichtig .

-) A , a , O . S . 107 .
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Über die ostasiatische Linie ist , wie ich nach dem Zeugnis
mehrer Herren Redner annehmen darf, überhaupt keine Meinungs¬
verschiedenheit . "

Nach dem Kanzler empfahl besonders der Abgeordnete Ham -
macher die Annahme der Vorlage , während der Abgeordnete Windt -
horst in längerer Rede die Ausführungen des Kanzlers bekämpfte .
Auch an diesem Tage wurde eine endgültige Beschlußfassungnoch
nicht durchgeführt , sondern die weitere Beratung bis zum 16 . März
vertagt .

In dieser Sitzung wurde seitens der Regierung besonders darauf
aufmerksam gemacht , daß die Vorlage ein einheitliches Ganze darstelle
und schwer , ohne den Zusammenhang zu zerstören , eine Linie heraus¬
zustreichen sei . Besonders verbreitete sich dann in einer längeren Rede
der Abgeordnete Virchow über die ungesunden klimatischenVerhältnisse
in den neuen Kolonien und bezeichnete sie als für deutsche Bewohner
ungeeignet . Er ging fodann auf die Subventionsvorlage im be¬
sonderen ein und erklärte , daß eine Dampferlinie nach Südbrasilien
besser in Aussicht genommen worden wäre , da dort lohnendere Absatz¬
möglichkeiten vorhanden wären , als nach Ostafrika , wo dem Deutschen
nur die Möglichkeit ofsen stehe , ein ehrliches Grab zu finden oder von
den Schwarzen gefressen zu werden .

In längeren Ausführungen suchte sodann der Kanzler diese Be¬
denken zu zerstreuen , indem er ausführte :

„ Der Abgeordnete Virchow hat mir vorgeworfen , . . . daß ich
gerade die Plätze ausgesucht hätte , die keiner hätte haben
wollen . Es fehlt nicht viel , so würde er in dem Sinn , den ich
ja an seinen Geschäftsfreundengewohnt bin , mich als die Wurzel
alles Übels zu betrachten , mir auch noch die Malaria aufgebürdet
und behauptet haben , daß ich die expreß erfunden habe , um das
deutsche Volk mit irgendeinem reaktionären Plane zu schädigen .
Ich muß die ganze Kette seiner Argumente zurückweisen , die davon
ausgeht , daß ich die Plätze ausgesucht hätte . Das ist nicht wahr ;
der deutsche Handel hat sie sich ausgesucht und hat von mir Schutz
gefordert, und zwar im Appell an die Würde des Reiches und an
das Ansehen unserer Flagge im Auslande .
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Wenn der deutsche Handel sich diese ungesunden Plätze aus¬
sucht und dort seine Faktoreien hat , so mich er doch glauben , daß
er dort leben könne , so muß auch das Klima für weiße Leute
möglich sein . Aber kurz und gut , ich kann darüber uicht rechten .
Der Abgeordnete Virchow ist ja in bezug auf klimatische und
anthropologische Fragen viel sachverständiger als ich . Aber
wenn ein deutscher Unternehmer das Deutsche Reich um Pro¬
tektion anruft , soll ich dann erst das Gesuch zur Begutachtung an
das medizinische Anch dessen Mitglied der Abgeordnete Virchow ist ,
richten und ihn fragen : Können Sie mir auch ein Sanitätsattest
für das Klima abgeben ? Das würde das Geschäft doch sehr ver¬
weitläufigen . Außerdem glaube ich auch nicht , daß der Abg . Virchow
in dieser Beziehung eigene Erfahrung hat sammeln können ; er wird
sie aus Büchern und Schriften und Beobachtungen anderer genommen
haben , die uns allen zugänglich sind . Ich habe einen großen Glauben
an seine wissenschaftliche Autorität in allen Dingen , die er selbst ge¬
sehen und erkannt hat , und deshalb gerade nicht an seine Überzeugung
auf politischem Gebiet ; aber in bezug auf anthropologische ganz sicher ,
so weit seine eigene Forschung reicht ; hier aber in bezug auf Neu¬
guinea und anderes ist er ebensogut wie wir auf die Erzählungen
anderer angewiesen . Ich habe weder Neuguinea noch Altguinea aus¬
gesucht , sondern der deutsche Handel hat sie sich ausgesucht , und ich
habe mir die Frage vorlegen müssen : Wollen wir ihn dort schützen in
seinen Unternehmungenoder nicht ? — und habe sie mit Ihnen zu¬
sammen in der Hauptsache bejaht . Wenn ich darin Ihre Unter¬
stützung finde , so werden wir ihn schützen ; wenn ich die Unter¬
stützung nicht finde, so werden wir ihn nicht schützen . Der deutsche
Handel hat sich dafür beim deutschen Reichstag zu bedanken ; aber
die verbündeten Regierungen sind daran unschuldig .

Dann hat der Herr Abgeordnete , glaube ich . den Begriff Kolonie '
doch zu doktrinär aufgefaßt ; er hat uns über die Etymologie des
Worts zwar aufgeklärt , aber ich glaube , daß der Begriff dessen , was
man modern unter Kolonie versteht , dabei etwas zu kurz gekommen
ist . Er leitet es von ^ olere ^ und ,eol0iiu8 ' ab und bringt die
Kolonien alle in Perbindung mit Ackerbau . Ich sehe darin einen
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erfreulichen Beweis , daß tief im Herzen des Herrn Vorredners
doch auch die Überzeugung schlummert , daß der Ackerbau von allen
Gewerben das wichtigste ist . Das , was er Kolonie nennt , ist also
nicht nur in Neuguinea , sondern auch in Brandenburg , Pommern ,
Westfalen und Württembergder Fall . Es ist der Ackerbau eben überall .
Es ist unwillkürlich das in seiner Partei sonst nicht gern zugegebene
Axiom über seine Lippen gekommen , daß der Ackerbau , mit anderen
Worten die Landwirtschaft, das Hauptgewerbe des Menschen ist
und daß die ganze menschliche Existenz auf ihm basiert und rouliert .
Deshalb braucht aber noch nicht alles das , was wir nach dem
heutigen modernen Begriff , der sich von dem etymologischen doch
ziemlich losgesagt hat , unter Kolonie verstehen , eine Ackerbaukolonie
zu sein ; es können Plantagenkolonien mit fremden Arbeitern sein .
Wenn der Herr Vorredner darin eine abschreckendeErfahrung
gesehen hat , daß in Westindien die weiße Bevölkerungsich nach der
Aufhebung der Sklaverei nur noch aus fünf Prozent beließ so wäre ich
sehr dankbar gewesen , wenn er diese Mitteilung durch eine Angabe darüber
vervollständigt hätte , auf wieviel Prozent sie sich denn früher be¬
laufen hat . Sehr viel über fünf Prozent kann die weiße Bevölkerung in
jenen Gegenden niemals betragen haben . Es ist das eben eine
Plantagenkolonie gewesen , und das können einige der unserigen auch
werden ; die basieren auf Arbeitskräften , die an das Klima gewöhnt
sind . Ich will mich nicht darauf einlassen , ob der Deutsche sich
allmählich akklimatisiert , wie der Abgeordnete Virchow uns das in
drei oder vier Generationen vielleicht versprochen hat ; ich will auch
nicht empfehlen , mit Rücksicht auf die Akklimatisation vielleicht den
Anwohner unserer nördlichen Provinzen , den Pommer und Ucker -
märker , zu Hause zu lassen und den südlicherenSachsen und
Schwaben vielleicht als schon etwas akklimatisierter dahin zu schicken ,
wie die Engländer das ija machen , indem sie ihre Truppe zuerst
nach Malta und Gibraltar schicken , ehe sie dieselben in tropischen
Gegenden verwenden . Ich glaube , wir bedürfen dieser Akklimatisierung
gar nicht ; die hanseatischen Kaufleute, die uns da vorausgegangen
sind , leben doch in jenen Gegenden und treiben das Geschäft, das
für den Deutschen dort zu treiben ein Bedürfnis ist ; sie betreiben
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es , ohne wie die Fliegen dahinzusterben. Es ist in Afrika über¬
haupt von einem Ackerbau , von ^ olere ' in diesem Sinne gar
nicht die Rede ; da ist nur von Handeltreibenden einstweilen die
Rede . Ob das in Ostafrika anders sein wird , das wollen wir abwarten .

Der Herr Vorredner ineint , wir hätten das Impsrial
OKarter für Ostafrika etwas zu früh lanciert ; ich glaube aber , wenn
wir damit lange gewartet hätten , dann würden wir überhaupt nicht
in die Lage gekommen sein , uns die Frage vorzulegen , ob wir dort
eine deutsche Kolonie für möglich halten wollen . Längst würden
andere zugegriffen haben , wenn wir auch nur einige Monate damit
gewartet hätten . Das ist diese beschauliche und behagliche Art des
Abwartens , ob die Tauben nicht noch etwas besser angebraten
werden können , ehe man den Mund öffnet , um sie entgegenfliegen
zu machen .

Aber die Regierung hat geglaubt , sich auf diese abwartende
Stellung , die ja sehr viel bequemer und sehr viel weniger verant¬
wortlich ist — für träge Minister wäre sie ja außerordentlichan¬
genehm — , nicht zurückziehen zu dürfen ; sondern sie hat den
Augenblick wahrgenommen, um dort ein Tor für deutsche Arbeit ,
deutsche Zivilisation und deutsche Kapitalanlage offen zu halten .
Wenn das , was hinter diesem Tore liegt , sich nicht so bewährt , so
ist das Aufgeben desfen ja immerhin möglich . Sie haben für Ver¬
suchsstationen , für Aquarien u . dgl . im Ausland in unserm Budget
doch ganz erhebliche Summen , die mit dein , was für Kamerun bewilligt
ist , vollkommen in die Schranken treten können : Warum wollen Sie uns
nicht einmal erlauben , in Ostafrika eine Versuchsstationfür deutsche
überseeische Unternehmungen zu öffnen , namentlichda für diese , die die
Mißgunst des Herrn Vorredners auf sich gezogen zu haben scheint ,
einstweilen gar nichts gefordert wird ?

Wir sind alle darüber einig : Sie werden die afrikanische Linie
einstweilen nicht bewilligen , was ich sehr bedaure ; wir werden , wenn
Sie ablehnen , Ihnen aber sehr gern wieder Gelegenheitgeben . Wir
halten sie für notwendig und nützlich , vielleicht würde gerade eine
solche Linie das Samenkorn dorthin tragen , welches die Anlage
dort fruchtbar machen kann .
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Über die Gegenden westlich von dein Reiche Sansibar , über die dieses
Imperial Odarter ausgestellt ist , habe ich noch in keiner Beschreibung
von den Leuten , die dagewesen sind , etwas Nachteiliges erfahren ; im
Gegenteil , die gelten nach dem Zeugnis der Engländer , Amerikaner .
Belgier , Deutschen , die ich darüber gesprochen habe , für den besten Teil
von dein ganzen Innern von Afrika : die Gegenden zwischen der West¬
grenze des Sultanats von Sansibar und den großen Seen , die in
der afrikanischenNilquellengegend sich befinden . Der Herr Vor¬
redner hat dieselben in seiner Aufzählung der ungesunden Gegenden
nicht erwähnt : ich glaube , er hat sie vermieden , weil er seinerseits
noch nichts Übles von dieser Gegend gehört hat . Ich habe sehr viel
Gutes darüber vernommen , und aus dieser Rücksicht empfiehlt es
sich doch , die Frage nicht übers Knie zu brechen . Es handelt sich
um einen Landstrich , der . glaube ich , fast so groß ist wie das
Königreich Preußen , als ich geboren wurde , und der alle Klimate ,
alle möglichen Arten von Vegetationen enthält , von der tropischen
bis zur europäischen , und der von einem Vergleichungsweisegesitteten
und bildsamen Menschenschlage bewohnt wird : alle Vorbedingungen
für eine Anknüpfungkolonialer Beziehungen , die man sich in der
Theorie denken kann , treffen dort zu . Ob sich das praktisch be¬
währt und verwirklicht , meine Herren , dafür kann ich nicht verant
wortlich sein , dafür sind verantwortlichdie Leute , die da waren ,
und die Leute , die hingehen .

Der Herr Vorredner hat es so dargestellt , als ob man den
unwissenden Deutschen verleite und an das Messer des Klimas liefern
würde . Jeder ist seines Glückes Schmied , und wer dahin geht , hat
eben einen Überschuß von Unternehmungsgeistund verwertet den¬
selben auf einem Gebiet in einer Richtung , die bisher nur für unsere
Jugend in Lesebüchern eine erhebliche Anziehungskrafthatte , ohne
daß wir fehr viel erwachsene Mitbürger besäßen , die darüber mit¬
zureden wüßten . Also lassen Sie sie doch ! Wenn die deutsche
Nation einen Überschuß von Kraftgefühl , Unternehmungsgeistund
Entdeckungsgeist in sich verspürt , so öffnen Sie ihr doch wenigstens
ein Tor , durch welches sie das verwirklichen kann , und nötigen Sie
uns nicht , wie damals bei den Samoaverhandlungen , auf die ich



74 I) r . Herrfurth , Fürst Bismarck und die Kolonialpolitik

vorhin schon anspielte , auch diese Vorlage wieder zu den Akten zu
schreiben und zu sagen : Ja , die Regierungwürde sehr gern den Er¬
wägungen und der Initiative des Handels folgen mit ihrem Schutz ,
aber ohne den Reichstag kann sie es nicht , und der Reichstag hat
keine Neigung dazu . Bewahren Sie uns vor der Notwendigkeit ,
meine Herren , die Schuld , daß auch hier den Deutschen nicht einmal
freie Fahrt geöffnet wird , auf den Reichstag zu schieben ! " ^

Nachdem hierauf noch einige Redner teils für , teils gegen die
Vorlage gesprochen hatten , wurde die Abstimmung über die Vorlage
vorgenommen , nach welcher die australischenLinien und die ost¬
asiatischen Linien angenommen , die afrikanischen Linien dagegen ab¬
gelehnt wurden , die Subvention selbst wurde auf vier Millionen Mark
bemessen . So war Bismarck nach langem , schwerem Kampfe dieser
Sieg geglückt , ein Sieg , der um so höher anzuschlagen ist , da die
Opposition sich weniger gegen den von der Regierung vorgelegten Ge¬
setzentwurf gerichtet hatte , als gegen eine Politik des Reichskanzlers ,
welche zwar mit dem Gesetzentwurf in Verbindung stand , aber nicht
notwendige Vorbedingung für ihn war . Gerade die Verquickung dieser
beiden Materien gab den Anlaß zu dem großen Kampf , den Bismarck
hier zu führen hatte .

Allerdings war der Sieg noch nicht endgültig errungen , denn das
Gesetz mußte noch in dritter Lesung durchberaten werden , aber es war
kaum zweifelhaft , daß der Reichstag dann ein anderes Votum fällen
würde . Zwar erhob sich auch bei der dritten Lesung des Gesetzentwurfes ,
welche am 23 . März stattfand , nochmals die Opposition , und nament¬
lich war es der Abgeordnete Bamberger , welcher am energischsten
wieder polemisierte , aber auch Richter und Virchow äußerten noch
einmal ihre Bedenken . Allein nach einer glänzenden Rede des Ab¬
geordneten Woermann zugunsten des Gesetzentwurfeswurde bei der
Abstimmungdas Gesetz , wenn auch unter Ablehnung der afrikanischen
Linie , angenommen gegen die Stimmen der Polen , Sozialdemokraten , der
Volkspartei , der Deutschfreisinnigen und eines Teils der Zentrumspartei .

Das Gesetz selbst wurde unter dem 6 . April 1885 sanktioniert
und hatte nunmehr folgenden Wortlaut :

' ) Ebd . S . 1W ff.



II . Die Pvstdampfersubventionsvorlage 75

„ Wir , Wilhelm , von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser , König von
Preußen usw ., verordnen im Namen des Reichs , nach erfolgter Zu¬
stimmung des Bundesrats und des Reichstags , was folgt :

§ 1 . Der Reichskanzler wird ermächtigt , die Einrichtung und
Unterhaltung von regelmäßigen Postdampfschiffsverbindungen zwischen
Deutschland einerseits und Ostasien , sowie Australien andererseits
ans eine Dauer bis zu 15 Jahren an geeignete deutsche Unternehmer
auf dem Wege der engeren Submission einzeln oder zusammen zu
übertragen und in den hierüber abzuschließendenVerträgen Beihilfen
bis zum Höchstbetrage von jährlich vier Millionen Mark aus Reichs¬
mitteln zu bewilligen .

1 Der Reichskanzler wird ferner ermächtigt , zum Anschluß
an die Hauptlinie G 1 ) die Einrichtung und Unterhaltung einer
Zweiglinie von Trieft über Brindisi nach Alexandrien auf eine Dauer
bis zu fünfzehn Jahren an geeignete deutsche Unternehmerauf dem
Wege der engeren Submission zu übertragen und in den hierüber
abzuschließendenVerträgen eine Beihilfe bis zum Höchstbetrage
von jährlich vierhunderttaufend Mark aus Reichsmitteln zu
bewilligen .

§ 2 . Die im § 1 bezeichnetenVerträge müssen die in der
Anlage zusammengestelltenHauptbedingnngenenthalten und bedürfen
zu ihrer Gültigkeit der Genehmigungdes Bundesrats .

Die Verträge sowie die auf Grund derselben geleisteten Zahlungen
sind dem Reichstage bei Vorlage des nächsten Reichshaushaltsetats
mitzuteilen .

§ 3 . Die nach 1 zahlbaren Beträge sind in den Reichs¬
haushaltsetat einzustellen .

Urkundlich usw .
Gegeben usw .

A nlag e .
1 . Die Fahrten müssen auf den Hauptlinien in Zeitabschnitten

von längstens vier Wochen stattfinden .
2 . Die in die Fahrt einzustellenden Dampfer dürfen in ihrer

Konstruktion und Einrichtung , namentlich in bezug auf Personen -
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beförderung und Sicherheit , den auf denselben Linien laufenden
Postdampfern anderer Nationen nicht nachstehen .

3 . Die Fahrtgeschwindigkeit ist auf mindestens 11 ^/ ., Knoten
im Durchschnitt festzusetzen . — Die Zeitdauer der Reise ist nach
diesem Verhältnis mit entsprechendem Zuschlag für den Aufenthalt
in den anzulaufenden Häfen in Stunden mit einem Abschlag von
1 Knoten Pro Stunde für die Fahrt gegen den Monsum zu
berechnen .

4 . Die Unternehmer der Hauptlinie bzw . Hauptlinien ( tz 1 )
sind verpflichtet , bei der Hin - und Rückfahrt einen belgischen oder
holländischen Hafen anzulaufen .

5 . Der Unternehmer ist verpflichtet , sofern die bewilligte Summe
dazu ausreicht , die Linie Brindisi — Alexandrien bis Triest
auszudehnen.

6 . In diese Linien einzustellende neue Dampfer müssen auf
deutschen Werften gebaut sein .

7 . Alle in die Fahrt einzustellenden Dampfer müssen vorher
durch von der Regierung zu ernennende Sachverständige als den
vorstehenden Anforderungen genügend anerkannt werden .

8 . Für ungerechte Verzögerungen bei der Fahrtausführung
werden entsprechende Abzüge von der Subventionssumme gemacht .

9 . Die Dampfer führen die deutsche Postflagge und befördern
die Post nebst den etwaigen Begleitern ohne besondere Bezahlung .

10 . Die regelmäßigen Fahrten müssen spätestens zwölf Monate
nach Abschluß der Verträge beginnen .

11 . Zur Sicherstellungder Erfüllung der Bertragsverbindlich
leiten ist , soweit erforderlich , den Unternehmerndie Bestellung einer
Kaution aufzuerlegen .

12 . Erwachsenden Unternehmern aus dem Betriebe dauernd
größere Gewinne , so kann die Regierung den Unternehmerngrößere
Leistungen , z . B . in bezug auf schnellere und vermehrte Fahrten usw .,
auferlegen , oder die Subventionssumme entsprechend kürzen . "

Im Verlauf der Debatten hatte sich gezeigt , daß , so groß die
Opposition auch am Anfang war uud fo scharf der Kampf geführt
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lvurde , sich schließlich die Wogen der Erregung doch allmählich geglättet
hatten und man die anfänglich so stark befehdete Kolonialpolitik des
Reichskanzlersmit ruhigeren Blicken betrachtete . Waren auch aus den
Feinden keine Freunde der Kolonialpolitik geworden , so war immerhin
erreicht worden , daß die weitere Behandlung der Kolonialfrage gleich¬
mäßiger und leidenschaftsloser gehandhabt wurde . Um dies zu erreichen ,
war aber die ganze machtvolle Persönlichkeit eines Bismarck direkt
nötig gewesen , der mit zäher Energie und mit meisterhaftem Geschick
das einmal gesteckte Ziel zu erreichen wußte . Gerade die Behandlung
der Postdampfersubventionsvorlagein Verbindung mit den Fragen der
Kolonialpolitik zeigt in ihrer schließlichen Anerkennung auch von seiten
der Gegner die immense Begabung des Kanzlers im hellsten Lichte .

Am 28 . April 1885 wurden sodann noch die unten folgenden
Bedingungenveröffentlicht , welche den zur engeren Submission für die
subventionierten PostdampfschiffslinieneingeladenenFirmen mitgeteilt
waren ; der Zuschlag selbst wurde schließlich dem „ Norddeutschen Lloyd "
erteilt , der alle Linien übernehmen wollte und die günstigsten
Anerbietungen überhaupt gemacht hatte .

Die Submissionsbedingungen sür die Dampfersubvention hatten
folgenden Wortlaut :

Berlin , den 28 . April 1885 .
Durch das Gesetz , betreffend Postdampfschiffsverbindungenmit

überseeischen Ländern , vom 6 . April d . I . bin ich ermächtigt worden ,
die Einrichtungund Unterhaltung von regelmäßigen Postdampfschisfs -
verbindungenmit Ostasien und Australien , sowie im Mittelmeer auf
eine Dauer bis zu fünfzehn Jahren an geeignete deutsche Unter
nehmer auf dem Wege der engeren Submission zu übertragen . —
Der pp . Gesellschaft usw . übersende ich beiliegend eine Zusammenstellung
der für diese Submission aufgestellten Bedingungen mit dem An¬
heimstellen , mir bis zu dem in Ziffer 19 der Bedingungen an¬
gegebenen Termine eine Erklärung darüber zugehen zu lassen , ob
dieselbe bereit ist , unter diesen Bedingungen die Einrichtung und
den Betrieb der Dampferlinien zu übernehmen , und welcher Zuschuß
aus Reizmitteln für die zu übernehmende Leistung gefordert wird .
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Das Angebot muß bestimmte Angaben in bezug aus die unter
6 , 16 und 18 der Submissionsbedingungen gestellten Fragen ent¬
halten , dagegen bleibt es dem Ermessen der usw . . . . überlassen ,
inwieweit dieselbe auch bezüglich der Punkte 9 , 13 und 15 der Be¬
dingungen schon jetzt Borschläge abzugeben bereit ist .

Der Reichskanzler ,
gez . v . Bismarck .

Gegenstand der Submission ist die Entrichtung und der Betrieb
regelmäßiger deutscher Postdamvferverbindungen nach Ostasien und
Australien .

1 .

Es sind einzurichten :
^ . Für den Verkehr mit Ostasien :

1 . eine Linie von der deutschen Küste nach China , und zwar
über einen belgischen oder holländischen Hafen , Suez , Aden , Colombo ,
Singapore nach Hongkong ;

2 . eine Anschluß linie von Hongkong über
Shanghainach Korea und Japan <Hokohnm a ) .

L . Für den Verkehr mit Australien :
1 . eine Linie von der deutschen Küste nach dem Festlande von

Australien , und zwar über einen belgischen oder holländischen Hasen ,
Suez , Aden , Tschagosinseln , Adelaide , Melbourne bis mindestens
Sydney ;

2 . eine Anschlußlinie von d e m a u st r a l i s ch e n F e st -
lande nach den Tonga - und Samoainseln .

0 . Eine Zweiglinie von Triest über Brindisi
nach Alexandrien .

Dem Unternehmersteht es srei , die unter ^. 2 und K2 aus¬
geführten Linien mit den Linien ^ . 1 und L1 oder teilweise zu je
einer Linie zu vereinigen .

2 .
Auf den unter ^ und L genannten Postdampferlinien sind

jährlich je 13 Fahrten in jeder Richtung in Zeitnbständen von je
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vier Wochen , auf der Mittelmeerlinie jährlich 26 Fahrten in
jeder Richtung zum Anschluß an die Linien nach und von Ostasien
und Australien auszuführen .

Die aufzustellendenFahrpläne , sowie etwaige Abänderungen
derselben unterliegen der Genehmigung des Reichskanzlers . Andere
als die fahrplanmäßigen Häfen dürfen nicht angelaufen werden .

3 .
Die Dampfer haben die Post an den fahrplanmäßig hierfür

zu bestimmenden Häfen aufzunehmenund abzuliefern .
In Brindisi und Suez bei der Ausreife und in Alexandrien

bei der Heimreise müssen die Dampfer der Mittelmeer - bzw . der
ostasiatischen und australischen Linien zu der fahrplanmäßig fest¬
gesetzten Stunde bereit liegen , um sogleich nach Empfang der Post
die Weiterfahrt antreten zu können : die Abfahrt darf nicht früher
erfolgen , als bis die Post an Bord ist .

4 .
Die Fahrten sind auf sämtlichen Linien mit einer Geschwindig¬

keit von mindestens 11 ^ Knoten im Durchschnitt auszuführen . Die
Post muß von Brindisi nach Alexandrien in 72 Stunden befördert
werden . Für die Beförderung der Post von der Übernahmein Suez
ab sind folgende Maximalfristen festgesetzt :

613 Stunden nach Hongkong ,
717 „ „ Melbourne ,
790 „ „ Sydney .

Für die entgegengesetzteRichtung gelten die gleichen Zeiten .
Findet die Fahrt gegen den Monsum statt , so darf die Fahrzeit
nach Hongkongum 66 , von Hongkong um 86 Stunden , von Sydney
um 44 Stunden überschritten werden .

In dieser Berechnung sind die Ausenthaltszeiten für die
Zwischenhäfen enthalten , und zwar :

auf der ostasiatischen Linie :
12 Stunden für Aden ,
12 Stunden für Colombo und
24 Stunden für Singapore ,sowie
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auf der australischen Linie :
12 Stunden für Aden ,

6 .. „ die Tschagosinseln,
24 „ „ Adelaide und
24 „ „ Melbourne .

Die Regelung der Fahrten auf den Anschlußliuien (^ 2 und K2 )
erfolgt nach Festsetzung des Kurfes der Dampfer .

5 .

Die auf der Linie verwendeten Dampfer dürfen in ihrer Kon¬
struktion und Einrichtung , namentlich in bezug auf Personen¬
beförderung , Verpflegung und Sicherheit den auf derselben Linie
laufenden Postdampfern anderer Nationen nicht nachstehen .

Die Dampfer müssen einen Bruttoraumgehnlt haben von
wenigstens

3000 Reg . - Tons für die Linien .VI und Kl ,
1500 „ „ „ „ ^ 2 ,
1000 „ „ „ „ .. L2 und
1500 .. „ „ Mittelmeerlinien (0 ) .

6 .

Die Einstellung neuer Dampfer wird nicht unbedingt gefordert .
In dem Angebote ist jedoch anzugeben , ob der Bieter bereits ge¬
brauchte oder neue Dampfer in die Linien einzustellen beabsichtigt
und wie viele von jeder Gattung . Im Falle der Einstellung neuer
Dampfer hat dieselbe spätestens 18 Monate nach dem Vertrags¬
abschluß zu erfolgen .

7 .

In die Linien einzustellende neue Dampfer müssen auf deutschen
Werften und tunlichst uuter Verwendung deutschen Materials ge¬
baut werden . Die Pläne für den Bau unterliegen der Genehmigung
des Reichskanzlers . Die neu herzustellendenDampfer sind zur
höchsten Klaffe beim Germanischen Lloyd zu klassifizieren .
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8 .

Alle in die Fahrt einzustellendenDampfer müssen vorher
durch Sachverständige , welche der Reichskanzler ernennt , geprüft und
als den vorstehenden Anforderungen genügend anerkannt sein .

Der Reichskanzlerist ermächtigt , diese Prüfung während der
Bertragsdauer jederzeit wiederholenzu lassen und auf Grund des
Ergebnissesder Prüfung ein Schiff für ungeeignet zu erklären . Im
letzteren Falle ist der Unternehmer verpflichtet , binnen der ihm ge¬
stellten Frist das Schiff zurückzuziehen und durch ein anderes ge¬
eignetes zu ersetzen .

9 .

Für ungerechtfertigte Verzögerungender Fahrtaussührung wird
die Subventionssumme durch Abzüge gekürzt , deren Höhe vertrags¬
mäßig vereinbart werden wird .

10 .

Die Dampfer führen die deutsche Postflagge und befördern die
Post nebst den etwaigen Begleitern ohne besondere Bezahlung .

Unter Post sind alle Briefbeutel , Zeitungssäcke , Wertsendungen
und Postpakete zu verstehen . Werden die Dampser von den Post¬
beamten nicht begleitet , so ist die gesamte Postladnng seitens des
Schiffsführers gegen Quittung zu übernehmenund in einem eigens
zu diesem Zwecke hergerichteten sicheren Raum während der Fahrt
aufzubewahren. Findet dagegen eine Begleitung der Post durch Post¬
beamte statt , so ist den Beamten außer dem erwähnten Aufbewahrungs¬
raum ein geeigneter , den Anforderungen der Reichspostverwaltung
entsprechender Raum zur Bearbeitungder Post postbureaumäßigeinzu¬
richten und zur Nerfüguug zu stellen . Das Postbegleitpersonal ist
unentgeltlich zu befördern und zu verpflegen , und zwar Beamte wie
Reisende erster Klasse , Unterbeamtewie Reisende zweiter Klasse .

Die Einschiffung und Landung der Post hat in allen Häfen
auf Kosten des Unternehmerszu erfolgen .

11 .

Unternehmer haftet für die Post in demselben Umfange , in
welchem die Reichspostverwaltungdurch Gesetze oder Verträge den

Geschichte des Fürsten Btsmarck in Einzeldarstellungen vm . <;
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Absendern von Postsendungen gegenüber zum Schadenersatz ver¬
pflichtet ist .

12 .
Dem Unternehmerwird die Einnahme an Fracht - und Passage¬

geld überlassen . Die Festsetzung der Tarife ersolgt im Einvernehmen
mit dem Reichskanzler .

13 .
Unternehmer hat die Ablösungsmannschastender Kaiserlichen

Marine , sowie Waffen , Mnnition , Ausrüstungsgegenstände und
Proviant für die im Auslande befindlichendeutschen Kriegsschiffe
innerhalb einer noch festzusetzenden Begrenzung gegen ermäßigte feste
Sätze zu befördern , über deren Höhe eine Vereinbarung vorbehalten
bleibt . Im Falle einer Mobilmachung der Marine ist Unternehmer
verpflichtet , auf Erfordern die in die Linien eingestellten Dampfer
gegen eine dem vollen Werte entsprechende Vergütung dem Reiche
eigentümlich zu überlassen .

14 .
Die regelmäßigen Fahrten müssen spätestens zwölf Monate nach

Abschluß der Verträge beginnen .

15 .
Zur Sicherstellungder Erfüllung der Vertragsverbindlichkeiten

hat Unternehmereine Kaution zu hiuterlegen , deren Höhe vertrags¬
mäßig vereinbart werden wird .

16 .
Erreicht die Einnahme aus dem Unternehmeneinen noch näher

zu vereinbarenden jährlichen DnrchschnittSsatz , so kann der Reichs¬
kanzler nach Ablauf der füuf ersten Betriebsjahre den Unternehmern
größere Leistungen , z . B . in bezug auf schnellere oder vermehrte
Fahrten usw ., auferlegen oder die Subventionssumme ent¬
sprechend kürzen .

Die Kürzung erfolgt nach einem im Vertrage festzusetzenden
Prozentsatz .

Welche jährliche Durchschnittseinnahmein dieser Beziehung
festzusetzen und nach welchem Prozentsatz it . a . die Kürzung zu er -
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folgen haben möchte , ist bei dem abzugebenden Angebot vorschlags -
weise zum Ausdruck zu bringen .

17 .
Das Angebot hat sich auf die Gesamtheit der einzurichtenden

Postdampferlinien zu erstrecken .

18 .
In dem Angebot ist nnter Beachtung der im Gesetz bestimmten

Maximalvertragszeit von 15 Jahren der Zeitraum anzugeben , auf
welchen sich der etwa abzuschließende Vertrag erstrecken soll .

19 .

Die Angebote sind bis einschließlich den 15 . Mai d . I . mittags
12 Uhr portofrei und versiegelt unter der Aufschrift „ Angebot auf
überseeische Postdampsschiffsverbindungen" dem Zentralbureau des
Reichsamts des Innern zuzustellen . Zu dem angegebenen Zeitpunkt
wird die Eröffnung der Angebote in Gegenwart der Chefs des Reichs¬
amtes erfolgen .

20 .
Dem Reichskanzler bleibt die Auswahl unter den Bietern ohne

Rücksicht auf den Betrag des Angebotes und nach Befinden die
Ablehnung sämtlicher Angebote vorbehalten .

tZ^D

o »



Kapitel III .

Die kolonialpolitischen Anschauungen des
Fürsten Bismarck .

Als Fürst Bismarck die deutsche Kolonialpolitik in Angriff nahm ,
hatte er sich auf Grund seiner eigenen Studien und der Berichte seines
Dezernentenin überseeischenAngelegenheiten , v . Kusserow , sowie der
Unterredungen , die er wiederholt mit Hamburger Kausleuten pflegte ^) ,
seine Ansichten über Kolonialpolitikgebildet und sich einen Plan gemacht ,
nach welchem er deutsche Kolonialpolitik zu treiben gedachte . Der
Kanzler hat jedoch ein kolonialpolitisches Programm niemals im Zu¬
sammenhange dargelegt, vielmehr ist es notwendig , sich seine Ansichten
aus den vielen und bedeutendenkolonialpolitischen Reden , die er im
Laufe der Jahre seit den Anfängen der deutschen Kolonialpolitik im
Reichstage gehalten hat, und aus gelegentlichen kürzeren Bemerkungen
zusammenzustellen .

Bismarck will den Begriff „ Kolonie " nicht zu eng gefaßt
sehen . Nach seiner Anschauung braucht man nicht alles , was
„ Kolonie " genannt wird , mit Ackerbau in Verbindung zu bringen und
eine Ackerbaukolonie zu nennen ; es „ können darunter auch Plantagen¬
kolonien mit fremden Arbeitern verstanden werden " Denn bei
der Kolonialpolitik , welche Deutschlaud in Afrika treiben würde , könnte
von einem Ackerbau zunächst so gut wie nicht die Rede sein , sondern
einstweilen nur von Handeltreibenden . Eine genaue spezialisierte
Begriffseinteilung nach dem wirtschaftlichen Charakter der einzelnen
Kolonien hat der Fürst aber nie gegeben ; es ist dies vielleicht darauf
zurückzuführen , daß er sich mit akademisch - theoretischen Erörterungen
auf diesem Gebiete nicht allzuviel beschäftigt , sondern sich seine

Vgl . Kap . I , S . 33 .
^) Vgl . Neichswgsrede vom 1« . März 1885 (Ausgabe von Horst Kohl ,

Bd . XI , S . 139 ) .
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Pläne selber entwickelt und den Bedürfnissen der Praxis angepaßt
hat . Gestand er doch selbst einmal , er sei „ kein Kolonialmensch von
Hause aus " gewesen ^) . Zweifelhaft ist es daher auch , ob der Kanzler
gelegentlich einmal den Gedanken erwogen hat , Strafkolonien ev . in den
neuen Schutzgebieten des Deutschen Reichs anzulegen . Leitend für Bis¬
marck könnte hierbei die Erwägung gewesen sein , daß sich die Strafkolonien
anderer Nationen zu verhältnismäßigguten Ackerbaukolonienzu entwickeln
pflegten . Aber der Fürst muß doch schon bald diesen Gedanken , wenn
er ihn überhaupt gehabt hat , aufgegeben haben ; denn bereits am
24 . Juli 1884 , also kurz nach dem Geburtstage der deutschen Kvlonial -
politik 2), ließ er auf die Anfrage der englischen Regierung , ob Deutsch¬
land vorhabe , in seinem Kolonialbesitz Strafkolonien anzulegen , ant¬
worten , daß die deutsche Regierung derartiges nicht beabsichtige .

Vom Standpunkte der Reichspolitik ist der Reichskanzler grund¬
sätzlich gegen das französischeSystem , also „ gegen Kolonien , welche als
Unterlage ein Stück Land schaffen und dann Auswandererherbeizuziehen
suchen , Beamte anstellen und Garnisonen errichten " ^) . Für ihn gilt der
Satz : Die Flagge folgt dem Handel da , wo er sich einrichtet . „ Das
ist mein Ziel . Ob wir das nun gleich von Haus aus erreichen können ,
oder ob wir uns Gesellschaften , die stark genug sind , erst Heranpflegen
müssen , das weiß ich nicht , aber mein Ziel ist der regierende Kaufmann
und nicht der regierende Bureautrat in jenen Gegenden , nicht der
regierende Militär und der preußische Beamte ; unsere Geheimen Räte
und versorgungsberechtigten Unteroffiziere sind ganz vortrefflich bei uns ,
aber dort in den kolonialen Gebieten erwarte ich von den Hanseaten ,
die draußen gewesen sind , mehr , und ich bemühe mich , diesen Unter¬
nehmern die Regierung zuzuschieben. Mein Ziel ist die Regierung
kaufmännischer Gesellschaften , über denen nur die Aufsicht und der
Schutz des Reiches und des Kaisers zu schweben hat ^) . " Deshalb
müssen nach Bismarcks Ansicht die praktischen Kaufleute bei der
Kolonialpolitikdas Beste tun , mit den Bureaukraten könne er keine

Neichstagsredevom 2L . Januar 1889 (Kohl XII , S . 577 ) .
'--) Pgl . Kap . IV . S . HO .
' > Neichstagsredevom ^ tt , ^ imi 1v8t (>ic>l, l X , S , 193 >.
^) Neichstagsrede vom L8 . November 1885 (Kohl XI , S . 282f .) .
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Kolonialpolitik treiben . „ Ich kann Ihnen doch keinen preußischen
Landrat nach Kamerun setzen ^) . " „ Die Kolonialpolitik wird nicht
durch Generäle und nicht durch Geheime Räte gemacht , sondern
durch Kommis von Handlungshäusern" ) . "

Es ist deshalb verständlich , daß Bismarck die Tätigkeit des deutschen
Reiches in Afrika nicht als eigentliche Kolonialpolitik im landläufigen
Sinne bezeichnet wissen will , da er nichts weiter bezwecke , als „ den Schutz
der deutschen überseeischenAnsiedelungen , wie sie der Handel mit sich
gebracht hat " ^) . Wenn Deutschland eigentliche Kolonialpolitik treiben
wollte , also Landstriche , in denen es noch keine Interessen hätte , okku¬
pieren und dort künstlich eine deutsche Einwanderung hervorrufen , ein
solches Gebiet von deutschen Beamten verwalten lassen und dort
Garnisonen errichten würde , so würde es im Reiche für ein solches
>tolonialsysteman hierzu geschulten Beamten fehlen , es würde zu teuer
sein und die deutsche Marine zu sehr in Anspruch nehmen , deren Ent¬
wicklung durch die geringe Ausdehnung der deutschen Küste und die
hieraus sich ergebende schwache seemännische Bevölkeruug begrenzt werde .
Bon solchen „ Treibhauskolonien " will Fürst Bismarck nichts wissen ,
sondern vielmehr die aus der deutschen Nation gewissermaßen heraus¬
wachsenden freien Ansiedelungenvon Reichsangehörigen in Gegenden ,
die nicht unter der anerkannten Hoheit einer anderen Nation ständen ,
unter den Schutz des Reiches stellen . Das Reich müsse den auf diese
Art begründeten überseeischen Niederlassungen von Reichsangehörigen,
nicht nur ihren Faktoreien , sondern auch den von ihnen erworbenen
Territorien , mit dem Schutze des Reiches folgen . Der Nutzen lasfe sich
freilich rechnungsmäßignoch nicht voraussagen , man könne ihn jedoch
auf Grund der von anderen Nationen gemachten Erfahrungen erwarten .
„ Nicht Treibhauskolonien wollen wir , sondern nur den Schutz der aus

v . Poschinger : Fürst Bismarck und die Parlamentarier , Bd . III , S . 150 .
Diese Bemerkung machte Fürst Bismarck in einer Unterredung mit dem Hamburger
.Kaufmann Adolf Woermann am 25 . September 1884 .

2» v . Poschinger : Fürst Bismarck und die Parlamentarier , Bd . I , S . 231 .
Diese Bemerkung machte der Kanzler am 12 . Mai 1885 bei einein parlamen¬
tarischen Frühschoppen.

Reichslagsrede vom 10 . Januar 1885 (Kohl X , S . 396 ) .
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sich selbst herauswachsenden Unternehmungen . " „ Etwas anderes
allerdings ist die Frage , ob es zweckmäßig nnd zweitens , ob es die
Pflicht des Deutschen Reiches ist , denjenigen seiner Untertanen , die
solchen Unternehmungenim Vertrauen auf den Schutz des Reiches sich
hingeben , diesen Reichsschutz zu gewähren und ihnen gewisse Beihilfen
in ihren Kolonialbeftrebnngenzu leisten , um denjenigen Gebilden , die
aus den überschüssigen Sästen des gesamten deutschen Körpers natur¬
gemäß herauswachsen , in fremden Ländern Pflege und Schutz angedeihen
zu lassen . Diese Frage bejahe ich , allerdings mit weniger Sicherheit
vom Standpunkte der Zweckmäßigkeit , — ich kann nicht voraussehen ,
was daraus wird — , aber mit unbedingter Sicherheit vom Stand¬
punkte der staatlichen Pflicht . "

Hiernach mußte Bismarck bei Beginn der deutschen Kolonialpolitik
den Erwerb von Ländereien dnrch den Staat ablehnen . Diese An¬
schauung geht namentlichaus der dem Reichskommissar Dr . Nachtigall
erteilten Instruktion vom Mai 1884 ^) deutlich hervor , in der es
n . a . heißt : „ Um den Angehörigendes Reiches an der Westküste von
Asrika gegen die Verdrängung aus den in einzelnen Gebieten errungenen
Positionen dnrch etwaige Besitzergreifung von anderer Seite Sicherheit
und hiermit die Möglichkeit weiterer Entwicklung zn gewähren , hat
Seine Majestät der Kaiser beschlossen , den Schutz der Deutschen und
ihres Verkehrs in einigen Küstenstrichen im Namen des Reiches un¬
mittelbar zu übernehmen . Die Einrichtung eines Verwaltungsapparates,
der die Entsendung einer größeren Anzahl deutscher Beamten bedingen
würde , die Errichtung ständiger Garnisonen mit deutschen Truppen nnd
die Überuahmeeiner Verpflichtung des Reiches , den in solchen Gebieten
sich ansiedelnden Deutschen und ihren Faktoreien und Unternehmungen,
auch während etwaiger Kriege mit größeren Seemächten , Schutz zu
gewähren , wird dabei nicht beabsichtigt . Für unseren Zweck wird der
Abschluß von Frenndschafts - , Handels - und Protektoratsverträgenaus¬
reichen , durch welche die zur Ausübung wirksamen Schutzes deutscher
Untertanen erforderlichen Rechte erworben werden . "

Nach Bismarcks Absicht sollen daher nicht „ eine Anzahl von
oberen und unteren Beamten in die Kolonien geschickt und Garnisonen

>> ^ gi , >! up . lV . ^ , 1^ ,
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dort hingelegt , Kasernen , Häfen und Forts gebaut werden " . Deshalb
würden auch die Verwaltungskosten der Kolonien nicht hoch , die
Kolonialpolitik also im ganzen für Deutschland nicht kostspielig
werden . „ Meine von Seiner Majestät dem Kaiser gebilligte Absicht ist
vielmehr , die Verantwortlichkeit für die materielle Entwicklung der
Kolonien , ebenso wie ihr Entstehen der Tätigkeit und dem Unternehmungs¬
geiste unserer seefahrendenund handeltreibendenMitbürger zu über¬
lassen und weniger in der Form der Annektierung von überseeischen
Provinzen an das Deutsche Reich vorzugehen , als in der Form von
Gewährung von Freibriefen nach Gestalt der englischen Royal Charters ,
im Anschluß an die ruhmreiche Laufbahn , welche die deutsche Kauf¬
mannschaft bei Gründung der Ostindischen Kompagnie zurückgelegt hat , den
Interessenten der Kolonie zugleich das Regieren derselben im wesent¬
lichen zu überlassen und ihnen nur die Möglichkeit europäischer
Jurisdiktion für Europäer und desjenigen Schutzes zu gewähren , den
wir ohne stehende Garnison dort leisten können ^) . " Nach des Kanzlers
Ansicht soll es also genügen , in den Kolonien einen Vertreter der
Autorität des Reiches zu installieren , der Klagen entgegenzunehmen hätte ,
und im übrigen eines der deutschen See - und Handelsgerichtemit der
Entscheidung der Streitigkeiten zu beauftragen , die im Gefolge der
kaufmännischen Unternehmungen entstehen könnten . „ Unsere Absicht
ist daher nicht , Provinzen zu gründen , sondern kaufmännische Unter¬
nehmungen , aber in der höchsten Entwicklung , auch solche , die sich eine
Souveränität, eine schließlich dem Deutschen Reich lehnbar bleibende ,
unter seiner Protektion stehende kaufmännische Souveränität erwerben ,
zu schützen in ihrer freien Entwicklung , sowohl gegen die Angrisse aus
der unmittelbaren Nachbarschaft , als auch gegen Bedrückung uud
Schädigung von feiten anderer europäischer Mächte . Wir hoffen , daß
der Baum durch die Tätigkeit der Gärtner die ihn pflanzen , auch
im ganzen gedeihen wird , und wenn er es nicht tut , so ist die Pflanze
eine verfehlte , und es trifft der Schade weniger das Reich , denn die
Kosten sind nicht bedeutend , die wir verlangen , sondern die Unter¬
nehmer , die sich in ihren Unternehmungen vergriffen Habens . . .

' ) Reichstagsredevom 26 . Juni 1884 (Kohl X , S , 196 ).
Ebenda (Kohl X , S . 197 ) .
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Das ist also der Unterschied : Bei dem System , welches ich das
französischenannte , will die Staatsregierung jedesmal beurteilen , ob
das Unternehmenein richtiges ist und ein Gedeihen in Aussicht stellt ;
bei diesem System überlassen wir dem Handel , dem Privatmann die
Wahl , und wenn wir sehen , daß der Baum Wurzel schlägt , anwächst
und gedeiht und den Schutz des Reichs anruft , so stehen wir ihm
bei , und ich sehe auch nicht ein , wie wir ihm das rechtmäßig ver¬
sagen können . "

Bei der Inangriffnahme der Kolonialpolitik konnte darum auch
für Bismarck der Gesichtspunkt , die deutsche Auswanderung zu be¬
fördern und in eigene Kolonien zu leiten , nicht im Vordergrunde
stehen , obwohl er das deutsche Wirtschaftsgebietaus kolonisatorischem
Wege zu vergrößern suchte . Zwar verkennt er nicht , daß ein gewisser
volkswirtschaftlicher Gewinn darin läge , „ wenn eine Menge der über¬
schüssigen Kräfte , die wir in unseren Gymnasien und höheren Schulen
erzielen , dort ( in den Kolonien ) als Leiter von solchen Einrichtungen
eine Verwendung finden könnte , die wir im Lande doch nicht überall
haben und vielleicht mit der Zeit immer weniger haben werden " , aber
im Grunde seines Herzens hat er nie ganz mit den Vorurteilen ge¬
brochen , die er gegen die Auswanderung Deutscher nach fremden
Ländern überhaupt hegte . Erblickt er doch in der Auswanderung fast
einen Verrat am eigenen Vaterlande . „ Ein Deutscher, der sein Vater¬
land abstreift , wie einen alten Rock , ist für mich kein Deutscher mehr ;
ich habe kein landsmannschaftliches Interesse mehr für ihn ^) . " Es ist
ihm deshalb auch ganz gleich , wie es den Deutschen im Auslande er¬
geht und was aus deu Kolonisten geworden ist . Charakteristisch ist
in dieser Hinsicht eine Bemerkung des Fürsten , welche siel , als der
Antrag gestellt worden war , deutsche Beamte möchten die Provinzen
Rio Grande do Sul bereisen und darüber Bericht erstatten : „ Ich bin
nicht neugierig , zu wissen , wie es Leuten geht , welche den Staub des
Vaterlandes abgeschüttelt Habens . " Diese ausgesprochene Abneigung
gegen die Auswanderung von Deutschen brachte den Kanzler auch da¬
hin , daß er manche Gründe , die für die Beförderung und Pflege der

i) Reichstagsrede vom 26 . Juni 1684 (Kohl X , S . 208 ) .
v . Poschina . er , Bismarck - Portefeuille , Bd . I , S . 28 , Anm . I .
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Auolvanderung geltend gemacht wurden , als nicht stichhaltig anerkannte .
So gibt er zwar zu , daß unter Umständen die Neigung , sich dem
Militärdienst , bei den Bauern die Neigung , sich den Grundsteuern und
den hohen Kommunallasten zu entziehen , dabei mitwirken könne aber
einen der hauptsächlichsten Gründe einer starken Answandernng , die
Übervölkerung , will Bismarck nicht anerkennen : denn nach seiner Meinung
ist gerade aus den übervölkerten Gegenden die Auswanderung die ge¬
ringste und am stärksten in den nm wenigsten bevölkerten Provinzen .
Er sieht vielmehr den Grund für die starke Auswanderungzu seiner Zeit
in dem mangelnden Schutze der nationalen Arbeit . „ Ich glaube , daß
der Mangel an einer Industrie , mit andern Worten an Schutz der
nationalen Arbeit , an Schutzzöllen , ebenso sehr wie der Druck der
direkten Steuern den Hauptgrund dafür abgibt , daß gerade die am
wenigsten bevölkerten Provinzen die höchste Zahl der AuSwanderuug
haben . Es ist das Veröden der Hoffnung in dem Menschen , was ihn
zur Auswanderung treibt , die terra ineoAniw der Fremde bietet ihm
alle mögliche Hoffnung , er könnte dort etwas werden , wozu er es hier
niemals bringen kann . Also darin liegt es , daß die Landnrbeiter aus¬
wandern , weil sie in der Nähe keine Industrie haben und weil sie
das Produkt ihrer Arbeit im kleiuen nicht verwerten können ^) . "

>) Reichstagsrede vom 8 . Januar 1885 (Kohl X , S . 043 ) .
') Neichstagsredevom 14 , Juni 1882 (Kohl IX , S . 388 ) . — Anknüpfend an

diese Rede Bismarcks schrieb die Nordd . Allgem . ^ Ig . vom 28 . und 29 . Juni 1^ 2 ,
Nr . 296 , 297 uud 298 : Fürst Bismarck hat in seiner Reichsiaasredeam 11 . Juni n . a .
eine Beleuchtung eines volkswirtschaftlichen Problems gegeben , die niemand , der an
dem tieferen Nachdenken über volkswirtschaftliche Fragen und an der Eröffnung volks¬
psychologischer Gesichtspunkte seine Frende findet , ohne Genus; gelesen haben wird .
Wir meinen die Ausführungen des Reichskanzlers über die Ursachen der Massen -
auswanderuug. Die berufsmäßige uud landläufige Nationalökonomie ist bisher
noch äußerst dürftig in ihren Erklärungen dieser Frage geblieben . Für den Ein¬
geweihten , der von Volkswirtschaftetwas mehr wußte , als was ihm die Leitartikel
der liberalen Blätter als „ Wissenschaft " allwöchentlich servieren oder was gelegent¬
lich auf den sreihändlerischen Kongressendie patentierten „ Volkswirte " als „ ewige
Naturgesetze" vou Ricardos Gnaden verkünden , für diese freilich ist es längst kein
Geheimnis , daß das Kouglomeratvou Lehrsätze » , Hypothesen und Behauptungen , das
sich heute des Namens „ Volkswirtschaftslehre " erfreut , über viele der wichtigsten , alltäg¬
lich auftauchenden Fragen des sozialen Lebens bitter wenig Anftläruug zu geben vermag .
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„ In der reinen landwirtschaftlichen Bevölkerung ist nämlich die
Laufbahn , die ein Arbeiter durchmachen kann , schnurgerade , ohne Ab¬
wechslung , er kann sie , wenn er 28 , 30 Jahre alt ist , übersehen bis
ans Ende , er weiß , was er verdienen kann , er weiß , daß er sich über
den Stand , den er einnimmt , durch eine landwirtschaftliche Beschäftigung
nicht aufschwingen kann . In der Industrie kann kein Arbeiter über¬
sehen , wie er sein Leben abschließt , auch wenn er sich über das Niveau
des Gewöhnlichen vielleicht nicht erhebt und keine Konnexion hat .
Wir haben fehr viele Industrielle , die vom einfachen Arbeiter in einer
oder zwei Generationen zn Millionären , zum mächtigen , bedeutenden
Mann aufgestiegen sind ; ich brauche keinen von ihnen zu nennen , die
Namen schweben auf jedes Lippen , sie schweben aber auch auf den
Lippen der Arbeiter . Die Industrie hat für den Arbeiter den Marschall¬
stab , von welchem man sagt , daß der französische Soldat ihn im
Tornister trüge ? das hebt die Hoffnung des Arbeiters und belebt sie ,
er braucht gar nicht Millionär zu werden . Aber die Industrie bietet
tausend Beispiele , daß der Mann , der als landwirtschaftlicher Arbeiter
niemals über das gewöhnlicheTagelohn hinauskommt , in den Fabriken ,
sobald er mehr Geschick als andere zeigt , in kurzer Zeit sehr viel
höheren Lohn verdienen kann , schließlich Werkführerwird und höher
hinaufkommt ; und für geschickte Arbeiter, die ja oft als Autodidakten
weiter kommen , als die gelehrtesten Techniker , ist die Hoffnung .
Associe seines Chefs zu werden , nirgends ausgeschlossen . Das hält
die Hoffnung lebendig lind steigert zugleich die Arbeitslust An¬
knüpfend an den hier entwickelten Gesichtspunkt erklärt daher Bismarck
in der Reichstagsredevom 26 . Juni 1884 , daß „ der Export ein Mittel
sei , die Auswanderung zu hindern " . Nach des Kanzlers Ansicht kann
sich die hohe Zahl der Auswanderung erst verringern , wenn eine
Wirtschafts- und Finanzreform eingetreten ist , da sich nur auf diese
Weise die Industrie in den landwirtschaftlichen Provinzen wieder heben
würde . Daß die Auswanderung auch eine Folge des Druckes sei , den
das im Jahre 1879 eingeführte Schutzzollsystemauf die Wohlhabenheit der
Deutschen ausgeübt habe , will Fürst Bismarck nicht zugeben ^) , sondern

-) Reichslagsrede vom Juni 1882 (Kohl IX , S . 387 f. ) .
^) Der Abgeordnete Dirichlet hatte konstatiert , daß zwar eine kleine Abnahme

der Auswanderung im Jahre 1881 gegen das Jahr 1883 stattgefundenhätte , das;
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stand auf dem Standpunkte , daß die Ziffer der Auswanderung ein
ganz genauer Maßstab fei für das Steigen des Wohlstandes ; „ je besser
es uns geht , desto höher ist die Ziffer der Auswanderung : und daß
die Ziffer der Auswanderung 1880/81 höher war , ist der Beweis ,
daß der Schutzzoll feine Wirkung auf die Industrie getan hat und
daß es viel mehr Leute in dem Jahre gab , die das Geld für die
Überfahrt und den Landankauf drüben besaßen . In den Jahren der
Anämie , des Blutmangels , in dein wir uns unter dem Freihandel be¬
fanden , schwand die Ziffer der Auswanderung , sie ging herunter , weil
die Leute das Geld für die Überfahrt und den Ankauf drüben nicht er¬
schwingen konnten . In den Jahren 1871/72 , wo ja bei uns alles im
Golde der Milliarden sich reich fühlte , fanden sich wiederum sehr viel
mehr Leute , die bereit waren , auszuwandern "

Als Bismarck diese Ansicht äußerte , war er sich augenscheinlichnicht
des Widerspruchs bewußt , der sich hier gegen einen feiner früheren Aus¬
sprüche kundtat . In seiner Rede vom 14 . Juni 1882 hatte er nämlich be¬
hauptet , die Leute wanderten aus , „ weil die Industrie durch den Freihandel
heruntergedrückt und erstickt worden ist " ; in seiner Rede vom 8 . Januar
1885 erklärt er , daß die höhere Ziffer der Auswanderung der Beweis
sei , „ daß der Schutzzoll seine Wirkung auf unsere Industrie getan hat " .
Aber abgesehen hiervon sind überhaupt die Folgerungen , die Bismarck
aus der größeren oder geringeren Zahl der Auswanderer zieht , ein
Trugschluß . Es ist daher verständlich , daß mit Bezug hierauf ein

aber trotz dieser Abnahme die Auswanderung eine fünfmal so starke sei , als sie vor
dem Jahre 1879 gewesen wäre . „ Es ist das doch sehr wünschenswert , wieder klar
zu stellen , damit nicht aus deu ewigen Bemerkungen , daß die Auswanderung im
Rückgangesei , geschlossen werden müßle ans die Segnungen des neuen Zolltarifs ."
Die Zahle » der Auswanderer betrugen nach offiziellen Zusammenstellungen :

1821 — 30 8000
1831 — 40 177000
1841 — 50 485000
1851 — 60 1130000
1861 — 70 970000
1871 — 80 595000
1881 - 83 570000

i) Reichswgsrede vom 8 . Januar 1885 (Kohl X , S . 343 ) .
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sonst sehr für den Kanzler schwärmender Schriftsteller, Charles Löwe ,
ausruft : „ Der Fürst hätte sicher mit demselben ! Rechte hinzufügen
können , daß die Zahl der Selbstmorde in Deutschland ebenfalls mit
der materiellen Wohlfahrt des Reichs Schritt hält , da nur Wohlhabende
sich die erforderlichen Rasiermesser , Stricke , Pistolen und Gifte kaufen
können , während den Armen dies nicht möglich ist ^) . " Doch auch die
späteren Tatsachen haben Bismarcks Ansichten von selbst widerlegt . Denn
gerade in der letzten glänzendsten Periode des wirtschaftlichenAufschwunges
Deutschlands zeigte es sich , daß die Auswanderung stark abnahm .
Eine günstige Konjunktur im eigenen Lande wirkt wohl auf die Binnen¬
wanderung hin , indem immer neue Kräfte der Industrie zugeführt
werden , aber die Auswanderung befördert sie nichts .

Zu seinem Leidwesen konnte nun der Kanzler die Auswanderung
nicht verbieten . Aber er wollte dann doch wenigstens ihre Förderung
und Unterstützungmöglichst bekämpfen ^) . Infolgedessen verlangte er
auch , daß die staatlichen Organe sich einer solchen enthielten . Bon
diesem Gesichtspunkteaus ist daher auch das folgende Schreiben des
Auswärtigen Amtes an den Staatssekretär des Innern betr . die gesetz¬
liche Regelung des Auswanderungswesenscharakteristisch :

Berlin , den 20 . Mai 1881 .
„ Seine Durchlaucht ist der Ansicht , daß die gegenwärtighin¬

sichtlich dieser Materie ( d . h . des Auswanderungswesens ) in Deutsch¬
land geltenden gesetzlichen uud sonstigen Borschristen , sowie namentlich
auch die Organisation des Agentenwesens dem Interesse des Reichs
nicht entspreche . Es werde nützlich sein , die Auswanderung nicht
zu erleichtern , sondern zu erschweren . In dieser Beziehung werde
zwar nicht so weit gegangen werden können , Leute, welche nicht im
Lande bleiben wollen , vielmehr ihr Baterland zu verlassen und in
der Fremde eine Heimstätte zu begründen entschlossen sind , durch
irgendeine Pression zurückzuhalten . Wohl aber werde darauf Bedacht
genommen werden müssen , jede Förderung und Erleichterung des

Charles Löwe , ? rm ^e LiLmareK , vol . II , p . 207 .
^) Brodnitz , Bismarcks nationalökonomischeAnschauungen (Jena 1902 ),

5 . ti9 .
Reichstagsredevom Juni (Loht X , S . 208 ) .



94 Vr . Herrfnrth , Fürst Bismarck und die Kolonialpolitik

Auswanderns , uamenllich auch jeden staatlichen Aufwand für Aus¬
wanderung zu vermeiden .

Unter diesem Gesichtspunktesei besonders staatlicherseits die
Betätigung von Teilnahme für diejenigen Deutschen , welche ihre
Beziehungen zum Vaterlande gelöst haben , zu unterlassen , und dies
als Richtschnur unserer Auswanderungspolitik auch öffentlich zu
bekennen

Die Anschauungen des Kanzlers in dieser Frage fußten vor
nehmlich darauf , daß er glaubte , durch die Auswanderung würde der
deutschen Nation zuviel Kraft entzogen , und jeder Auswanderer be¬
deute in ökonomischer Beziehung einen Verlust für das Vaterland .
Nach Bismarcks Ansicht wandern nämlich nur die besseren Arbeiter
aus . „ Nach dem Gut , wo viel Verdienst ist , ziehen sie hin aus
weitem Umkreis , weil sie sagen : Da kommen wir rasch so weit , daß
wir uns drüben in Amerika eine selbständige Hufe kaufen können .
Durch die Gesetzgebung , durch die törichte Abschaffungder Erbpacht
ist es außerordentlicherschwert worden , daß die Leute sich selbständig
machen können . Außerdem ist der Druck der Kommunalabgaben , der
Gemeindelasten , der Kreislasten , der Grundsteuer , alles desjenigen , was
an Abgaben und sonstigen Verpflichtungenbei uns dem Landwirt die
Ausbeutung seiner Scholle erschwert , so viel größer , als in Amerika ,
daß das an sich anzieht ; aber nur die Privilegierten unter den Arbeitern ,
die etwas verdient haben , die gute Einnahmen haben , die besseren ,
sparsamerenArbeiter , die etwas zurückgelegt haben , wandern aus : die
anderen , das sind die paupers , die in Amerika zurückgewiesenund die
vielleicht weggeschickt werden - ) . "

Diese Ansicht hat insosern ihre Berechtigung als nach an¬
gestellten Berechnungen jeder Auswanderer durchschnittlich 400 bi5
800 Mark mitnimmt ^) . Rechnet man hierzu noch das große Er¬
ziehungskapital, das in jedem Auswanderer angelegt worden ist ,

>) v . Poschinger , Bismarck - Portefeuille , Bd . I , S . 28 .
^) Reichstagsredevom 8 . Januar 1885 (Kohl X , S . 344 ) .
2) Der Nationalvkonom Röscher hat berechnet , daß von den preußischen

Answanderern im Jahre 1848/49 jeder durchschnittlich 195 Taler , 1851/52 ungefähr
201 Taler , 1852/53 2l0 Taler mitgenommen hat .



III . Die lolonialpvlitischenAnschauungendes Fürsten Bismarck 95

sich aber nicht in festen Zahlen ausdrücken laßt ^) , so ergibt
sich eine ziemlich beträchtliche Smnme , welche auf diese Weise
durch jeden Auswanderer der Nation verloren geht . Andererseits ist
nicht zu verkennen , daß die Anschauungen des Fürsten Bismarck in
der Frage der Auswanderung direkt einseitig waren , da er den
Verlust zu sehr betont , welchen das Baterland durch die Auswanderer
erleidet , und in keiner Weise die Gegenseite berücksichtigt : scheint
doch dein Kanzler niemals der Gesichtspunkt vor Augen getreten zu
sein , das; ein Deutscher auch im Auslande für sein Vaterland tätig
sein könnte . Der Fürst konnte sich eben nicht in den Gedanken hinein¬
leben , daß ein solcher Deutscher im Auslande deutsche Interessen
fördern , deutsche Anschauungenin seiner neuen Heimat verbreiten , als
Kaufmann Handelsbeziehungen , die dem Mutterlande zugute kommen , an¬
knüpfen , deutsches Wesen ausbreiten uud der deutschen Arbeit und ihren
Leistungen Anerkennung und Absatzgebiete verschaffen könnte . Wenn Bis¬
marck in der Auswanderungssmgenicht einen solchen weiten Gesichtskreis
hatte , auch sich nicht in diese Anschauungen hineinversetzenkonnte , so lag
das zu einem guten Teil daran , daß der Fürst in seinem ganzen Leben
bewußt oder unbewußt im Innern der preußische Junker blieb und infolge¬
dessen für diese weiten Gesichtspunkte in der Frage der Auswanderung
viel zu „ landsässig " veranlagt war : es tränkte seinen Nationalstolz ,
wenn ein Deutscher seinem Vaterlande in dieser Weise den Rücken kehrte .

Verkannte nun zwar auch Bismarck , als sich im Laufe der î nt
Wicklung der von ihm begonnenen Kolonialpolitik seine starren
Ansichten in der Auswanderungsfrage etwas gemildert hatten , nicht
den Vorteil der Kolonien für die deutschen Auswanderer , so sollen doch
andererseits nach seiner Ansicht die Kolonien nicht die Platze bilden ,
nach denen der Deutsche aus allen Standen auswandert ; namentlich
soll nicht derjenige Deutsche dort hingehen , der im Vaterlande sein
Fortkommennicht gefunden hat ! für den Auswurf der Nation feien
die Kolonien nicht vorhandenDie Kolonien sollen dem Reiche

' ) Von Ar . Kapp ist dieses Kapital auf mindestens 750 Taler sür je einen
Answauderer geschäht worden . — Vgl . Kapp , Über Auswanderung in der Samm¬
lung gemeinverständlicher wissenschaftlicher Vorträge , herausgegebenvon Virchow
und v . Hvltzendorff , VI , Serie , S . 160 .

2) Neichstagsredevom 1Ü . März 1885 (Kohl XI , S . 76 ) .
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vielinehr „ ein neues Hilfsmittel zur Entwicklung der deutschen
Reederei , der deutschen Schiffahrt , des deutschen wirtschaftlichen
Lebens und des deutschen Exportes bilden ^) , die Gewinnung
neuer Absatzmärkte für die deutsche Industrie und die Aus¬
dehnung des Handels befördern , und ein Tor für deutsche Arbeit ,
deutsche Zivilisation und deutsches Kapital offen halten " ^) . Hier¬
bei sollen aber diejenigen Kolonien nicht außer Augen gelassen lverden ,
die für Ansiedelungen deutscher Ackerbauer nicht unmittelbare Aussicht
bieten , sondern nur dafür , „ daß wir von den Küstenpunkten aus , die
wir okkupiert haben , Wege nach Absatzgebieten finden und Verbindungen
für den Absatz unserer deutschen Jndustrieproduktealler Art anzuknüpfen
imstande sind " ^) . Diese neuen Wege zur Gewinnung von Absatzgebieten
sollen es nach des Kanzlers Hoffnung auch zustande bringen , daß die
Eingeborenen , welche zunächst keine wesentlichenAbnehmer sein könnte « ,
allmählich zu guten Konsumenten erzogen würden . Als besonders ge¬
eignet und zukunftsreich erscheint dem Kanzler ferner die Entwicklung
des Bergbaues in den Kolonien , durch dessen Ausbreitung er sich
manches zur Hebung des Nationalvermögens versprach , namentlich
nachdem sich dort eine Montanindustrie entwickelt hätte . Hauptsäch¬
lich sind seine Hoffnungen auf Kupfer gerichtet , und er glaubt auch
nicht , daß , wenn sich die Hofsnungen erfüllen , eine besondere Konkurrenz
mit den einheimischen Kupferwerken zu befürchten sei/ ) .

Den höchsten Nutzen der Kolonien verspricht sich aber der Fürst
von der Plantagenwirtschast . Es erscheint ihm als höchstes Ziel ,
das Deutsche Reich in seinen wirtschaftlichenBedürfnissen un¬
abhängig zu machen von anderen Kolonialpolitik treibenden Ländern .
„ Nehmen Sie an , wenn ein Teil der Baumwolle , des Kaffees , den
wir bei uns importieren , auf deutschem Grund und Boden über See
wüchse , wäre denn das nicht eine Vermehrung des deutschen National¬
reichtums ° ) ? " Den größten Gewinn würde dabei nach Ansicht des

' ) Reichstagsrede vom 14 . März 1885 (Kohl XI , S . 94 ) .
Reichstagsredevom 10 . Januar 1885 (Kohl X , S . 395 ff . ) .

») Reichstagsredevom 10 . Januar 1885 (Kohl X , S . 395 ff .) .
4) Reichstagsrede vom 13 . März 1885 (Kohl XI, S . 77 ) .
' ) Reichstagsrede vom 13 . März 1885 (Kohl XI , S . 81 ) .
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Fürsten der koloniale Baumwollbau abwerfen . Der Kanzler kam des¬
halb in seinen Reden immer wieder daraus zurück und suchte nach¬
zuweisen , daß gerade ein im großen betriebenerkolonialer Baumwoll¬
bau für Deutschland die wertvollsten Früchte tragen würde . „ Wir
zahlen für tropische Produkte , die wir bei uns nicht produzierenkonneu ,
gegenwärtig schon ungefähr 500 Millionen bar ans Ausland . So¬
viel ich mich der Ziffern erinnere , figuriert darin die Baumwolle als
höchste mit ungefähr 200 Millionen , der Kaffee mit 192 Millionen ,
der Tabak mit 64 Millionen und außerdem Kakao , Gewürze , Vanillen
in erheblichem Maße . Wenn wir von dieser Einfuhr von 500 Mil¬
lionen , die wir bar bezahlen müssen , auch nur den zehuten Teil ab¬
rechnen , oder den hundertstenTeil mit fünf Millionen einstweilen für
deutsche Eigeutümererwerben könnten , welche in Sansibar und in diesen
Küstenländern unter sicherem Schutze des Reiches ihre Baumwolle ,
ihren Kakao , ihren Tabak baueu könnten , so würde ich das für einen
erheblichen wirtschaftlichen Gewinn Haltens . " „ Wir kaufen jetzt die
sämtliche Baumwolle von Amerika und sind auf ein gewisses Monopol
der Amerikanerangewiesen , weil die indische und ägyptische Baumwolle
nicht in der Vollkommenheit bearbeitet und vorbereitet wird , daß sie
sofort gleich in Verbrauch zu nehmen ist wie die amerikanische . Wenn
wir mit der gleichen Intelligenz , wie die Amerikaner ihre Baumwolle
pflanzen und bearbeiten , in Gegenden wie Neuguinea , Kameruu , den
afrikanischen äquatorialen Gegenden , Baumwolle züchten könnten , die
wir nicht mehr von Ausländern , sondern von deutschen überseeischen
Besitzern kaufen würden , so wäre das ein Vorteil für unser National¬
vermögen , während jetzt das Geld , das wir für Baumwolle , Kaffee ,
Kopra und alle solche äquatorialen Produkte ausgeben , rein ä konäs
peräu herausgeht aus unserem Vermögens . " Als besonders geeignet
für den Plantagenbau im tropischen Sinne hielt der Kanzler „ den
fruchtbaren Ostabhang Ostafrikas , der im allgemeinen nur so weit
fruchtbar ist , als der Küstenstrich reicht " " ) .

-) Reichstagsrede vom 26 . Januar 1689 (Kohl XII , S . 587 ).
Reichstagsredevom 13 . März 1885 (Kohl XI . S . 81 ) .

») Reichstagsredevom 26 . Januar 1889 (Kohl XII , S . 536 ) .
Geschichte des Fürsten Btsmarck in Einzeldarstellungen vm . 7
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So schnell , wie Bismarck vielleicht annahm , haben sich nun seine
Hoffnungen nicht erfüllt , und der Kanzler mußte es erleben , daß die
Kolonien eine nennenswerte Bedeutung sür den Exporthandel nicht ge¬
wannen Er hat deshalb in den letzten Jahren seiner Amtstätigkeit

l ) Die Bismarckschen Pläne hinsichtlich eines nennenswerten kolonialen Baum¬
wollbaus haben sich erst etwas am Anfang dieses Jahrhunderts erfüllt , wo das
kolouial - wirtschaftliche Komitee die Ausführung des Bismarckschen Gedankens über¬
nahm . Heule wird bereits das Pfund Baumwolle aus den äquatorialen Gegenden
Deutsch - Ostafrikas mit ungefähr 1 ,10 Mark bezahlt ; auch die Neuguinea - Baumwolle
hat sich als überaus wertvoll enviesen . — In der allernenesteu Zeit endlich ist mau
dazu gekommen , in den Kolonien im größeren Stil Baumwollpflanzungen anzulegen ,
uud es haben bereits sächsische uud wllrttembergische Großspinnereibesitzer gewallige
Ländereien erworben am Viktoriasee , bei Saadani , Kilwa , Lindi , den Interessen¬
gebieten der Dar - es - Salam — Morvgoro - und der Tonga — Mombo - Eisenbahn ,
ferner in Kamerun , im Interessengebiet des schiffbaren Benue , und in Togo , im
Interessengebietder Tvgo - Jnlandbahn , um dort auf deutschem Boden unter deutscher
Leitung deutsche Baumwolle zu ziehen . Unter dem Namen „ Afrikanische Baumwoll -
Kompagnie " hat sich eine Gesellschaft mit einem Grundkapital von zehn Millionen
Mark gebildet , deren Zweck ist : Erschließung und Erweiterung von Baumwvll -
produktiousgebietenin Deutschafrika durch Erwerb und Verwertung von Baumwoll -
laud , Betrieb eigener Vaumwollplantagen oder Beteiligung an solchen , Förderung
des Baumwollbaues von Kleinbauer » und Eingeborenen , Betrieb von eigenen
Baumwollentkernereien , von Llfabriken zur Verwertung der Nebenprodukte , Kredit¬
gewährung usw . — Wie beträchtlichz . B . in den letzten Jahren der Export der
Baumwolle aus Deutsch - Ostafrika schon gewesen ist , zeigt sich am besten ans den
amtlichen Feststellungenüber die Ausfuhr :

1902 1903 1904 1905 1906
371 9392 188540 188785 183085 K^ .

Für die produzierte Baumwolle wurde » folgende Höchstpreise erzielt :
1903 1904 1905 1906_

55 Pf . 03 Pf . 90 Pf . 106 Pf . pro ^
Auch der Tabakbau scheint sich in den Kolonien entwickeln zu wolle » . Denn der

, Deutsche Tabakverein " hat erst » » längft die Frage erwogen , inwieweit die deutschen
Kolonien für den Tabakbau und damit für die deutsche Tabakindustrie ausgenutzt
werden könnten . Ebenso scheint die Regierung ein reges Interesse an diesen Ver¬
handlungen zu nehmen . Der Deutsche Tabakverein will jedenfalls nichts unter¬
lassen , um die sür die Kolonien und das deutsche Tabakgewerbe gleichwichligeFrage ,
zumal wenn weitere Versuche gleich erfolgreich ausfallen sollten , einer befriedigenden
Lösung entgegen zu bringen .

Ferner bieten die Erfahrungen , die man in den Schutzgebieten mit dem zurzeit
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auch wohl seine zu hoch gespannten Hoffnungen etwas zurückschrauben
müssen und erkannt , daß sich nicht alles so , wie er es sich gedacht hatte,
verwirklichen ließe , sondern noch der Zukunft überlassen bleiben müsse .
Er ist deshalb auch bemüht , die großen Hoffnungen , welche sich zunächst
wohl im Volke hinsichtlich der wirtschaftlichen Bedeutung der Kolonien
festgesetzt hatten , etwas einzudämmen und warnt, als ihm bewußt
wird , daß viele Leute den Gedanken gehabt hätten , die Kolonien müßten
sofort einen ungeheuren Gewinn erzielen , vor dieser Anschauung und
weist darauf hin , daß die Kolonien nicht „ wie ein Gründungspapier
eine ungeheure Dividende abwerfen " könnten . Bismarck will sie lieber
mit „ einer Beschlagnahme wie bei der Mutung eines Bergwerkbesitzes
oder dem Ankauf eines später zu bebauenden Grundstücks verglichen
sehen , bei dem man auch mit Ruhe den Erfolg abwarten müsse " >) .
Um so weniger läßt sich deshalb mit Sicherheit sagen , bis zu welchem
Grade sich Bismarck schon für die nächste Zeit einen Einfluß der Kolonien
auf Handel und Industrie in der Heimat versprach . Ganz abgesehen
davon , daß ihm dies insofern nicht möglich war, als Deutschland bisher
Kolonialpolitik noch nicht getrieben hatte , so ist andererseits hierbei auch
zu berücksichtigen , daß der Kanzler wegen äußerer und innerer Politischer

wichtigsten Nutzmetall , dem Kupfer , gemacht hat , die sichere Aussicht , daß die
deutschen Kolonien in Zukunft als Produktionsgebiet für Kupfer eine wichtige Rolle
spielen werden . Bor allem kommt dabei Deutsch - Südwestafrika in Betracht , wo
bereits Kupfererz gewonuen wird . Bisher sind allerdings nur sehr geringe Mengen
davon zur Verschiffung gelangt , nämlich :

M .
1899 852 400
1900
1901 9 814 1 285
1902 876 700
1903 222 265 66 198
1904 24 817 4 350
1905 656 1 755
1906 229 617 46 877

Jedoch ist die planmäßige Ausbeutung der vorhaudenenBestände erst in den
legten Jahren und nur an einzelnen Stellen in die Wege geleitet worden .

' ) Reichstagsrede vom 26 . Januar 1889 (Kohl XII , 587 , 588 ) .
7 *
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Verhältnisse , gerade auch in Fragen der Kolonialpolitik , niemals ganz offen
vorgehen konnte . Wenn auch die große Masse des Volkes der kolonial¬
politischen Tätigkeit des Kanzlers begeistert zujubelte , so stand doch ein
großer Teil des Reichstags auf seiten der Opposition und machte
dem Fürsten die Durchführung seiner großen Pläne schwer . Somit
ist es zu verstehen , daß Bismarck einmal aussprach , es sei ihm
unmöglich , die innersten Falten seines Herzens dem Reichstage vor¬
zulegen uud mit ihm über alle schwebenden Fragen (zartes sur tadle zu
spielen man solle sich damit begnügen und das Vertrauen haben ,
daß , wenn er etwas anfasse , Halbheiten nicht zu erwarten seien ,
und er den zweiten Schritt nicht vor dem ersten tun werde , sondern
erst nach Überlegung und Vernunft mit Berücksichtigung der Mittel
und Umstände rechtzeitig zur Tat übergehe . Es mag deshalb wohl
denkbar sein , daß der Kanzler den Gesichtspunkt , in unseren Kolonien
neue Absatzgebiete zu erwerben , stets nur deshalb so besonders hervor¬
hob , um der Opposition im Reichstage die ganze überseeische Politik
annehmbarer zu machen ^) . Wie sehr sich ihm nämlich die Opposition
immer noch in den Weg stellte , nachdem schon mehrere Jahre aktiver
Betätigung aus kolonialpolitischem Gebiete verflossen waren und allen
ev . neuen Plänen auf dem Gebiete der Kolonialpolitik Widerstand
entgegensetzte , auch wenn es sich nicht einmal um Erwerbung neuer
Ländereien , sondern um Pläne auf innerkolonialpolitischem Gebiete
handelte , geht deutlich aus einem Schreiben des Fürsten vom 5 . Juni
1889 an l) r . Fabri hervor , welcher ihm hinsichtlich der Verwaltung usw .
der Kolonien einige Vorschläge gemacht hatte :

„ ..... Was die koloniale Frage im allgemeinen betrifft , so
ist zu bedauern , daß dieselbe in Deutschland von Hause aus als
Parteisache aufgefaßt wurde , daß im Reichstage Geldbewilligungen
für koloniale Zwecke immer noch widerstrebend und mehr aus
Gefälligkeitfür die Regierung oder unter Bedingungen eine Mehr¬
heit finden . Die Kaiserliche Regierung kann über ihr ursprüngliches
Programm bei der Unterstützungder überseeischen Unternehmungen

1) Reichstagsrede vom 26 . Juni 1884 (Kohl X , S . 190 ).
2) Brodnitz , BismarcksnationalökonomischeAnschauungen , (Jena1902 ) , S . 76 .
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nicht aus eigenem Antriebe hinausgehen , sie kann nicht die Verant¬
wortung für die Einrichtung und Bezahlung einer eigenen Verwaltung
mit einem größeren Beamtenpersonal und einer Militärtruppe über¬
nehmen , solange die Stimmung im Reichstage ihr nicht helfend
und treibend zur Seite steht, solange nicht die nationale Bedeutung
der überseeischenKolonien allseitig ausreichendgewürdigt wird und
durch Kapital und kaufmännischenUnternehmungsgeist die Förderung
findet , welche zur Erzeugung der staatlichenMitwirkung unentbehr¬
lich bleibt ' ) . "

Hinsichtlich der Verwicklungen , die sich infolge der Kolonialpolitik
für das Deutsche Reich etwa mit andern Nationen ergeben könnten , und
der Mittel , durch die das Reich die Unternehmungen in fernen Gegenden
wirksam schützen würde , sollen nach Bismarcks Auffassung vor allem der
Einfluß des Reiches sowie der Wunsch und das Interesse anderer Mächte ,
mit ihm in freundschaftlicherBeziehung zu stehen , in Betracht kommen ;
das sei jetzt das Große und Erhebende nach der Gründung des Reiches ,
daß jeder Deutsche , wo er sich auch in der Welt befände , stolz die
Worte : „ oivis romanas 8v.m " aussprechen könne . Habe man erst
einmal im Auslande den festen Willen der Nation erkannt , jeden
Deutschen nach dieser Devise zu schützen , so werde man diesen Schutz
unschwer ohne besondere Kraftanstrengung gewähren können ^) . Man
möge doch irgendeinen englischen Staatsmann fragen , um sich zu über¬
zeugen , wie hoch man in England die Freundschaft mit Deutschland
veranschlage ! Darin liege gerade auf die Dauer eine Garantie gegen
Herausforderungen Deutschlands durch andere Mächte . Für diese sei
die Bundesgenossenschaft des Reiches nicht gleichgültig ; und in der
Möglichkeit , diese der einen oder anderen Macht zu gewähren oder zu
versagen , liege die Sicherheit gegen „ Nasenstüber " , welche die großen

' ) Das Programm, welches von Dr . Fabri aufgestellt war, bestand im wesent¬
lichen aus folgenden Pnnktcn : Einführung eiuer eigenen Verwaltung seitens des
Reiches mit größerem Beamtenpersonal in den Kolonien , Schaffung einer besonderen
Kolonialbehörde in Deutschland , welcher die Kolvnialverwaltung, sowie das Aus -
wauderungsweseuusw . unterstehen sollte . — Vgl . Thudichum , Bismarcks parla¬
mentarische Kämpfe und Siege , II . Abteilung , S . 350 .

'<-) Reichstagsredevom 23 . Jnni 1884 (Kohl X , S , 171 ) .
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Seemächte sonst etwa Deutschlandzu geben vermöchten , wenn es sich
auf überseeische Politik einließe . Was Frankreich betreffe , so habe
Deutschland zu ihm seit vielen Jahren nicht in so guten Beziehungen
gestanden wie gerade jetzt (Mitte der 80 er Jahre ) . Das sei das
Ergebnis einer gemäßigten Regierung in Frankreich , welche die Wohl¬
taten des Friedens ihrerseits ebenso hoch zu schätzen wisse , wie Deutsch¬
land . Beide Regierungen wüßten eben , daß es auf dem Kontinent
kaum eine größere Kalamität gäbe als einen deutsch - französischenKrieg .
„ Zwischen unserer und der Regierung von Frankreich herrscht volles
Vertrauen auf die Ehrlichkeit und Aufrichtigkeit der gegenseitigen
Beziehungenund auf das Wohlwollen , mit dem wir jede französische
Bestrebung betrachten , die nicht gerade auf die Wiederherstellungder
früheren unnatürlichen Einrichtung , die von Ludwig XIV . her datiert ,
gerichtet ist . " Würde aber der durchaus unwahrscheinliche Fall eines
französischen Angriffs auf die deutschen Kolonien eintreten , so müsse
man doch wissen , daß Frankreich vor den Toren von Metz liege ; das
beste Verteidigungsmittelseien daher die Kanonen von Metz . Schließlich
müsse man sich gewärtig halten : Muttersöhnchen, die überhaupt kein
Risiko laufen möchten , könnten ja zu Hause bleiben ; ohne ein gewisses
Wagnis würden überhaupt nie Kolonien entstanden sein ^) .

Die daraufhin von manchen Seiten hervorgebrachtenBedenken
hinsichtlich der Rückwirkung der Kolonialpolitik auf die deutsche Wehr¬
verfassung glaubt der Kanzler nicht teilen zu können . Die Möglich¬
keit , daß der deutsche Landwehrmann seiner Familie eines Tages ent¬
rissen werde , um Neger zu jagen , hält Bismarck beinahe für ausge¬
schlossen ; träte sie aber ein , so sei die Unannehmlichkeitfür den
Landwehrmann , bei Metz erschosfen zu werden , nicht minder groß , als
bei Angra Pequena zu fallen .

Diese Anschauungen legte Fürst Bismarck zugrunde , als er im
Jahre 1884 die deutsche überseeische Politik begann .

Reichstagsrede vom 23 . Juni 1884 (Kohl X , S . 173 ) .



Kapitel IV .

Die Erwerbung der einzelnen deutschen
Kolonien zur Zeit Bismarcks ' ).

^ . Angra Pequena .

In dein damals noch völkerrechtlich herrenlosen , im Norden des
Oranjeflusfes gelegenen , von den Namas und Hereros bewohnten Ge¬
biete von Südwestnfrika war schon seit den vierziger Jahren des
vorigen Jahrhunderts die Rheinische Missionsgesellschaft tätig gewesen .

war ihr gelungen , einen Teil der dortigen Bevölkerung dem
Christentum zuzuführen , wenn auch einem gedeihlichen Wirken der
Missionare sich andauernd Hindernisse in den Weg stellten , welche durch
die fortwährendenKämpfe zwischen den das Hinterland bewohnenden ,
von Viehzucht lebeuden und sich eines gewissen Wohlstandes er¬
freuenden Hereros und ihren südlichen Nachbarn , den Namas , hervor¬
gerufen wurden . In den siebziger Jahren des vorigen Jahrhunderts
veranlaßten das Aufblühen des Gebietes , in dem die Rheinische Mission
tätig war , und die Versuche der Buren , die Walsischbai zu erwerben ,
die Regierung der Kapkolonie , die Erwerbung des Hauptteiles des
Hererolandes ins Auge zu fassen . Die großbritannische Regierung ging
jedoch hierauf nicht ein , fondern beschränkte sich darauf , lediglich von der
Walfischbai und deren nächster UmgebungBesitz zu ergreifen ( 1876 ) .

In der Folgezeit hatte die Rheinische Missionsgesellschaft viel unter
den Kämpfen der Eingeborenen untereinander zu leiden , fo daß sie sich im
Jahre 1880 entschloß , der deutschen Reichsregierung Vorstellungenüber

' ) Literatur , vcsi . Kap . I . 5 . 1 , Am » . I . — Vgl . auch Hasse , Artikel „ Kolonien
und >iolonialpvlitik " , im Handworlervnchder Staatswissenschaften . — Lamprecht ,
Deutsche Geschichte , II . Erqttnzungsband , 2 . Hälfte , S . 635 — 670 . — Dietrich
Schäfer , Kolvuialgeschichte, ( Sammlung Göschen ) .
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die dortigen Zustände zu machen . Die deutsche Regierung richtete infolge¬
dessen am 4 . November1880 eine Mitteilung an ihren Botschafter in
London , daß laut einer Eingabe der Rheinischen Missionsgesellschaft
sowohl die Interessen der Mission , wie die der deutschen Missionshandels¬
gesellschaft , welche etwa mit 4 — 500000 Mk . engagiert sei , als auch das
Leben der in den Grenzgebieten von Damara - und Groß - Namaland
wohnendenungefähr 23 deutschen Familien durch den vom Häuptling
der Herero hervorgerufenen Krieg ernstlich gefährdet wäre . Unter Hin¬
weis auf eine 1868 gemachte ähnliche Eingabe und die auf eine be¬
zügliche Anfrage von England erteilte Antwort , sowie auf die trotz
der inzwischen erfolgten Festsetzung Englands an der Walfischbaivon
diesem vorauszusehende Zurückweisung der Verantwortlichkeit für die den
deutschen Untertanen erwachsenen Schäden wurde der deutsche Bot¬
schafter angewiesen , der englischen Regierung den Wunsch mitzuteilen ,
das die aus Anlaß des Krieges im Hereroland etwa zum Schutze von
Leben und Eigentum der englischen Untertanen angeordnetenoder be¬
absichtigten Maßregeln auch auf die dort lebenden deutschen Missionäre
nnd Händler erstreckt werden möchten . Hierauf erhielt der deutsche
Botschafter am 29 . November 1880 die Antwort von Lord Granville ,
daß der Administrator der Kapkolonie von dem Staatssekretär der
Kolonien die deutsche Vorstellung bezüglich der deutschen Missionare
und Kaufleute in Damara - und Namaqualand erhalten habe ? der
Staatssekretär der Kolonien glaube , die Kapregierung werde bereit¬
willigst , soweit es in ihrer Macht stände , deutschen Untertanen Schutz
gewähren . Indessen bitte der Staatssekretär, der deutschen Regierung
zu erklären , daß England nicht verantwortlich gemacht werden könne
für irgendwelcheEreignisse außerhalb des britischen Territoriums ,
welch letzteres nur die Walfischbai und ein ganz kleines Gebiet in
deren Umgebung begreife . Diese Begrenzung ihrer Verantwortlichkeits¬
sphäre drückte der Leiter der englischen Regierung auch in einer Depesche
an den Gouverneurder Kapkolonie Sir H . Robinson vom 30 . Dezember
1880 folgendermaßen aus :

„ Zugleich muß ich Ihnen die Notwendigkeit eindringlich ans
Herz legen , die Verantwortlichkeit Englands nicht über die gegen¬
wärtigen Grenzen der BesitzungenIhrer Majestät auszudehnen .
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Ihrer Majestät Regierung ist der Ansicht , daß der Oranjefluß als
die nordwestliche Grenze der Kapkolonie beizubehalten ist , und wird
Plänen auf Ausdehnung der britischen Gerichtsbarkeit über Groß -
namaqua - und Damaraland ihre Unterstützung nicht geben . Da
Walfischbai auf Veranlassung der Kapkolonie für britisches Gebiet
erklärt wurde mit Rücksicht auf die Wichtigkeit der Kontrolle über
den einzigen Hafen an einem großen Küstenstriche , durch welchen
Waffen und Handel in das Innere zu gelangen vermögen , so
will Ihrer Majestät Regierung dieses Arrangement nicht stören ,
unter der Bedingung , daß das Kapparlament fortfahren werde , für
die Unterhaltung der Einrichtungen an jenem Platze angemessene
Vorsorge zu treffen . "

Da also der englische Schutz wirkungslos war , erbat die Rheinische
Missionsgesellschaft in einem neuen Gesuche vom 28 . August 1881 an das
deutsche Auswärtige Amt die Gewährung des deutschen Schutzes , Ent¬
schädigung für ihre Verluste und Entsendung eines deutschen Kriegsschiffes
nach der Walfischbai . Daraufhin ersuchte die deutsche Regierung
am 20 . Oktober 1881 nochmals die englische , die Wahrung der
deutschen Interessen zu veranlassen , und fragte zugleich an , ob sich nach
den dort vorliegendenNachrichten in der Lage der Verhältnisse in¬
zwischen etwas geändert habe , auch was zuin Schutze der im Herero¬
lande lebenden Deutscheu zu tun beabsichtigt werde . Die englische
Regierung erklärte sich wiederum nur in sehr beschränktem Maße zur Zu¬
sage ihres Schutzes bereit , weil es nicht in ihrer Absicht läge , eine
Staatsgewalt in jenen Ländern , außer im Gebiet der Walfischbai , . in
Anspruch zu uehmen .

Mit dem Jahre 1882 nahmen die Dinge plötzlich eine neue
Wendung durch den Wagemut des Bremer Kaufmanns Lüderitz .
Dieser wollte Handelsunternehmungen im Gebiete der Rheinischen
Missionsgesellschaftbegründen und fragte unter dem 16 . November
1882 bei dem deutscheu Auswärtigen Amte an , ob und unter
welchen Bedingungen ihm der Schutz des Deutschen Reiches gewährt
werden könne ^) . Die Kaiserliche Regierung wandte sich hierauf am

-) Vgl . Kapitel I , S - 32 .
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4 . Februar 1883 unter Bezugnahme auf die die Rheinische Mission
betreffende frühere Korrespondenz nach London mit der Anfrage, ob
die britische Regierung jetzt in jenen Gegenden Souveränitätsrechte
auszuüben oder der geplanten AnsiedelungSchutz zu gewähren beab¬
sichtige . Die deutsche Regierung behielt sich dabei vor, diesen Schutz
selbst eintreten zu lassen , wenn die betreffenden Ansiedelungen außerhalb
des englischen Einflusses oder desjenigen einer anderen befreundeten
Macht lägen . Die englische Regierung beantwortete diese Anfrage am
23 . Februar 1883 folgendermaßen :

„ Mit Bezug auf die Anfrage des Grafen von Bismarck vom
7 . d . M ., ob die Regierung Ihrer Majestät in der Lage sei , der ge¬
planten deutschen Ansiedelung an der afrikanischen Küste , zwischen
dem Oranjefluß und dem kleinen Fischfluß , Schutz zu gewähren ,
beehre ich mich Ew . pp . zu benachrichtigen , daß mir das Kolonial -
amt auf mein Befragen mitgeteilt hat , es habe zwar die Regierung
der Kapkolonie einige Niederlassungenan der Küste ; ohne genauere
Angabe aber , an welcher Stelle die deutsche Ansiedlung beabsichtigt
werde , sei es unmöglich , zu einer Ansicht darüber zu gelangen , ob
die englischen Behörden im Notfalle einen Schutz gewähren könnten .
Wenn indessen die deutsche Regierung genauere Angaben über den
gedachten Punkt machen wollte , so würde die Regierung der Kap¬
kolonie zum Berichte aufgefordert werden , ob und in welchem Um¬
fange man den deutschen Wünschen entgegenkommen könnte . "

Mittlerweile hatte Lüderitz durch Bertrag vom I . Mai 1883 den
Landstrich um die Bucht von Angra Pequena bis fünf englische Meilen
landeinwärts von dem Kapitän Joseph Frederiks zu Bethanien ( Groß
Namaqua - Land ) und durch Vertrag vom August 1883 von demselben
die ganze Küste vom Oranjefluß aufwärts bis zum 26 . Grad s. B .
einschließlich aller Häfen und Buchten des Gebietes und 20 geographische
Meilen von der Küste landeinwärts , insgesamt etwa 900 deutsche
Quadratmeilen , erworben und von diesen Erwerbungen am 20 . November
1883 dem Fürsten Bismarck Mitteilung gemacht .

Der Kanzler hatte zwar unter der Hand bereits vorher feststellen
lassen , daß England hier keinerlei Ansprüche geltend zu machen habe , richtete
aber dessenungeachtet vorsichtshalberim November 1883 noch einmal
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an das englische Auswärtige Amt die amtliche Anfrage , ob englischer -
seits Ansprüche auf das Gebiet von Angra Pequena erhoben würden
oder nicht , und im bejahendenFalle , auf welche Titel sich diese An¬
sprüche stützten . Inzwischen hatte Bismarck aber auch schon unter dem
18 . August 1883 den Kaiserlichen Konsul Lipvert in Kapstadt von den
Lüderitzschen Unternehmungen in Kenntnis gesetzt und ihn ersucht ,
Lüderitz , wenn er sich an ihn wende , mit seinem Rate beizustehen , sowie
seinem Unternehmen konsularischen Schutz angedeihen zu lassen .
„ Bezüglich der Grenzen , welche Sie in letzter Beziehung einzuhalten
haben , bemerke ich , daß Herr Lüderitz auf den Schutz der Kaiserlichen
Regierung wird rechnen können , soweit sein Unternehmen sich auf wohl¬
erworbene Rechte stützt und nicht mit früheren Rechtsansprüchen , sei
es der einheimischen Bevölkerung , sei es der benachbarten Engländer ,
kollidiert . "

Auf die wiederholte Anfrage der Deutschen Regierung vom
12 . November 1883 ging endlich am 21 . November 1883 vom
t ' oreissll (Mee folgende überraschende Antwort ein :

„ Bezüglich Ihrer im Auftrage der deutschen Regierung an mich
gerichteten Anfrage , ob die Regierung Ihrer Majestät irgendwelche
Souveränitätsrechte über die Bai von Angra Pequena und über das
umliegende Territorium beanspruche , bin ich mit dem Staatssekretär
der Kolonien in Verbindung getreten . Nunmehr habe ich die Ehre ,
Ew . Exzellenz mitzuteilen , daß , obwohl die Souveränität Ihrer
Majestät nicht längs der ganzen Küste , sondern nur an bestimmte »
Punkten , wie Walfischbaiund auf den Inseln von Angra Pequena ,
proklamiert worden ist , die Königlich großbritannische Regierung
doch der Ansicht ist , daß irgendwelche Souverünitäts - oder Juris -
diktionsansprücheeiner fremden Macht auf das Gebiet zwischen
der südlichen Grenze der portugiesischen Oberhoheit am 18 . Breiten¬
grad und der Grenze der Kapkoloniein ihre legitimen Rechte ein¬
greifen würde . Die Regierung Ihrer Majestät erwartet im Laufe
dieses Monats einen Bericht von dem Marineoffizier, der kürzlich
Angra Pequena zu dem Zwecke besucht hat , Streitigkeiten zu ver¬
hüten zwischen deutschen Kaufleuten , welche sich daselbst niedergelassen
haben , und britischen Untertanen , die ein Recht auf das Festland
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von Angra Pequena für lange Zeit auf Grund einer Verleihung
seitens des Häuptlings von Groß - Namaqualcmd besitzen . Sie hegt
das Vertrauen , daß es sich ermöglichen lassen werde , Einrichtungen
zu treffen , auf Grund deren die deutschen Kaufleute an der Besiedelung
von Angra Pequena teilnehmen können . Sobald der erwähnte Bericht
eingegangen sein wird , werde ich mich beehren , Ew . Exzellenz eine
weitere Mitteilung über diesen Gegenstand zugehen zu lassen . "

Daß diese mit den Grundsätzendes Völkerrechts im Widerspruch
stehende Auffassung von der deutschen Regierung nicht anerkannt
werden konnte , war klar, und die ganze diplomatischeKunst eines
Bismarck war nötig , um diesen verschmitzten Streich der englischen
Kolonialpolitiker zu parieren . In einer neuen , durch den deutschen Bot
schafter in London überreichten Note vom 31 . Dezember 1883 an das
^ oreixn Oktios wies der Kanzler auf die früheren Erklärungen der
englischen Regierung hin , die das Vorhandensein englischer Hoheits¬
rechte in dem fraglichen Gebiet in Zweifel ließen , und fügte hinzu , daß
er deshalb auf seiue früheren Anfragen zurückkommen müsse . Wörtlich
hieß es dann weiter in der Note : „ Die Kaiserliche Regierung erachtet
sich für verpflichtet , in Gebieten , wo ausreichender Rechtsschutz durch
anerkannte staatliche Organisationen nicht verbürgt ist , den dort ver¬
kehrenden Reichsangehörigen Schutz und Förderung selbst zuteil werden
zu lassen ..... Wenn nun die Königlich großbritannische Regierung
jetzt , was zweifelhaft erscheint , die Oberhoheit über das bisher für
unabhängig geltende weite Gebiet zwischen dem Oranjefluß und dem
18 . Grade südlicher Breite beanspruchen sollte , so würde die Kaiserliche
Regierung mit Rücksicht auf den ihr obliegenden Schutz des deutschen
Handels Wert darauf legen , zu erfahren , auf welche Titel dieser An¬
spruch gegründet ist und welche Einrichtungen England dort besitzt ,
um deutschen Untertanen in ihren Handelsunternehmungen und recht¬
mäßigen Erwerbungen daselbst solchen Rechtsschutz zu gewähren ,
welcher das Reich der Pflicht überhöbe , seinen Angehörigen in jenein
Gebiete selbst und direkt den Schutz zu gewähren , dessen sie bedürfen
können . "

Auf diese ungemein Präzis formulierte Anfrage etwas zu erwidern ,
sah sich die englische Regierung außerstandeund vermochte auch nicht ,
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irgendwelche Rechtstitel nachzuweisen . Dafür aber machte das englische
Kolonialamt jetzt den Versuch , hinterrücks die ersten Regungen Deutsch¬
lands auf dem Gebiete aktiver Kolonialpolitik im Keime zu ersticken .
Der englische Kolonialminister Lord Derby setzte sich nämlich mit der
von Cecil Rhodes beeinflußten Kapregierung , welche das Vorgehen
Deutschlands noch viel eifersüchtiger betrachtete , als das Mutterland ,
in Verbindung , damit die Kapkolonie von sich aus zur Annektion der
gesamten Südwestküste Afrikas bis hinauf zu den Portugiesischen
Besitzungen schreite und auf diese Weise Bismarck vor eine vollendete
Tatsache stelle . Von diesen Vorgängen erfuhr der Kanzler durch ein
Schreiben des Konsuls Lippert in Kapstadt vom 22 . Januar 1884 .

Inzwischen war das Kaiserliche Kanonenboot „ Nautilus " nach
Angra Pequena gekommen , und der Kommandant desselben , Korvetten¬
kapitän Aschenborn , erstattete unter dem 27 . Januar 1884 nach Deutsch¬
land einen eingehenden Bericht über die Lüderitzschen Landerwerbungen,
in welchem er gleichzeitig mitteilte , daß der Ankauf der Landstrecke um
die Bucht von Angra Pequena durch Lüderitz bezüglich seiner Grenzen
von einem Herrn Spence ( Vertreter der Firma de Paß , Spence und
Co .) angefochten würde , welcher daselbst ältere Rechte auf einen Teil
des von Lüderitz in Besitz genommenen Terrains zu haben glaube .
Lüderitz habe ihm hierauf zum Beweise seines unanfechtbaren Besitz¬
titels die rechtmäßigenKaufverträge und diesbezüglichen Erklärungen
des Häuptlings Joseph Frederiks vorgelegt . Kapitän Aschenborn faßte
schließlich das von ihm verlangte Gutachten dahin zusammen , „ daß
das von der Firma F . A . Lüderitz in Bremen im Hafen von Angra
Pequena ins Werk gesetzte Handelsunternehmen gut gegründet und
erfolgreich sei und wachsen und gedeihen werde, besonders wenn der
Versuch , Brunnen anzulegen , gelänge . Das Fehlen des Wassers sei
der Hauptmangel " .

In der nun folgenden Zeit nahmen die kapländischen Machinationen-
einen solchen Umfang an , daß Fürst Bismarck, nachdem die Klarstellungen
des mittlerweile zurückgekehrten Herrn Lnderitz vollkommeneEinsicht in die
Lage gestattet hatten , beschloß , trotz Deutschlands ungenügender Seemacht ,
im Vertrauen auf sein gutes Recht und auf die Isolierung Englands
in seinen damaligen auswärtigen Händeln den englisch - kapländischen
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Bestrebungen zuvorzukommen . Er telegraphiertedeshalb am 24 . April
1884 an den deutschen Konsul Lippert in Kapstadt :

„ Nach Mitteilungen des Herrn Lüderitz zweifeln die Kolonial¬
behörden , ob seine Erwerbungen nördlich vom Oranjefluß auf
deutschen Schutz Anspruch haben . Sie wollen amtlich erklären , daß
er und seine Niederlassungenunter dem Schutze des Reiches stehen . "

An demselben Tage teilte der Fürst dem Kaiserlichen Botschafter
in London telegraphisch mit , daß der Kaiserliche Konsul in Kapstadt
beauftragt worden sei, zu erklären , daß die LüderitzschenErwerbungen
unter dem Schutze des Reiches ständen ; er ersuche ihn , hiervon Lord
Grcmville in Kenntnis zu setzen .

Das Telegramm an den Konsul Lippert ist als der erste amtliche
Akt der Kolonialpolitik des Deutschen Reiches zu betrachten , und der
genannte Tag muß mithin als ihr Geburtstag angesehen werden ; denn
die Vorgänge , welche sich im Jahre 1883 abgespielt hatten , fielen teil¬
weise noch in den Rahmen der früheren überseeischen deutschen Politik .
Häfen waren auch anderswo schon erworben worden , neu war höchstens ,
daß der Erwerb von Ländereien zunächst ausschließlichvon einem
Privatmanne , Lüderitz , ausging und das Reich diesem mit seinem Schutze
folgte . Jetzt war das Reich sogar über diesen Privatbesitz hinaus¬
gegangen und selbst zum Erwerb von Ländereien vorgeschritten .

Freilich ließen sich weder Lord Grcmville , noch die Kapregierung
zunächst einschüchtern . Granville suchte die Sache hinzuziehen , so daß
die deutsche Regierung durch ihren Botschafter in London an die Be¬
antwortung des Telegramms erinnern lassen mußte . Bei der englischen
Regierung war in der ganzen Angelegenheit augenscheinlich das
Bestreben erkennbar , sich selbst rückenfrei zu halten und die Verantwort¬
lichkeit sowie die Verhandlungen auf die Regierung der Kapkolonie ab¬
zuwälzen . Da diese Absicht der deutschen Regierung nicht verborgen
blieb , wurde der deutsche Botschafter in London am 24 . Mai 1884
angewiesen , bei der englischen Regierung darauf hinzuweisen , daß die
deutsche Regierung nur mit der englischen , nicht aber mit der Kap¬
kolonie in Verhandlung und Beziehung stände .

In der Kapkolonie hatte inzwischen der Konsul Lippert der dortigen
Regierung den Inhalt des an ihn gerichteten Telegramms vom
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24 . April 1884 mitgeteilt und berichtete daraufhin der deutschen
Regierung , daß die Kapregierung mit Verwunderung davon Kenntnis
genommen habe . Durch eine weitere Benachrichtigung vom 3 . Juni 1884
teilte Lippert demnächst mit , die Kapkolonie habe jetzt sogar die Er¬
klärung abgegeben , daß sie das fragliche Gebiet annektiere . Infolge¬
dessen wies Fürst Bismarck auf diese papierne Annektion hin am
4 . Juni 1884 den deutschen Botschafter in London telegraphisch an ,
Lord Granville vertraulich mitzuteilen , Deutschland sei nicht in der
Lage , eine solche Besitzergreifunganzuerkennenund muffe auch der
Kapregierung das Recht dazu bestreiten . Am 7 . Juni 1884 telegraphierte
Graf Münster zurück , Lord Granville habe erwidert , die Ausgleichung
der entstandenen Differenz werde sein eifrigstes Bestreben sein ; eine
weitere Antwort könne er erst in einigen Tagen nach Rückkehr der
anderen Minister geben .

Die Verzögerung , welche die englische Regierung in der ganzen
Angra Pequena - Angelegenheit beliebte , hatte begreiflicherweise nicht nur
bei der deutschen Regierung , sondern auch im deutschen Volke höchste
Erbitterung hervorgerufen. Da immer noch seitens der englischen
Regierung die Note vom 31 . Dezember 1883 unbeantwortet war und
Bismarck eine Verschleppungnicht länger wünschte , sandte er am

' 10 . Juni 1884 an den deutschen Botschafter in London folgende
Instruktion , die seinen Standpunkt darlegen und dem Grasen Münster
für seine Haltung Lord Granville gegenüber Anweisunggeben sollte :

„ Nachdem vermehrte Anfragen deutscher Untertanen , namentlich
hanseatischer , ob sie bei ihren afrikanischenUnternehmungenauf den
Schutz des Reichs rechnen könnten , zu Anfang des vorigen Jahres
an mich herangetretenwaren , ist es zunächst mein Bestreben gewesen ,
zu verhüten , daß wir bei pflichtmäßiger Leistung dieses Schutzes
mit bestehenden oder auch nur behaupteten Rechten anderer Nationen
in Kollision gerieten . Es lag mir daran , dies sicher zu stellen , ohne
unnötigerweiseBefürchtungen über unsere Intentionen oder die
Neigung , letzteren zuvorzukommen , hervorzurufen. Ich habe deshalb
die erste Anfrage , welche durch die Kaiserliche Botschaft an die
englische Regierung gerichtet wurde , in die Form gekleidet : ob Eng¬
land in der Lage sei . deutschen Ansiedelungen in Südafrika Schutz
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zu gewähren . Ich war mir dabei bewußt , daß England , ohne neue
bisher nicht vorhandene Einrichtungen zu treffen , in dieser Lage nicht
sei . Es war mir aber erwünscht , die eigene Erklärung Englands
darüber bei den Akten zu haben . Diese fiel , wie Euerer Exzellenz
bekannt , verneinend aus ( Bericht vom 26 . Februar 1883 ) . Durch
Krankheit verhindert , dieses Geschäft im Auge zu behalten , bin ich
erst im Herbst vorigen Jahres durch erneute Mahnungen der
beteiligten Deutschen veranlaßt worden , auf der Basis jener ersten
von England erhaltenen Auskunft die Sondierungen darüber , ob
wir bei Berücksichtigung der bremischen Wünsche auf englischen
Widerstand stoßen würden , in der schonenden Form fortzusetzen , daß
wir die englische Regierung fragten , ob sie glaube , an den Küsten¬
strichen zwischen dem Oranjefluß und den portugiesischen Besitzungen ,
mit Ausnahme der Walfischbai , rechtliche Ansprüche zu haben ,
worauf sich dieselben gründeten und welche Mittel ev . in jenen
Landstrichen vorhanden wären , um deutschen Ansiedlern Schutz
daselbst zu gewähren . Es war uns dabei nicht unbekannt , daß
England über solche Mittel auf jenen Küstenstrichen auch gegen¬
wärtig nicht verfügt , sogar nicht einmal in der Walfischbai ,
wo meines Wissens nur drei Engländer im Auftrage der Regierung
vorhanden sind .

Meine Absicht bei diesen Sondierungen war dahin gerichtet ,
das amtliche Anerkenntnis , daß jene Küstenstriche in europäischem
Sinne res Qullius seien , von England zu erlangen , ohne daß irgend¬
ein Schatten von Mißtrauen oder Verletzung auf einer der beiden
Seiten entstände . Meine Absicht war , Gewißheit und Anerkenntnis
von England darüber zu erhalten , daß England bisher keine nach¬
weislichen Rechtsansprücheoder Besitztitel in jenen Küstenstrichen
hinter sich habe . Diese von uns gestellte Frage konnte von England
in acht Tagen und ohne Rückfrage am Kap erschöpfend beantwortet
werden ; es handelte sich nur um eine Erklärung über den damaligen
rechtlich nachweisbarenBesitzstand Englands . Diese einfache Frage
ist von England dadurch kompliziert worden , daß Lord Granville
und insbesondere Lord Derby sie so aufgefaßt haben , als hätten
wir gefragt , ob es England vielleicht lonveniere , jetzt und in Zukunft
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noch etwas anderes als die Walfischbaiauf jenen Küstenstrichen sich
anzueignen . Eine Rückfrage bei der Kapregierung und ein Abwarten
der dortigen Ministerkrisewurde für die britische Regierung nur ein
Bedürfnis , wenn sie sich darüber vergewissernwollte , ob England
oder dessen Provinz , die Kapkolonie , vielleicht noch Lust hätte , sich
neue Küstenstriche in jener Gegend anzueignen .

Zur Beantwortung unserer Frage hätte eine einfache Durchsicht
der Register der früheren englischen Besitzergreifungen genügt ; diese
Register aber schließen nördlich vom Oraujefluß die ganze Küste nach
Abzug der Walfischbai aus .

Dies ist der Punkt , auf welchem wir meinein Gefühl nach von
England nicht auf dem Fuße der Gleichheit behandelt worden sind .
Dieses Gefühl wird verstärkt durch die Erklärungen , welche ver¬
schiedene englische Staatsmänner in dem Sinne abgegeben haben ,
daß einmal die Nähe der englischen Besitzungen England ein legi¬
times Recht gäbe , Ansiedlungenanderer Nationen zu hindern , daß
also England gegen die Nachbarschaft anderer Nationen die Monroe -
doktrin in Afrika geltend macht , und daß ferner die englische
Regierung , immer in der Boraussetzung , daß jene Landstriche res
uullius seien , zwar der von England abhängigen Kapkolonie das
Recht der Besitzergreifung dieser herrenlosen Länder einräumt , jeder
anderen Nation und iu 8peeie uns das Recht dazu bestreitet .

Ich habe gestern die gleiche Frage mit Lord Ampthill besprochen
und ihm dabei gesagt , daß das Deutsche Reich seinen Angehörigen
den Schutz ihrer Unternehmungen und Erwerbungen auch in Afrika
nicht versagen könne , daß ich die Unternehmer , welche den Schutz
des Reichs in überseeischen Ländern anrufen , auch nicht auf englischen
Schutz anweisen könne , da , wo bisher englische Herrschaft nicht Platz
gegriffen hat , und lvo deutsche Kaufleute in der Überzeugung, unter
die Botmäßigkeit keiner anderen europäischen Macht zu treten , sich
angesiedelt haben , ihnen nicht zumuten könne , sich in betreff ihrer
Erwerbungen aus deutschen Untertanen in englische zu verwandeln .

Meine Ansicht geht nach wie vor dahin , daß ein Kolonialsystem
nach Analogie des heutigen englischen mit Garnisonen , Gouverneurs
und Beamten des Muttertandes für uns nicht angezeigt fei , aus

Geschichte des Fürsten Btsinarck in Einzeldarstellungen vili . 8
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Gründen , welche in unseren inneren Einrichtungen und Verhältnissen
liegen , daß das Reich aber nicht umhin könne , seinen Schutz , soweit
seine Kräfte reichen , auch auf solche Handlungsunternehmungen
deutscher Untertanen zu erstrecken , welche mit Landerwerb verbunden
sind . Ich habe mich auf die Analogie der englisch - ostindischen
Kompagnie in ihren ersten Anfängen berufen . Die darauf von Lord
Ampthill nn mich gerichtete Frage , ob wir soweit gehen würden ,
den Beteiligten ein Ko ^ nl Ooartei' zu bewilligen , habe ich bejaht .

Euere Exzellenz wollen aus vorstehendem die Richtung für
Ihre Haltung in Besprechungenmit Lord Granville entnehmen .
Unser Verhalten muß darauf gerichtet sein , in Deutschland den Ein¬
druck zu verhüten , als ob wir dem in der Tat aufrichtig vorhandenen
Wunsche des guten Einvernehmens mit England vitale Interessen
Deutschlands opfern könnten .

( gez .) von Bismarck .
Gleichzeitig wurde Graf Herbert v . Bismarck in Spezialmission

und zur Vertretung des Botschafters Grafen Münster nach London
gesandt . Dieser hatte bald darauf mit Lord Granville eine Unter¬
redung , über die er unter dem 14 . Juni 1884 dem Fürsten Bismarck
Mitteilung machte . In dieser Unterredung entschuldigte sich Granville ,
daß die Beantwortung der Note vom 31 . Dezember 1883 eine Ver¬
zögerung erlitten habe ; diese Verzögerung sei durch die Kompliziertheit
des englischen kolonialen Verwaltungsapparates entstanden . Im übrigen
versicherte er , Englands Haltung den deutschen kolonialen Bestrebungen
gegenüber sei durchaus nicht feindlich , England habe keinen Grund , dem
entgegen zu sein , und werde sich nur für die Wahrung der Rechte
der in jenen Gebieten handeltreibenden englischen Untertanen interessieren .
Zum Schluß der Unterredung bemerkte Lord Granville , ihm liege
daran , diese Sache tunlichst rasch zu erledigen . Am 17 . Juni teilte
denn auch Lord Granville dem Grafen Bismarck mit , Lord Derby
würde noch an demselben Tage der Regierung der Kapkolonie
telegraphisch einstweilen jedes Vorgehen bezüglich Angra Pequena unter¬
sagen . Schließlich gab die englische Regierung noch so weit nach , daß
sie am 21 . Juni 1884 die Anerkennung der deutschen Schntzherrschaft
über Angra Pequena beschloß .
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Zu der gleichen Zeit , wo diese zwischen England und Deutschland
strittigen Punkte noch schwebten , wurden sie auch im deutschen Reichs¬
tage anläßlich der Postdampfersubventionsvorlagelebhaft besprochen ^) .
Hier sah sich der Fürst genötigt , am 23 . Juni 1884 in einer längeren
Rede auf das Verhältnis zwischen Deutschland und England näher
einzugehen und auszuführen , daß England Ursache habe , auf die
FreundschaftDeutschlands Wert zu legen ; es habe darum auch end¬
lich den deutschen Schutz über Angra Pequena anerkennen müssen . Als
im weiteren Verlauf der Debatte der Abgeordnete Richter bemerkte , es
sei klug von den Engländern gewesen , den Deutschen Angra Pequenn ,
dieses Sandloch , zu überlassen , erwiderte Fürst Bismarck, ob Angra
Pequena fruchtbar sei oder nicht , gehe nur Herrn Lüderitz an , der es
erworben habe , das Deutsche Reich wolle nur Herrn Lüderitz und
seine Unternehmungenschützen . Am 26 . Juni 1884 hatte der Fürst
dann nochmals Gelegenheit , seine Ansichten über die deutsche Kolonial¬
politik zu entwickeln " ) .

Obwohl die englische Regierung offiziell die deutsche Schutzherr¬
schaft über Angra Pequena anerkannt hatte , suchte die Kap¬
regierung , unterstützt vom Kolonialminister Derby , trotzdem die
Kreise der deutschen Kolonialpolitik weiter zu stören , indem sie
die noch nicht okkupierten Gebiete Südwestafrikas nördlich und
südlich von Angra Pequena zu annektieren sich anschickte . Allein
Bismarck ließ , hiervon rechtzeitig durch den deutschen Konsul , Lippert ,
in Kapstadt benachrichtigt , inzwischen durch deutsche Kriegsschiffe das
deutsche Protektorat über die ganze Küste vom Oranjefluß bis zum
18 . Grade südlicher Breite proklamieren , außerdem weitere Schutz
vertrüge mit einheimischen Häuptlingen , insbesondere mit Maharero ,
dem Haupte der Hereros im Damaralande , abschließen . Von diesen
Erwerbungen wurde die englische Regierung unter dem 7 . September
1884 benachrichtigt . Man hoffte so am besten , die diplomatischen
Schwierigkeiten , die sich immer noch seitens der englischen Regierung
ergeben hatten , aus dem Wege zu schaffen . Aber erst am 22 . Sep -

-) Ägl . Kapitel II . S . 43 - 46 .
>-) Vgl . Kapitel II . S . 47 - 50 .
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tember 1884 entschloß sich die englische Regierung , ihren Widerspruch
aufzugeben , und ließ durch den englischen Geschäftsträger in Berlin
iu einer Note die deutschen Erwerbungen au der Küste , welche uicht
tatsächlich in englischem Besitz wären , anerkennen und beanspruchte nur
die Walsischbai und einige Inseln für sich . Die Bestimmung und
Sicherung der Privatrechte der englischen Untertanen in diesem deut '
schen Schutzgebiete wurde einer gemischtenKommission übertragen ,
welche ihre Beratungen auf diejenigen Inseln bei Angra Pequena aus¬
zudehnen ermächtigt wnrde , die nicht bereits als englisches Territorium
proklamiert waren . Die Kommission begann ihre Sitzungen am
14 . März 1885 und schloß dieselben , nachdem sie ihre Aufgabe er¬
füllt hatte , am 4 . September 1885 .

Trotz diesen Verhandlungen zwischen der englischen und deutschen
Regierung hielt die Kapregierung in der Zwischenzeit immer noch nicht
Ruhe , indem sie mit den Hereros , den Bewohnern des Hinterlandes
von Angra Pequena , in Verbindung sich setzte und mit ihnen einen
Schutzvertragabschloß . Hierzu verweigerte aber das englische Kabinett
seine Zustimmung und erkannte im Jahre 1885 ausdrücklich an , daß
das Gebiet von der Küste an bis zum 20 . Grade östlicher Läuge ( aus¬
genommendie Walfischbaiund eine Anzahl Inseln ) unter deutschem
Schutze stände . Eine endgültige Abgrenzung der beiderseitigen Macht
sphären erfolgte schließlich durch das umfassende deutsch - euglische
Kolonialabkommen vom 1 . Juli 1890 ^) , welches die Grenzen der
sämtlichen afrikanischen Schutzgebiete regelte . Mit Portugal , dessen
Kolonialbesitz an das deutsche Gebiet im Norden grenzt , wurde eiu
Abgrenzungsvertrag am 30 . Dezember 1886 geschlossen .

L . Kamerun und Togo .
Bevor noch die Verhandlungenüber die vorerwähnte erste Kolonie

zum Abschlüsse gelangt waren , hatte Bismarck schon , indem er uner¬
schütterlich auf die Tatkraft des deutschen Volkes baute , Kaiser Wilhelm I .
den Rat gegeben , weiter mit kühnen Taten vorzugehen , da hierdurch

i) Der Wortlaut des Abkommens findet sich in der Anlage IV .
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das deutsche Volk am besten zu größerer Rührigkeit aufgerüttelt und
bewogen werden könnte , soweit als es in seinen Kräften stand , für
die Förderung der deutschen Kolonialpolitik einzutreten . Infolge¬
dessen legte der Kanzler demnächst auf eine Reihe anderer Gebiete
Hand , in denen die deutschen Handelsinteressendominierten . Es war
selbstverständlich , daß der Fürst hierbei nach den Erfahrungen , die er
mit England gemacht hatte , vorsichtig , aber wie stets zielbewußt vor¬
ging . Da seine Politik , die er hier verfolgte , von der Erkenntnis ge¬
tragen war , daß England den deutschen Expansionsbestrebungenalle
nur möglichen Schwierigkeitenbereiten würde , so mußte sie zu der
Taktik führen , die Haltung Englands durch Herstellung eines freund¬
lichen Einvernehmensmit Frankreich , der nächstwichtigen Seemacht , aus¬
zugleichen und so gewissermaßenmit dem vor nicht langer Zeit
gedemütigten und auf Revanche sinnenden Nachbarlande Hand in
Hand zu gehen . Nur der diplomatischen Meisterschaft Bismarcks ist
es zuzuschreiben , daß dieser Plan gelang , nur er konnte es fertig
bringen , der französischen Regierung die Vorteile eines gemeinsamen
Vorgehens in kolonialenFragen klar zu machen . Daß der Kanzler
hierbei selbstverständlich auf die französischen Kolonialinteressen die
größtmögliche Rücksicht nehmen mußte , lag auf der Hand , und so
hatte er denn auch stets die an der Westküste Afrikas bei der Er¬
werbung deutscher Schutzgebietetätigen Beamten angewiesen , jede
Kollision deutscher und französischerInteressen zu vermeiden und
im Zweiselsfalle die Entscheidung einer freundschaftlichenVer¬
ständigung zwischen den beiden Regierungen vorzubehalten. Nur
durch diese Politik konnte Bismarck England gegenüber bei der
Wahrung der deutschen Interessen um so entschiedener auftreten . Diese
zielbewußte Haltung und die tatsächlichen Erfolge , die der Kanzler
in der weiteren Zeit aus kolonialem Gebiete durch seine geschickt ge -
führte Diplomatie errang , forderte naturgemäß mehr als je die Eifer¬
sucht Englands heraus , und die englische Regierung wie auch die
englischen Kolonialbehördensuchten auf alle Art und Weise , offen und
versteckt , zu hindern , daß Deutschland sich außer in Angra Pequena
noch in andern überseeischen Gebieten festsetzte . Allein Fürst Bis¬
marck ließ sich hierdurch nicht beirren , sondern ging auf dem ein -
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mal betretenen Wege weiter , wenn ihm das gute Recht der ersten Be¬
sitzergreifung von bisher herrenlosenLändern und der Wahrnehmung
deutscher Handelsinteressenzur Seite stand . Nur auf diese Weise er¬
reichte er seine großen Erfolge in der Kolonialpolitik und brachte
andererseits durch passende Behandlung bei internationalen Fragen die
englische Regierung dahin , die deutschen Erwerbungen anzuerkennen .
Immerhin war auch die Erwerbung der anderen Schutzgebietemit
nicht geringen Schwierigkeiten verknüpft

Im Gebiete des heutigen Kamerun besaßen Bremer und Ham¬
burger Handelshäuser schon seit längerer Zeit Niederlassungen und
hatten bereits im Jahre 1874 um den Schutz des Deutschen Reiches
gebeten . Diese Niederlassungenbefanden sich teils auf englischen und
französischen Territorien , teils im Gebiete unabhängiger Häuptlinge .
Als nun im März 1883 in den französischen „ Documents Parlamentaires "
der Wortlaut einer am 29 . Juli 1882 in Paris unterzeichneten Kon¬
vention zwischen Frankreich und England , betreffend eine Demarkations¬
linie für die Ausdehnung ihrer beiderseitigenBesitzungen an der
Westküste von Afrika , nördlich von Sierra Leone und die gegenseitige
gleiche Behandlung der beiderseitigen Untertanen veröffentlichtwurde ,
schienen die deutschen Handelsinteressengefährdet . Um sich hierüber
genauer zu orientieren , forderte die Reichsregierungim April 1883 die
Hansestädte auf , besonders da sich die deutschen Faktoreien wiederholt
über Belästigungen durch die einheimischen Häuptlinge beschwerten ,
etwaige Wünsche hinsichtlich des Handels an der Westküste von Afrika
geltend zu machen . Während Bremen lediglich die Entsendung eines
Kriegsschiffes verlangte , um den dortigen Negerfürsten , welche wieder¬
holt die deutschen Faktoreien belästigt hatten , die Macht des Deutschen
Reiches vor Augen zu führen , schlug der Hamburger Senat in einem ein¬
gehend begründeten Gutachten der Handelskammer am 6 . Juli 1883 vor :

1 . Abschluß von Verträgen mit Frankreich und England dahin¬
gehend , daß den deutschen Kaufleuten die gleichen Rechte mit den eng¬
lischen und französischen Staatsangehörigen verbürgt würden ;

-) Adler , Fürst Bismarck als Kolonialpolitiker , in der Zeitschrift „ Der
Lotse " , 1 . Jnhrq ., Heft 14 , S . 451 .
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2 . Vereinbarungen mit den unabhängigenStaaten und Stämmen
im Interesse des Schutzes des deutschen Handels ;

3 . Errichtung eines Konsulates an der Goldküste und einer Flotten¬
station in Fernando Po ;

4 . Erwerbung eines Küstenstrichs in Westafrika zur Gründung
einer Handelskoloniean der Biasrabai .

Auch in Togo ( an der Sklavenküste ) hatten sich seit 1880
mehrere Bremer und Hamburger Kaufleute niedergelassen , deren
Handelsinteressenes aus denselben Gründeil wünschenswert erscheinen
ließen , das Gebiet unter deutschen Schutz zu stellen ^) .

Diesen Wünschen der Bremer und Hamburger Kaufleute entsprach
die Reichsregierungzunächst dadurch , daß sie im Winter 1883/84 die
Korvette „ Sophie " zum Schutze der deutschen Faktoreien gegen Gewalt¬
tätigkeiten einzelner Negerhäuptlinge entsandte uud von Spanien die
Erlaubnis erwirkte , auf Fernando Po eine Flottenstation zn errichten .
Hinsichtlich der Wünsche der Hamburger Kaufleute teilte das Aus -

Folgende statistischeAngaben , die den mir gütigst überlassenen Aktenstücken
des Auswärtigen Amtes , Kolonialabteilung , ^ 1 , vom März 1880 bis 30 . September
1892 , betr . die dem Reichstag und Bundesrat vorgelegten Denkschriften , ent¬
nommen sind , geben ein übersichtlichesBild über den Handel nnd Verkehr in
Kamerun und Togo im Jahre 1885 :
n.) Ju Kamerun bestanden 19 deutsche Faktoreien mit 11 Angestellten deutscher

Nationalität , 11 englische Faktoreien mit 23 Angestelltenenglischer Nationalität .
Der Schiffsverkehrstellte sich wie folgt :
Eingegangen :
52 Dampfer und 5 Segelschiffe .
Ausgegangen :
54 Dampfer und 6 Segelschiffe .
Unter den ausgegangenen Schiffen gehörten 29 Dampfer der deutschen und
2S Dampfer der englischen Nationalität an .

b ) Togo . Der Gesamtwert der Einfuhr belief sich nach kaufmännischen Angaben
auf 2 970 836 Mark , davon Einfuhr

auf Spirituoseu .............. 813 195 Mark
„ Tabak ................ 423144 „
„ Pulver ................ 331 500 „
„ Gewehre ............... 45 500 „
„ sonstige Waren ( in Baumwollgütern , Eisenwaren usw .) 1357 497 „
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wärtige Aint mit, es würde die Entsendungeines Kaiserlichen Kommissars
beabsichtigt sowie der Abschluß von Verträgen mit Negerstaaten ;
darauf bezügliche , auf Erfahrung beruhende Wünsche würden dem Aus¬
wärtigen Amte willkommen sein .

Infolgedessen forderte die Handelskammer in Hamburg von der
dortigen Firma Jcmtzen & Thormählen einen Bericht , welcher am
5 . Februar 1884 erstattet wurde und sich lediglich auf die Küstenstrecke
von Kamerun bis Gabun bezog . Darin bezeichnete die Firma die
Persönlichkeiten , welche beim Abschluß von Verträgen in Frage kommen
würden , und zwar für Kamerun King Bell und King Aqua , sodann
Lock Presso und Dido , für Malimba der als gewalttätig und räuberisch
bekannte King Passal .

Am 28 . April 1884 ' ) hatte nun der Reichskanzler in dieser
Angelegenheit eine Unterredung mit Herrn Adolf Woermann aus
Hamburg , als Vertreter der in Westafrika handeltreibendendeutschen
Firmen . Nachdem der Fürst seine Ansicht über Kolonialpolitik dargelegt
hatte , beauftragte er Herrn Woermann , ihm Instruktionen auszuarbeiten ,
welche dem nach Westafrika zu entsendenden Reichskommissar in betreff
der Erwerbung von Küstenstreckenzu erteilen wären .

Herr Woermann entledigte sich seines Auftrages in folgender , am
30 . April 1884 an den Reichskanzler gerichteten Eingabe :

„ Nachdem Ew . Durchlaucht mir das Vertrauen geschenkt haben ,
mich in der am Montag , den 28 . d . M . stattgehabtenBesprechung
als Vertreter der an dem Handel mit Westafrika interessierten
Firmen nach meinen Ansichten über diejenigen Instruktionen zu fragen ,
welche dem nach der Westküste Afrikas gesandten Kommissar der
deutschen Regierung in betreff der Erwerbung von Küstenstreckenzu
erteilen sein würden , erlaube ich mir , die folgenden Punkte als meines
Erachtens erforderlich zu bezeichnen :

1 . Wenn deutsche Firmen , welche jetzt an dem Golf von
Biafra Handelsniederlassungenbesitzen , gemeinschaftlich oder auch
einzeln mit den eingeborenen Häuptlingen Verträge abgeschlossen
haben oder abschließen können , nach welchen die Häuptlinge ihre

Vgl . Kap . I , S . 33 .
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Hoheitsrechtean Seine Majestät den Kaiser von Deutschlandab¬
zutreten gewillt sind , so ist der Kaiserliche Kommissar bzw . der
Kommandant des Kriegsschiffes befugt , solches Land im Namen
Seiner Majestät des Kaisers von Deutschland in Besitz zu nehmen .

2 . Die jetzt in Kamerun etablierten deutschen Firmen sind :
:y C . Woermcmn und b ) Jantzen & Thormählen , beide in
Hamburg .

3 . Die Besitzergreifung erfolgt sofort , uachdem genannte
Firmen die Verträge abgeschlossen haben ; dieselbe wird dokumen¬
tiert durch Aufziehen der deutschen Flagge in einem jeden der
abgetretenen Gebiete , sowie durch eine öffentliche Erklärung , daß
das Land nunmehr deutsches Eigentum sei .

4 . In der Erklärung ist ausdrücklich zu sagen , daß etwaige
frühere Rechte und Ansprüche Dritter respektiert werden sollen : auch
müssen die seitens Englands und anderer Nationen in früheren
Zeiten mit den eingeborenen Häuptlingen abgeschlossenen Handels¬
verträge in Kraft bleiben .

5 . Solche Besitznahme darf an allen Plätzen des Küsten¬
gebiets im Golf von Biafra zwischen Bimbia und Kap St . Johns
erfolgen . Die betreffenden Plätze heißen von Norden nach Süden :
Bimbia , Kamerun , Malimba , Small - Batanga , Batanga , Bata ,
Benito . In Malimba und Benito sind Abtretungen an die Firma
C . Woermann bereits erfolgt .

6 . Den eingeborenen Häuptlingen ist zunächst die Erhebung
von Abgaben ganz in bisheriger Weise zu gestatten , auch darf
dem Handel der in jenem Gebiet etablierten Kaufleute fremder
Nation keinerlei Beschränkung auferlegt werden .

7 . Nach erfolgter Besitznahme hat der Kommandant des
betreffenden Kriegsschiffes zunächst bis zum Eintreffen weiterer
Berichte von zu Hause als Vertreter Seiner Majestät des Kaisers
zu fungieren .

Meines Erachtens nach genügen diese Instruktionen , bis dies¬
seits die Berichte über vollendete Tatsachen eingetroffen find .

Über die dann zu treffenden Maßnahmen würde ich mir die
folgenden Vorschläge erlauben :
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1 . Die möglichst ununterbrochene Anwesenheit eines deutschen
Kriegsschiffes , dessen jeweiliger Kommandant als Vertreter des
Kaisers von Deutschland zu fungieren haben würde, erscheint
notwendig .

2 . Wenn irgend möglich , müßte diesem Kommandanten ein
Zivilbeamter beigegeben werden . Zu solchem Posten würde ein
Berufskonsul oder ein anderer mit anderen Ländern vertrauter
Beamter zu designieren sein .

3 . Sehr wünschenswertwürde ferner sein , daß ein aus¬
rangiertes Fahrzeug der Kriegsmarine als Hulk in den Kamerun¬
fluß gelegt würde, entsprechenddem Vorgehen der Kaufleute , welche
ausrangierte Handelsschiffe als Warenlager benutzen .

Dieser Marinehulk könnte einerseits als Residenz des deutschen
Beamten dienen und würde zu gleicher Zeit ein deutlich sichtbares
Zeichen der deutschen Oberhoheit sein .

Bei Begründung der Kolonie Gabun hatten die Franzosen
zuerst ebenfalls einen solchen Hulk . "
Diese Eingabe wurde vom Kanzler der am 19 . Mai 1884 dein

neuernannten ReichskommissarDr . Nachtigal erteilten Instruktion
beigegeben , welche folgenden Wortlaut hatte :

„ Ew . : c. erteile ich für Ihr Kommissoriuman der Westküste
von Afrika folgende Instruktion :

Um den Angehörigendes Reichs an der Westküste von Afrika
gegen die Verdrängung aus den in einzelnen Gebieten errungenen
Positionen durch etwaige Besitzergreifung von anderer Seite Sicher¬
heit und hiermit die Möglichkeit weiterer Entwicklung zu gewähren ,
hat Seine Majestät der Kaiser beschlossen , den Schutz der Deutschen
und ihres Verkehrs in einigen Küstenstrichen im Namen des Reichs
unmittelbar zu übernehmen . Die Einrichtung eines Verwaltungs¬
apparates , der die Entsendung einer größeren Anzahl deutscher
Beamten bedingen würde , die Errichtung ständiger Garnisonen mit
deutschen Truppen und die Übernahme einer Verpflichtung des Reichs ,
den in solchen Gebieten sich ansiedelnden Deutschen und ihren
Faktoreien und Unternehmungen, auch während etwaiger Kriege mit
größeren Seemächten , Schutz zu gewähren , wird dabei nicht beabsichtigt .
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Für unseren Zweck wird der Abschluß von Freundschafts - ,
Handels - und Protektoratsverträgen ausreichen , durch welche die zur
Ausübung wirksamen Schutzes deutscher Untertanen erforderlichen
Rechte erworben werden . Es handelt sich zunächst um folgende
Punkte , die wir gegen eine unseren Handel schädigende Beschlagnahme
von seiten anderer Mächte sicherzustellen wünschen :

1 . Angra Pequena :
2 . der Küstenstrich zwischen dem Nigerdelta und Gabun , ins¬

besondere die Strecke gegenüber der Insel Fernando Po in der Bai
von Biafra möglichst westlich von der Kamerunmündung bis zum
Kap St . John .

Die bezüglich dieser Strecke bestehendenWünsche wollen Ew . : c .
aus dem zu Ihrer Kenntnisnahmeabschriftlich beifolgenden Schreiben
des Herrn Adolph Woermann vom 30 . v . M . gefälligst ersehen ,
welches dieser im eigenen und im Namen anderer Hamburger Firmen ,
insbesondere der Herren Jantzen & Thormählen , an mich gerichtet
hat . Die Gründe , welche in diesem Falle für die eigentlicheBesitz¬
ergreifung namens des Reichs geltend gemacht werden , haben
Seine Majestät den Kaiser bewogen , in die ProklamierungAllerhöchst -
dessen Protektorats über diesen Küstenstrichund in die Einsetzung
eines Kaiserlichen Kommissars mit seinerzeit näher zu bestimmenden
Regierungsbefugnissen zu willigen .

Die Kaiserliche Oberhoheit ist erst nach deren vertragsmäßiger
Anerkennungseitens der eingeborenen Häuptlinge oder auf Grund
voriger Erwerbung in den betreffenden Gebieten seitens Angehöriger
des Reichs durch Ew . zc . zu proklamieren .

Die interessierten deutschen Firmen haben bereits einige vertrags¬
mäßige Erwerbungen gemacht , und können die betreffenden Gebiete
daher sofort vorbehaltlichder bestehenden Rechte Dritter unter das
Protektorat Seiner Majestät des Kaisers gestellt werden .

Um bis zu Ew . ?c. Ankunft in der Bai von Biafra neue Er¬
werbungen , zu welchen die Interessenten Auftrag erteilt haben , zu
erleichtern und um deren Anfechtung von dritter Seite möglichst
auszuschließen , habe ich den mit den Verhältnissenan dieser Küste
besondersvertrauten Kaiserlichen Konsul in Gabun , Herrn Schulze,
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zur amtlichen Beglaubigung solcher Verträge ermächtigt . Bei Auf¬
richtung der SchutzherrschaftSeiner Majestät des Kaifers ist es
angezeigt , unsererseits diejenigen Grundsätze zu betätigen , deren Ver¬
letzung seitens anderer Mächte die berechtigten Interessen unserer
Angehörigen vielfach geschädigt und unseren Entschluß , einige noch
unabhängige Gebiete hiergegen sicherzustellen , hervorgerufenhat .

Bei den abzuschließendenVerträgen und bei deren Verkündigung
wird daher im Sinne der vorliegendenEingabe des Herrn Woer
mann ausdrücklichauszusprechen sein , daß mir die von anderen
Nationen oder deren Angehörigenmit den Eingeborenenfrüher ab¬
geschlossenen Handelsverträge und Kontrakte respektieren und über¬
haupt die in den betreffenden Gebieten bestehende Handelsfreiheit
aufrecht erhalten würden . Auch ist dem Antrage sud 6 gemäß den
eingeborenen Häuptlingen die Forterhebung von Abgaben in der
seitherigen Weise zu gestatten .

Vorbehaltlich der definitiven Beschlußfassungüber den Rang
und die Befugnisse des für diesen Küstenstrichzu ernennenden
Kaiserlichen Kommissars , ermächtige ich Ew . : c. mit Allerhöchster
Genehmigung , entweder im Einverständnis mit dem Kommandanten
S . M . Kanonenboot „ Möwe " einen Offizier dieses Fahrzeuges oder
eine Ihnen sonst geeignet scheinende Persönlichkeit als interimistischen
Vertreter Seiner Majestät des Kaisers einzusetzen .

3 . Außer diesen Küstenstrichen haben Ew . zc . Little Popo an¬
zulaufen . Aus dem Ihnen mitgeteilten Berichte des Kapitäns
Stubenrauch sind Sie über die früheren Vorkommnissean diesem
Küstenpunkte unterrichtet . In der Voraussetzung, daß inzwischen die
Häuptlinge sich keine Gewalttätigkeiten mehr gegen die deutschen
Firmen haben zuschulden kommen lassen , sind die von S . M . S .
„ Sophie " seinerzeit genommenen Geiseln wieder in Freiheit zu setzen .

Nach neueren Mitteilungen der dortigen deutschen Firmen hat
der englische Gouverneuer der Goldküste unmittelbar nach der Ab¬
fahrt S . M . S . „ Sophie " seine Bemühungen fortgesetzt, um aus
eine englische Annexion dieses Küstenstrichs hinzuwirken . Unter
dem 5 . März d . I . haben der König von Little Popo und Grigi
und eine Anzahl von Häuptlingen ein Schreiben an Seine Majestät
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den Kaiser gerichtet , worin dieselben unter dem Ausdruck des Dankes
für die Friedensstiftungdurch das deutsche Kriegsschiff Seine Majestät
um Übernahme des Protektorats behufs Abwendungder befürchteten
Annexion durch England bitten .

Im Laufe der vertraulichenBesprechungen des Fürsten Hohen -
lohe mit dem französischenMinister der auswärtigen Angelegenheiten
über westafrikanische Fragen , welche wir möglichst im Einvernehmen
mit Frankreich zu behandeln wünschen , ist uns französischerseits
mitgeteilt worden , daß bereits vor einem Jahre die Häuptlinge von
Little Popo mit Frankreich eine Art Protektoratsvertrag abgeschlossen
hätten . Dieser sei einstweilen nicht publiziert worden , und man sei
ungewiß , ob der Zeitpunkt für die Veröffentlichung jetzt schon ge¬
kommen sei . Wir haben deshalb die französische Regierung wissen
lassen , wir würden unser Entgegenkommen auf diesem Gebiet zunächst
dadurch betätigen , daß wir das hierher gerichtete Gesuch des Königs
und der Häuptlinge von Little Popo in Erwartung unserer Ver¬
ständigung mit Frankreich einstweilen auf sich beruhen lassen , und
salls Frankreich dazu übergehe , seilten Vertrag zu publizieren und
in Kraft zu setzen , solchen unsererseitsrespektieren würden .

Wir gingen hierbei von der Annahme aus , daß die französische
Regierung die an die Übernahmeder Herrschast über diesen Küsten¬
strich seitens einer anderen Macht sich knüpfenden Besorgnisse des
deutschen Handelsstandes durch Ausrechterhaltnng der daselbst
bestehenden Handelsfreiheit zerstreuen werde .

Ew . wollen in dieser , wie in den übrigen Fragen jeder
Kollision unserer und der französischenInteressen sorgfältig aus dem
Wege gehen . gez . von Bismarck . "

Dem Reichskommisfar 1) r . Nachtigal gelang es in verhältnismäßig
kurzer Zeit und ohne große Schwierigkeiten , die ihm übertragene Auf¬
gabe auszuführen . Es hatte dies seinen Grund darin , daß sich die
Eingeborenenlieber unter deutsche Schutzherrschaftstellten , als unter
englische oder französische , da die dort ansässigen Deutschen in ihrem
Auftreten humaner und gerechter wareu , als jene . Zu einem nicht ge¬
ringen Teil trug aber auch der Ruhin der Großtaten Kaiser Wilhelms I .
dazu bei , der bis in diese entlegenen Gegendengedrungen war .
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Dr . Nachtigal landete mit dein Kanonenboot „ Möwe " , welches
ihn in Lissabon an Bord genommenhatte , am 5 . Juli 1884 zuerst
an der Sklavenküste . Er bestätigte darauf im Namen des Reiches die
Verträge , welche inzwischendie Hamburger Firma Jantzen L Thor -
mählen 1884 mit den unabhängigen Königen und Häuptlingen deS
Kamerunlandes abgeschlossen hatte , inhaltlich deren diese Häuptlinge
ihre Souveränitätsrechte , Gesetzgebung und Verwaltung ihres Landes
an die genannte Firma abtraten , und sügte eine Reihe von Schutz
Verträgen mit Häuptlingen der im Hinterlande von Kamerun und in
Bimbia ansässigen Völkerstämme hinzu , die später von anderen Bevoll¬
mächtigten des Reiches vermehrt wurden .

Im Togogebiet schloß vr . Nachtigal am 15 . Juli 1884 ins¬
besondere mit dem König Mlaba einen Vertrag ab , inhaltlich dessen dieser
sich und seiu Land unter den Schutz des Deutschen Reiches stellte , sich
verpflichtete , keinen Teil seines Gebietes an eine fremde Macht ab¬
zutreten und versprach , den in seinem Lande wohnendenDeutsche »
Schutz zu gewähren . Dafür wollte die deutsche Regierung alle Handels¬
verträge respektieren , welche Mlaba mit anderen Staaten abgeschlossen hatte .

Noch mehrmals die Erwerbung von Angra - Pequena machte in England
nach ihrem Bekanntwerdendie Besitznahme des Togogebietes und von
Kamerun böses Blut . Auch hier versuchte die englische Regierung wieder ,
den deutschen kolonialen Bestrebungen Schwierigkeiten zu bereiten . Ins¬
besondere versuchte sie auf alle mögliche Weise , die Eingeborenengegen
die Deutschen und die mit ihnen befreundeten Häuptlinge aufzuhetzen .
Infolgedessen kam es gegen Ende des Jahres 1884 zu Aufständen in
Kamerun . Dadurch wurden die dortigen Verhältnisse so gespannt , daß
ein deutsches Geschwader dahin gesandt werden mußte , um wieder
Ordnung und Ruhe herzustellen . Obgleich festgestellt wurde , daß die
Neger bei ihrem Aufstande von englischen Kaufleuten und Missionaren
unterstützt wordeu waren , wollte zunächst die englische Regierung ihre
feindliche Stellung nicht aufgeben . Nur dem entschiedenenAuftreten
des Fürsten Bismarck ist es zu danken , daß diese Schwierigkeiten
schließlich überwunden wurden und eine Einigung zustande kam .
Diese erfolgte durch den Austausch einer Reihe von Noten , welche
zwischen dein englischen Minister der auswärtigen Angelegenheiten
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und dem deutschen Botschafter in London unterm 29 . April , 7 . Mai ,
16 . Mai und 2 . Juni 1885 gewechselt wurden . In dem erzielten
Übereinkommenwurden die Kolonien und Interessensphären beider
Nationen abgegrenztund Vereinbarungen zugunsten der beiderseitigen
Gleichstellung der Untertanen und Güter in beiden Gebieten getroffen .
Zugleich wurden für Kamerun und für Togo wirtschaftlich wichtige Zoll¬
vereinbarungenabgeschlossen .

Die Feststellungder Togogrenze erfolgte zunächst durch örtliche
Kommissare in den Jahren 1884/85 . Da sich aber in die Verträge
manche Mißverständnisse eingeschlichen hatten , wurden diese Zweifel und
Irrtümer durch das deutsch - englische Kolonialabkommen vom 1 . Juli
1890 ' ) beseitigt .

Auch mit Frankreich entstanden wegen der Schutzgebiete Schwierig¬
keiten , obwohl Fürst Bismarck , wie aus der vorerwähnten Instruktion
an Dr . Nachtigal hervorgeht , namentlich französischen Interessen gegen¬
über umsichtiges und gemäßigtes Borgehen anempfohlen hatte . Wie
ernst der Kanzler seine Aufgabe auffaßte , jede Kollision mit Frank¬
reich tunlichst zu vermeiden , ergibt sich auch aus dem Telegramm an den
deutschen Botschafter in Paris vom 29 . August 1884 , welches infolge
der telegraphischen Meldung Dr . Nachtigals abgesandt wurde, er habe
in Benita die deutsche Flagge gehißt , es sei aber zweifelhaft , ob
dort nicht ältere französische Rechte beständen . Durch dieses Tele¬
gramm wurde Fürst Hohenlohe beauftragt , Herrn Ferry mitzuteilen ,
daß das Vorgehen Nachtigals , soweit es mit französischen Ansprüchen
kollidiere , nicht aufrecht erhalten werde . — Die entstandenen Schwierig¬
keiten wurden jedoch ebenfalls durch eine am 24 . Dezember 1885 ab¬
geschlossene Übereinkunft beigelegt . Diese wurde später hinsichtlich der
Abgrenzung von Kamerun gegenüber dem französischen Kongo sowie
der Festsetzungder beiderseitigenInteressensphären im Gebiete des
Tschadsees durch ein Abkommen von 1894 und 1897 ergänzt . Eine
endgültige Regelung der Grenze von Kamerun und Französisch - Kongo
ist durch das deutsch - französische Abkommen vom 18 . April 1908 be¬
wirkt worden .

' ) Vgl . Anlage IV .
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t^. Deutsch - Ostafrika .
Während die deutschen kolonialen Erwerbungen an der Westküste

Afrikas dadurch hervorgerufenworden waren , daß sich daselbst bereits
deutsche Niederlassungenbefanden , war dies in Ostasrika . mit Aus¬
nahme der Insel Sansibar , wo hanseatische Firmen schon seit Jahr -
zehnten ansässig waren , nicht der Fall . Es handelte sich hier also
im Jahre 1884 in erster Linie darum , Gebiete zu erwerben ,
in welchen deutsche Niederlassungen gegründet werden konnte » . Der
Anstoß zu dieser frisch in Angriff genommenen kolonisatorischen
Tätigkeit ging von der „ Gesellschaft für deutsche Kolonisation " aus .
Diese Gesellschaft war im April 1884 auf Anregung von Dr . Karl
Peters zu dem Zwecke gegründet worden , deutsche Ackerbau - und
Handelskolonienin Gegenden zu gründen , die noch nicht von anderen
Nationen okkupiert worden waren und die Mittel hierfür aufzubringen .
Es gelang auch in der Tat , kapitalkräftige Männer hierfür zu ge¬
winnen . Als Tätigkeitsfeld ersah sich die Gesellschaft das Gebiet
zwischen den großen Binnenseenund der Sansibarküste .

Nachdem die Gesellschaftfinanziell gesichert war , begaben sich ihre
Vertreter , Dr . Peters , Graf Pfeil und Referendar Jühlke , Ende September
1884 nach dem ostafrikanischen Festlande , wo sie am 1s) . November
1884 landeten . Bald nach ihrer Ankunft schlössen sie nach und nach
mit den ostafrikanischen Sultanen von Usagara , Ngura , Useguha uud
Ukami eine Anzahl von Verträgen ab , durch die sie sowohl privat¬
rechtliche Eigentums - , als auch staatliche Hoheitsrechte über ein Gebiet
von etwa 2500 deutschen Quadratmeilen erwarben . Mit diesen Ver¬
trägen ging Dr . Peters nach Berlin zurück und suchte seinen Er¬
werbungen dadurch eine feste Grundlage zu geben , daß er sür sie den
Schutz des Deutschen Reiches erbat . Es lag in seiner Absicht , nach
dem Vorbilde anderer europäischer Gesellschaften in den erworbenen
Gebieten aus eigener Kraft eine geordnete Verwaltung herzustellen , für
den Rechtsschutz und das Wohl der Bewohner zu sorgen und die
Schätze des Landes zu erschließen . Hierzu bedürfte er eines kaiser¬
lichen Schutzbriefes , den er erbat .
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Obwohl in diesen Gebieten nun nicht der Kaufmann , wie es das
BismarckscheProgramm forderte , vorangegangen war , glaubte der
Kanzler doch , daß das Reich den erbetenen Schutz nicht versagen dürfte .
Infolge seiner wirksamen Unterstützung und Befürwortung erhielt denn
auch die Gesellschaft folgenden Schutzbrief :

„ Wir, Wilhelm von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser , König
vou Preußen tun kund und fügen hiermit zu wissen : Nachdem die
derzeitigenVorsitzendender Gesellschaft für deutsche Kolonisation '
Dr . Karl Peters und Unser KammerherrFelix Graf Behr - Bandelin ,
Unseren Schutz für die Gebietserwerbungender Gesellschaft in Ost¬
afrika westlich von dem Reiche des Sultans von Sansibar außerhalb
der Oberhoheit anderer Mächte , nachgesucht und Uns die von besagtem
Dr . Karl Peters zunächst mit den Herrschern von Usagara , Ngura
Useguha und Ukami im November und Dezember vorigen Jahres
abgeschlossenenVerträge , durch welche ihm diese Gebiete für die
deutsche Kolonisationsgesellschaft mit den Rechten der Landeshoheit
abgetreten worden sind , mit dem Ansuchen vorgelegt haben , diese
Gebiete unter Unsere Oberhoheit zu stellen , so bestätigen Wir hier¬
mit , daß Wir diese Oberhoheit angenommen und die betreffenden
Gebiete vorbehaltlich Unserer Entschließungenauf Grund weiterer
Uns nachzuweisenden vertragsmäßigen Erwerbungen der Gesellschaft
oder ihrer Rechtsnachfolger in jener Gegend , unter Unseren Kaiser¬
lichen Schutz gestellt haben . Wir verleihen der besagten Gesellschaft
unter der Bedingung , daß sie eine deutsche Gesellschaft bleibt und
daß die Mitglieder des Direktoriums oder die sonst mit der Leitung
betrauten Personen Angehörigedes Deutschen Reiches sind , sowie den
Rechtsnachfolgern dieser Gesellschaft unter der gleichen Voraussetzung
die Befugnis zur Ausübung aller aus Uns vorgelegten Verträge
fließenden Rechte , einschließlich der Gerichtsbarkeit , gegenüber den
Eingeborenenund den in diesen Gebieten sich niederlassendenoder
zu Handels - und anderen Zwecken sich aufhaltenden Angehörigen
des Reichs und anderer Nationen , unter der Aufsicht Unserer
Regierung und vorbehaltlichweiterer von Uns zu erlassender An¬
ordnungen und Ergänzungen dieses Unseren Schutzbriefes .

Geschichte des Fürsten Btsinarck in Einzeldarstellungen viu . ',»
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Zu Urkund dessen haben Wir diesen Schutzbrief Höchsteigenhändig
vollzogen und mit Unserem Kaiserlichen Jnsiegel versehen lassen .

Gegeben Berlin , den 27 . Februar 1885 .
( gez .) Wilhelm

( ggez .) von Bismarck . "
Von der erfolgten Protektoratsübernahme durch die Reichs¬

regierung ließ Bismarck den fremden Mächten Mitteilung machen .
Im März 1885 entstand nun aus der „ Gesellschaft für deutsche

Kolonisation " die „ Deutsch - Ostafrikanische Gesellschaft Karl Peters und
Genossen " , welche sich gemäß 1 ihres Statutes „ den Erwerb , Besitz ,
die Verwaltung und Verwertung von Ländereien , die Ausbeutung von
Handel und Schiffahrt durch Selbstbetrieb oder Übertragung an andere
Gesellschaften , sowie deutsche Kolonisation im Osten Afrikas " zum
Ziele setzte . Auf die weiteren Landerwerbungen dieser Gesellschaft
wurde indessen der Kaiserliche Schutzbrief nicht ausgedehnt .

Der Sultan von Sansibar verhielt sich diesen deutschen Er¬
werbungen gegenüber ablehnend . Das Bestreben der deutschen Gesell¬
schaft , ihren Erwerbungen eine Küstenbasis zu schassen , fand bei ihm
keine Unterstützung , weil sein Zollinteressedabei zu sehr in Frage kam .
Sehr bald stellte es sich jedoch heraus , daß auch hier wieder die Eng¬
länder ihre Hand im Spiel hatten und Ränke gegen Deutschland zu
spinnen bestrebt waren . Durch dieses Ränkespiel wurde der Sultan
schließlich gezwungen , mehrere Expeditionenin die Küstenländerzu ent¬
senden , um dort seine Herrschaft zu proklamieren . Diese ganze Hand¬
lungsweise veranlaßte den Fürsten Bismarck, nunmehr auch hier wieder
mit fester Hand einzugreisen . Er setzte sich zu diesem Zweck mit Frank¬
reich und England in Verbindung und hatte die Genugtuung , bei
Frankreich das vollste Entgegenkommen zu finden . England gegenüber
erklärte er in einer Note vom 2 . Juni 1885 , England müsse mit
Deutschlanddas gemeinschaftlicheInteresse haben , zu verhindern , daß
friedliche Negerstämme dem mohammedanischenFanatismus anheimfielen
und blutige Greuel an Stelle stufenweiser Kulturentwicklungträten .

Nachdem dann Frankreich erklärt hatte , daß es sich in dem Streite
zwischen Deutschland und Sansibar vollkommenneutral halten wolle ,
gab auch England nach und versagte dem Sultan von Sansibar jede
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Unterstützung mit dein Bemerken , es wäre besser , wenn er nicht zu weit
gehen würde . Diese Tatsachen und vor allem eine vor seiner Haupt¬
stadt auf Befehl Bismarcks veranstaltete Flottendemonstration bewogen
endlich den Sultan , seine Haltung zu ändern . Er erkannte nicht nur
die deutschen Landerwerbungen an , sondern schloß auch Ende 1885
einen Handelsvertrag mit Deutschland ab . Zugleich räumte er der
Deutsch Ostasrikanischen Gesellschaft das Mitbenutzungsrecht der Häfen
von Pangani und Daresfalam , sowie die Zollverwaltung gegen
Zahlung einer bestimmten jährlichen Summe ein . Im folgenden Jahre
wurde der Umfang seiner Ansprüche auf das Küstengebiet durch eine
auf Betreiben Bismarcks zusammengetretene gemischte , deutsch - englisch¬
französische Kommission festgestellt und demnächst unterm 29 . Oktober
und 1 . November 1886 ein Übereinkommen zwischen Deutschland und
England geschlossen . Beide Mächte erkannten darin die Souveränität
des Sultans über fein Jnfelgebiet und über das Küstengebiet in einer
Tiefe von 10 Seemeilen an . Die beiderseitigen Jnteresfenfphären
wurdeu durch eine Demarkationslinie abgegrenzt . Am 30 . Dezember
1886 endlich wurde zwischen Deutschland und Portugal , von dessen
Gebiet Deutsch - Ostafrika im Süden begrenzt wird , ein Grenzregulieruugs
vertrag geschloffen , welcher den deutschen kolonialen Bestrebungen einen
größeren Spielraum eröffnete .

Inzwischen war unabhängig von der durch Dr . Peters gegründeten
Gesellschaft in Berlin ein anderes Konsortium zusammengetreten , welches
infolge günstiger Berichte der Reisenden Brüder Clemens und Gustav
Denhardt über das den Besitzungender Petcrsschen Gesellschaft benachbarte
Wituland eine Niederlassung in diesem Gebiete in Erwägung zog . Mit
der Ausführung dieses Planes wurdeu die Gebrüder Denhardt betraut ,
welche es nach ihrer Ankunft erreichten , daß der Sultan von Witn am
8 . April 1885 einen Landstreifen von etwa 20 — 25 Ouadratmeilen
feines Gebietes mit allen ihm daran zustehendenHoheits - und Privat
rechten au sie verkaufte . Zugleich stellte er sich hinsichtlich seines
übrigen Gebietes unter deutschen Schutz . Auch diese Schutzherrschaft
wollte der Sultau von Sansibar , durch englische Einflüsterungen ver¬
anlaßt , nicht anerkennen , sondern machte seinerseits Ansprüche auf Witu
geltend . Wenn sich die Regierung Englands mit Deutschland betreffs
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Sansibars offiziell auch in vollem Einvernehmenbefand , so konnte sie
— oder wollte sie vielleicht — nicht die unfreundlichen Handlungen
ihrer Untertanen verhindern . Der Sultan von Sansibar ließ es denn
auch an Feindseligkeiten gegen Witu nicht fehlen , mußte sie aber doch
endlich infolge der energischen Haltung , die ihm gegenüber auch in
diesem Falle von der deutschen Regierung eingenommen wurde , einstellen
und erkannte im August 1885 die deutsche Schutzherrschaft über das
Festlandsgebiet von Witu bedingungslos an .

Nachdem nunmehr die äußeren Gegensätze in Ostafrika einiger¬
maßen ausgeglichenwaren , suchte Bismarck möglichst die Interessen
der einzelnen dort tätigen Kaufleute und Gesellschaften zu vereinigen .
Dies gelang ihm auch . Bereits am 12 . September 1885 wurde auf
einer Konferenz im Auswärtigen Amt eine befriedigende Löfung aller
Jnteressenfragen und eine Einigung zwischen den hanseatischen Kaufleuten ,
der Deutfch - Ostafrikcmischen Gesellschaft und der Witugesellschaft erzielt .

Dieses Übereinkommen schien in jeder Hinsicht geeignet , für eine
gedeihliche Entwicklung der interessierten Kreise die Wege zu ebnen .
Die Deutsch - Ostafrikanische Gesellschaft , welcher schon durch den oben¬
erwähnten Vertrag vom Jahre 1885 manche Rechte vom Sultan von
Sansibar eingeräumt worden waren , lenkte alsbald ihre Bestrebungen
daraufhin , eine Erweiterung ihrer Privilegien zu erreichen . Es gelang
ihr auch , den Sultan zur Abschließung des Vertrages vom 28 . April
1888 zu bewegen , inhaltlich dessen derselbe die gesamte Verwaltung
des vor den deutschen Erwerbungen gelegenen , zehn Seemeilen breiten ,
im Übereinkommen vom Jahre 1886 erwähnten Küstenstreifensunter
Wahrung der ihm über dieses Gebiet zustehendenHoheitsrechte der
Gesellschaft pachtweiseauf 50 Jahre überließ . Als sich jedoch die
Beamten und Vertreter der Gesellschaft anschickten , die Verwaltung in
dem betreffenden Gebiete zu übernehmen , entstanden Zwistigkeiten mit
der einheimischen Bevölkerung , bei deren Unterdrückung der Sultan von
Sansibar den Deutschen die nötige Unterstützungnicht zuteil werden
ließ . Die Folge davon war ein allgemeiner Aufstand der einheimischen ,
insbesondere der arabischen Bevölkerung , durch den die Deutschen aus
fast allen von ihnen bisher innegehabten Plätzen Vertrieben wurden .
An eine Bewältigung des Aufstandes durch die Deutsch - Ostafrikanische
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Gesellschaft selbst , welcher die hierzu nötigen Mittel fehlten , konnte
nicht gedacht werden . Bismarck sah sich deshalb genötigt , die Erledigung
dieser Angelegenheit mit Reichsmitteln durchzuführen . Denn einerseits
mußte das durch den Aufstand geschädigte Ansehen Deutschlands wieder¬
hergestellt , der Tod der bei dem Aufstand ermordeten Deutschen gesühnt
und die deutsche Herrschaft in dem aufrührerischenGebiete von neuem
befestigt , andererseits aber zugleich auch eine Unterdrückung des
Sklavenhandels angestrebt werden . Der Aufstand war nämlich
wesentlich auch dadurch hervorgerufen worden , daß die in Ostafrika
angesiedelte arabische Bevölkerung sich durch das kolonisatorische Vor¬
gehen der Deutschen in der weiteren Ausübung ihres altgewohnten
und einträglichen Sklavenhandels bedroht sah . Um daher auch den
Sklavenhandel rasch und energisch bekämpfen zu können , setzte sich auf
Veranlassung Bismarcks die deutsche Regierung mit der englischen
Regierung hinsichtlich eines gemeinsamen Vorgehens in dieser Frage
in Verbindung . England war hierzu bereit . Daraufhin wurde die
ganze Küste durch ein gemischtes Geschwader blockiert, während der zur
Ausführung der notwendigenMaßregeln auf dem Festlande bestellte
Reichskommissar Wissmann den Aufstand im Innern niederwarf und
die Grundlagen zu einer deutschen Verwaltung legte . Im Frühjahr 1890
konnte die deutsche Herrschaft in dem aufständischen Gebiete als wieder¬
hergestellt betrachtet werden .

Eine völlige Neuregelung der Grenzen des Deutsch - Ostafrikanischen
Gebietes erfolgte später durch das bereits schon erwähnte Kolonial
abkommen zwischen England und Deutschland vom 1 . Juli 1890
Durch dieses Abkommen wurde die vor der Elbemündung belegene ,
zu Eugland gehörige , aber für Deutschland wichtige kleine Insel
Helgoland an Deutschland abgetreten , während Deutschland auf die
Schutzherrschaft über Witu zugunsten Englands verzichtete und das
englische Protektorat über Sansibar und Pemba anerkannte . Zugleich
wurde die Souveränität über den bereits mehrfach erwähnten Küsten -
streifen des Festlandes und die Insel Mafia gegen Zahlung einer
Geldentschädigung von vier Millionen Mark seitens der Deutsch -
Ostasrikmnschen Gesellschaft an den Sultan von Sansibar erworben .

Vgl , Anlage I V .
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I) . Die Erwerbungen in der Südsee .
1 . Deutsch - Neuguinea .

Schon im Jahre 1866 hatten Deutsche in Australien auf die
Möglichkeit aufmerksam gemacht , im polynesischen Archipel Länder für
Deutschlandzu erwerben . Tatsächlich waren auch schon seit längerer
Zeit auf zahlreichen Inselgruppen erhebliche deutsche Interessen vertreten ,
insbesonderewar dort die „ Deutsche Handels - und Plantagengesellschaft
der Südseeinseln " tätig . Im festen europäischen Besitz war aber bisher
nur die westliche Hälfte von Neuguinea gewesen — namentlich Holland
hatte hier Besitzungen — , die östliche Hälfte dagegen war noch unabhängig
und unerforscht und galt wegen des ungesunden Klimas und aus
anderen Gründen für wenig wertvoll . In Deutschlandwar man auf
die deutschen Interessen in der Südsee besonders durch die im
Jahre 1880 von Bismarck zugunsten der soeben erwähnten Handels¬
gesellschaft eingebrachte sogenannte Samaovorlage aufmerksam gemacht
worden . Wie schon früher ausgeführt >) , war diese Vorlage nach
langen Verhandlungen darüber , ob die deutschen Interessen erheblich
genug wären , um ein Eintreten des Reiches zu veranlassen und zu
rechtfertigen , vom Reichstage abgelehnt worden . Bismarck konnte damals
bei dieser Haltung des Reichstages den beteiligten Kreisen nnr mitteilen ,
daß die Regierung sich auf Okkupationen nunmehr nicht einlassen könnte
und es den Privatunternehmungen überlassen bleiben müßte , auf eigene
Hand vorzugehen ; doch würde das Reich dem von Privatuuternehmungen
erworbenenBesitz maritimen und konsularischen Schutz nicht versagen .

Es ist als ein Glück zu betrachten , daß infolge der Ablehnung
der Samaovorlage die Gesellschaft damals nicht zugrunde ging . Sie setzte
vielmehr ihre Tätigkeit weiter fort und ermöglichte es durch Ausdehnung
ihrer Geschäfte , daß sich die deutschen Interessen in der Südsee im
Laufe der Jahre nicht unwesentlich erweiterten . Die genannte Gesell¬
schaft und mit ihr die Firma Hernsheim in Hainburg hatten nämlich
allmählich die nördlich von Neuguinea gelegenen Inselgruppen von Neu -
britannien und Neuirlaud unter vorwiegenddeutschen Einfluß gebracht .

Vgl . Kapitel I , S . 16 — 19 .
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Es lag in der Natur der Verhältnisse , daß man diesen wachsenden
Einfluß der deutschen Interessen in der benachbarten englischen Kolonie
Australien mit scheelen Augen ansah . Verschiedentlich wurde von dort
darauf hingewiesen , daß diese naturgemäß zu Australien gehörenden
Inseln gleichfalls der englischen Kolonie einverleibt werden müßten .
Es wurden nach dieser Richtung hin verschiedentlicheVersuche unter¬
nommen , um die englische Regierung zur Besitzergreifung von Neuguinea
und den übrigen unabhängigen Südseeinseln zu bewegen .

Um der Möglichkeit einer englischen Okkupationvorzubeugen , ver¬
suchte im Frühjahr 1884 der schon bei der Smnoavorlage im Jahre
1880 beteiligte Herr von Hansemanneine Gesellschaft zur Durchführung
eines großen kolonialen Unternehmensin der Südsee zu bilden . Es
war ihm gelungen , für diesen Plan eine Reihe erster Berliner Bank¬
häuser zu gewinnen , deren Hauptaufgabe es wurde , einige noch in
englischem Besitz befindliche Aktien der Handels - und Plantagengesell -
schast zurückzukaufen. Sodann wurde ein mit den australischen Ver¬
hältnissen vertrauter Reisender , Dr . Finsch , gewonnen , der mit passen¬
den Begleitern nach Australien gehen sollte . Nach diesen Vorbereitungen
konstituierte sich dann die Gesellschaft im Mai 1884 als „ Neuguinea -
Kompagnie " , uud ihre Vertreter , die Herren von Hansemann und von
Bleichröder, richteten am 27 . Juni 1884 ein Schreiben an den Reichs¬
kanzler , worin sie darlegten , daß die Deutsche Handels - und Plantagen -
gesellschaft der Südseeinseln im Auftrage einer Anzahl von zu einer
Kolonialgesellschaftvereinigten Personen eine Expedition nach der
Südsee absende , um „ Land im weitesten Umfange und in solcher Weise
zu erwerben , daß sich hieraus unter Vereinigung mit dem Landbesitz
und dem weiteren Landerwerb an den bestehenden Niederlassungen der
deutschen Handels - und Plantagengesellschaft in der Südsee eine Kolonie
bilden läßt , die zur Organisation und Entwicklung auf der gewünschten
Gruudlage befähigt ist " . Auf Gruud dieser Ausführungen wurde
Bismarck gebeten , „ dem Unternehmen Schutz angedeihen zu lassen , so¬
weit sich hierzu Veranlassungdarbieten sollte , insbesondere die Konsular -
beamten und Schiffskommaudanten mit den erforderlichen Vollmachten
uud Befehlen zu versehen , um das erworbene Land einzutragen und
in den geeigneten Formen unter den Schutz des Reiches zu stellen " .
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W war , wie sich ergab , die höchste Zeit , daß der Plan , in der
Südsee für Deutschland Kolonien zu erwerben , zur Ausführung kam .
In einem Schreiben vom 17 . Juni 1884 , welches in Berlin am
3 . August einging , machte der GeneralkonsulDr . Stuebel in Apia in
eindringlichster Weise auf die Gefahren aufmerksam , welche den deutschen
Interessen in der Südsee seitens der englischen Regierung und ihrer
Kolonie Australien drohten . England beabsichtige , Besitz von der Küste
Neuguineas zu ergreifen und es könnten die hierdurch den deutschen
Interessen drohenden Gefahren nicht ernst genug genommen werden .
Zugleich führte Dr . Stuebel schwerwiegende Gründe an , welche die
Besitzergreifungdes in Rede stehenden Gebietes durch Deutschland
dringend notwendig erscheinen ließen . Fürst Bismarck glaubte , diese »
Gründen , welche seine Auffassung von der Sachlage bestätigten , bei¬
treten und auch hier die deutschen Interessen mit Nachdruck wahrnehmen
zu müssen . Er teilte deshalb in einem Schreiben vom 20 . August 1884
den Herren von Hansemann und von Bleichröder mit :

„ Mit allerhöchster Ermächtigung werden die erforderlichen
Weisungen ergehen , damit Ihrer Unternehmungim westlichen Teile
des Südseearchipelsdie zur Sicherung ihres nationalen Charakters
erforderliche amtliche Unterstützung zuteil werde . Die von Ihrer
Genossenschaftbeabsichtigten Erwerbungen werden in demselben Maße
und unter gleichen Formen , wie das hanseatische Unternehmen in
Südwestafrika , unter den Schutz des Reichs gestellt werden , sobald
die Unabhängigkeit der Gebiete , deren Erwerbung von Ihnen in
Aussicht genommen ist , festgestellt , also der Nachweis geführt sein
wird , daß Ihre Ansprüche nicht mit wohlerworbenen Rechten anderer
Nationen kollidieren . "

Tags zuvor war der Kaiserliche Generalkonsul in Sydney beauftragt
worden , durch Telegramm „ den Kaiserlichen Kommissar in Neu
britannien , Herrn von Oertzen , zu benachrichtigen , daß die Absicht bestehe ,
zunächst im Archipel von Neubritannien und auf dem außerhalb der
berechtigten Interessensphäreder Niederlande und Englands liegenden
Teile der Nordostküstevon Neuguinea überall , wo deutsche Nieder¬
lassungen bereits bestehen oder in Ausführung begriffen sind , alsbald
die deutsche Flagge zu hissen , und daß er ermächtigt sei , Landerwerbungen
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von Deutschen in den bezeichneten Gebieten durch Abschluß von Ver¬
trägen zu unterstützen und vorbehaltlich aller wohlerworbenenRechte
Dritter als deutsches Eigentum einzutragen " .

Infolgedessen nahm die von der Neuguinea -Kompagnie entsandte
Expedition umfangreiche Landerwerbungenvor . Sie wurde dabei von
dem Kaiserlichen Kommissar in Neubritannien in entgegenkommendster
Weise bei dem Abschluß von Verträgen init den Häuptlingen unter¬
stützt . Am 17 . Dezember 1884 erhielt das Auswärtige Amt in Berlin
ein Telegramm nachstehenden Inhaltes :

„ Die von Reichsangehörigengemachten Landerwerbungen sind
durch Abschluß von Verträgen mit den Häuptlingen unterstützt worden .
Zum Schutze derselben haben unsere Kriegsschiffean einigen Punkten
der Nordküste von Neuguinea , östlich von der niederländischen Grenze ,
und im Neubritannier Archipel die deutsche Flagge gehißt ."

Bismarck beauftragte daraufhin durch Erlaß vom 23 . Dezember
1884 die deutschen Missionen in London , Paris , Madrid , Lissabon ,
Haag , Brüssel , Washington , Rom , Wien , St . Petersburg , Kopenhagen
und Stockholm , die betreffenden Regierungen davon in Kenntnis zu
setzen , daß , „ nachdem auf der östlich von der niederländischen Grenze
gelegenen Nordküste von Neuguinea und auf den Inseln im neubritannischen
Archipel Angehörige des Deutschen Reiches Faktoreien begründet und
durch Kaufverträge mit den Eingeborenen Landerwerbungen gemacht
haben , die betreffenden Gebiete , vorbehaltlich der wohlerworbenen
Rechte Dritter , unter den Schutz Sr . Majestät des Kaisers gestellt
worden sind und die deutsche Flagge zum Zeichen der Besitzergreifung
daselbst gehißt worden ist " .

Diese neue Festsetzung Deutschlands in Neuguinea rief in den
englischen Kolonien in Australien die höchste Erregung hervor . Auch
das englische Mutterland wurde von neuem eifersüchtigauf die Expan -
sionsbestrebuugen Deutschlands . Die Folge war, daß das englische
Ministerium am 17 . Januar 1885 den englischen Befehlshabern in
Australien Anweisunggab , die zwischen der Huonebai und dem Ostkap
gelegene Küste von Guinea ebenfalls unter britisches Protektorat zu
stellen , sie also Deutschland mit Gewalt zu entziehen . Zu dieser
Maßregel glaubten sich die Engländer um so mehr berechtigt , als nach
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ihrer Ansicht der deutsche Reichstag , wie schon früher , dem Reichs¬
kanzler in seinen kolonialenBestrebungennicht folgen würde . Allein
ihre Annahme traf in diesem Falle nicht zu . Bismarck legte sofort
durch Note vom 26 . Januar 1885 gegen das englische Vorgehen
entschieden Verwahrung ein und schlug vor , sich in einer für diesen
Zweck besonders eingesetzten Kommission über die Interessensphären
beider Nationen zu verständigen . Zugleich erschien ihm der Zeitpunkt
geeignet , sich in seiner auswärtigen Politik Frankreich mehr zu uä' hern ,
welches damals Wert auf ein gutes Einvernehmen mit Deutschland
legte , um den Engländern hierdurch begreiflich zu machen , daß die
Freundschaft Deutschlands unter Umständenfür manche Mächte einen
nicht zu unterschätzendenWert haben könne . Der englische Minister
des Auswärtigen , Lord Granville , suchte diesem zielbewußten Bestreben
der deutschen Politik dadurch zu begegnen , daß er bei der französischen
Regierung Mißtrauen gegen die deutsche Politik und besonders gegen
die Ehrlichkeit Bismarcks erweckte , indem er Aktenstücke über vertrauliche
Verhandlungenmit Deutschland veröffentlichte und ferner im Parlament
mitteilte , daß der deutsche Reichskanzler vor nicht langer Zeit England
den Rat erteilt habe , sich Ägypten anzueignen . Es schien also Zünd¬
stoff genug zu einem Konflikt mit England gegeben zu sein., der von
viel tieferer Wirkung sein mußte , als alle die früheren Mißverständnisse
wegen der afrikanischen Erwerbungen . Bei diesem Vorgang zeigte es
sich zum ersten Male in deutlichster Weise , daß die deutsche Kolonial¬
politik als ein durchaus integrierenderBestandteil der deutschen allge¬
meinen Politik angesehen werden mußte . Die ganze diplomatische Kunst
eines Bismarck war nötig , um diesen englischen Unterstellungen nach¬
drücklichst entgegenzutreten . In der Reichstagsrede vom 2 . März 1885
wies er die Behauptungen des englischen Ministerpräsidentenals nicht
zutreffend mit Entschiedenheit zurück . In dieser hochbedeutsamenRede ,
die außer der Zurückweisungder englischen Unterstelluugen auch aus
die Vorbedingungeneiner erfolgreichen deutschen Kolonialpolitik einging ,
führte der Kanzler u . n . folgendes aus : ^)

„ ..... Es ist dies vorsichtige Vorgehen in der Sache ja ganz
natürlich bei dem System , welches wir sür die Kolonien überhaupt

i) Kohl XI , S , 52 ff .
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adoptiert haben , welches ich im vorigen Jahre entwickelte und welches
im Prinzipe damals Ihre Sanktion gefunden hat , nämlich dahin
gehend , daß wir nicht vollständige Systeme im Kopf und in der
Theorie fertig inachen und zur Annahme und Durchführung zu
bringen suchen , die etwa wie die Minerva aus dem Haupte Jupiters
vollständig lebensfähig und erwachsen dastehen würden , sondern
daß wir die Sache sich organisch entwickeln , sich kristallisieren lassen .
Wir haben nicht die Prätension , die Kolonisationsbestrebungendes
deutschen Volkes zu führen nach einer bureaukratischen Vorschrift und
nach einem bestimmten System , über das wir selbst uns im klaren
wären ? sondern wir haben die Absicht , ihnen zu folgen mit dem
Schutze des Reiches , da , wo wir eine Wahrscheinlichkeit der Ent¬
wicklung und Berechtigung auf diesen Schutz anerkennen . Daraus
geht schon hervor , daß wir selbst lernbedürftig in der Sache sind
und nicht alle Fragen beantwortenkönnen und konnten , die uns ge¬
stellt wurden . Ich bitte Sie , das also nicht dem Mangel an gutem
Willen , sondern dem Mangel eigener Wissenschaft und eigenen Ent¬
schlusses über die weitere Behandlung der Sache zuzuschreiben .

Ich habe , als ich mich zuerst über unsere Kolonialabsichten
ausgesprochen habe , vor allem betont , daß eine Kolonialpolitiküber¬
haupt nur dann möglich ist , wenn sie von einer Mehrheit des
nationalen Willens mit Entschlossenheit und Überzeugung getragen
wird . Eine Regierung , die sich mühsam abquält gegen eine starke
Minorität auch nur , oder gar gegen eine parlamentarische Majorität ,
um künstlich Kolonien ins Leben zu rufen , würde eine Danaiden
arbeit verrichten , die ermüdend ist , die allenfalls ein neues Kapitel
in den Budgetdiskussionen und in den jährlichen Tadelsvoten , die der
Regierung ausgesprochen werden , liesern könnte , aber einen praktischen
Erfolg für unser deutsches wirtschaftliches Leben kaum haben würde .

Ich muß mich nun fragen , ob eine solche Stimmung im
deutschen Volke überhaupt vorhanden ist . Ich habe den Eindruck
gehabt , daß durch das Volk selbst ein frischer Zug nach dieser
Richtung ging , aber ich habe nicht gefunden , daß er in der Majorität
des Reichstags Wiederklang gefunden hätte . Wenn wir dahin kämen ,
daß der Reichstag eine Kolonialpolitik , zu der die Regierung zögernd
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und vorsichtig schreitet , seinerseits ihr empfiehlt , darauf dringt , sie
mahnt , — ja , dann wäre unsere Situation eine ganz andere . Statt
dessen sind wir , — und damit will ich keinen Vorwurf machen ,
Sie wissen ja , warum Sie es tun — in diesen kolonialen Fragen
im ganzen doch nur einer zögernden , dilatorischen Behandlung be¬
gegnet . Die Majorität in der Kommissionhat durch ihre Fragen ,
die wir wenigstens nicht beantworten konnten , durch die ganze Be¬
handlung der Sache in ihren Sitzungen , und auch die Beschlüsse
des Plenums haben uns nicht den Eindruck gemacht , als ob in der
Majorität des Reichstags ein Enthusiasmus für die koloniale Ent¬
wicklung des deutschen Volkes vorhanden wäre . Ich verlange keine
,Schützenfeststimmunĝ ) , wie das hier geringschätzigbezeichnet
worden ist ; aber eine gewisse tiese Überzeugung , die entschlossen ist ,
die Regierung zu tragen und zu stützen , allen Ansprüchen und Schwierig¬
keiten gegenüber , die ihr vom Auslande auf diesem Wege entgegen¬
treten , die müssen wir haben , meine Herren ! Wenn das nicht der
Fall ist , wenn die Unterstützung übers Jahr ebenso matt , ebenso lau
ist , dann — glaube ich — muß ich den verbündetenRegierungen
raten , auch diesen Versuch als einen verfehlten zu behandeln , ihn
— wie ich mich schon früher ausdrückte — zu den Akten ,Samoa '
zu legen und abzuwarten , ob vielleicht ein Nachfolger von mir
diesen dritten Teil der sibyllinischenBücher wiederum der deutschen
Nation anzubieten imstande sein werde . Ich würde nicht dazu raten ,
einen unfruchtbarenWeg einzuschlagen , auf dem der passive Wider¬
stand und die Obstruktion , die dilatorische Behandlung die Kräfte ,
die anderweit notwendig sind , ermüdet , und ihn gegen den Willen
der Majorität weiter zu verfolgen . In einem solchen Falle würden
die verbündeten Regierungen die Verpflichtunghaben , sich zu über¬
zeugen , ob die Stimmung des Volkes bei den Neuwahlen die
Zurückhaltung, die die jetzige Reichstagsmajorität den kolonialen
Bestrebungengegenüber äußert , teilt — nun , dann ist das Urteil
über unsere kolonialenBestrebungenwiederum gesprochen — , oder
ob das deutsche Volk es anders will , ob die Mehrheit unserer
Landsleute von dem , was ich einen frischen Zug nannte , sich berührt

i) Ausdruckdes Abg . vi -. Bamberger .
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und getragen fühlt . Ja , ineine Herren , da muß es dieser Stimmung
durch die Wahlen Ausdruck geben und die Regierungen in die Lage
bringen , daß sie , wenn dieser Stimmung nicht entsprechend hier
votiert wird , wiederholentlich an die Stimmung der Wähler , an das
Votum der Wähler appellieren . Ich betrachte diese Frage nicht als
abgeschlossenund bin weit entfernt , sie zu beantworten ; ich spreche
bloß von dein , was ich mit völlig kaltem Blute für die Pflicht
der verbündeten Regierungen halte , nämlich die Kolonialpolitik fort¬
zusetzen , solange sie Hoffnung haben , von der Mehrheit des deutschen
Volkes dabei getragen zu werden , sie fallen zu lassen dann , wenn
sie diese Hoffnung aufgeben müssen , und nicht unfruchtbaren Utopien
im Kampfe mit der Mehrheit des Reichstags dauernd nachzugehen .

Ich habe mehrfach darauf hingewiesen , daß auch die Stellung ,
die das Ausland zu unseren kolonialen Verhältnissen einnimmt ,
maßgebend ist . Ich darf wohl annehmen , daß die eine andere
wäre , wenn der deutsche Reichstag einheitlich und mit einem ge¬
wissen Enthusiasmus den kolonialenBestrebungen der verbündeten
Regierungen zur Seite stände , und daß das Ausland — man
untersucht ja die Verhältnisse , wie die Majorität entsteht , in
einem fremden Lande nicht so genau — eine Ermutigung , den
deutschen kolonialen Bestrebungen fest gegenüberzutreten , daraus
schöpft , daß man in allen Zeitungen lesen kann , den ausländischen ,
wie den inländischen , daß die Mehrheit des Reichstagesbisher nicht
davon überzeugt ist , daß es für das deutsche Volk nützlich sei ,
Kolonialpolitik zu treiben . Wenn Sie heutzutage die englischen
Blätter lesen , so finden Sie das mit derselben Motivierung , wie in
unseren deutschen Oppositionsblättern , mit einer so übereinstimmenden
Motivierung entwickelt , daß man versucht ist , an einen direkten
Zusammenhang und an die Jnternationalität der Oppositionspresse
gegenüber der deutschen Reichsregierungim allgemeinen zu glauben .
Es finden sich die gleichen Artikel ziemlich gleichzeitig wieder in der
„ Times " und in Blättern , die zu dem Cobdenschen System ge¬
hören ; die machen gegen mich , den unglücklichen Repräsentanten der
deutschen nationalen Politik , mit einer Übereinstimmung Front , die
ich für positive Zwecke der gesamten Nation wohl wünschen möchte .
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Sicher ist , daß die Tonart in der Korrespondenz , die von englischer
Seite mit uns geführt ist , unter dem Eindrucke dieser Parlaments -
Verhandlungen während derselben — ob post noe oder propter noe
lasse ich unentschieden — eine schärfere und unfreundlichere geworden
ist . Man hat dazu gegriffen , Aktenstücke , wie z . B . ein Schreiben
eines australischen Königs an Se . Majestät unseren Kaiser , in eng¬
lischen amtlichen Sammlungen früher zu drucken , als Se . Majestät der
Kaiser es erhalten hatte . Wie es in englische Hände geraten ist , und in
die amtlichen Sammlungen , weiß ich nicht . Es sind Aktenstücke ziemlich
vertraulicher und ziemlich einschneidenderNatur , die an uns gerichtet
waren , in England amtlich gedruckt worden , ehe wir sie erhalten hatten ;
es sind vertraulicheBesprechungen , die ich hier mit den Vertretern
Englands gehabt habe — Besprechungender vertraulichsten Natur ,
die sich auf sehr langjährige persönliche Bekanntschaften gründeten ,
die aber natürlich zur Meldung berechnet waren — in amtlichen
Aktenstücken resümiert und zum Druck bestimmt worden ; das alles
sind Zeichen einer Verstimmung , die ich nicht für eine berechtigte
halte , und die ich nur lebhaft bedauern kann . Auch hier spitzt sich
diese Verstimmung leider gegen nieine Person zu , in dem Maße ,
daß bei den jüngsten Verhandlungen des englischen Parlaments
Lord Granville sich in einer Weise geäußert hat , als ob unsere durch
mich vertretenen Ansprüche ^o weit gingen , daß sie England nötigten
— ich muß den englichen Text zitieren — to Äbäieate all tioertv
ok aotwll : u ooloniat mutters ; daß England also in jeder Freiheit
der Bewegung auf kolonialem Gebiete durch uns beeinträchtigt
würde . Die Tragweite dieser Redewendung geht über das be¬
scheidene Maß unserer Kolonialpolitik weit hinaus .

Es wird damit unsere Haltung auf anderen politischen , aber auch
afrikanischen Gebieten in Verbindunggebracht und vorausgesetzt , daß ich
persönlich eine zuntuvourableview ^ eine ungünstige Meinung über die
ägyptische Politik Englands hätte , und als Motiv dieser ungünstigen
Meinung wird bei mir eine persönliche Empfindlichkeit darüber an¬
genommen , daß von englischer Seite ein Rat , den ich früher bezüg¬
lich Ägyptens gegeben hätte , nicht befolgt worden sei . Ich bedaure ,
daß mein englischer Kollege mich in die Lage bringt , seiner Kund -
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gebung widersprechen zu müssen . Ich habe ihm gegenüber nie die
englische Politik bezüglich Ägyptens getadelt ; ich erlaube mir überhaupt
über fremde Politik nicht leicht ein Urteil , und am allerwenigsten habe
ich das getan wegen einer Nichtbesolgung eines Rates von mir . Ich
habe aber auch den Rat , der hier als von mir stammend angeführt
ist , niemals gegeben ; Lord Granville befindet sich im Irrtum , wenn
er annimmt , daß mein Rat in bezug auf Ägypten dahin gelautet
habe , ,to take it ' , Ägypten zu nehmen . Das ist ein Irrtum , auf
dessen Berichtigung ich halte , und der mich nötigt , meinerseits in der
Ofsenlegungvertraulicher Verhandluugen weiter zu gehen , als es
sonst in meiner Gewohnheit liegt .

Ich darf als bekannt voraussetzen , daß der diplomatische Verkehr
von englischer Seite neuerdings vorwiegend und fast ausschließlichin der
Forin schriftlicherNoten betrieben wird , also in der Gestalt von Noten ,
die in London redigiert werden , deren Text hierher geschickt wird , von dein
hiesigen englischen Botschafter unterschrieben und mir dann der Form
nach vorgelesen , eingehändigt oder in Abschrift belassen wird , je nachdem
der Inhalt der Note ist . Aber im ganzen ist es eine Korrespondenz ,
der ähnlich , wie eine Privatkorrespondenz vom Schreiber zum Empfänger
direkt schriftlich geht , fertig abgeschlossen, ohne Möglichkeit , etwas zu
öudern auf Grund des Eindrucks , den sie etwa macht und bei der
der Botschafter nur die Rolle des Überbringers hat . Jeder andere
Beamte würde das auch tun können ; ja , die Post würde die Note
mit derselben Sicherheit besorgen wie die Botschaft , wie die
Diplomatie . Wenn dieses System das zweckmäßige ist , dann ist
unsere ganze kostspielige Diplomatie überflüssig ; dann kann der
Weltpostverein , mein Herr Kollege Stephan , den sämtlichen diplv
matischen Verkehr in seine Hand nehmen .

Ich habe aber oft gefunden , daß es für das Verständnis unter
Kabinetten nützlich ist , wenn man Geschäfte machen will , zunächst dem
eigenen Vertreter den Auftrag zu gebe » , mündlich zu soudieren , welches
die Aufnahme einer Eröffnung sein wird ; ist sie ungünstig , kann man
unter Umständen die Sache fallen lassen , modifizieren , oder wenn man
glaubt , es muß sein , sagen : Wir werden es doch tun in irgend
einer Form , ihr müßt euch dazu stellen in irgendeiner Weise .
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Auf die Art bereitet man auf die Sache vor und man kommt ohne
Schwierigkeit über eine Sache hinüber , die , wenn man sie fertig schrift¬
lich einer fremden Regierung mit der Post zuschickt , für dieselbe empfind¬
lich Dornen haben kann , auf die man beim Schreiben gar nicht gerechnet
hat . Es gehört schon eine ungewöhnlich genaue Kenntnis des
fremden Hofes , der Leitung , der fremden Politik dazu , wie sie die
meisten Staaten wohl nicht haben , um mit Sicherheit die Wirkung
einer geschriebenen Mitteilung vorher zu berechnen . Der Botschafter
an Ort und Stelle ist eher in der Lage , anzufühlen und vorzubereiten .

Ich halte also den mündlichen Verkehr für zweckmäßig ; von
englischer Seite wird der schriftliche vorgezogen . Wir haben seit dem
vorigen Sommer an Noten — ich habe die Ziffer feststellen lassen ,
weil es mir auffiel , daß es so sehr viele waren ; ich muß jede solche
Note beantwortenund ich überwache die Redaktion selbst und prüfe
sie , es hat mir viel Arbeit gemacht — wir haben seit dein vorigen
Sommer einhundertund— ich glaube — achtundzwanzig schriftliche
Noten vom englischen Kabinett bekommen , die zusammen zwischen
700 und 800 Seiten lang und zu beantworten waren . Soviel
haben wir von allen übrigen Regierungen in den dreiundzwanzig
Jahren , daß ich auswärtiger Minister bin , nicht bekommen .

Jede Nation und jede Regierunghat ja das Recht , die Geschäfte
zu betreiben , wie sie es nützlich hält , und es ist ja gewiß , daß eine
auswärtige Politik , wenn sie in gedruckten und veröffentlichtenNoten
betrieben wird , unter Umständen auf das eigene Parlament einen
tieferen günstigeren Eindruck machen kann , als der mündliche , un¬
bekannt bleibende Verkehr durch Diplomaten , aber man läuft dann
unwillkürlich Gefahr, einigermaßen auch für den Eindruck im Parlament
und nicht ausschließlich für den Eindruck auf die fremde Regierung
und für den Frieden , das gute Einvernehmen init ihr zu schreiben .

Die Anspielungen , die in verschiedenen von England veröffentlichten
— und zum Teil zu meiner Überraschung veröffentlichten — Akten¬
stücken enthalten sind , auf frühere Verhandlungen über Ägypten ,
und die in der jüngsten Rede des Grafen Granville vorhanden sind ,
werden sich richtig stellen durch das , was ich zu sagen in Begriff bin .

Ich habe niemals einen Rat über die Behandlung Ägyptens
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an die englische Regierung erteilt : wohl aber bin ich nin solchen
befragt worden zu verschiedenen Malen , sowohl von in einem ver¬
storbenen Persönlichen und politischen Freunde Lord Ampthill hier im
Auftrage seiner Regierung , als auch durch Vermittlung unserer in
England anwesenden Organe und mündliche Aufträge , die denen zur
Bestellung an mich gegeben worden sind , und in allen Fällen lautete
die Anfrage an mich dahin , ob ich bereit wäre , der englischen
Regierung einen Rat oder Wink , üävise or n Kint> zn geben
über das , was sie augenblicklich in Ägypten tun möchte und was
bei uns Billigung finden würde .

„ Darauf habe ich jedesmal — und einige Male bin ich sogar
in der Lage , darüber die schriftlichen Aufzeichnungender Organe
zu besitzen , die ich mit der Beantwortung beauftragt habe —
die Antwort in dein Sinne gegeben wie in dem Schriftstück
aus dem September 1882 , welches ich hier mitgebracht
habe : daß ich mich in meiner Eigenschaft als auswärtiger
Minister des Deutschen Reiches enthalten müsse , der englischen
Politik einen Rat zu geben , weil ein solcher Rat, in der amtlichen
Eigenschaft erteilt , doch eine gewiffe Verantwortlichkeit anderen
Kabinetten gegenüber , und auch für die Folgen , die er haben kann ,
mit sich brächte . Ich müßte es also ablehnen , ihn zu erteilen .

„ Ich bin dann weiter gefragt worden , ob ich denn nicht eine
Meinung äußern wollte über das , was geschehen könne . Ich habe darauf
gesagt : Ich könne mich in den Fall hineindenken , daß ich englischer
Minister wäre , und als Dilettant in der englischen Politik und als
ein Liebhaber , vielleicht auch Kenner der Sache hätte ich meine An¬
sichten , und wenn ich englischer Minister wäre, so würde ich in
diesem Augenblick nicht dazu raten , Ägypten zu annektieren ,
wohl aber sähe ich ein , daß es für England ein Bedürfnis wäre ,
eine gewisse sichere Stellung in diesem Bindeglied seines europäischen
und seines asiatischen Etablissements zu haben . Es könnte aber
diese Stellung meines Erachtens , ohne mit den Verträgen in Kollision
zu kommen , nur durch den Sultan gewinnen . Ich würde daher,
wenn ich englischer Minister wäre , die Vermittelung des Sultans
suchen , um durch ihn in Ägypten eine Stellung zu erlangen , ver -

Geschichte des Fürsten Äismarck in Einzeldarstellungen VIII , 19
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möge deren die englischen Interessen sichergestellt würden . Ich wäre
mich der Meinung , daß diese Forin bei anderen Nationen kaum
Anstoß erregen würde , einmal wegen ihrer Verträglichkeit mit den
Verträgen , dann aber auch , weil sie den Hauptinteressentenan den
ägyptischen Finanzen , den französischensowohl , wie den englischen
Bondholders , und auch denen der übrigen Nationen mit Wcchr ^
scheinlichkeit eine sichere , geschickte und geordnete Verwaltung Ägyptens
durch die englischen Organe voraussehen ließe . Damit würden
beispielsweise bei der Bedeutung , die die finanziellenInteressen in
Frankreich hätten , wahrscheinlich keine französischen Rivalitäten und
Unzufriedenheiten provoziert werden . Wenn dagegen England eine
direkte Annexion Ägyptens vornehmen wollte , so könne sich ein Ver ^
hältnis von ziemlicher Spannung mit mehreren europäischen Mächten
bilden , die auch Interessen dort hätten , namentlich aber mit dem
Snltcm uud zu dem gesamten Mohammedanismus. Diese Spannung
würde fortfallen , wenn sie dort unter der Firma des Sultans er¬
schienen , und ich gebrauchte uoch den Ausdruck — vielleicht wird
mein englischer Herr Kollege sich dessen erinnern — , ich gebrauchte
in englischer Sprache den Ausdruck eines l̂ease - noläer ' des Sultans
in Ägypten . Damit würden sie vermeiden , Frankreich und andere
zu verstimmen , und uns sei der gute Vertrag ^) zwischen England und
Frankreich dringend wünschenswert ; denn ein Bruch zwischen diesen
beiden großen Mächten in der Mitte Europas fei eine Kalamität
für ganz Europa , in erster Linie aber für uns Deutsche als die
nächsten Nachbarn , und ich legte deshalb einen großen Wert darauf ,
daß England mit Frankreich in guten Beziehungen bliebe . DieS
wäre der Weg , aus dem ich , wenn ich englischer Minister wäre , ver¬
suchen würde , ,to obwin iulluenee in L ^ pt>. Ich habe dem
hinzugefügt : Wenn England vorziehen solle , Ägypten zu annek -
tieren , so würden wir es nicht als uusere Aufgabe betrachten ,
dies zu verhindern . Die Freundschaft mit England wäre für uns
wichtiger — ich kann nur langsam lesen , weil ich übersetze — ,
als das zukünftige Schicksal voll Ägypten . Ich sei nicht willens ,
ihnen einen Rat zu geben , aber ich sähe voraus , daß durch eine

K ^ h ! : „ >vier im Sinne von ,Einvernehmen ' ,"
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Annexion Ägyptens England sich Schwierigkeiten bereiten würde,
welche es vermeiden könne , ohne auf den Zweck gesicherter Ver¬
bindungen zu verzichten , wenn England sich damit begnügen wolle ,
unter türkischer Souveränität seinen Einfluß in Ägypten auszuüben .

„ Dann folgt eben die schon erwähnte Betrachtung , daß die großen
französischenFinanciers damit zufrieden sein würden in der Hoffnung ,
daß ihre geschäftlichen Interessen durch die englische Verwaltung
ebensogut gewahrt werden würden als früher durch die gemeinsame
Leitung , und daß bei dem augenblicklichen Vorwiegen der finanziellen
Interessen die öffentliche Meinung in Frankreich vielleicht sogar
die Annexion Ägyptens ertragen würde , daß aber in dem Fall
immer doch some ill - keeliux :mä nne ^ iness , eine üble Empfindung
und — es ist schwer zu übersetzen — und Mißstimmung zurückbleiben
werde , welche die Beziehungendieser beiden Länder verbittern und
Gefahren für den zukünftigen Frieden mit sich bringen könnte . Ich
habe alfo nicht geraten , ,to WKe it ' , sondern von der Annexion so
dringend abgeraten , wie in meiner unbeteiligten Stellung tunlich
war . Ich habe dann noch hinzugefügt : Die Erledigung dieser Frage
liegt ja ohne Zweifel der englischen Regierung ob , und ich
meine ihr dieselbe ausschließlich zu überlassen ; aber wie auch der
Entschluß Englands aussallen möge , wir werden ihm nicht im Wege
stehen , wir empfehlen nur die Borsicht und die Achtung vor den
Verträgen und vor den Rechten des Sultans .

„ Nun , ich bin gegen meinen Willen genötigt gewesen , diese Auf¬
klärung zu geben , um den Insinuationen endlich einmal bestimmt zu
widersprechen , die oft dahin gemacht worden sind , als hätte ich mir seit
Jahren angelegen sein lassen , die englische Regierung durch lockende Ver
sprechungen vom fremden Besitztum von dem Pfad der Tugend abzu¬
locken und dadurch in Europa Verwirrung anzurichten . Das ist voll¬
ständig unrichtig . Ich habe mich im Vertrauen und nur auf ausdrück¬
liches Befragen nach meinem Rat darüber geäußert , was ich tun
würde , wenn ich augenblicklich englischer Minister wäre ; ich habe das
widerstrebend und auf wiederholtes Verlangen getan ; aber ich habe
es schließlich getan , in der Überzeugung , daß ich auch auf diesem
Wege dem Ziele , welchem ich nachstrebe , der Erhaltung des Friedens

10 -
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in Europa und unter seinen großen Mächten , nützlich sein könnte ,
wenn ich der englischen Regierung Ratschläge der Mäßigung gebe .
Wären sie befolgt worden , so wäre manche Verwicklung seitdem
vielleicht nicht eingetreten .

„ Es ist dies eine Episode , die mit dem Gegenstande , der
das Haus beschäftigt , nur äußerlich zusammenhängt , und von
der ich hoffe , daß sie mit der Verstimmung , die sich in Eng¬
land daran knüpft , bald vorübergehen werde . Ich fuche den
Grund dieser Verstimmung in der Erfahrung , daß man , wenn
man überhaupt übler Laune ist , den Grund der Ereignisse , über die
man verdrießlich ist , immer lieber bei andern als bei sich selbst sucht :
aber ich werde tun , was in meinen Kräften steht , um sine ira et
« wäio in der versönlichsten Weise die Sache wieder in das Geleis
des ruhigen und freundschaftlichenVerkehrs zu dringen , der zwischen
uns und England jederzeit bestanden hat und der natürlichste ist ,
weil keiner von beiden vitale Interessen hat , die einander wider¬
sprächen . Denn ich kann es doch nur für einen Irrtum in der
Schätzung halten , wenn England uns unsere bescheidenenKolonial¬
versuche mißgönnt . Wenn man auch geneigt ist , auf die Stimmung
jedes einzelnen Kolonialreeders und Kaufmanns englischer Nation
Rücksicht zu nehmen , so kann ich doch nicht glauben , daß man die
Art , unserer Kolonialpolitikentgegenzuwirken , wie sie sich in Kamerun
sowohl wie in Australien , in Neuguinea , in Fidschi und an anderen
Orten gezeigt hat , beibehalten werde , ohne Rücksicht auf die Stimmung
zu nehmen , in welche die deutsche Nation dadurch versetzt wird .
Bei den fremden Nationen machen die Vorgänge in Deutschland ja
sehr leicht den Eindruck , daß bei uns zwar unter Umständen wie
1870 , wie 1813 , die geharnischten Männer aus der Erde wachsen ,
wie aus der Saat der Drachenzähne in der griechischen Mythe in
Kolchis , aber daß sich dann auch stets irgendein Zaubersteinchen der
Medea findet, welches man zwischen sie werfen kann , worauf sie
übereinander herfallen und sich fo raufen , daß der fremde Jason
ganz ruhig dabeistehen kann und zusehen , wie die deutschen ge¬
wappneten Recken sich untereinander bekämpfen . Es liegt eine eigen¬
tümliche prophetischeVoraussicht in unserem alten nationalen Mythus ,
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daß sich , so oft es den Deutschen gut geht , wenn ein deutscher
Völkerfrühlingwieder , wie der verstorbene Kollege Völk sich aus¬
drückte, anbricht , daß dann auch stets der Loki nicht fehlt , der seinen
Hödur findet , einen blöden , dämlichen Menschen , den er mit Geschick
veranlaßt , den deutschen Völkerfrühling zu erschlagen , respektive
niederzustimmen . "

Infolge des Eindruckes dieser gewaltigen Rede gaben die Führer
fast aller Parteien die Erklärung ab , daß die Majorität des Reichs¬
tags niemals fehlen würde , wenn es sich darum handle , das Ansehen
und die Ehre des Deutschen Reiches zu wahren . Aber diese patriotischen
Kundgebungen hätten wohl schwerlich , so erfreulich sie an und für sich
waren , die englische Regierung zum Einlenken bewogen , wenn nicht
Englands auswärtige Beziehungenzu Frankreich und Rußland damals
schlecht gestanden hätten und namentlichwegen Afghanistans ein Krieg
mit Rußland zu drohen schien . Es war also für England lediglich
ein Gebot der Klugheit , wenn es sich nicht noch in Deutschland einen
weiteren mächtigen Gegner großzog . Alle diese Gründe mögen Eng¬
land bewogen haben , seine Verfügungen über Neuguinea zurückzunehmen .
Die Wandlung in der Stimmung , welche sich in England vollzog ,
fand beredten Ausdruck in einer für Deutschland bestimmten , sehr
sreundlich gehaltenen Äußerung , die der Premierminister Gladstone kurz
darauf im Parlament machte und die folgendermaßenlautete :

„ Würde Deutschlandeine kolonisierendeMacht ' so rufe er ihm
Gottes Segen für feine Bestrebungen zu . Deutschlandwerde Eng¬
land Bundesfreund und Genosse sein zum Segen der Menschheit .
Ich begrüße seinen Eintritt in diese Tätigkeit und werde es erfreulich
finden , daß es unser Genosse in der Verbreitung des Lichtes und
der Zivilisation in weniger zivilisiertenGegenden wird . Es wird
bei diesem Werke unsere herzlichsten und besten Wünsche und jede
Ermutigung finden , die in unserer Macht steht )̂ . "

Durch Notenaustauschvom 25 . und 29 . April 1885 kam es dann
endlich mit England zu einer Abmachung , durch welche die beiderseitigen
Jltteressensphären abgegrenzt wurden . Im folgenden Jahre , am 6 . April

' ) Thudichum , Bismarcks parlamentarische Kämpfe und Siege , II . At' -
teilnng , S . 358 . — Vgl . auch Kohl XI , S . 103 .
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1886 , fand der Abschluß eines umfassenden englischen Abkommens über
die Abgrenzung der beiderseitigen Machtsphären im westlichen Stillen
Ozean statt , und anschließenddaran wurde unterm 10 . April 1886
eine Erklärung , betreffend die gegenseitigen Handels - und Verkehrs¬
freiheit in den deutschen und englischen Gebieten im westlichen Stillen
Ozean , vereinbart .

Auch mit Frankreich hat sich das Deutsche Reich in dein Über¬
einkommen vom 24 . Dezember 1884 über die beiderseitigen Besitzungen
und Interessengebiete in der Südsee auseinandergesetzt .

Unterdessen war der Neuguinea - Kompagnie nicht nur die „ Deutsche
Handels - und Plantagengesellschaftder Südseeinseln " , sondern auch
die Firmen Robertson und Hernsheim beigetreten , indem beide für die
Zukunft auf die Abschließung von Verträgen mit den Eingeborenen
über Land - und Grundberechtigungenauf eigene Rechnung innerhalb
des Schutzgebietes unter Wahrung der vorher erworbenen Eigentums¬
rechte verzichteten . Es lag nicht in der Absicht der Kompagnie , selbst
Handel zu treiben , sondern sie wollte nur Angehörige aller Nationen
unter gleichen Bedingungen zum Handel , zur Ansiedelung und zum
Betriebe irgendwelcher Gewerbe zulassen .

Dieser „ Neuguinea - Kompagnie " erteilte Kaiser Wilhelm am
17 . März 1885 folgenden Schutzbrief :

„ Wir , Wilhelm , von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser , König
von Preußen usw ., tun kund und fügen hiermit zu wissen :

Nachdem Wir im August 1884 einer Gemeinschaft von Reichs¬
angehörigen , welche inzwischen den Namen ,Neuguinea - Kompagnie '
angenommenhat , für ein von derselben eingeleitetes Kolonialuuter -
uehmen auf Jnselgebieten im westlichen Teile der Südsee , welche
nicht unter der Oberhoheit einer anderen Macht stehen , Unseren
Schutz verheißen hatten ; nachdem diese Kompagnie durch eine von
ihr ausgerüstete Expedition in jenen Gebieten unter der Kontrolle
Unseres dortigen Kommissars Häfen und Küstenstrecken zum Zwecke
der Kultur und zur Errichtung von Handelsniederlassungen erworben
und in Besitz genommen hat und demnächst auf Unseren Befehl
diese Gebiete durch Unsere Kriegsschisseunter Unseren Schutz gestellt
worden sind : nachdem die beiden deutschen Handelshäuser , welche iu
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einem Teile jener Gebiete schon früher Faktoreien errichtet und
Grundeigentum erworben hatten , der Kompagnie beigetreten sind ,
nnd nachdem die Kompagnie , rechtlich vertreten durch Unseren
Geheimen Kommerzienrat Adolph Hansemanu . nunmehr angezeigt
hat , daß sie es übernehme , die zur Förderung des Handels und der
wirtschaftlichen Nutzbarmachungdes Grund und Bodens , sowie zur
Herstellung und Befestigung eines friedlichen Verkehrs mit den Ein¬
geborenen und zu deren Zivilisiernng dienlichen staatlichen Ein¬
richtungen in dem Schutzgebiete ans ihre Kosten zu treffen und zu
erhalten , anch damit den Antrag verbunden hat , daß ihr znr Er¬
reichung dieses Zweckes durch einen Kaiserlichen Schutzbries das Recht
zur Ausübung landeshoheitlicherBefugnisse unter Unserer Oberhoheit
zugleich mit dem ausschließlichenRecht , unter der Oberanssicht
Unserer Regierung herrenloses Land in Besitz zn nehmen und darüber
zu verfügen und Verträge mit den Eingeborenen über Land - und
Grundberechtignngen abzuschließen , verliehen werden möchte :

so bewilligen Wir der Neuguinea - Kompagnie diesen Unseren
Schutzbrief und bestätigen hiermit , daß Wir über die betreffenden
Gebiete die Oberhoheit übernommenhaben .

Diese Gebiete sind die folgenden :
1 . der Teil des Festlandes von Neuguinea , welcher nicht unter

englischer oder niederländischerOberhoheit steht . Dieses Gebiet ,
welches Wir auf Antrag der Kompagnie ,Kaiser - Wi ! helms - Land ' zu
nennen gestattet haben , erstreckt sich an der Nordostküste der Insel
vom 141 . Grade östlicher Länge ( Greenwich ) bis zn dem Punkte
in der Nähe von Mitre Rock , wo der 8 . Grad südlicher Breite die
Küste schneidet , und wird nach Süden und Westen dnrch eine Linie
begrenzt , welche zunächst dem 8 . Breitengrade bis zu dem Punkte
folgt , wo derselbe vom 147 . Grade östlicher Länge durchschnitten
wird , dann in einer geraden Linie in nordwestlicher Richtung auf den
Schneidepunkt des 6 . GradeS südlicher Breite und des 144 . Grades
östlicher Länge und weiter in westnordwestlicher Richtung aus den
Schneidepnnkt des 5 . Grades südlicher Breite und des 141 . Grades
östlicher Länge znlänst nnd von hier ab nach Norden diesem Gängen
grade folgend da5 Meer erreicht wird :
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2 . die vor der Küste dieses Teiles von Neuguinea liegenden
Inseln sowie die Inseln des Archipels , welcher bisher als der von
Neubritannien bezeichnet worden ist und auf Antrag der Kompagnie
mit Unserer Ermächtigung den Namen ,Bismarck - Archivel ' tragen
soll , und alle anderen , nordöstlich von Neuguinea zwischen dem
Äquator und dein 8 . Grade südlicher Breite und zwischen dem 141 .
und 154 . Grade östlicher Länge liegenden Inseln .

Jngleichen verleihen Wir der besagten Kompagnie gegen die
Verpflichtung , die von ihr übernommenen staatlichen Einrichtungen
zu treffen und zu erhalten , auch die Kosten für eine ausreichende
Rechtspflege zu bestreiten , hiermit die entsprechenden Rechte der
Landeshoheit , zugleich mit dem ausschließlichenRecht , in dem Schutze
gebiet herrenloses Land in Besitz zu nehmen und darüber zu verfügen
und Verträge mit den Eingeborenen überLand - und Grundberechtigungen
abzuschließen , dies alles unter der Oberaufsicht Unserer Regierung ,
welche die zur Wahrung früherer wohlerworbenerEigentumsrechte
und zum Schutze der Eingeborenenerforderlichen Bestimmungener¬
lassen wird .

Die Ordnung der Rechtspflege sowie die Regelung und Leitung
der Beziehungen zwischen dem Schutzgebiete und den fremden
Regierungen bleiben Unserer Regierung vorbehalten .

Wir verheißen und befehlen hiermit , daß Unsere Beamten und
Offiziere durch Schutz und Unterstützung der Gesellschaft uud ihrer
Beamten in allen gesetzlichen Dingen diesen Unseren Schutzbrief zur
Ausführung bringen werden .

Diesen Unseren Kaiserlichen Schutzbrief gewähren Wir der Neu
guinea -Kompagnie unter der Bedingung , daß dieselbe bis spätestens
ein Jahr vom heutigen Tage ab ihre rechtlichen Verhältnisse nach
Maßgabe der deutschen Gesetze ordnet , daß die Mitglieder ihres
Vorstandes oder der sonst mit der Leitung betrauten Personen An¬
gehörige des Deutscheu Reiches sind , und unter dem Vorbehalt
späterer Ergänzungendieses Unseres Schutzbriefes und der von Unserer
Regierung zu seiner Ausführung zu erlassenden Bestimmungen sowie
der in Ausübung Unserer Oberhoheit über das Schutzgebiet ferner
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zu treffenden Anordnungen , zu deren Befolgung die Kompagnie bei
Verlust des Anspruchs auf Unseren Schutz verpflichtet ist .

Zu Urkund dessen haben Wir diesen Unseren Schutzbrief Höchst -
eigenhändigvollzogen und mit Unserem Kaiserlichen Jnsiegel ver¬
sehen lassen .

Gegeben Berlin , den 17 . Mai 1885 .
gez . Wilhelm ,

ggez . von Bismarck . "
Durch den Umstand , daß auf Antrag der Kompagnie dem deutschen

Teil von Neuguinea der Name „ Kaiser - Wilhelmsland " , den davor -
liegenden Inseln , sowie den bisher als Neubritannien bezeichneten Inseln
der Name „ Bismarckarchipel" beigelegt wurde , ist hier dem Namen
Kaiser Wilhelms I . der seines treuen Kanzlers für alle Zeiten ehrend
zur Seite gestellt und beiden dadurch ein unvergänglichesDenkmal ,
besser als in Erz und Stein , gesetzt worden .

Al5 die Neuguinea - Kompagnie im Jahre 1886 ihre Gebiets¬
erwerbungenauf drei zur Gruppe der Salomonsinseln gehörige Inseln ,
nämlich die Bougainvilleinsel , die Choiseulinsel und die Jsabelinsel ,
auf welchen ein deutsches Kriegsschiff die deutsche Flagge gehißt hatte ,
ausdehnte , erhielt sie einen neuen Kaiserlichen Schutzbrief , welcher
folgenden Wortlaut hat :

„ Wir , Wilhelm , von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser , König
von Preußen usw ., tun kund und fügen hiermit zu wissen : Nachdem
die Neuguinea - Kompagnie in Berlin das Ansuchen gestellt hat , daß
diejenigen Inseln der Salomonsgruppe , welche nördlich der zwischen
Unserer und der Königlich großbritannischen Negierung unter dem
6 . April 1886 vereinbarten Scheidungslinie liegen , mit ihrem Schutz¬
gebiet vereinigt werden , die Neuguinea - Kompagnie sich auch bereit
erklärt hat , unter Unserer Oberhoheit nach Maßgabe der Be¬
stimmungenUnseres Schutzbriefesvom 17 . Mai 1885 die Herrschaft
über die vorerwähnten Inseln zu übernehmen , und nachdem die
letzteren hierauf durch den dazu beauftragten Offizier eines Unserer
Kriegsschiffeunter Unseren Schutz gestellt worden sind , so bewilligen
Wir der Neuguinea - Kompagnie für die eingangs gedachten Inseln
der Salomonsgruppe diesen Unseren Schutzbriefnach Maßgabe der
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Bestimmungen Unseres Schutzbriefes vom 17 . Mai 1885 und be¬
stätigen hiermit , datz Wir über diese Inseln die Oberhoheit über¬
nommen haben . Zu Urkund dessen haben Wir diesen Unseren
Schutzbrief Höchsteigenhändig vollzogen und mit Unserem Kaiserlichen
Jnsiegel versehen lassen .

Gegeben Berlin , den 13 . Dezember 1880 .
gez . Wilhelm .

In Vertretung des Reichskanzlers : ggez . Graf Bismarck . "

2 . Marschall - , Brown - und Providence - Inseln .

Auch in diesem Gebiete bestanden schon ältere deutsche Handels¬
unternehmungen. Denn bereits im Jahre 1878 hatte der Kapitän des
deutschen Kriegsschiffes „ Ariadne " im Namen des Reiches mit einen ?
Häuptlinge von Jaluit , der Hauptinsel der Gruppe , einen Freundschafts¬
vertrag geschlossen und eine Kohlenstation erworben . Bald darauf
wurde in Jaluit ein kaiserliches Konsulat errichtet und Herr Hernsheim
zum Konsul ernannt .

Wie aus den andern Inseln hob sich auch hier der Handel mehr
und mehr . So betrug z . B . im Jahre 1885 die Einfuhr der Agentur
der Deutschen Handels - und Plantagengesellschaft : 77 250 Dollars ,
und zwar für :

Manufakturwareu und Kleidungsstücke . 20000 Dollars ,
Eisenwaren .......... 8000
Proviant und Getränke ...... 11000
Waffen und Munition ...... 5000
Glas - und Töpferwaren ...... 1000
Tabak und Zigarren ....... 8000
Holz . . . ' ......... 2000
Verschiedenes ......... 5 000
Englisches und chinesisches Geld . . . 17 250

Die Gesamteinfuhr der Hernhheimschen Agentur in Jaluit betrng
40 " 00 Dollar .
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Der Schiffsverkehrbelief sich bereits auf 96 Handelsschiffemit
9457 Tons , darunter 38 deutsche Handelsschiffe mit 4160 Tons ^) .

Bei dem Abkommen , welches England und Deutschland im Jahre
1885 zur Abgrenzung ihrer Interessensphärenin der Südsee trafen ,
wurden die Marschall - Jnseln dem JnteressenkreiseDeutschlands zu¬
gesprochen . Hierauf wurden deutscherseits mit den Häuptlingen Schutz¬
verträge abgeschlossen, die deutsche Flagge wurde gehißt , und die Inseln
wurden als besondere Schutzgebiete organisiert . Die dort ansässigen
deutschen Firmen traten sodann zu einer Kolonialgesellschaft zusammen ,
die den Namen „ Jaluit - Gesellschaft " annahm und im Jahre 1888 einen
Vertrag mit dem Deutschen Reiche über die Kosten der Verwaltung
abschloß 2) .

3 . Karolinen , Palau und Mari anen .

Durch das Übereinkommen zwischen England und Deutschland im
Jahre 1885 wurden auch die Karolinen - usw . Inseln der deutschen
Interessensphärezugeteilt . Als aber das Deutsche Reich die Jnselu
tatsächlich iu Besitz uehmeu wollte , protestierte Spanien dagegen und
machte ältere Besitzesrechte geltend . Wie schon erwähnt ^) , waren die
Karolinen bereits früher , im Jahre 1874 . ein Streitobjekt zwischen
Spanien und Deutschland gewesen , und uur dem energischen Eintreten
Bismarcks war es damals zu danken gewesen , daß sich der deutsche
Handel von dieser Zeit ab dort frei ohne weitere Störungen durch
Spauien entwickeln konnte .

Die Zwistigteiten nahmen im Jahre 1885 einen derartigen Umfang
an und spitzten sich schließlich so zu , daß eiu ernster Konflikt aufzu¬
brechen drohte und die Gefahr eines Krieges zwischen Spanien uud
Deutschlaudnicht allzu entfernt lag . Allein dank der diplomatischen
Geschicklichkeit eines Bismarck gelang es auch diesmal , die Gefahr ab¬
zuwenden . Er schlug nämlich zur Beilegung der Zwistigkeiten und als

' ) Aus den mir gütigst überlassenenAktenstücken des Auswärtigen Amtes ,
ttolonialableilung ^ . I . vom März 1880 bis September 1892 , betr . die dem
Reichstag und Bundesrate vorgelegten Denkschriften .

Vgl . Kapitel V . S . 175 ,
') Vgl . Kapitel I , S . W fs.
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Schiedsrichter Papst Leo XIII . im Vertrauen auf seinen Gerechtigkeits¬
sinn und in der Annahme vor , daß seine Persönlichkeit am besten
geeignet wäre , mit ihrer Autorität die bestehenden Schwierigkeiten zu
beseitigen . Spanien nahm den Vorschlag Deutschlands zwar entgegen¬
kommend auf , behielt sich aber hinsichtlich seiner weiteren Schritte freie
Hand vor . Die Vermittelung des Papstes wurde schließlich angenommen ,
worauf dieser sich im September 1885 zur Übernahme der ihm über¬
tragenen Vermittlerrolle bereit erklärte ' ) .

Die Angelegenheitnahm einen schnellen Verlauf , und bereits am
22 . Oktober legte der Staatssekretär , Kardinal Jacobini , dem Papste
folgenden Vermittelungsvorschlagvor :

„ Die Entdeckung eines Teiles der Karolinen - und Palau -Jnseln
durch Spanien im 16 . Jahrhundert und eine Reihe von Handlungen ,
welche die spanische Regierung zu verschiedenen Zeiten auf diesen
Inseln zum Wohle der Eingeborenenvollzogen hat , haben nach der
Überzeugung der spanischen Regierung und Nation ein Souveräni¬
tätsrecht geschaffen , das sich auf die Grundsätze des internationalen

' ) Diese Frage wird später in einer Notiz der „ Hamburger Nachrichten " von :
6 . November 1892 (M .- A .) nochmals folgendermaßengestreift :

„ Der Verfasser der Lebensgeschichte Leos XIII ., Boyer d ' Agens , hat eine
Flugschrift über die Stellung des Papstes zu der deutschen Politik veröffentlicht , in
der auch eine Mitteilung Professor Geffckens enthalten ist . Prof . Geffcken geht darin
besonders auf die Karolinensrage ein . Seinen bezüglichen Ausführungen entnehmen
wir nach der , Voss . Zlg/ folgende Stelle :

Ein italienischerJournalist , den Bismarck aus Berlin hatte ausweisen lassen ,
da er sich einige wenig schmeichelhafteBemerkungen in bezug auf den Kanzler hatte
zuschulden kommen lassen , war nach Rom zurückgekehrt und schrieb von dort aus
für eine Berliner Zeitung . Nur um einen schlechten Witz zu machen , meldete er
diesem durch den Draht , daß Spanien vorschlagenwürde , den Zwischenfall dem
Schiedsgericht des Papstes zu unterbreiten . Die Madrider Minister hatten nicht
einmal an einen derartigen Vorschlag gedacht , aber Bismarck nahm diese Meldung
dennoch ernsthaft und beschloß , dem spanischen Kabinett zuvorzukommen , indem er
selbst dem Vatikan den gedachten Vorschlag unterbreitete . "

Von schlechten Witzen irgendeines ausläudischen Journalisten ist damals nichts
zur Kenntnis des Auswärtigen Amtes gekommen ; das Ganze ist eine flache Er¬
findung und uur der Ausdruck Geffckenscher Böswilligkeit . — Vgl . Penzler , Fürst
Bismarck nach seiner Entlassung , Bd . II , S . 207 .
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Rechts stützt, die während dieser Zeit bei ähnlichen Verwickelungen
angerufen und verfolgt worden sind . Wenn man die Gesamtheit
der oben erwähnten Handlungen ins Auge faßt , deren Richtigkeit
überdies durch verschiedene Schriftstücke in den Archiven der Propa¬
ganda bestätigt wird , so kann man den wohltätigen Einfluß Spaniens
ans die Bewohner dieser Inseln nicht verkennen . Außerdem inuß
man beachten , daß keine andere Regierung einen ähnlichen Einfluß
aus dieselbe ausgeübt hat . Und das erklärt die ständige Überlieferung ,
der man Rechnung tragen muß , und die Überzeugung des spanischen
Volkes in bezug auf diese Souveränität , eine Überlieferung und eine
Überzeugung , welche vor zwei Monaten mit einem Eifer und einer
Lebhaftigkeit zutage getreten sind , daß sie geeignet waren , für
einen Augenblick den inneren Frieden und die freundschaftlichenBe¬
ziehungen der beiden Regierungen in Frage zu stellen . Andererseits
haben sowohl Deutschland wie England im Jahre 1875 der Spanischen
Regierung ausdrücklich erklärt , daß sie die Souveränität Spaniens
über die besagten Inseln nicht anerkennen . Die Kaiserliche Regierung
meint im Gegenteil , daß nur die tatsächliche Besitzergreifungeines
Gebiets das Recht der Souveränität über dasselbe verleihe , daß aber
eine derartige Besitzergreifung der Karolinen durch Spanien niemals
stattgefundenhabe . Diesem Grundsätze gemäß hat sie auf der Insel
?) ap verfahren , und wie es ihrerseits die fpauische Regierung getan hat ,
erkennt der Vermittler in bezug hierauf gern an , daß die Kaiserliche
Negierung uach bestem Wissen und Gewissen gehandelt hat . Infolge¬
dessen und damit die abweichenden Anschauungender beiden Re¬
gierungen kein Hindernis für eine ehrenvolle Regelung bilden , schlägt
der Vermittler nach genauer Prüfung aller Verhältnisse vor , daß
das neue Abkommen an die Form des Protokolls sich halte , welches
hinsichtlich des Sulu - Archipels am verflossenen 7 . März zu Madrid
zwischen den Vertretern Großbritanniens , Deutschlandsund Spaniens
abgeschlossenwurde , und daß man folgende Punkte annehme : 1 . An¬
erkennung der Souveränität Spaniens über die Karolinen - und
Palau - Jnseln . 2 . Um diese Souveränität wirksam zu machen , ver¬
pflichtet sich die spanische Regierung , auf den genannten Inselgruppen
so bald wie möglich eine geordnete Verwaltung einzurichten , mit einer
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Macht , welche stark genug ist , um die Ordnung und die erworbenen
Rechte zu gewährleisten . 3 . Spanien gewährt Deutschland volle und
ganze Rechte des Handels , der Schisfahrt und der Fischerei auf diesen
Inseln , wie auch das Recht , daselbst eine Schiffs - und Kohlenstation
zu errichten . 4 . Ebenso wird Deutschland die Freiheit zugesichert ,
Plantagen auf diesen Inseln anzulegen und landwirtschaftliche Nieder¬
lassungen in derselben Weise wie spanische Untertanen zu errichten .

Rom , im Vatkian , 22 . Oktober 1885 .
ll . . 8 .) gez . L . Kardinal Jacobini ,

Staatssekretär Sr . Heiligkeit . "
Mitte November stimmten beide Mächte dem Vorschlage des

Papstes zu , und am 17 . Dezemberwurde in Rom von den deutschen
uud spanischen Vertretern das Schlußprotokoll unterzeichnet , inhalts
dessen das Deutsche Reich die spanische Souveränität anerkannte ,
wogegen dem deutschen Handel die Gleichberechtigung mit dem spanischen
zugesichert wurde , so daß Deutschland in Wahrheit die eigentliche
Nutzung der Länder erhielt ^) .

Der Streit um die Karolinen ist ein deutliches und glänzendes
Beispiel dasür , wie weitsichtig Fürst BiSmarck in seiner Kolonialpolitik
war und mit welcher Vorsicht und Zurückhaltunger andern Nationen
gegenüber vorging , falls nicht unumstößlicheund unbestrittene Rechte
auf seiner Seite standen . Lieber gab Bismarck in diesem Falle
Spanien gegenüber die nicht ganz sest umgrenztendeutschen Ansprüche
vorläusig auf , als daß er die Verstimmungeines , wenn auch schwächeren
Staates , erregte . Diese Anschauung des Kanzlers spiegelt sich wieder
in seiner Reichstagsredevom 12 . Januar 1887 ^) , als er ans dies¬
bezügliche Angriffe des Abgeordneten Windthorst folgendes entgegnete :

' ) Diese eigenartigen Verhältnissewurden erst endgültig geordnet nach dein
amerikanisch - spanischen Kriege . Als nämlich Spanien in diesem Kriege Kuba und
die Philippinen verloren hatte , mußte es wohl oder übel an eine Veräußerung
seiner noch übrigen außereuropäischenBesitzungen denken . Nichts war natürlicher ,
als daß Deutschland das frühere Streitobjekt in der Südsce zu erwerben suchte .
Es kaufte im Sommer 1899 Eigentum uud Hoheit über die Karolinen , Palau und
Marianen , ausgenommen die Insel Gunm , die den Vereinigten Staaten zusiel , für
25 Millionen Peseten .

^ Kohl XII , S , 2 ^ 2 .
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,........... Dann hat der Herr Abgeordnete mir vorgeworfen ,
ich hätte die Karolinenfrage einmal für fehr wichtig gehalten , nnd
dann hätte ich sie eine Lumperei genannt . Der Herr Abgeordnete
verwechselt dabei zwei Dinge , die ja heute zusammengehören , die
aber damals nach meiner Meinung nicht zusammengehörten: das
sind die Karolinen und Spanien . Ich halte die Karolinen noch
heute siir eine Lumperei ; das , was wir dort, erwarten und erstreben
konnten , war ein Geschäft von ungefähr — ich glaube mich zu er
innern — 60000 Mark jährlich . Die deutschen Kaufleute , die da
waren , setzten , entweder einer oder alle zusammen 60000 Mark
oder vielleicht 120000 Mark um : — wieviel dabei reiner Gewinn
war , weiß ich nicht . Wegen dieser Sache mit Spanien Krieg zu
sichren , wäre nur nie im Traume eingefallen : und hätten nur eine
Ahnung haben können , daß Spanien , welches 1877 amtlich zu¬
gegeben hatte , auf unsere und die Anfrage Englands amtlich erklärt
hatte , daß es keinen Anspruch aus die Kolonien mache , — hätten
wir ahnen können , daß Spanien mit seinem Anspruch plötzlich her¬
vortreten würde , so hätten wir von diesem ziemlich wertlosen Besitze
— es war das Geschäft zweier Handelshäuser — die Finger ge¬
lassen . Denn ein Krieg mit Spanien ist zwar nicht gefährlich für
unsere innere Sicherheit , — wir wohnen zu weit voneinander ent¬
fernt ; aber es wäre doch immer eine sehr kostspielige Sache ge¬
wesen , und unser Handel mit Spanien , der sehr erheblich ist , hätte

- sehr darunter gelitten . Also ich bezeichne die Karolinen noch heute
als eiue Lumperei , und gerade weil es eine Lumperei ist ,
habe ich mit Spanien deshalb Frieden haben und den Krieg
nicht herbeiführen wollen . Weil Spanien die Sache aus einem
fehr viel höheren Tone nahm , als wir voraussetzen konnten ,
und unS zum Teil durch Verletzungen und Beleidigungen
das Erhalten des Friedens sehr erschwerte , — nach französischen
Traditionen hätte man vielleicht einen vollen Kriegsanlaß daraus
genommen , — haben wir uns an die Weisheit und Friedensliebe
Sr . Heiligkeit des Papstes gewendet , und der hat uus vertragen und
auseinander gesetzt . Dadurch sind wir die Lumperei der Karolinen
allerdings wieder los geworden : nber wir sind dadurch der sehr
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wichtigen Frage der Möglichkeit eines Krieges mit Spanien , in dem
wir nichts weiter zu gewinnen hatten , als eben die Interessen der
Firma Gernsheim und irgend einer anderen , aus dein Wege ge¬
gangen . Das war durchaus eine sehr ernsthafte Sache für die wir
dankbar sein können . . . . "

Infolge des glücklichen Ausganges der strittigen Angelegenheit
erhielt Fürst Bismarck vom Papste den Päpstlichen Christusorden in
Brillanten nebst folgendem Handschreiben:

„ Leo xm .
^ xoelso Viro

Otnoni LismareK ? rineipi
Imperii (iermaoiei Na ^ uo L!gneeIIario

Üalutem .
Oum de Oaroliuis illsulis in ea8 , ô uae a ^ obis propositae

lueiullt ) eouäitiooes auspieato oonveneri ^ iaetum ea ie amruum
I^ ostrum 8ereni88imo Oermaniae Imperatori siAnitieanämn eura -
vimus . 8ed eadem animi seosa deelarare "lidi ĉ uoĉ ue volumus ,
amplissime ? rineep8 , ô ui ut üla ^ odis eontroversia ad eoni -
pooendum proponeretur luo laisti iudieio ^ uaque sponte auetor .
Iromo protiteri übet , id c^uod re8 est ^ si varia8 diktreultates ,
inter euram ne ^ otii expedire lieuit , ma ^ na cluidem ex parte
stuclio eoustalltiaeciue tiibueudum luae . eum obse ^ ui operae
I^ ostrae ad initio ad extremum perrexeris . Ita ^ ue Aiatam
libi voluutatem te8tamur , <iuod luo potissimum eon8ilio
odlata Nodis oeeasio 63t peropportuua eoneoidiae Kratia ,
MUQU8 va1d6 vodile : uou illud proteeto iuter 168 ^ 63ta8
8eäi8 ^ .p08toliea6 vovuw ^ 86d optari lon ^ o int6iva1Io d68itum :
<̂ UÄMvi8 llibil tere 8it , l^uod oum li-om -mi ? outitieatu8 inKelli «
uatura <iu6 taru lueuleote eor^ eutiat . 1u ô uideiu iudioiruri luuw
libere 8eeutri8 , et rew ex veritate ma ^ is , ô uam ex aliorum
opillione aut more ae8timarl8 , uidil 8ar>6 duditavi8ti ^ quin ae ^ uitati
Xostrae ooniidere8 . l^ ua in re aut ap6rtaw aut taeitaru appro -
datiou6lri viroruru iveorrupte Mdieautium vi8U8 63 datiere eomitem :
lidentibus vomiuatiw toto oroe eatdo1iei8 ĉ uos aperte wire oapere
mchitu8 pareuti ae 1' astoii 8uo debuit dono8 . Oivilis prudevti ^



IV . Die Erwerbung der einzelnen deutschen Kolonien zur Zeit Bismarcks 161

lua plurimum saue virluit ad parienäum tnuwm Imperio (? er -
manioo ma ^ uitudiuem , <iuunt !lm irAueseunt et ku.teutur universi :
illucl autem , quoä eonseut ^ ueum est , doe tempore speews , ut
stet et Horen -t «luoticiie ma ^ is Imperium , potentm lrä diuturuitkltem
epiduLque muuitum . Keä miuime kugit s ^ pieuti -uu luum .
<iuuntum virtutis aä ineoluiliit ^ tem orclmis pudliei rerumque
eiviliium in en potest ^ te resille ^ quae xeritur :r ^ edis Maxime
si kuerit , omui ivmoto impeclimento , aAeuclum lioern . I^ieeut
i ^ itur prueoipere eo ^ it ^ tioue luturn , et ex iis , ^ u :u? new suut ,
uuspieium e ^ pere reliciuorum . Interea , nliciuod ut dabe ^ 8
Xooismetipsis oum taeti , tum volunwtis Mstrae testimonium , 1e
per das I^ittera8 renuuti ^ mus L <iuitem () räiui 8 miIiti -re
Ouri8ti : euius insi ^ nw cliKuitutis uua eum ois ip8 >8 I^itteris
uä l 'e perkerre iussimus . Deui <iue fauste ^ ibi omma ex unimo
uclpreeÄMur .

Datum lioume .tpuä !> . Metrum die XXXI . Deeemliris ^ uim
NI ) 0 (^ei . XXXV .

? 0ntitiekltu8 ^ ostri Oetavo .

im . p .) Leo ? . I ' . XUI . ' ) '

' ) Die deutsche Übersetzung lautet :
„ Leo XIII . Papst , entbietet dem ausgezeichnetenManne , dein Fürsten Otlo

von Bismarck , dem großen Kanzler des DeutschenReiches , seinen Gruß .
Da der Streit über die Karolineninseln auf die von Uns vorgeschlagenen

Bedingungen hin zu einem gütlichen Abschluß gekommen ist , so haben Wir Sorge
getragen , Unsere Freude über dieses Ereignis Sr . Majestät dem Deutschen Kaiser
kund zu tun . Bon der gleichen freudigen Stimmung wünschen Wir auch Dir ,
hochmächtiger Fürst , Ausdruckzu geben , weil ans Deine freie Entschließungund
Veranlassung jeuer Zwist Uus zur Beilegung unterbreitet wurde . In , man mag
sogar es frei heraussagen , was Tatsache , daß die Beseitigung der mancherlei
während der Abwicklung der Angelegenheit sich erhebenden Schwierigkeitenzum
großen Teile Deinem beharrlichenEifer zuzuschreiben ist , da Du von Anfang bis
zu Ende auf Unsere Bemühungen bereitwilligst eingegangen . Daher bezeugen
Wir Dir Unsere Erkenntlichkeit , daß hauptsächlich durch Deine EntschließungUns
die gütigste Gelegenheitgegeben wnrde , im Interesse der Eintracht eines hoch -
erhabenen Amtes zu walten , was in der Geschichte des Apostolischen Stuhles
zwar keineswegsnen ist , welches anzurufen man jedoch lange unterlassen hatte ,
obwohl es kanm etwas gibt , was zu dem Geiste und dem Wesen des römischen

Geschichte dcs Einsten Bi ?>narck tu ^ jnzeldantelluiiaonvm , n
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Auf die ihm gewordene ehrenvolle Auszeichnung antwortete Fürst
Bismarck am 13 . Januar 1886 folgendermaßen :

„ Sire ! Der Brief , mit dem Ew , Heiligkeit mich beehrt hat ,
und der hohe Orden , der ihn begleitete , haben mir große Freude
bereitet , und ich bitte Ew . Heiligkeit , den Ausdruck meiner tiefen
Dankbarkeitgnädig aufzunehmen . Jedes Beifallzeichen , das sich an
ein Friedenswerkknüpft, an dein ich mitgewirkt , ist für mich um so
wertvoller wegen der Genugtuung , die es Sr . Majestät dem Kaiser ,
meinem hohen Herrn , gewährt . Ew . Heiligkeit sagen in Ihrem
Briefe , daß nichts mehr dem Geiste uud der Natur des römischen
Pontifikates entspricht , als die Ausübung von Friedenswerken . Das
gerade ist der Grund , der mich veranlaßt hat , Ew . Heiligkeit zu
bitten , das edle Richteramt in dem Streit Deutschlands und
Spaniens anzunehmenund der spanischen Regierung vorzuschlagen ,

Papsttums so völlig paßt . Du hingegen hast, Deinem freien Urleil folgend und
die Sachlage mehr nach ihrem wahren Wesen als nach der Meinung anderer
oder dem Herkommenbeurteilend , kein Bedenken getragen , in Unsere Unparteilich¬
keit Vertrauen zu setzen . Die offene oder stillschweigende Billigung aller vor -
nrteilslos denkenden Männer ist dabei sichtlich auf Deiner Seite gewesen ,
namentlich aber die der Katholiken der gesamten Welt , welchen gewiß die ihrem
Bater und Oberhirten erwiesene Ehrenbezeugungbesonders wohlgetan hat . Deine
Staatsklugheit hat sicherlich , wie allgemein und offen anerkannt wird , znr Schaffung
der mächtigen Große des Deutschen Reichs sehr viel beigetragen und , wie natürlich ,
ist nunmehr Dein Augenmerkdarauf gerichtet , daß dieses Reich festen Bestand
habe und gedeihe , geschützt durch Macht uud dauerhasten Wohlstand . Deinem
Scharfblicke kann es aber keineswegs entgangen sein , wieviel Mittel zur Aufrecht¬
erhaltung der staatlichen und bürgerlichen Ordnung in den Händen der Macht
richten , welche Wir innehaben , besonders wenn dieselbe nach Wegräumung jedes
Hindernisses volle Freiheit des Handelns besitzt . Möge es daher verstattet sein ,
in Gedanken die Zukunft vorwegzunehmenund das , was nun geschehen ist , als
Borzeichen , für das Kommende aufzufassen . Damit Du inzwischenein Gedenk¬
zeichen sowohl Unserer Tat als Unserer Gesinnung besitzest , ernennen Wir Dich
durch dieses Schreiben zum Ritter des Christusordeus , dessen Jnsignien Wir
Dir zugleich mit diesem Schreiben übermitteln lassen . Schließlichwünschen Wir
Dir von Herzen alles Gute .

Gegeben zu Rom bei St . Peter am 3l . Dezember 1885 , im achten Jahre
Unseres Pontifikates .

( m . i >.) Leo XIII . I ' ."
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beiderseits an das Urteil Ew . Heiligkeit zu appellieren . Der Um¬
stand , daß die beiden Nationen sich nicht in analoger Lage befinden
in Rücksicht auf die Kirche , die in Eurer Heiligkeit ihr Haupt ver¬
ehrt , hat niemals mein Vertrauen in die Erhabenheiterschüttert , die
mir die gerechteste Unparteilichkeit Ihrer Entscheidung gewährleistete .
Die Beziehungen Deutschlands zu Spanien sind derart, daß der
Frieden zwischen diesen Ländern nicht bedroht ist durch eine dauernde
Divergenz ihrer Interessen , noch durch Streitigkeiten , die aus ihrer
Vergangenheit resultieren , noch durch Eifersucht aus Grund der
geographischen Lage . Ihre gewohntenguten Beziehungensind nur
durch Zufälligkeiten gestört worden . Es ist deshalb Grund , zu hoffen ,
daß die Friedenstiftung Eurer Heiligkeit dauernde Wirkung haben
wird . Zu diesen rechne ich in erster Linie die dankbare Erinnerung ,
welche beide Parteien gegen den erhabenen Vermittler bewahren
werden . Was mich betrifft , fo werde ich immer und mit Eifer jede
Gelegenheit , die mir die Erfüllung der Pflichten gegen meinen Herrn
und gegen mein Vaterland bietet , ergreifen , um Eurer Heiligkeit
meinen lebhaften Dank und meine tiefe Ergebenheit zu beweise « .
Ich biu mit dein Gefühl der höchsten Hochachtung , Sire , Ew .
Heiligkeit ergebenster Diener

gez . v . Bismarcks . "

-) v . N' oschihki , , Deutsche Kolonialqeschichte , Bd . 2 , S , 314ss .



Kapitel V .

Die Entwicklung der Verwaltung in den
Schutzgebieten zur Zeit Bismarcks ' ) .

Wie wir bereits in den vorhergehenden Kapiteln gesehen haben ,
wollte Bismarck beim Eintritt Deutschlands in die aktive Kolonialpolitik
aus Erwägungen sowohl der äußeren wie der inneren Politik das Reich
als solches bei den überseeischenUnternehmungen so wenig als möglich
in den Vordergrund treten lassen , sondern die eigentliche kolonisatorische
Tätigkeit den unmittelbar beteiligten wirtschaftlichen Interessenten zu¬
weisen . Er stellte sich demgemäß auch die Verwaltung der Kolonien
durchaus nicht schwierig vor . Nach seiner Auffassung sollte ja das Reich
weder einen Verwaltungsapparat, noch Garnisonen errichten oder Ver¬
pflichtungen zum Schutze der Kolonien in Kriegszeiten übernehmen .
Ein Vorgehen der Regierung , wie es in Frankreich üblich war , lehnte
er ab . Er wollte nicht , daß die Regierung ihrerseits ein Land annektiere
und dann erst Handel und Wandel in ihm großziehe . So begeisterten
Anklang diese seine Anschauungen zunächst auch fanden , so wenig stich¬
haltig erwiesen sich diese theoretischenPläne in der Praxis . Denn nur
zu bald sollte es sich zeigen , daß das von Bismarck aufgestellte Kolonial¬
programm in der Praxis wenig und auch dann nur ausnahmsweise
durchführbar war . Allein der Kanzler vertrat in seinem Optimismus

Vgl . Zimmermanu , Artikel „ Handel und Wandel in Deutschland und
seine Kolonien im Jahre 1896 " (Amtlicher Bericht über die erste deutsche Kolonial¬
ausstellung ) , S . 85ff . ; Köbner , Einführung in die Kolonialpolitik , S . 71ff . ;
v . Stengel , Die deutschen Schutzgebiete, Annalen des Deutschen Reiches , 189 ', ,
S . 510 ff , : ^ amprecht , Deutsche Geschichte , II . Ergänzungsband, 9 . Hälfte , S . 651 ff.
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die Ansicht , es würde ihm in der Tat gelingen , für Deutschland
Kolonien zu erwerben , deren Behauptung und Bewirtschaftung dem
Reiche so gut wie nichts kosten würden . Allerdings ist unzweifelhaft ,
daß Bismarck sich damit in gutem Glauben befunden hat . Denn
die Gebiete im nördlichen Westafrika waren tatsächlich bereits
in den Händen deutscher Firmen . In Südwestafrika glaubte er es
ebenfalls lediglich mit dem nominellen Schutze einer großen kauf¬
männischen Unternehmungzu tun zu haben . Die Bewirtschaftung und
Verwaltung der Gebiete in der Südfee wollten leistungsfähige deutsche
Kapitalisten übernehmen . Bon Ostafrika konnte er sich zu der Zeit ,
als er sein Programm entwickelte , noch kein rechtes Bild machen , da
dieses Land erst später erworben wurde : jedenfalls durfte er aber nach
feinen Informationen aus den in erster Linie beteiligten Kreisen an¬
nehmen , daß die Schritte , die das Reich seinem Programme gemäß
tun sollte , genügen würden , um den überseeischenGebieten den nötigen
Schutz zu gewähren . Andererseits mußte das Ansehen des auf der
Höhe feiner Macht stehenden Deutschen Reiches in Verbindung mit
der Entsendung einiger konsularischer Beamten und der gelegentlichen
Anssendung eines Kriegsschisfesgenügen , die Unternehmungen zu
fördern und zu schützen . An der Lebensfähigkeitund dem Gewinn
der in Frage stehenden Gefchäfte und konzessioniertenGesellschaften zu
zweifeln , kam den Fürsten durchaus nicht in den Sinn . Wären ernstere
Zweifel bei dem Kanzler aufgestiegen , so hätte wohl von Anfang an das
Verwaltungssystem ein anderes Ausfehen erhalten . Auch von feiten
des Auslandes befürchtete er keinen ernsten Widerspruch . Die weitere
Entwicklung sollte jedoch bald zeigen , daß die fortschreitendedeutsche
Kolonialpolitik solche Opfer und Anstrengungen kostete , wie sie im
Anfang niemand hatte voraussehen können .

^ . Südwestafrika .
Wenn auch dem Fürsten Bismarck bei der Erwerbung der deutschen

Besitzungen in Südwestafrika von seiten fremder Mächte alle möglichen
Schwierigkeiten entgegengestelltwurden , so türmten sich für ihn noch viel
bedeutendere Unbequemlichkeitendadurch auf , daß die Firma , auf deren
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Drängen er eingegriffen hatte und der er die Regierung des weiten Landes
überlassen wollte , dieser Aufgabe in keiner Beziehung gewachsen war . Es
war ihr nicht einmal möglich , einen gewissen Übergangszustand zu schaffen .
Der Kanzler sah sich deshalb , da ein rascher Zusammenbruchdrohte ,
gleich am Anfang vor die Wahl gestellt , entweder das ganze Gebiet
in Reichsverwaltung zu nehmen oder irgendeinenandern Ausweg zu
ersinnen . Zu dem ersten Schritt konnte er sich nicht entschließen ; er
wollte nicht gleich im Anfang sein Programm aufgeben und überließ daher
das Land einer Gesellschaft , der „ Deutschen Kolonialgesellschaftfür
Südwestafrika " . Diese Gesellschaft verwaltete anfangs tatsächlich das
Gebiet und unterhielt sogar eine eigene Truppe auf ihre Kosten . In¬
dessen zu einer wirklichenÜbertragung von Hoheitsrechten , wie sie
der Gesellschaft ausdrücklich hatten zuteil werden sollen , kam es
nicht , und zwar im wesentlichen wegen der Abneigung der Gesellschaft
gegen die Übernahme der damit verbundenen nicht geringen Lasten ,
ganz abgesehen davon , daß das Gebiet der Gesellschaft nur einen
Teil des eigentlichen Schutzgebiets umfaßte . Die Gesellschaftgebot
nur über ganz mäßige Mittel und war , nachdem diese bald aufgebraucht
waren , unfähig , das Land wirtschaftlich zu erschließen oder auch nur
notdürftig zu verwalten . So kam es , daß sich der Standpunkt, die
Ausübung der inneren Landeshoheit , der Verwaltung in weitem Sinne ,
den deutschen Handelsunternehmungen zu überlassen , hier nicht mehr
halten ließ . Auch konnte sich das Reich mit dem Schutze der kleinen
von der Gesellschafterworbenen , unzusammenhängendenTeile nicht
begnügen , sondern mußte viel weiter greifen . Es wurde daher, auf
Veranlassung Bismarcks die ganze Küste bis zur portugiesischenGrenze
nebst dem Hinterlande unter deutschen Schutz gestellt und , da die privaten
Handelsunternehmer nicht zurVerwaltungund Ausübung derLandeshoheit
herangezogen werden konnten , über den bloßen internationalen Schutz
hinausgegangen . Bereits im Jahre 1885 wurde Südwestafrika durch
einen kaiserlichen Kommissar vorläufig in Reichsverwaltunggenommen .
Als dann nach der Entlassung des Reichskanzlers hier bedeutende
Unruhen ausbrachen und andererseitsauch die Entstehung neuer Gesell¬
schaften und einzelner Ansiedlungen geordnete Verhältnisse bedingte , mußte
das Reich sich entschließen , aus seinen Mitteln Truppen zu entsenden ,
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um Frieden zu stiften , Garnisonen anzulegen , eine geordnete Rechtspflege
und Verwaltung zu fchaffen , anch dem Landbau und dem Handel die
Bahn frei zu machen , so daß der südwestafrikanischeBesitz sich zu einer
vollständigenStaatskolonie answuchs )̂ .

L . Togo und Kamerun .
Im Togogebiet war , wie bereits dargestellt ist, eine Anzahl

hanseatischerFirmen tätig , welche die deutsche Schutzherrschaft wünschten .
Bald jedoch zeigte es sich auch hier, daß nach dieser Richtung hin mit
der bloßen Aufpflanzung deutscher Grenzpfähle und mit der Ernennung
eines Kommissars für diese Gebiete bei weitein nicht alles Nötige getan
war . Es bedürfte jahrelanger Verhandlungen , um für Deutschland den
Engländern und den Franzosen gegenüber hier die wohlerworbenen
Rechte durchzusetzen . Jedes Stückchen Land mußte mühsam erkämpft
und vermeintliche Rechtstitel beider Staaten als unbegründet zurück¬
gewiesen werden . Die deutsche Regierung sah sich vor ungeahnte Schwierig¬
keiten gestellt ; zudem war die Inanspruchnahme des Reiches nach der
Besitzergreifung in internationalerBeziehung derart , daß es sich hier seinen
Aufgaben und Verpflichtungen nicht wohl entziehen konnte . Auch zeigten
sich die dort tätigen Firmen durchaus nicht so bereit , wie man geglaubt
hatte , alle Kosten und Sorgen der Verwaltung und Regierung auf sich zu
nehmen . Die Firmen verlangten vom Reiche nach Möglichkeit Schutz und
Förderung ihrer Interessen . Bismarck mußte daher das Reich in Aktion
treten lassen und von Reichs wegen immer größere Aufwendungen
machen , an die er anfänglich nicht gedacht hatte . Allerdings haben
diese Anstrengungen im Laufe der Jahre auch einen unverkennbaren
Erfolg insofern gehabt, als es gelungen ist , hier ein Gebiet zu schaffen ,
das so ziemlich seinen gesamten Unterhalt aus eigenen Mitteln
deckt und für die Zukunft zu den schönsten Hoffnungen berechtigt .
Werden erst einmal für dieses Gebiet alle nötigen Vorkehrungen ,
namentlich auch hinsichtlich des Verkehrswesens , getroffen sein , so
werden auch die baren Überschüsse dort nicht ausbleiben ^) .

' ) -̂ immerinann , a . a . L . S . 88 ; Köbncr , a . a . O . Z . 73 ; Lamprecht ,
a . a . O . Z , 65L . — ^) Zimmermann , a . a . O . S . 87 .
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Ähnlich ging eS in Kamerun . Anch hier sprachen zur Zeit der
deutschen Besitzergreifung englische und französische Interessen mit , und
die verschiedenstenAnsprüche tauchten auf , die nicht ohne weiteres von
der Hand gewiesen werden konnten , so daß das Gebiet, welches Deutsch¬
land schließlich unter seinen Schutz stellen konnte , nicht entfernt die
Ausdehnung erhielt , welche erwartet worden war . Es bedürfte wieder
langer und geschickterdiplomatischer Verhandlungen , bis der Reichs¬
kanzler ein einigermaßen annehmbares Gebiet schaffen konnte , und
weitere jahrelange Verhandlungen waren nötig , um die immer wieder
auftauchenden Ansprüche Englands und Frankreichs , namentlich im
Hinterlande von Kamerun , für immer einzudämmen . — Aber auch mit
den deutschen Firmen , welche ursprünglich die Erwerbung dieses Schutz¬
gebietes so stark befürwortet hatten , wurden die gleichen mißlichen
Erfahrungen gemacht wie in Togo . Auch sie wollten die Mühe und
die Kosten der Verwaltung und der Regierung nicht abnehmen . Bereits
nach ganz kurzer Zeit mußte Bismarck , um nicht zurückzuweichen, einen
kostspieligen Regierungsapparat einrichten . Zudem ergab sich die Not¬
wendigkeit , da die Kaufleute hierzu nicht imstande waren , Kriegsschiffe
hinzusenden , um die aufgehetzten aufständischen Eingeborenen zur Unter¬
werfung zu bringen und die deutsche Autorität wiederherzustellen . Schließ¬
lich mußte , um für die Zukunft gegen die Wiederkehr derartiger Ereig¬
nisse gerüstet zu sein , eine Polizeitruppe errichtet und eine ausgedehntere
Verwaltung geschaffen werden . Die sich hierdurch ergebenden gesteigerten
Verwaltungskostengingen über das Maß der eigenen Einnahmen , wie
sie durch die Zölle zum großen Teil aufkamen , hinaus . Eine Umge¬
staltung des Zollwesens war deshalb erforderlich . Dem hierdurch mehr
in Anspruch geuommenen Handel mußten aber dafür neue Bezugs - und
Absatzgebiete geschaffen und zu seinem Nutzen allerlei Einrichtungen ge¬
troffen werden . Hierzu gehörte in erster Linie die Lahmlegung des
Zwischenhandels der Eingeborenen : das Handelsmonopol der Küsten -
stamme mußte gebrochen werden , um das Innere der Kolonie mit dem
Küstenlande in freie Verbindung zu bringen . Ein solches Vorgehen
erforderte aber die Anlage von Stationen für Truppenposten , welche
dadurch wiederholteund schwierige Kämpfe zu bestehen hatten . Ebenso
war die Erforschung des Innern nnd damit die Vorrückung der
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kolonialen Grenzen bis an ein möglichst entferntes Hinterland nicht anders
als unter militärischemBeistände durchzuführen . Nur auf diese Weise
war es möglich , schließlich Adamaua und den Tschadsee zu erreichen .
So hat , wie mit Recht betont worden ist ^) , in Kamerun wie in Togo
die bloße Übernahme des Schutzes einiger Faktoreien eine Maßregel
nach der andern veranlaßt , an die zu Anfang niemand gedacht hatte
und denken wollte . Niemals hat Fürst Bismarck eine abenteuerliche
Eroberungspolitik im Auge gehabt , und doch sah er sich genötigt ,
schrittweise immer bedeutendere Aufwendungen zu machen und das Reich
immer mehr zum Eingreifen heranzuziehen .

Andererseits hatte aber die Einsetzung eines KaiserlichenGouverneurs ,
die Einrichtung eines staatlichen Verwaltungsapparates für die west -
asrikanischen Kolonien den Vorteil , daß es verhältnismäßig leicht ge¬
lang , die überwiegend aus Deutschen bestehende europäischeBevölkerung
in den Formen der Selbstverwaltung an der Regierung zu beteiligen .
Namentlich in Kamerun sind in dieser Beziehung srühe Versuche
gemacht worden - hier hat schon der erste Gouverneur , Freiherr von
Soden , im Jahre 1885 einen Verwaltungsrat und ein Schiedsgericht
eingesetzt 2) .

c . Deutsch - Ostafrika .

In den Kolonien von Ostafrika dachte Bismarck in etwas anderer
Weise , als in Westafrikavorzugehen . Es müssen ihm jedoch schon bald
Zweifel in bezug auf die Durchführbarkeit seines Programms aufgestiegen
sein , da eine Änderung an den ursprünglich aufgestellten Grundsätzen hier
bereits ein Jahr , nachdem er sein Programm im Reichstage entwickelt
hatte , eingetreten ist . Es zeigte sich nämlich bald , daß die dort geplanten
Einrichtungennicht aufrecht erhalten werden konnten und die Kräfte
und Mittel der dort privilegierten Gesellschaftin keiner Weise aus¬
reichten . Wie wir bereits gesehen haben ") , waren die dort von

!) Zimmermaun , a . a . O . S . 87 . — Adler , in der Zeitschrift „ Der Lotse " ,
I . Jahrg ., Heft 14 . S . 453 .

2) Lamprccht , Deutsche Geschichte , 2 . Ergänzungsband, 2 . Hälfte , S . 053 .
») Vgl . Kapitel IV . S . 128 ff.
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deutschen Privatleuten erworbenen Gebiete , namentlich im Hinterlande
von Bagamojo , unter deutschen Schutz gestellt worden . Dabei wußte
der Kanzler , daß die Handelsunternehmungennicht kapitalkräftig waren .
Auch war ihm bekannt , daß die Gebiete für Deutschland nur in der
Hoffnung gesichert werden konnten , daß das Reich dort seinerseits die
Bewirtschaftung in die Hand nehmen würde oder hierzu geeignete
Gesellschaften ins Leben gerufen werden könnten . Tatsächlich bildete
sich denn auch auf Bismarcks Einfluß hin eine Gesellschaft, welche die Ver¬
waltung gewisser Landstrecken auf eigne Kosten übernehmen wollte .
Für Witu fand sich dagegen keine derartige Gesellschaft . Dieses Land
wurde von Anfang an sich selbst überlassen und bald so behandelt ,
als ob seinem Sultan niemals deutscher Schutz versprochen worden
wäre . Trotzdem sah sich die deutsche Regierung genötigt , gerade in
Ostafrika größere Aufwendungen zu machen , als in jeder anderen
Kolonie . Denn das gesamte Schutzgebiet war wesentlich größer als
der ursprüngliche Territorialerwerb der Gesellschaft , so daß auch hier
der schon in Südwestafrika beobachteteFall eintrat , daß die Kräfte der
Gesellschaft nicht ausreichten , um die Verwaltung in den weiten Land¬
strecken genügend handhaben zu können . Andererseitswar die Gesell¬
schaft auch finanziell kaum in der Lage , eine genügende wirtschaftliche
Erschließung dieses Gebietes vorzunehmen . Ebenso war die Gesell¬
schaft den kriegerischen Unternehmungen und den in die innere
Verwaltung eingreifenden diplomatischen Verwicklungen und ihren
Lösungen auf die Länge der Zeit nicht gewachsen . Auch schien sie
von Anfang an nicht so kapitalkräftig gewesen zu sein , als man an¬
genommen hatte , und sich auf die Übernahmeder Gebiete nur in der
Hoffnung eingelassen zu haben , daß das Reich die Verwaltung selbst
übernehmen würde . Aber das Reich mußte ihr fast von Anfang an
stützend zur Seite stehen , und dennoch blieben alle Aufwendungen,
die seitens des Reiches gemacht wurden , völlig unzureichend . Wenn
es auch der Ostafrikanischen Gesellschaft gelang , mit dem Sultan von
Sansibar einen vorteilhaften Vertrag abzuschließen , so mußte sie es
doch erleben , daß infolge der Übernahmeder neuen Rechte ein wütender
Aufstand der mit dem bisherigen Verwaltungssystemeng verflochtenen
arabischen Bevölkerung unter Leitung des verschlagenen Buschiri aus -
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bracht , der die von der Gesellschaft geschaffenenEinrichtungen und
ihre schwachen Ansiedelungen wegfegte und die Deutschen zwang , vom
ganzen Festlande zu flüchten . Der Gesellschaft verblieben iin Oktober
1888 lediglich die Häfen Vagamojo und Daressalam . Aber auch
diese Häfen konnte sie nicht durch eigene Kraft halten , sondern
nur durch die tatkräftige Unterstützung der deutschen Flotte . Denn
dem Fürsten Bismarck war , um nicht das ganze Gebiet aufgeben
zu müssen , nichts anderes übrig geblieben , als von Reichs wegen mit
ganz bedeutenden Mitteln einzugreifen ; unter den obwaltenden Um¬
ständen konnte nur mit Unterstützung des Reiches Abhilfe geschaffen
werden . Im Februar 1889 bewilligte der deutsche Reichstag große
Summen 2) zum Schutze der deutschen Interessen in der Kolonie und
zugleich zur Unterdrückungdes Sklavenhandels , gegen dessen Aus¬
übung schon seit Ende 1888 , entsprechend den Forderungen der Anti -
sklavereikonserenz , eine deutsch - englische Blockade der Küste bestand ^) .
Daraufhin wurde Major Wissmann zum Reichskommissarfür die
Kolonie bestellt ; ihm gelang es auch , den Aufstand an der Küste rasch
zu unterdrücken und noch im Oktober 1889 bis Mpuapua vorzudringen .
Nach Wisfmanns Rückkehr an die Küste wurde dann im Dezember
1889 Buschiri hingerichtet ; Buschiris Nachfolger , Bana Hari , unter ^
warf sich Anfang April 1890 ' ) .

Das Reich mußte alfo das Schutzgebiet zurückerobern , mußte
seine Grenzen sichern und allmählich immer mehr die gesamte Ver¬
waltung und Regierung in die Hand nehmen . Selbstverständlich
standen dem Reiche auch ganz andere Mittel zur Verfügung , als
der OstafrikanischenGesellschaft , so daß es stets die nötigen Ver -
waltungsapparate in der Weise erweitern konnte , wie es die Sach¬
lage erforderte . So erfolgte dann weiter die Einsetzung eines Kaiser¬
lichen Gouverneurs , und im Sommer 1891 wurde auch die Zoll¬
verwaltung vom Reiche übernommen . Damit war Ostafrika auch
eine Staatskolonie geworden , und zwar nach dem von Bismarck

-) Vgl . Kapitel IV , S . 132 .
Vgl . Anlage IV .

-) Vgl . Kapitel IV . S . 133 .
^) Lamprecht , a . a . O ., ^ . 651 ,
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seinerzeit so ungünstig beurteilten „ Französischen System " . Nachdem
schließlich die Deutsch - ostafrikanische Gesellschaft auf ihre Hoheitsrechte
und den größten Teil ihrer Privilegien durch den Vertrag vom
20 . November 1890 verzichtet hatte , ist sie ein Privatunternehmen an
der Seite vieler anderer geworden und beschäftigt sich nur noch mit
Handel und Pflanzungsbetrieb . Das Reich war also gezwungen gewesen ,
auch in diesem Schutzgebiet die Ruhe und Ordnung wiederherzustellen
und für die nötigen Verkehrserleichterungen zu sorgen . Es geschah dies
in der Hoffnung , daß mit der Zeit auch diese Kolonie die für sie auf¬
gewendeten Kosten wieder einbringen würde ^) .

v . Die Kolonien in der Südsee .

Die einzige Stelle , wo der Reichskanzler imstande war, sein Pro¬
gramm zeitweilig vollkommen durchzuführen , waren die Kolonien in der
Südsee . Es ist bereits erwähnt worden , daß hier seit langem Vor¬
kehrungen getroffen waren , um einen großen Teil der Insel Neuguinea
für Deuschland zu sichern . Denn seit vielen Jahren waren Hamburger
Firmen dort tätig und hatten ganze Inselgruppen unter ihren Einfluß
gebracht . Als besonders günstig erwies sich ferner der Umstand , daß
hier nirgends mit den diplomatischen Künsten eines Herrschers , wie
des Sultans von Sansibar , und eines fremden Händlertums , wie der
Araber Deutsch - Ostafrikas , zu rechnen war ; daß die Eingeborenen
sich niemals zu größerem Widerstande vereinigten , und vor allem ,
daß die Persönlichkeiten , welche in diesen Gebieten die Hissung der
deutschen Flagge befürworteten , nicht nur willens , sondern auch in der
Lage waren , Negierung und Verwaltung der betreffenden Gebiete zu
übernehmen . Vom Reiche verlangten sie nur die Anstellung einiger
Aufsichtsbeamten und die Sicherstellung gegen die Ansprüche anderer
Mächte . Unter diesen Voraussetzungen erhoffte man auf beiden Seiten
binnen weniger Jahre große Gewinne und hegte auch keine Be¬
fürchtungen hinsichtlich Verwicklungen und Schwierigkeiten mit anderen
Mächten . Fürst Bismarck durfte sich also mit vollem Recht der

i) Zimmermann , a . a . O ., S . 89 , Köbner , a . a . O ., S . 74 .
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Hoffnung hingeben , dein Reiche hier wirklich einmal eine Ernte ge¬
sichert zu haben , für die er so gut wie nichts aufgewandt hatte

Anfänglich ging auch alles nach Wunsch . Obwohl , wie bereits
eingehend mitgeteilt ^) , von England und Australien versucht wurde ,
eine Festsetzung Deutschlands in der Südsee mit allen Mitteln zu ver¬
hindern , konnten gleichwohl große Teile der Insel und der benach¬
barten Archipele für Deutschland gesichert werden . Auch England gab
schließlich seinen Widerstand auf, so daß die neugegründete „ Neuguinea -
Kompagnie" die Verwaltung und Bewirtschaftung des Landes über¬
nehmen konnte . Sie mußte dies allerdings ans eigene Kosten tun ,
so daß dem Reiche hier nur ganz unbedeutende Aufwendungen er¬
wuchsen . Die Gesellschaft sorgte für eine Dampferlinie , für Beamte ,
Stationen und Erforschungder Kolonie . Bis Anfang Dezember 1886
betrugen ihre Ausgaben °) :

Kaufpreis für sieben Schisse ........ 818 500 Mark
Ausrüstung der Schiffe .......... 110 900 „
Totalbetrag der Beamtenbesoldungen ..... 328 570 „
Aus Europa bezogener Proviant für Stationen . . 108 100 „
Häuser und Hausreinigungen ........ 180 700 „
Sonstiger Stationsbedarf aus Europa , Sydney und

Cooktown 150 150 „
Summa 1 702 920 Mark

Das Reich hätte , falls das Gebiet unter fremder Herrschaft für
deutsche Unternehmungen bewirtschaftetworden wäre , natürlich weit
größere Opfer für deren Schutz bringen müssen .

Indessen ergaben sich auch hier nach nicht allzulanger Zeit
Schwierigkeiten . Zunächst traten unvorhergesehenelangwierige und
unangenehme Verwicklungen mit Spanien wegen einiger unbedeutender
Inseln ein . Durch diesen Streit erfuhren die deutschen Handelsinteressen
zeitweise eine Schädigung , die sehr bedeutenden Geldopfern für diese Kolonie
gleichkamen . Wenn auch der Streit bald beigelegt war und in Zn -

)̂ Vgl - Zimmermann a . ci. O . Z . 88 .
-) Vgl . Kapitel IV , S . 136 .
5) Nach Angaben in den mir gütigst überlassenenAktenstücken des Auswärtigen

Amtes , ttolmlialabteilttiig ^ 1 vom 30 . März 1886 bis 30 . September 1892 .



174 Dr . Herrfnrth , Fürst Bismarck und die Kolonialpolilik

kunst weitere derartige Zwischenfälle vermieden wurden , so ergab sich
doch bald klar , daß die Aufgaben , die mit der Regierung eines immerhin
großen Landes verbunden waren , in administrativer und finanzieller
Hinsicht die Kräfte auch dieser Gesellschaft überstiegen , zumal auch die
erwarteten reichen Erträge ausbliebenund der Gesellschaft somit in abseh¬
barer Zeit die erforderlichen Mittel fehlen mußten . Auch hier sah sich das
Reich nunmehr gezwungen , einzugreifen und die Landeshoheitsrechte nebst
den Kosten zu übernehmen . Bereits in den Jahren 1889 — 1892 kam es
auf Grund eines Vertrages zwischen der Kompagnie und der kaiserlichen
Regierung zu einer vorübergehenden Übertragung der Landesverwaltung
an kaiserliche Beamte auf Kosten der Kompagnie . Später übernahm
die Gesellschaft wieder selbst die Verwaltung , ohne indessen befriedigende
Resultate zu erzielen . Nach weiteren langwierigen Verhandlungen hat
die Gesellschaft endlich im Vertrage vom 7 . Oktober 1898 auf alle
ihre Hoheits - und Vermögensrechteund auf das von ihr bis dahin
ausgeübte Recht der Prägung eigener Münzen verzichtet . Sie erhielt
als Abfindung für ihre Aufwendungenein Kapital von 4 000 000 M ,
zahlbar in zehn Jahresraten von je 400 000 M . ^) , uud die Be¬
rechtigung , Land bis zu einem bestimmten Umfange in Besitz zu
nehmen . Auch hier blieb also das Programm des Fürsten Bismarck
unausführbar , obwohl die Anfänge zu deu schönsten Hofsnungen be¬
rechtigt hatten . Aber „ eine zehnjährige Erfahrung hatte gelehrt , daß
die Fortdauer des bestehendenVerhältnisses nicht zu wünschen wäre , weil
damit dem Interesse , welches das Reich an dem Besitz und der Ent¬
wicklung seiner durch Gunst der Lage und durch natürlichen Reichtum
bevorzugten Südseekolonien zu nehmen hat , ebensowenig Genüge geschah ,
wie dem der Neuguinea - Kompagnie , die mit einer für eine Privat¬
gesellschaft unerfüllbaren Aufgabe belastet wurde " ^) .

Am längsten gelang die Durchführung des Bismarckschen Pro ^
gramms aus den Marschallinseln ; dort wurde bis zum Jahre 1906
das Schutzgebiet durch eine Gesellschaft , die Jaluitgesellschaft , bewirt¬
schaftet , ohne daß von Reichs wegen Aufwendungengemacht worden

!) Vgl . Kapitel IV , S . 196 . — 2) Vgl . die amtliche Denkschrift , betr . den
Übergang der Landeshoheit über das Schutzgebiet der Neuguinea - Kompagnie auf
das Reich vom Jahre I8W , Köbuer , a , a . O ., S . ? '>.
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wären . Am 21 . Januar 1888 war zwischen der Reichsregierung und
der Jaluitgesellschaft ein Vertrag abgeschlossen worden , nach welchem
der GesellschasteigentlicheHoheitsrechte nicht übertragen wurden , sondern
die Ausübung der Verwaltung ausdrücklich kaiserlichen Beamten vor¬
behalten blieb , die Kosten der Verwaltung jedoch die Gesellschaft zu
tragen hatte . Als Gegenleistung waren ihr monopolistischeRechte wirt¬
schaftlicher Natur und eine beratende Stellung bei der Verwaltungs¬
maßnahmen und insbesondere bei der Besteuerung vorbehalten . Von der
Gesellschaft wurden damals die einmaligen Kosten für Einrichtung und
Verwaltung auf 90000 Mark , die jährlichen Ausgaben auf 83 500 Mark
berechnet , die sich folgendermaßen zusammensetzten :

Einmalige Ausgaben :
Grund und Boden , Planieren , Einzäunen ,

Landungsbrücken, Zisternen 10 000 Mark
Gebäude für Gouverneur und Sekretär , Fracht -

und Einrichtungskosten 10 000 „
Wohnhaus für sechs Polizisten ..... 5 000 „
Einrichtung desselben ........ 3 000
Gefängnis ............ 4 000 „
Ein Kutter von 70 bis 80 Tons . . . . 50000 „
Brot , Waffen , Unvorhergesehenes . . . . 8000 „

Summa 90 000 Mark .
Jährliche A u s gaben :

Gehalt für einen Gouverneur ...... 20 000 Mark
Gehalt für einen Sekretär ....... 10 000 „
Gehalt für sechs Polizisten ...... 5 000 ..
Beköstigung und Kleidung derselben . . . 3 000
Instandhaltung der Gebäude und des Bootes 2 000 ..
Bemannung des Kutters , Reparature n usw . . 30 00 0

Summa 70 000 Mark .
Verzinsung und Amortisation der einmaligen Ausgaben von

90 000 Mark 5 15 - / ^ 13 500 Mark , Summa ' also der jährlichen
Ausgaben 83 500 Mark ' ) .

!) Nach den mir gütigst überlassenenAktenstücken des Answä' rligeii Amtes ,
Kolonialabteilnug ^ 1, vom März 1886 bis 30 . September 1892 ,
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Mit dein 1 . April 1906 ist auch dieser Vertrag wieder auf¬
gehoben worden , und die Marschallinseln werden ebenso wie die
übrigen deutschenSchutzgebieteauf Kosten der Reichsregierung ver¬
waltet . Daß sich hier das ursprünglicheProgramm so lange aus¬
führen ließ , lag wohl weniger an dessen Richtigkeit , als vielmehr daran ,
daß das Gebiet verhältnismäßig klein war und einen blühenden
Handel , namentlich mit Kopra , hatte , so daß aus den Erträgen sehr
wohl die Kosten der Verwaltung bestritten werden konnten . Keineswegs
darf man aber aus den günstigen Ergebnisseneinen Schluß ziehen
auf die Durchführbarkeitund Richtigkeitdes von Bismarck einst auf¬
gestellten Kolonialprogramms>) .

L . Ergebnis und Kritik .

Fürst Bismarck ist es also , wie wir sahen , nicht gelungen , die in
sein Programm hinsichtlich der Verwaltung der Kolonien gesetzten Hoff¬
nungen zu verwirklichen , und zwar vornehmlich aus dem Grunde , weil
die von privater Seite geleiteten Kolonialunternehmungenin keiner Weise
ihren verantwortungsvollenund weitgehenden Aufgaben gewachsen waren ,
sondern in den meisten Fällen vollständig versagten . Die Verwaltung
mußte daher schließlich überall auf das Reich übergehen . Dessen¬
ungeachtet ist das Hauptziel , Schutz , Förderung und Ausbreitung des
überseeischen deutschen Handels und der deutschen wirtschaftlichen Unter¬
nehmungen , vollkommen erreicht worden , allerdings auf einem anderen , als
dem ursprünglich vorgesehenen Wege . Es fragt sich nun , ob es gerecht¬
fertigt war, daß der Reichskanzler bei der Gründung von Kolonien
nicht gleich von Anfang an das Reich als solches in Aktion treten ließ ,
sondern sich darauf beschränkte , vorhandenen deutschen Ansiedlungen
oder zu gründenden Unternehmungennur deu Schutz des Reiches an -
gedeihen zu lassen , so daß also die Anlage und Errichtung deutscher
Kolonien von Anfang an lediglich Privater Rührigkeit uud Tatkraft
überlassen war . Verschiedentlich sind deshalb auch bald nach dem
Eintritt Deutschlands in die Reihe der kolonisierenden Mächte Stimmen

Zimmermaiin , a , a . O ,, Z .
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laut geworden , die es dem Fürsten verdacht haben , daß er den von
ihm gekennzeichneten Weg eingeschlagenhat , obwohl die Vorbedingungen ,
wie sie von ihm als nötig bezeichnet , durchaus nicht überall vorhanden
waren , so daß das Reich erst nach und nach die ganzen Einrichtungen
schaffen mußte .

Allerdings verdient auch , obwohl seinerzeit der Reichskanzler mit
seinem Kolonialprogramm fast überall großen Beifall fand , bei näherer
Beurteilung das System der privilegiertenKolonialgesellfchaften, wie
es sich Bismarck ausgedacht hatte , nicht ganz das uneingeschränkteLob ,
welches es damals , als man seine Vor - und Nachteile noch nicht objektiv
uud ruhig beurteilten konnte , in der Nation sand . Man hat wohl auch
damals nicht genügende Vergleiche mit den Erfahrungen gezogen , die
fremde Kolonialnationen , besonders aber diejenigen , welche dein Fürsten
Bismarck bei seinem Borgehen als Vorbild dienten , mit ihren Kolonial
gesellschaften gemacht hatten ; bei einem solchen Vergleiche hätte es
sich gezeigt , daß sich in der Kolonialgeschichteschwerlich Beispiele finden
lassen , wo große Kolonialbesitzungen auf dem von Bismarck ins Auge
gefaßten Wege entstanden sind und sich alsdann bewährt haben . Wenn
aber andererseits die Kolonialgesellschaften mancher Nationen gewisse
Erfolge errungen hatten — und diese Erfolge schwebte » jedenfalls dem
Fürsten Bismarck bei Einleitung der deutschen Kolonialpolitikvor — ,
so ist zu bedenken , daß diesen Kolonialgesellschaften ganz andere Ver¬
hältnisse zugrunde lagen , als sie beim Eintritt Deutschlands in die
Reihe der Kolonialmächtevorhanden waren . Immerhin hätte also der
Kanzler diese veränderte Lage in den Verhältnissen mehr in Berück¬
sichtigung ziehen müssen ; schwerlich wären dann in so kurzer Zeit so
viele Veränderungen des ursprünglich aufgestellten Programms notwendig
geworden .

Bismarck stützte sich vornehmlich darauf , daß , wie die neuere
Kolonialgeschichte bei allen beteiligten Nationen zeigt, große Land¬
striche mit allen wesentlichen Hoheitsrechten an Private , und zwar
nicht bloß an Gesellschaften , sondern auch an einzelne Personen über¬
tragen werden konnten . Auch der Große Kurfürst hatte bei seinen
kolonialenVersuchen dieses System befolgt , indem er eine privilegierte
Kolonialgesellschaft gründete . In gleicher Weife waren ferner Holland ,

Geschichte des Fürsten Bismarck in Einzeldarstellungen vm , 12
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England , Frankreich , Spanien , Portugal und andere Staaten vorgegangen .
Bei diesen fand aber in früheren Zeiten das System der Kolonialgesell¬
schaften darin seine Begründung , daß die Staaten damals weder die not¬
wendigen Geldmittel , noch die erforderlichen administrativen Einrichtungen
besaßen , um alles von vornherein aus eigenen Mitteln zu leisten . Auch
konnten und wollten sie nicht bei den fortgesetzten europäischen Unruhen
ihre Länder vom Militär entblößen , um es in fremden Erdteilen zu ver¬
wenden . Bei allen Staaten hat sich aber gezeigt , daß die Gesellschaften ,
namentlich bei größeren kriegerischen Verwicklungen , den Aufgaben nicht so
gewachsen waren , um aus eigener Macht die Ruhe wiederherstellen zu
können . Überall sah sich daher der Staat gezwungen , einzugreifen und
meistens in die Rechte der Gesellschaften einzutreten . Dieser Fall war
auch bei den beiden Kolonialgesellschaften eingetreten , deren Erfolge
dem Reichskanzler bei Aufstellung seines Kolonialprogramms vorge¬
schwebt hatten , nämlich bei der holländisch - ostindischen und - west¬
indischen Kompagnie im Jahre 1798 und bei der britisch - ostindischen
Kompagnie im Jahre 1855 .

Aber auch der Gesichtspunkt Bismarcks , daß es möglich wäre ,
Kolonien zu gründen , ohne daß die Regierung das Land erwirbt und
in ihm Handel und Wandel großzieht , wird von der Kolonialgeschichte
nicht hinreichend bestätigt ; im Gegenteil , die meisten kolonisierenden
Nationen besaßen bei Beginn ihrer kolonialpolitischen Tätigkeit fast
nirgends in fremden Erdteilen Plätze , die von ihren Untertanen mit
Beschlag belegt waren und bei denen sie in der von Bismarck beab¬
sichtigten Weise hätten Verfahren können . So hatten die Portugiesen , als
sie in Indien mit Eroberungen vorgingen , dort noch keinerlei Handels¬
interessen , ebensowenigdie Spanier bei ihren Kolonisationsversuchen
in Amerika ; diese hatten vielmehr bei der Kultivierung des Landes
und bei der Beschaffung von Vorbedingungenfür einen Aussuhrhandel
mit großen Schwierigkeiten zu kämpfen . Selbst die Engländer mußten
sich bei ihrer Festsetzung in Nordamerika lange Zeit um eine gedeihliche
Entwicklung von Handel und Wirtschaft abmühen . Auch läßt sich
von der holländischen Kolonialpolitik nicht sagen , daß sie immer den
Schutz schon vorhandener Handelsniederlassungenzum Ausgangspunkt
gehabt hätte ; in den meisten Fällen mußte von ihnen erst eine Art
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Landeshoheit erworben und danach Handel und Wandel großgezogen
werden .

Alle diese Bedenken , die sich bei einer genaueren Betrachtung
der historischen Tatsachen ergeben , scheint Bismarck nicht hoch genug
eiugeschätztoder übersehen zu haben . Denn , wenn auch nach außen
hin , namentlich bei Holland und England , der Anschein erweckt werden
konnte , als ob nur die Gesellschaften die Arbeit in den Kolonien ver¬
richteten , so darf dabei doch nicht außer acht gelassen werden , daß hinter
diesen Gesellschaften der Staat selbst stand und alle diesbezüglichen
Handlungen der Regierung mit Rücksicht aus diese Gesellschaften ge¬
schehen sind . Nur dadurch ist es zu erklären , daß die Hoffnung des
Fürsten Bismarck , den beteiligten Gesellschaften Einrichtung und Ver¬
waltung der Kolonien zu überlassen , nicht in Erfüllung gehen konnte ,
das Reich vielmehr in ausgedehntem Maße eingreifen mußte und eine
Verwaltung der Kolonien analog den englischen und holländischen Vor¬
bildern nicht ausführbar war . Es waren eben , als Bismarck die deutsche
Kolonialpolitik begann , ganz andere Verhältnisse vorhanden , wie zu der
Zeit, in der die genannten Gesellschaften aktiv vorgingen . Die Macht
und Bedeutung jener Gesellschaften beruhte hauptsächlich auf Handels¬
monopolen für gewisse Gegenden , die von den Gesellschaften eifer¬
süchtig gehütet wurden , die aber zur Bismarckschen Zeit nicht mehr
möglich waren . Noch bedeutsamer für die Beeinträchtigung des
Bismarckfchen Kolonialprogramms ist aber der Umstand , daß zur Zeit
des ersten Kanzlers bedeutend mehr und ganz etwas anderes vom
Staate erwartet und verlangt wurde als in den früheren Jahrhunderten .
Damals wurde der Schutz der Angehörigen eines Staates und ihres
Besitzes im Auslande noch nicht so sehr als eine Aufgabe der Staats¬
verwaltung betrachtet ; noch weniger entsprach im Zusammenhange
damit die Ausübung staatlicher Hoheitsrechte durch Erwerbsgesellschaften
der Auffassung vom Staates .

Aber nicht nur die Praxis hatte im Verlaufe der Kolonialgeschichte
der verschiedenenStaaten ein Versagen der Hoffnungen , die man auf
Kolouialgesellschaften glaubte setzen zu können , gezeitigt , sondern auch

' ) v . Stengel , n . n , O ., 5 . >'Ut ,
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die Wissenschaft und die Theoretiker in den verschiedenen Ländern
hatten schon früher auf die verhältnismäßig wenig günstigen Erfolge
hingewiesen , die mit einem System PrivilegierterGesellschaften erreicht
werden konnten . Zwar hatte man besonders in Frankreich im Zeitalter
des Merkantilismus dieses System auf das lebhafteste verteidigt , aber
allmählich vollzog sich doch ein Umschwung in der Auffassung über diese
Form der Kolonisation bei einzelnen Merkantilisten , so namentlich bei
Bauband . Hauptsächlich aber zur Zeit der Physiokraten und ins¬
besondere unter Adam Smith und seiner Schule setzte eine lebhaste
Bekämpfung jenes Systems ein , und gerade in England , wo das System
der privilegierten Kolonialgesellschaften in Blüte stand . Von den
deutschen Nationalökonomenist besonders Röscher gegen dieses System
aufgetreten . In der neuesten Zeit steht die Wissenschaft ausnahmslos
diesem System ablehnend gegenüber .

Nach zwei Richtungen hin widerstrebt nämlich die Regierung
weiter Gebiete durch private Erwerbsgesellschaften der gesamten modernen
Rechtsentwicklung: in völkerrechtlicherund in staatsrechtlicher Hinsicht .
In völkerrechtlicherHinsicht machen die kolonialpolitischen Handlungen
einer privaten Gesellschaft den Staat , dem sie angehört , nach außen
hin verantwortlich ; denn bei kriegerischen Verwicklungen kann der Staat
den Gesellschaften in den meisten Fällen die erforderliche Hilfe nicht
versagen . In staatsrechtlicher Hinsicht „ drängt das moderne Rechts¬
bewußtseindahin , daß in den Kolonien wie im Mutterlande schließlich
der Staat allein die ausgleichende Gewalt und die Hoheit über
die verschiedenenBevölkerungsteileausüben kann . Mißstände müssen
sich bei privilegierten Kolonialgesellschaften sowohl der eingeborenen
Bevölkerunggegenüber als auch den Kolonisten der eigenen Nation
gegenüber ergeben " ^) .

Sodann ist zu bedenken , daß private Gesellschaften regelmäßig
wohl nur ihr eigenes Interesse im Auge haben und bemüht sind ,
möglichst bald große Gewinne aus den von ihnen erschlossenen Gebieten
zu ziehe « , so daß eine rationelle Bewirtschaftungdes Bodens und eine
richtige Inanspruchnahme der menschlichenKräfte kaum wird vorge -

') t̂öbuer , Einführung in die Nolonialpolitik , S . 82fs .
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nmninen werden können , während bei dein Staate diese Voraussetzungen
wegfallen und er in Ruhe infolge seiner größeren Leistungsfähigkeit
auf finanziellemGebiete die Entwicklung der Dinge abwarten kann .

Mit der zunehmenden Entwicklung einer Kolonie muß aber ferner
auch den Kolonisten selbst gegenüber die Monopolstellungeiner Gesell¬
schaft mehr oder minder zu Interessengegensätzen führen . Eine solche
Monopolstellung zu erringen , liegt im Bestreben jeder Kolonialgesell¬
schaft . In der Praxis wird es nicht viel Unterschied machen , ob dieses
Monopol rechtlicheroder nur tatsächlicher Natur ist . Das Haupt¬
bestreben der Gesellschaft wird es stets sein , in dem allein von ihr
erschlossenenund verwalteten Gebiete im Handel keine Konkurrenz zu
haben oder zum wenigsten , falls Konkurrenten vorhanden sind , dieselben
Borteile vom Handel zu ziehen wie diese . „ Daher ist der Kampf um
die Herrschaft der Kolonialgesellschaftvielfach geradezu ein Kampf
zwischen Monopol und stetig wirkender Konkurrenz geworden ^) . "

Jedenfalls hat es sich gezeigt , daß eine Verschmelzungzwischen
einer individuellen Erwerbstätigkeitund staatlichen oder staatsähnlichen
Regierungsfunktionenund die Verfügung über die hierdurch gegebenen
öffentlichen Machtmittel im Interesse privater wirtschaftlicher Zwecke
unter den jetzigen Verhältnissen unhaltbar sind . Dies ist fast in
allen Staateu anerkannt worden , auch schon zur Bismarckschen Zeit .
Das Deutsche Reich übt daher jetzt , nachdem es in der Bismarckschen
Zeit mit seinem kolonialgesellschaftlichenProgramm so wenig günstige
Erfahrungen gemacht hat , in allen seinen Kolonien die Rechte aus , die
ein Ausfluß der Staatshoheit sind . In den weitaus meisten Fällen
hat sich ferner gezeigt , daß die Entkleidung der Gesellschaftenvon ihren
öffentlichen Funktionen nur günstig auf ihre Eutwicklung und ihre
Privatwirtschaftliche Tätigkeit gewirkt hat . So sind auch die deutschen
^lolonialgesellschaften erst dann zur rechten Entwicklung gelangt , als sie
von den Fesseln einer öffentlich - rechtlichen Tätigkeit befreit waren .

Kölnier , a . a . O ., S , 8Zff .



Kapitel VI .

Die Auswendungen des Deutschen Reiches
für die Kolonien zur Zeit Bismarcks ' ) .
In seinen kolonialprogrammatischenReden hatte Fürst Bismarck

wiederholt geäußert , daß die Kolonien dein Deutschen Reiche wenig
Kosten verursachen würden . Er konnte diese Anschauung um so wehr
vertreten , als nach seinem ursprünglichenProgramm , wie bereits dar¬
gestellt ^) , die Einrichtung einer staatlichen Kolonialverwaltung nicht
geplant war , sondern die Flagge dem Handel folgen und in den unter
deutschen Schutz gestellten Gebieten das Reich lediglich durch Konsuln
oder Residenten mit konsularischen Befugnissen vertreten sein sollte .
Soweit eine Regierungstätigkeitin den Schutzgebiete » überhaupt not¬
wendig werden würde , sollte nach dem Vorbild der englischen Ein¬
richtungen durch Verleihung von Kaiserlichen Schutzbriefen an große
Gesellschaften ein unmittelbares Eingreifen des Reiches in die Ver¬
waltung der überseeischenGebiete vermieden werden . Bismarck wollte
also die Initiative für die innerpolitische und wirtschaftlicheEntwicklung
der Schutzgebiete lediglich den dort interessierten Unternehmern znweisen .
Wesentlich mitbestimmendfür sein Programm waren die ernsten Er¬
wägungen finanzieller Art .

Es kann nicht verkannt werden , daß dieses System den unverkenn¬
baren Vorteil hatte , der finanziellen Belastung des Reiches von vorn -

' ) Vgl . Seitz , Grundsätzeüber Ausstellung und Bewirtschaftungdes Etats
der deutschen Schutzgebiete; Köbner , Einführung in die Kolonialpolitik , S . 147 ff . ;
Dernburg , Die finanzielle Entwicklungder Schutzgebiete ; Dernburg , Koloniale
Mnanzprobleme ; Z immer manu , Kolvnialpolitik , S . 295 ff.

y Vgl . Kapitel III .
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herein genau bestimmte Grenzen zu ziehen . Es wäre somit , falls das
Kolonialprogramm des Fürsten Bismarck den versprochenen Erfolg
gehabt hätte und die deutsche Kolonialpolitik sich dauernd in diesen
Bahnen bewegt hätte , die ihr Fürst Bismarck anweisen wollte , eine
Kolonialverwaltung im engeren Sinne und die Ausgestaltung eines
Etatsrechtes der Schutzgebiete unnötig und unmöglich geworden . Bis¬
marck wollte dem Reiche nur insoweit Lasten auferlegen , als es in den
einzelnen Schutzgebieten Vertreter in Gestalt von Konsuln oder Resi¬
denten zu unterhalten hatte und dieser Vertretung , soweit nötig , durch
Errichtung von Marinestationenden erforderlichen Rückhalt bieten mußte . —
Die Ausgaben hierfür mußten naturgemäß dem Etat des Auswärtigen
Amtes und des Reichsmarineamtes als den zunächst beteiligten Behörden
zur Last fallen und hätten sich ohne weiteres in den Reichshaushalts¬
etat einfügen lassen . Alle andern Ausgaben , namentlich aber die Kosten
der eigentlichenVerwaltung und der wirtschaftlichen Erschließung , hätten
das Reich alsdann nicht berührt, sondern wären den privilegierten
Personen oder Gesellschaften zur Last gefallen , denen es überlassen
blieb , die Finanzen der von ihnen besetzten Gebiete nach ihren privat¬
wirtschaftlichen Grundsätzen zu verwalten .

Wie bereits im vorhergehenden ausgeführt worden ist , zeigte
es sich aber in Deutschland früher , als in andern Kolonialstaaten ,
daß sich eine Kolonialpolitik nach dein dargelegten System , welches
für das Mutterland zweifellos sehr bequem und wenig belastend
war , auf die Dauer nicht durchführen ließ . Gerade die finanzielle Be¬
lastung der verschiedenen Gesellschaften war eine der Hauptursachen ,
ml <? denen jenes System versagte . Bismarck mußte schon nach kurzer
Zeit die Erfahrung machen , daß es zweckmäßigerund zweckdienlicher
sein würde , die Verwaltung der Kolonien und damit alle ihre finanziellen
Konsequenzen dein Reiche direkt zu übertragen .

Nachdem sich hiernach für das Reich die Notwendigkeit ergeben
hatte , die Verwaltung der Kolonien selbst in die Hand zu nehmen ,
mußten naturgemäß die voraussichtlich entstehenden Kosten im Reichs¬
haushaltsetat ausgeworfen werden . Bei Ausführung dieser Maßregel
konnte es nicht zweifelhaft sein , daß diese Kosten zunächst bei dem
Etat desjenigen Nessorts einzustellen waren , dem die Schutzgebiete
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unterstanden, also bei dein Etat des Auswätigen Amtes . Für die
Etatsansätze waren dabei weniger feste Grundsätze , als vielmehr prak¬
tische Erwägungen und Bedürfnisse maßgebend , indem ein großer Teil
der Ausgaben , insbesondereaber die Beamtengehälter , einzeln im Etat
nachgewiesen , die übrigen Kosten der Verwaltung dagegen , soweit sie
nicht durch eigene Einnahmen der SchutzgebieteDeckung sanden , in
einer Pauschalsummeausgeworfen wurden . Innerhalb dieser Pauschal¬
summe sollte die Verwaltung nach einem von dem Auswärtigen Amte
ausgearbeitetenWirtschaftsplane durch die obersten Beamten der Schutz¬
gebiete geführt werden .

Die Zweckmäßigkeit dieser Pauschalsummen versuchte Fürst Bismarck
in seiner großen kolonialpolitischen Reichstagsrede vom 2 . März 1885 ^)
zu begründen . Wie aus den in der Anlage ^) beigegebenen übersicht¬
lichen statistischen Angaben zu ersehen ist , wurden damals im Reichs¬
haushaltsetat für das Etatsjahr 1885/86 „ zur Einleitung derjenigen
Maßnahmen , welche zur Durchführung der dein Reiche in den Schutz
gebieten von Kamerun , Togo und Angra Pequena zufallenden Ausgaben
notwendig feien , sowohl zur Remunerierung von Beamten , als zur
Ausführung unbedingt erforderlicher Bauten " 248000 M . neben anderen
Ausgaben als einmalige Ausgaben gefordert . Infolge einer Anregung
des Abgeordneten Richter faßte damals die Budgetkommissionden
Beschluß , diese Forderungen als einmalige Pauschalsummezu bewilligen
und stellte dementsprechend einen Antrag auf einmalige Bewilligung
von 248000 M . Nachdem regierungsseitigdieser Beschluß der Kom¬
mission als eine wenig freudige Zustimmung zum Vorgehen der Re¬
gierung und gleichsam als ein Borbehalt für einen späteren Rückzug
bezeichnet worden war , führte Fürst Bismarck in seiner vorerwähnten
Rede folgendes aus :

„ Ich kann nicht mit Sicherheit vorhersagen , welche Aufnahme
die Bewilligung eines Pauschquantums statt der Einzelforderungen
bei den Verbündeten Regierungen finden wird ; so viel aber kann
ich vorhersagen , daß ich meinerseits sie befürworten würde . Ich halte
den Zweck , den wir erstreben , für jetzt durch ein Pauschquantumeben -

Vgl . Kohl XI , 49 - 65 . — -) Vgl . Anlage I .
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sogut erreicht , ja , ich würde vielleicht in der Lage gewesen sein , bei
den verbündeten Regierungen sofort ein Pcmschquantmnbeantragt
zu haben , wenn ich hätte glauben können , daß in dieser Form Ihre
Annahme der Sache wahrscheinlicher wäre , als in der detaillierten ;
ich fürchtete aber , daß , wenn wir ein Pauschquantum gefordert haben
würden , Sie dann von uns die Detaillierung verlangt hätten , und
ich habe sie nur widerstrebend bis zu dem Maße , wie wir sie gegeben
haben , gedruckt gesehen . Wir können ja nicht mit voller Sicherheit
voraussehen , ob die Organisation , die wir ihnen vorschlagen , nach¬
dem wir ein Jahr Zeit gehabt haben werden , über Land und Leute ,
über die Begrenzung der Besitzungen , die von unseren Landsleuten
erworben sind , über die Haltung , welche die auswärtigen Regierungen
zu unseren Unternehmungenbeobachten , Erfahrungen zu sammeln ,
teils durch den Lauf der Ereignisse in diesem Jahre , teils durch die
Berichterstattungamtlicher Iioe von uns abgesandter Persönlich¬
keiten , ob die Organisation sich bewähren werde ; erst dann werden
wir in der Lage sein , Ihnen mit voller Überzeugung Detailvorschläge
zu machen . Die , die wir bisher gemacht haben , haben wir
in kiäem auf das Urteil des Syndikats in Hamburg gemacht ;
nur haben das vorgeschlagen , was das Syndikat für nötig hielt .
priniÄ k:wie . Ob unsere eigene Überzeugung übers Jahr vollständig
damit übereinstimmt , kann ich nicht vorhersagen , und insofern ist
es meines Erachtens , ohne den verbündeten Regierungenvorzugreifen ,
sogar nützlicher , ein Pauschquantum zu bewilligen , als die einzelnen
Details . . . . " ' )

Das vorhin angedeutete System hinsichtlichder Etatsaufstellung
für die Schutzgebiete entsprach durchaus den vollständig einfachen Ver¬
hältnissen in den ersten Jahren der deutschen Kolonialgeschichte und
ließ eine weitgehende Bewegungsfreiheit im Rahmen der bewilligten
Mittel für die Kolonialverwaltung zu . Es konnte sich während der
ganzen Bismarckschen Zeit halten und fand sein Ende erst durch das
Reichsgesetzüber die Einnahmen und Ausgaben der Schutzgebiete vom
30 . März 1892 , durch welches die bisherige Finanzwirtschaft der

' ) Vgl . Kohl XI . S . 51 f.
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Schutzgebietevollkommen umgestaltet und thuen vermögensrechtliche
Selbständigkeit beigelegt wurde . Die Pauschalsummen wurden durch
spezialisierte , vom Reichshaushaltsetat getrennte Etats ersetzt , und die
Feststellungder Einnahmen und Ausgaben hat seitdem alljährlichdurch
besonderes Reichsgesetz zu erfolgen ; dem Reichskanzler wurde ferner
die jährliche Rechnungslegungüber die Verwendung der Etatssummen
gegenüber dem Bundesrate und Reichstage behufs Entlastung durch
diese auferlegt . Der Etat der Schutzgebiete entspricht von diesein Zeit¬
punkt an hinsichtlich seiner Form im Aufbau und in seiner Einteilung
dem des Reichshaushaltsetats.

Eine Behandlung der Grundsätze des Etatsrechtes der deutschen
Schutzgebiete zur Zeit Bismarcks ist unmöglich , ohne , wenigstens soweit
finanzielle Gesichtspunkte in Frage kommen , etwas auf die staatsrecht¬
liche Stellung der Schutzgebietezum Reich näher einzugehen ; die
Quellen , nach denen diese Stellung in den Jahren 1884 — 1890 zu
beurteilen ist , sind die Reichsverfassung und das Schutzgebietsgesetzvom
16 . April 1886 .

Da bei der Geburt des neuen Deutschen Reiches keine Kolonien
vorhanden waren und mit etwaigen künftigen überseeischen Besitzungen
des Reichs nicht gerechnet wurde , so fehlen in der Reichsverfassung
jegliche Bestimmungen über die staatsrechtliche Stellung derartiger
Gebiete zu dem Reiche selbst . Zwar sind in Artikel 4 Ziffer 1 der
Reichsverfassungunter denjenigen Gegenständen , welche derBeaufsichtigung
und der Gesetzgebung des Reichs unterliegen , auch die Bestimmungen
über die Kolonisation aufgeführt . Allein aus dieser Vorschrift kann
höchstens gefolgert werden , daß die Regelung des staatsrechtlichen Ver¬
hältnisses der Schutzgebietezum Reich der Kompetenz des Reiches
unterliegt Nur in einer Beziehung kann hinsichtlich der staatsrecht¬
lichen Stellung der Schutzgebiete zum Reiche aus der Verfassung ein
sicherer Schluß gezogen werden : Die Schutzgebiete sind nicht Reichs¬
gebiet im Sinne der Reichsverfassung . Damit ergibt sich von selbst ,
daß man bei der Beurteilung der staatsrechtlichen Stellung der Schutz¬
gebiete auf die nach ihrer Besitzergreifungergangenen Reichsgesetze
angewiesen ist .

' ) Ägl . Laband , Staatsrecht des Deutschen Reiches , 4 . Anfl ., 71 . Bd . . S . 281 ff.
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Wenn auch nach Erwerb der ersten Kolonie diesbezügliche Gesetze
nicht sofort erlassen wurden , so trat diese Frage doch sehr bald an
Bismarck heran . Die britische Regierung fragte nämlich unterm 22 . Sep¬
tember 1884 anläßlich der Anerkennungder deutschen Besitzergreifung
gleichzeitig an , ob das deutsche Protektorat einen politischen und terri¬
torialen Charakter habe oder ob es bloß über die Personen der
deutschen Untertanen in der Art geübt werden solle , wie jede zivilisierte
Macht , die die Mittel dazu habe , es über ihre in unzivilisierten
Gegenden handeltreibendenUntertanen ausübe . Darauf erhielt unterm
6 . Oktober 1884 der deutsche Botschafter in London den Auftrag , diese
Frage folgendermaßen zu beantworten : „ Das in den fraglichen Gebieten
im Namen Seiner Majestät des Kaisers verkündete Protektorat erstreckt
sich , wie die großbritannische Regierung richtig annimmt , nicht lediglich
auf die Person der daselbst wohnhaften oder sich aufhaltendendeutschen
Reichsangehörigen, sondern auf das Gebiet als solches , hat mithin
einen territorialen Charakter . " Die Angelegenheit ruhte sodann , da
die verbündeten Regierungen anfänglich nicht die Absicht hatten , grund¬
sätzlich die staatsrechtliche Stellung und Verfassung der Schutzgebiete
zu regeln , sondern es für ausreichend hielten , wenn für die Einrichtung
und Ausübung einer geordneten Rechtspflege in diesen Gebieten Sorge
getragen würde . Gleichwohlwurde in den parlamentarischen wie in
den wissenschaftlichenKreisen die Frage der Zuständigkeit der Organe
des Reichs für die Regelung der Rechtsverhältnissein den neuen
Gebieten , sowie die Frage der staatsrechtlichen Stellung dieser Gebiete
selbst lebhast diskutiert . Die Bestimmungen der Reichsverfassung
gaben , wie schon erwähnt , keinen Anhalt für eine zweifelsfreie Beant¬
wortung der Frage . Auf eine Anfrage im Reichstage konnte am
6 . Februar 1885 ein Regierungskommissarin dieser Beziehung nur
nachstehende Erklärung des Fürsten Bismarck verlesen :

„ Die deutschen Schutzgebiete in Westasrika sind , solange sie
nicht durch ein Reichsgesetz dem Gebiete des Deutschen Reichs ein¬
verleibt sind , als Ausland zu betrachten . Wie überall im Auslande ,
so auch hier , werden die Beamten des Reichs den Deutschen und
den Untertanen befreundeter Staaten gegenüber nach den bestehenden
Gesetzen des Reichs zu verfahren haben .
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Insoweit die bisherige Gesetzgebung über deutsche Rechtsprechung
im Auslande hierzu nicht ausreichen sollte , werden die zu ihrer Er¬
gänzung nötigen Vorlagen im Bundesrate gemacht werden , sobald
die Einrichtung deutscher Rechtsprechungin den Schutzgebieten
infolge der Bewilligung der erforderlichen Mittel überhaupt in Aus¬
sicht genommen werden kann .

Der Gerichtsstand der Eingeborenen, welche das deutsche
Jndigenat nicht erlangt haben , hat bisher durch die Besitzergreifung
der Küsten eine Änderung nicht erlitten . Bevor die Kaiserliche
Regierung neue Einrichtungen in dieser Beziehung in Angriff nimmt ,
wird die Einsetzung von amtlichen Organen stattfinden müssen , deren
Gutachten in Verbindung mit dem des Syndikats usw . die Unter¬
lage der zu erstrebenden Einrichtungen bilden wird . Sollte sich
dann die Notwendigkeit zu weiteren Aktionen der Reichsgesetzgebung
herausstellen, so wird der Reichskanzler die Kaiserliche Ermächtigung
nachsuchen , um im Bundesrate die erforderlichen Aufträge einzubringen .

Berlin , den 6 . Februar 1885 .
gez . von Bismarck . "

Die Auffassung des Fürsten Bismarck ging also entsprechend seiner
grundsätzlichenstaatsrechtlichen Anschauung dahin , daß in den Kolonien
ebenso wie im Deutschen Reiche selbst die Souveränität bei der Gesamt¬
heit der verbündeten Regierungen der Staaten , die das Deutsche Reich
bilden , liege . Er erkannte aber gleichzeitig , daß eine praktische Durch¬
führung dieses Gedankens , nach welchem der Schwerpunkt der staat¬
lichen Befugnisse bei dem Organ der Verbündeten Regierung , dem
Bundesrate , geruht haben würde , untunlich sein müßte , da eine energische
und planmäßige überseeische Betätigung in erfolgreicher Weise einer
starken einheitlichen Stütze bedürfe und nicht von einer kollegialen
Körperschaft , deren einzelne Mitglieder jedesmal die Instruktionen ihrer
Regierung einzuholen hätten , von Fall zu Fall und in allen Einzel¬
heiten geleistet werden könnte . Da Fürst Bismarck zunächst offenbar
nicht die Neigung hatte , diese verwickelten staats - und völkerrechtlichen
Verhältnissesofort zu regeln , aber immerhin eine gewisse Klärung zum
Zwecke einer geordneten Rechtspflegeeintreten lassen wollte , so legte
er am 12 . Januar 1886 dem Reichstage einen vom Bundesrat be -
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schlossenenEntwurf eines Gesetzes , betreffend die Regelung der Rechts¬
verhältnisse in den deutschen Schutzgebieten , vor, welcher folgenden
Wortlaut hatte :

„ Die Ausübung der Gerichtsbarkeit in den deutschen Schutz¬
gebieten sowie die Mitwirkung der deutschen Behörden bei der Aus¬
übung dieser Gerichtsbarkeit und die hierbei zur Anwendung
kommenden Vorschriften des Bürgerlichen Rechts und des Strafrechts
werden durch Kaiserliche Verordnung mit Zustimmung des Bundes¬
rats geregelt . Die auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen
sind dem Reichstage sofort bzw . bei dessen nächstem Zusammen¬
treten zur Kenntnisnahme vorzulegen . "

Daraufhin erfolgte eine teilweise Regelung der Verhältnisse
durch das Reichsgesetz vom 17 . April 1886 , die dazu ergangene
Novelle vom 15 . März 1888 und durch einzelne , auf die Schutzgebiete
bezüglichen Spezialgesetze in Verbindung mit einer großen Anzahl auf
Grund dieser Gesetze erlassenen Verordnungen . Das erwähnte Gesetz
vom 16 . April 1886 stellte in Z 1 den Grundsatz auf, daß der Kaiser
in den Schutzgebietendie Schutzgewalt , d . h . die Souveränität des
Reichs im Namen des Reichs ausübe .

Damit war für die Schutzgebietein finanziellerBeziehung —
und nur um diese handelt es sich hier — die ausschließliche Ver¬
fügungsgewalt des Kaisers festgestellt . Über die Finanzen der Schutz¬
gebiete, also über Einnahmen und Ausgaben , verfügte der Kaiser ,
selbstverständlich nur insoweit, als Mittel des Reichs nicht in Anspruch
genommen wurden . Mußten für die Schutzgebiete Mittel des Reichs
aufgewendet werden , so traten von selbst die verfassungsmäßigen
Rechte der gesetzgebenden Faktoren des Reichs , des Bundesrats und
Reichstags , in Wirksamkeit .

Um nun das finanzielle Verhältnis zwischen dem Reiche und den
Kolonien während der Bismarckschen Zeit in den Jahren 1884 — 1890
vollständigübersehen und richtig beurteilen zu können , namentlich aber ,
um zahlenmäßig nachzuweisen , welche Einnahmen erzielt und besonders ,
welche Ausgaben entstanden sind , bzw . wie sie von Jahr zu Jahr , je
mehr das Reich bei der Verwaltung in Mitleidenschaft gezogen wurde ,
gewachsen sind , zugleich aber auch , um zu zeigen , ob Bismarck tatsü' ch -
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lich , wie es in seinem Programme stand , das Reich für die Kolonien
nicht übermäßig in Anspruch genommen hat , erscheint es geboten , zu
versuchen , eine genaue Übersicht aller Einnahmen und Ausgaben zu
geben , und zwar um so mehr , als es bisher insbesondereüber die Höhe
der Aufwendungen an erschöpfenden Angaben aus jener Zeit fehlt .
Auch die Denkschrift Dernburgs „ Die finanzielle Entwicklung der deutschen
Schutzgebiete " gibt keine spezialisierte Übersicht , sondern nur graphische
Darstellungen in Form von Kurven . Ein getreues und zuverlässiges
Bild für die Aufwendungendes Reiches zur Bismarckschen Zeit kann
also auch hieraus nicht erlangt werden .

Die amtlichen Quellen für diese Feststellungen , deren Ergebnisse
unter Beifügung der auf Veranlassung Bismarcks ausgearbeiteten ein¬
gehenden Begründungen für die nachgewiesenen , bewilligten und ver¬
ausgabten Posten in der der Arbeit beigegebenen Anlage ^) nieder¬
zulegen ratsam erschien , um nicht im Texte durch umfangreiche Tabellen ,
Begründungen usw . die Übersicht zu erschweren , sind in den einzelnen Reichs¬
haushaltsetats und in den alljährlich gelegten Allgemeinen Rechnungen
über den Reichshaushalt zu suchen . Um die weiter unten in diesem
Abschnitt angeführten kurzen Ziffern , sowie die Zahlen für die im
Anhange gegebenen Tabellen usw . zu erhalten , mußte ein außerordent¬
lich umfangreiches Material , welches sich in zahlreichen amtlichen Samm¬
lungen zerstreut vorfindet , durchgearbeitet werden . Aber abgesehen von
der Reichhaltigkeit dieses Materials waren außerdem noch vielfach zur
Aufklärung einzelner Posten große Schwierigkeiten zu überwinden , weil ,
wie schon oben angedeutet , zur Bismarckschen Zeit Sozialetats nicht
aufgestellt sind . Bis 1887 gab es überhaupt keine Spezialetats , die
Ausgaben traten nur , wie schon erwähnt , in den Etats des Auswärtigen
Amtes und des ReichsmarineamteSin Erscheinung . Erst vom Jahre
1888 ab sind Lokaletats vorgelegt , die auch die mäßigen Einnahmen
der einzelnen Schutzgebiete erkennen lassen ; aber weder diese , noch die
Ausgaben sind in diesen Etats ausreichendspezialisiert .

Die der Arbeit in der Anlage angefügte Übersicht ist für jedes
Jahr nach den Kapiteln und Titeln des Reichshanshaltsetats , unter

!) Vgl . Anlage I .
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denen die Einahmen und Ausgaben nachgewiesen sind , geordnet und
durch die dazu gehörigen Etatsbemerkungen ausführlich erläutert
worden . Dadurch ist ein klares und zutreffendes Bild aller Auf¬
wendungen für die Kolonien gewonnen worden : es ergibt sich aber
auch ferner daraus , wie die finanzielle Belastung Deutschlands sich
mit seinem Eintritt in die Kolonialpolitik gestaltet hat und wie sie
bei der Entlassung Bismarcks gewesen ist .

Einen kurzen Überblick über die Gestaltung der etatsmäjzigen Ein ^
nahmen und Ausgaben in den deutschen Schutzgebieten während der
Etatsjahre 1884/85 bis 1890/91 ergibt die folgende Zusammenstellung :
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Wie demgegenüber im Laufe der Jahre die Einnahmen und
Ausgaben der zur Zeit Bismarcks erworbenen Schutzgebiete , namentlich
aber die Ausgaben , gewaltig gewachsen sind , läßt die nachfolgende
Übersicht über den Haushaltsetat für die Schutzgebiete ( ohne Kiautschou
und Samoa ) auf das Rechnungsjahr 1907 erkennen :
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2073 340

77471900
1515 225

462 441

^
4l
01

0l
<ZL

U

Zusammen 28324920 !70 607 000 68814 99000734 .
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In den durch die erste ZusammenstellungnachgewiesenenJahres -
summen sind indessen diejenigen Aufwendungennicht enthalten , welche
aus Anlaß eines Wechsels in den Personen der Reichsbeamtenin den
Schutzgebieten an Umzugskosten bzw . Vertretungs - und Reisekosten ent¬
standen und naturgemäß vom Reiche zu tragen gewesen sind . Wie in
den bezüglichen Vermerken zu Kapitel 5 Titel 3 bis 115 des Etats
für das Auswärtige Amt des näheren ausgeführt worden ist >) , erschien
es nicht gerechtfertigt , diese Kosten dauernd den Lokaletats der Schutz¬
gebiete bzw . der betreffenden Gesellschaften zur Last zu legen , da es sich
um Reichsbeamtehandelte , bei deren Versetzung und Stellvertretung
in erster Linie die dienstlichen Interessen des Auswärtigen Amtes maß¬
gebend sein mußten . Diesen Grundsätzen entsprechend sind die ent¬
standenen Umzngs - , Vertretungs - und Reisekosten aus die verschiedenen ,
zu ihrer Tragung geeigneten Fonds des Auswärtigen Amtes angewiesen
und aus ihnen bestritten worden . Die Höhe dieser in den Jahren
1884/1891 aufgewendeten Kosten ließ sich aus den einzelnen Etats und
den allgemeinen Rechnungen über den Reichshaushalt nicht ziffernmäßig
ermitteln und feststellen . Es würde dies nur nach eingehender Durch¬
sicht und Prüfung der betreffenden Verwaltnngsrechnungenund der
dazu gehörigen Beläge möglich gewesen sein . Aber selbst wenn das
zu dieser Feststellungunentbehrliche Material zugänglichgewesen wäre ,
— was nicht der Fall war , — so hätte die Arbeit bei den vielfachen
unüberwindlichen Schwierigkeiten zu richtigen Schlußfolgerungendoch
nicht geführt , sondern es hätte zn Schätzungen gegriffen werden müssen ,
deren Richtigkeit nicht verbürgt werden konnte .

Ebensowenighaben die Gesamtkosten , welche durch den Aufstmid
und die Blockade in Ostafrika , sowie durch die Anwesenheit größerer ,
als der planmäßig vorgesehenen Streitkräste vor Apia entstanden und
bei den Fonds der Marineverwaltung in Ausgabe nachgewiesen sind ,
zahlenmäßig genau ermittelt und festgestellt werden können . Wie die
Erläuterungen zum Reichshaushaltsetat für das Etatjahr 1889/90 ^)
erkennen lassen , sind bei der Veranschlagung dieser voraussichtlich ent -

i ) Vgl . Anlage I .
Vgl . Anlage I .

Geschichre des Fürsten Bi5inarct in «5li >zcldcnstellu >l^ ' ii vili
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stehenden kosten diejenigen Maßnahmen zugrunde gelegt worden , welche
nach der damaligen Lage der Verhältnisse in Ostafrika nnd Samoa
über die gleichmäßige Verwendung von Material und Personal hinaus
zur Ausführung gekommen waren , namentlich die Jndiensthaltung eines
Avisos auf die Dauer von neun Monaten , einer Kreuzerkorvette auf
die Dauer eines Jahres und die Entsendungvon Transportschissen zum
Nachschub von Schifssvorrn' ten , Material , Inventar und Personal nach
^ stafrika . Die Kosten belaufen sich nach
1 . Kapitel 52 Titel 1/4 für Jndiensthaltung der Schiffe

und Fahrzeuge auf ............ 777800 M .
2 . Kapitel 53 Titel 2/5 für Naturalverpfleguug auf . 141650 .,
3 . Kapitel 57 Titel 10 für sächliche Ausgaben , Kranken¬

pflege auf .............. 100000 ..
4 . Kapitel 58 Titel 3 für Kosten der Beförderung von

Briefen , Telegrammen , Post - und Frachtstück en aus . 50000 „
Zusammen auf 1069450 M .

Was darüber hinaus aufgewendet worden ist , war mit Sicherheit
aus der allgemeinen Rechnung über den Reichshanshalt nicht zu ent¬
nehmen . Es würdeu sich demnach die für die deutschen Schutzgebiete
in der Ära „ BiSmarck " aufgewandten Gesamtkosten berechnen auf
12 449 267 M . 12 Pf . -4- 1 069 450 M ^ 13 518 717 M . 12 Pf .

Um aber in finanzieller Hinsicht nach jeder Richtung hin ein voll¬
ständiges und übersichtliches Bild von den zur Zeit Bismarcks durch
den Besitz der Kolonien dem Reiche auferlegten Ausgaben zu erhalten
und um die finanziellen Verhältnisse zwischen dem Reich nnd den
Kolonien richtig beurteilen zu können , dürfen ferner diejenigen späteren
Aufwendungennicht außer Ansatz gelassen werden , die mit dem Erwerb
der Kolonien in Verbindung stehen , oder durch ihn verursacht wordeu
sind und die in den Abschlußziffern der Kolonialetats äußerlich erkenn¬
bar nicht hervortreten ' ) . Ihrer Natnr nach stellen sich diese Auf¬
wendungenals Ausgaben dar , welche fast ausschließlich im wirtschaft¬
lichen Interesse der in Betracht kommendenKolonien geleistet sind nnd
außerdem zum Erlverb von Hoheitsrechten aufgewendet weiden mußten .

' ) öbnev a . o , 51,, 5 . I -l7 ff.
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Sie sind also überwiegend als ein Ersah für diejenigen Aufwendungen
anzusehen , welche die betreffenden Gesellschaften für den Erwerb , die
erste Einrichtung und die Unterhaltung ihrer Kolonien geleistet haben ,
uud zugleich dazu bestimmt , diese Kosten der Gesellschaftenzu verzinsen
und allmählich zu tilgen . Es handelt sich mithin nicht um Ausgaben ,
die rechnerisch den jährlichen Verwaltungskosten der betreffenden Kolonien
zur Last gelegt werden dürfen .

Welchen Umfang diefe Kosten angenommenhaben , lassen die fol¬
genden Bestimmnngen aus den Verträgen erkennen , welche mit der
Deutsch ^Ostafrikanifchen Gesellschaft und der Neuguinea - Kompagnie ab¬
geschlossen sind .

Durch Bertrag vom 20 . November 1890 hat sich die Deutsch -
Ostafrikanische Gesellschaft verpflichtet , znm Zwecke der Bezahlung der
dem Sultau von Sansibar für die Abtretung seiner Hoheitsrechtezu
gewährendenEntschädigungder Kaiserlichen Regierung den Betrag von
vier Millionen Mark zur Verfügung zu stellen und auszuzahlen . Dieser
Verpflichtunghat die Gesellschaft genügt und die Auszahlung bewirkt .
Dagegen hat sich die Kaiserliche Regierung verpflichtet , vom 1 . Januar
1891 ab bis zur Vollendung der planmäßigen Tilgung der infolge
dieses Vertrages von der Deutsch Ostasrikanischen Gesellschaft aufzu¬
nehmenden Anleihe an die Gesellschaft zum Zwecke der Verzinsung und
Tilgung der Anleihe aus den von der KaiserlichenRegierung verein¬
nahmten Bruttozollerträgen der Eiu - und Ausfuhr in den Küsten¬
gebieten bzw . aus denselben ohne jeden Abzug und ohne jede Auf¬
rechnung unter allen Umständen den Jahresbetrag von 600000 M . zu
zahlen , und zwar bis zum Jahre 1935 in 90 halbjährigenRaten von
je 300 000 M . Diese Verpflichtung der Kaiserlichen Regierung ist auch
nach dein Ergänzungsoertrage vom 15 . November 1902 bestehen ge¬
blieben . Infolgedessen werden die erforderlichenBeträge alljährlich
durch den ReichshaushaltSetat flüssig gemacht und in dem Etat der
Schutzgebiete in Ausgabe nachgewiesen .

Nach Artikel «i des mit der Neuguinea -Kompagnie zu Berlin am
7 . Oktober 1898 abgeschlossenen Vertrages , nach welchem die Landes¬
hoheit über das Schutzgebiet der genannten Kampagnie wieder aus das
Reich übergegangen ist , hat dieses die Verpflichtungübernommen , der
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Kompagnie zur Verwendung auf wirtschaftlicheUnternehmungenim
Interesse des Schutzgebietes ein Kapital von 4000000 M . in zehn
Jahresraten von je 400000 M ., welche am 1 . April jeden Jahres
fällig werden , ohne Verzinsung des Nestbetrages zu gewähren . Die
erste Rate dieser Abfindungssumme ist durch den Reichshaushaltetat
für das Rechnungsjahr 1899 flüssig gemacht worden , und die weiteren
Raten wurden alljährlich durch den Etat bewilligt .

Aus den in der Anlage ^) beigefügten Übersichten sowie aus den
dazu gehörigen Erläuterungen und Bemerkungen ergibt sich , daß Bis -
marck , wenn sich auch mehrfach eine Überschreitungder bewilligten
Etatssummen nicht vermeiden ließ , doch verhältnismäßig nicht
allzuhohe Summen für die Kolonien aufgewendet hat . Es ist ihm
also bezüglich dieses Punktes gelungen , im großen und ganzen sein
Programm durchzuführen . Hierbei darf aber nicht unerwähnt bleiben ,
daß eine Jnnehaltung des Programmes , soweit das finanzielle Gebiet
in Frage kam , nur in den angegebenen Jahren , die als Entwicklungs¬
jahre der deutschen Kolonialpolitik anzusehen sind , durchzuführenwar .
Hätte Bismarck länger die deutschen Geschicke geleitet , so wäre auch ihm
im Laufe der Jahre infolge der fortschreitenden Entwicklung kaum erspart
geblieben , immer größere Aufwendungenfür die Kolonien machen zu
müssen . Daß die Aufwendungen sich nicht immer in dem engen Rahmen
des Etats festhalten ließen , hat auch der erste Kanzler schon erkennen
müssen ; denn in den letzten Jahren vor seiner Entlassung war es ihm
nicht mehr möglich , mit den bewilligten Etatssummen auszukommen .
Gleichwohl wird sein Verdienst auch auf diesem Gebiete anerkannt
werden müssen . Er hat bewiesen , daß er mit den bescheidenen Mitteln ,
die ihm zur Verfügung standen . Großes zu erreichen imstande war .

!) Vgl . Anlage I .
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Kapitel VII .

Der Gesetzentwurf , betreffend die Bekämpfung
des Sklavenhandels und den Schutz der

deutschen Interessen in Ostasrika .
Der Aufstand im ostafrikanischen Schutzgebiete , durch den , wie

schon erwähnt ) , das Deutsche Reich zu einem kräftigen Eingreifen
gezwungen worden war , hatte auch für die leitende Richtung in der
deutschen Kolonialpolitik den Gesichtspunkt ergeben , mit der zielbewußten
Unterdrückung des Sklavenhandels sich zu beschäftigen . Denn die eigent¬
lichen Urheber der Ausstandsbewegungwaren die arabischen Sklaven¬
händler , die ihren einträglichen Handel durch die deutsche Besitzergreifung
gefährdet sahen und infolgedessen die einheimische Bevölkerung zum
Widerstande aufgereizt hatte » . Diese neuen Gesichtspunktefür die
deutsche Kolonialpolitik wurdeu schon anläßlich der Thronrede bei der
Eröffnungssitzungdes deutschen Reichstages am 22 . November 1888
kurz gestreift , in der Kaiser Wilhelm II . u . a . folgendes ausführte ^) :

„ . . . . Unsere afrikanischen Ansiedelungen haben das Deutsche
Reich an der Aufgabe beteiligt, jenen Weltteil für christliche Gesittung
zu gewinnen . Die Uns befreundeteRegierung Englands und ihr
Parlament haben vor hundert Jahren schon anerkannt , daß die Er¬
füllung dieser Aufgabe mit der Bekämpfungdes Negerhandels und
der Sklavenjagden zu beginnen hat . Ich habe deshalb eine Ver¬
ständigung mit England gesucht und gefunden , deren Inhalt und

>) Vgl . Kapitel IV , S . 11 .
Kohl XII . S . 515 .
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Zweck Ihnen mitgeteilt werden wird . An dieselbe werden sich weitere
Verhandlungen mit anderen befreundeten und beteiligten Regierungen
uud weitere Vorlagen für den Reichstag knüpfen . . . . "

Ein gemeinsames Vorgehen der an der ostafrikanischen Küste
interessierten europäischen Mächte hielt der Leiter der deutschen Politik ,
Bismarck , gerade damals für sehr erwünscht und sah den Zeitpunkt in¬
folge der Niederwerfungdes ostafrikanischen Aufstandes als besonders
günstig an . Er glaubte , dabei nicht nur der deutschen Sache, sondern
auch vor allem den Humanitätsinteressen zu dienen , da gerade die
Unterdrückung des Sklavenhandels in der Kongoakte als gemeinsame
Aufgabe aller bei der Kolonisation Afrikas beteiligten Mächte an¬
erkannt worden war . Seine diesbezüglichen Vorschläge fanden Anklang
bei der englischen Regierung , die zu einem gemeinsamen Vorgehen mit
Deutschlandbereit war ; ebenso gaben die Regierungen von Frankreich ,
Italien , Belgien und Portugal ihre Zustimmung und weigerten sich
nicht , das Vorgehen Englands und Deutschlands zu fördern . Die Er¬
öffnung der am 2 . Dezember1888 veranstalteten Blockade war die
Folge dieses Zusammenschlusses

In Deutschland fanden diese Vorgänge naturgemäß das größte
Interesse , und da diese Bestrebungen von einer internationalenkatholisch¬
kirchlichenBewegung lebhaft unterstützt wurden , hatte es das Zentrum
unternommen , auch den deutschen Reichstag zu einer Sympathiekund¬
gebung zu veranlassen , um durch den Druck der öffentlichen Meinung
die Regierung bei der Erfüllung des in der Thronrede gegebenen Ver¬
sprechens zu unterstützen . Bereits in der Sitzung vom 14 . Dezember
1888 gelangte ein Antrag Windthorst zur Diskussion , durch den die
Bereitwilligkeitdes Reichstages zur Unterstützung weiterer Maßregeln
zum Zwecke der Bekämpfungdes Negerhandels und der Sklavenjagden
ausgesprochen war . Namens des Bundesrates gab der Staatssekretär
des Auswärtigen Amtes , Gras Herbert Bismarck , die Versicherung ,
daß der Reichstag binnen kurzem mit einer entsprechenden Vorlage
sich zu beschäftigen haben werde , nachdem die Bereitwilligkeit der
Mehrheit , die Bestrebungender Regieruug zu unterstützen , durch An -

' ) Vgl . Kapitel IV , S . 133 , Kapitel V , S . 171 .
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nähme der vorgeschlagenen Resolution festgestellt sei . Der Antrag
wurde denn auch gegen die Stimmen der Freisinnigen und der
Sozialdemokraten angenommen .

Noch ehe jedoch eine darauf bezügliche Vorlage dem Reichstag
zugegaugen war, kam es am 15 . Januar 1889 zu einer Kolonialdebatte
bei der Beratuug des Reichshaushalts , die nicht nur die Sklaverei¬
frage , sondern auch die Schutzgebiete im allgemeinen berührte , so dasz
Fürst Bismarck sich mehrfach gezwungen sah , der Opposition entgegen¬
zutreten . Ihr Führer , Richter , wollte an eine Bewilligung der
ausgeworfenenEtatsposten nicht eher denken , als bis die in Aussicht
gestellte ostafrikanische Borlage erschienen wäre . Allein sein diesbezüg¬
licher Antrag wurde nicht angenommen .

Als dann im weiteren Verlaufe der Debatte der Abgeordnete
Woermann hinsichtlichdes Kameruner Schutzgebietesaus die Über¬
griffe der mit Monopolprivilegienausgestatteten Ko ^ al Xi ^ er Lomp ^ n ^
hinwies und darum bat , die Proteste der durch das Vorgehen der
Company geschädigten englischen und deutschen Kaufleute auf diplo¬
matischem Wege zu unterstützen , bemerkte Fürst Bismarck ^) :

„ Ich würde mich freuen , wenn der Herr Vorredner s ein Mitglied
des englischen Parlaments veranlassenkönnte , dort dieselbe Rede zu
halten . Denn ich glaube , daß sehr viele englische Interessen mit
den unsrigen , die unter dem Verhalten der kolonialen Behörden und
der ^ iK6i- Oompan ^ leiden , Hand in Hand gehen und sympathisieren .
Für das Auswärtige Amt fehlt aber jede sichere Handhabe , in die
inneren Angelegenheitender englischen KolonialVerwaltung und - Gesetz¬
gebung einzugreifen . Wir haben unsere Interessengebiete durch Ver¬
träge und Notenaustauschdort in der Kameruner Gegend ebenso wie
im Südwesten von Afrika zu sondern gesucht . Diese theoretischen
Linien festzuhalten ist an sich schon schwer , wie die neuerlichen Vor¬
gänge in den südwestlichen Gegenden von Afrika zeigen ; die Kontrolle
der eigenen Regierung über ihre dort vorgehenden Untertanen ist
nicht immer so leicht , wie wir das in einem kontinentalenund ge -

^ !. Kohl XII , L . 532 fs.
') Äbg . Wvermcin » ,
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ordneten Staatswesen gewohnt sind . Aber ein bestimmtes Verlangen
an die englische Regierung zu stellen , dazu fehlt uns die vertrags¬
mäßige Berechtigung ; sie bewegt sich nach ihren eigenen parlamen¬
tarischen und wirtschaftlichen Interessen der Xi ^ er Oompan ^ und dem
dortigen Handel gegenüber , soweit die englische Interessensphäre mit
unserer Zustimmung abgegrenzt ist . Wir würden , wenn wir eine
Einmischungin diese innere großbritannische Angelegenheit versuchen
wollten , dadurch doch eine gewisse Gegenseitigkeit provozieren , die
auch unsere unabhängige Bewegung in unseren eigenen Kolonien
beeinträchtigen könnte . Das Auswärtige Amt hat schon mehrere Jahre
hindurch Gelegenheit gehabt , die Aufmerksamkeit der englischen Re¬
gierung auf das mit den sonstigen liberalen Grundsätzender eng¬
lischen Handelspolitik schwer zu vereinbarende Vorgehen der dortigen
Nixer (üowplmv zu lenken . Die Korrespondenz darüber reißt nicht
ab , und ich werde auf die Anregung des Herrn Vorredners gern
Gelegenheit nehmen , sie zu erneuern .

„ Wenn der Herr Vorredner also mir darin sekundieren wollte ,
daß er in der Presse und — wenn er dort bessere Verbindung hat
als ich — namentlich in der englischen Presse Beistand sucht für
diese Gelegenheit ^) . Eine Zeitungsstimmefindet dort oft mehr Gehör
als die eines auswärtigen Gesandten , von dem man doch annimmt ,
daß er mehr die eigenen Landesinteressen als (wie ) die englischen wahr¬
nimmt . Aber es ist , wie ich eingangs bereits bemerkte , ganz zweifel¬
los , daß sehr viele Engländer , alle , die nicht der Xi ^ er Oomp <m ) '
angehören , mit unseren Kameruner Ländern ein identisches Interesse
haben ; und wenn dort auf Grund kaufmännischer Beziehungenund
Korrespondenzen eine Gemeinschaft hergestellt werden könnte , so können
deren Bemühungen auf die Beihilfe der deutschen Botschaft in Eng¬
land und des Auswärtigen Amts stets mit Sicherheit rechnen , und
wir brauchen deshalb die Sache nicht von neuem anzufangen . Es
ist Gegenstand langjähriger Korrespondenzen nnd Beschwerden unserer¬
seits gewesen , und ich bin dem Herrn Vorredner doch dankbar , daß
er uns einen neuen Anstoß in der Beziehung gegeben hat . "

' ) Prof . Kohl bemerkt hierzu : „ Der Satz ist abgebrochen. Zu ergänzen ist
etwa : ,so würde das sehr nützlich sein ' . "
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Der Abgeordnete Richter brachte hierauf die Branntweineinfuhr
nach den Schutzgebieten zur Sprache und verlangte , daß sie beschränkt
würde . Zugleich erbat er sich Auskunft darüber , ob in den Schutz¬
gebieten die Sklaverei noch immer geduldet würde , wie es den Anschein
hätte . Eigentümlich sei es , daß unter allen in den letzten Jahren er¬
lassenen Gesetzen und Verordnungen für die Schutzgebiete sich keine Ver¬
ordnung befände , die in bezug auf die Sklaverei irgendwie auch nur eine
Einschränkung gebiete . Ihm erwiderte der Kanzlers :

„ Aus dem zuletzt von dem Herrn Vorredner berührten Thema
entnehme ich die Neigung desselben , weit größere Ausgaben für die
koloniale Politik zu machen , als das Reich bisher von dem Reichs¬
tag zu fordern gewagt hat . Er hat eine Frage berührt , die den
Engländern seinerzeit nur in Jamaica 20 Millionen Pfund Sterling ,
400 Millionen Mark , gekostet hat , d . h . den Freikauf der Sklaven ,
die Aufhebung der bestehenden Sklaverei , des Eigentumsrechts des
Menschen am Menschen . Bei dem Gerechtigkeitssinn , der den Herrn
Abgeordnetenin allen seinen Äußerungen auszeichnet, kann ich mir
doch nicht denken , daß er voraussetzt , wir sollen per Ukas , und ohne
die Hand in die Tasche zu stecken , dieses Verhältnis plötzlich lösen .
Damit würden wir alle die Hunderte von Millionen , die noch von
und in der Sklaverei leben und beiderseits an ihr festhalten , weil
der Sklave verhungert , wenn er aufhört es zu sein , — damit würden
wir alle diese Hunderte von Millionen von Hause aus gegen uns
in derselben Weise aufbringen , wie das heute mit den arabischen
Sklavenhändlern auf der Ostküste der Fall ist . Wenn das die Ab¬
sicht des Herrn Abgeordneten gewesen ist , den Zunder weiter hinein¬
zuwerfen in das Land durch die Anregung dieser Frage , durch die
Aufstellung der Möglichkeit , daß durch einen solchen Gewaltstreich
ein Verhältnis gelöst werden könnte , das seit Jahrtausenden dort
einheimisch ist , ohne irgendeine Entschädigung , ja , dann begreife ich
seine Rede . Aber ich kann mir nicht denken , daß der Herr Abge¬
ordnete sympathisieren sollte mit dem Aufhetzen alles Ausländischen
gegen das Deutsche Reich und gegen unser deutsches Vaterland , wie

>) Kohl XII , S . 534 f.
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wir es heutzutage in der Presse , die sonst ihn zu unterstützen pflegt ,
in der fortschrittlichen und freisinnigen Presse , nach allen Seiten hin
zu spüren haben . Wo man irgend etwas ausfindig machen kann ,
einen Stein , den man in den Garten des Reiches werfen kann , wo
man irgendeinen fremden Intriganten oder Reichsfeind bemerkt , den
man unterstützen kann , da greift man mit beiden Händen zu und ist
begeistert , wenn man einen Vorwurf findet , dem eigenen Vaterlande
irgendwie Unannehmlichkeiten und Verlegenheitenzu bereiten . "

Der AbgeordneteWoermann führte darauf die Angriffe Richters
auf die Unkenntnis dieses Abgeordnetenmit den tatsächlichen Verhält
nissen zurück . Richter dagegen schmiedete aus den Ansichten des Reichs¬
kanzlers über die Schwierigkeiten einer Abstellung der Sklaverei in
Kamerun eine Waffe gegen die künftige ostafrikanische Vorlage und
verteidigtesodann die Presse seiner Partei gegen die Vorwürfe des
Fürsten Bismarck . Dieser entgegnete darauf unter Hinweis , daß die
Vorlage sich schon beim Bundesrate befände , er möchte sich nicht zwei¬
mal in dieselbe Debatte einlassen , und fuhr fort ^) :

„ Nur über die Sklavereifrage und die letzte Äußerung , die der Herr
Abg . Richter darüber tat , bemerke ich noch , daß wir es nicht für
richtig halten , wie er es für richtig erklärt , diese Frage bei der Frei¬
lassung der außerhalb unserer Gebiete in Sklaverei Lebenden an¬
zufangen ; wir halten es für richtig , dabei anzufangen , daß wir nach
Möglichkeit verhindern , daß noch mehr freie Leute in den Stand
der Sklaverei gebracht werden als bisher , daß der Stand der Freien
sich nicht vermindere , der Stand der Sklaven sich nicht vermehre .

Das Ganze ist eine Frage , die nicht in einem Jahr , auch nicht
in einem Jahrzehnt erledigt werden kann und mit der unsere Nach¬
folger sich noch beschäftigen werden . Ich erinnere Sie , daß die
Frage des eigentlichen Negerhandels im englischen Parlament —
wenn ich nicht irre , von den Quäkern — schon im Anfang des
vorigen Jahrhunderts zur Sprache gebracht worden ist , daß Wilber -
force und andere koi-ees , jetzt gerade vor einem Jahrhundert , zu¬
erst die amtlichen Anträge darüber im englischen Parlament ge -

' ) Kohl a . a . L ., S . >> ) 7 .
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stellt haben . Seitdem sind also hundert Jahre emsiger , wenigstens
von englischer Seite recht emsiger und aufrichtiger Arbeit notwendig
gewesen , um dieser Frage , eigentlich doch nur um ein Mäßiges , vor¬
wärts zu schieben . In Amerika hat die Sklaverei nominell auf¬
gehört , zuletzt auch in Brasilien , in Brasilien aber doch erst im
vorigen Jahre ( 1888 ), und so kann ja auch der Moment in Zu¬
kunft gedacht werden , wo sie in Afrika verschwunden sein wird ,
wenn dort erst Ruhe und Frieden auch im Innern eingetreten sein
werden . Aber wollte man dies vom Dienstag auf den Donnerstag
herbeiführen oder gar schon als fertig vorhanden ansehen , dann
würde man in denselben Fehler verfallen , in den einige unserer
Träger der kolonisatorischen Bestrebungenverfallen sind , indem sie
die Stellung von Distriktskommissarien an der Küste wilder Völker¬
schaften so angesehen haben , als wenn es sich dabei um etwas
ähnliches handelte , wie bei der Entsendung eines Landrats nach
Brandenburg oder Teltow , als ob der Kommissardort alles vor¬
finden würde , was erforderlich wäre , um ihm Gehorsam zu ver¬
schaffen . Das nenne ich eben die Woche mit dem Sonnabend an¬
sangen oder das Ziel und das Ergebnis , das durch mühsame und
langjährige Arbeit zu erreichen ist , vorwegnehmen wollen . So ist
die Sache nicht ; unsere ganzen kolonialen Unternehmungensind nicht
auf einen Nutzen in drei bis vier Jahren berechnet, die feit dem ersten
Anfang verflossen sind , sondern Sie können sie allenfalls vergleichen
mit der Mutung eines Bergwerks , das man nicht sofort in vollen
Angriff nehmen kann , für welches man aber doch dem Erben sichere
Grenzen , die von anderen Mächten nicht mehr übertreten werden ,
Übermacht : — oder ein Beispiel , das uns näher liegt , — wie wenn
jemand in Lichterselde oder dort , wo die Baulust sich hinbegibt ,
vor dreißig Jahren sich ein Grundstück erworben hat und den Be¬
sitztitel liegen läßt , bis die Zeit kommt , wo er das Grundstück be¬
baut oder vorteilhaft verwertet .

Wir siud — und namentlich die öffentliche Erwartung ist in
der ganzen Kolonialfrage vielleicht etwas zu rasch gegangen . "

Am 22 . Januar 1889 legte Fürst Bismarck dem Reichstage den
in Aussicht gestellten Entwurf eines Gesetzes , betreffend Bekämpfungdes
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Sklavenhandels und Schutz der deutschen Interessen in Ostafrika , mit
folgendem Wortlaut vor :

Z 1 .
Für Matzregeln zur Unterdrückungdes Sklavenhandels und

zum Schutz der deutschen Interessen in Ostafrika wird eine Summe
bis zur Höhe von 2000000 Mk . zur Verfügung gestellt .

§ 2 .
Die Ausführung der erforderlichen Maßregeln wird einem

Reichskommissar übertragen , welcher gleichzeitig nach den ihm er¬
teilten besonderen Instruktionen die dem Reichskanzler statutenmäßig
zustehende Aufsicht über die Deutsch - Ostafrikanische Gesellschaft und
deren Angestellte in Ostafrika ausübt .

§ 3 .
Der Reichskanzler wird ermächtigt , die erforderlichen Beträge

nach Maßgabe des eintretenden Bedürfnisses aus den bereiten
Mitteln der Reichshauptkasse zu entnehmen .

Diese Vorlage war begründet mit der Ehrenpflicht Deutschlands ,
als mitbesitzende Macht in Afrika , an dessen Zivilisierung teilzu¬
nehmen und der Ostafrikanischen Gesellschaft gegenüber der arabischen
Aufstandsbewegung Schutz zu gewähren ; denn Ruhe und Ordnung
würden sich dort nur durch Schaffung einer Polizeimacht von aus¬
reichender Stärke herstellen lassen .

Die erste Beratung dieses Gesetzentwurfes stand auf der Tages¬
ordnung der 27 . Sitzung des Reichstages am 26 . Januar 1889 .
Diese Sitzung war gleichzeitigdie letzte , in welcher Fürst Bismarck
die Kolonialpolitik anläßlich der Vertretung dieses Gesetzentwurfes
vor dem Plenum des Reichstages zum Gegenstande eingehender Er¬
örterung machte . Bei der Besprechung machte der Abgeordnete Bam -
berger wieder die schärfste Opposition , übte die abfälligsteKritik an
dem Verhalten der OstafrikanischenGesellschaft und weissagte dem Reiche
unabsehbare finanzielle Opfer . Der Abgeordnete Windthorst dagegen
befürwortete die Überweisung der Vorlage an eine Kommission , damit
die Regierung in der Lage wäre , dort vertraulich diejenigen Mitteilungen
zu machen , die sie öffentlich vor ganz Europa nicht machen könne .
Zwar erachte er die Bewilligung von zwei Millionen ohne genauere
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Spezialisierung für nicht ganz unbedenklich , doch möge man immerhin
die Verantwortung dafür dem Reichskanzler und den Bundesregierungen
überlasten . Im Widerspruch zu Bamberger gab er zu , daß Deutsch¬
lands Ehre hier im Spiele sei ; denn eine Nation , die auf sich halte ,
könne nicht dulden , daß die in ihrem Namen aufgezogenenFlaggen
herabgerissen würden . Er schloß mit den Worten : „ Wenn wir in
dieser Angelegenheit nicht in voller Einmütigkeit und geschlossen mit
der Regierung zusammen vorgehen , dann werden wir weder in Afrika
Respekt haben , noch in Europa ihn behalten . "

Auf diese Ausführungen entgegnete Fürst Bismarck und führte
in einer hochbedeutsamen Rede folgendes aus ^) :

„ Ich bin dem Herrn Vorredner ' ) dankbar für seine Darlegungen
und sympathisierenamentlich mit den letzten Worten , die er ge¬
sprochen hat . Ich behalte mir vor , zur Sache mich weiter aus¬
zulassen , wenn ich die Äußerungen auch noch anderer Redner
werde übersehen können . Dem Herrn Vorredner will ich nur er¬
widern , daß er dem Reichskanzler eine sehr schwere und kanm durch¬
zuführende Verantwortlichkeit aufbürdet . Er sagt : Der Reichskanzler
hat den weiteren Gang zu bestimmen und ist allein verantwortlich
dafür . Was heißt das , in einer Entfernung von , ich glaube über
tausend Meilen , von jedenfalls achtzehn Tagen bis sechs Wochen in
der regelmäßigen Verbindung , mich verantwortlich machen zu wollen für
die Handlungenanderer Personen , welche von mir direkt nicht abhängen ,
denen ich keine bestimmten Instruktionenzu geben habe , über deren Aus¬
führung ich mich nur aufklären kann nach sechs Wochen mit voller Sicher¬
heit , und die wiederum sechs Wochen brauchen , ehe ich ihnen meine
Meinung , wenn sie sie befolgen wollen , mitteilen kann ? Ich möchte
doch den Herrn Vorredner bitten , in der Zumutung der Verant¬
wortlichkeit für deu Reichskanzler für alles , was dort in Ostafrika
Passiert, nicht zu schonungsloszu sein . Das Organ der Ausführung
unserer Politik muß ja an sich die Gesellschaft bleiben ; sie ist ein¬
mal im Besitz , sie hat ihren fünfzigjährigenVertrag . Wir können

') Kohl XII , S . '.67 ff
-) Abg . WindUiorst ,
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sie kontrollieren ; wir können unter Umständen , wenn Sie unsere
Borlage genehmigen — und daS ist die Hauptsache in der Vorlage
— , ihr durch die Vermittelung des Reichskommissars Befehle und
Vorschriften erteilen , was wir bisher nicht konnten . Das Organ ,
das wir haben , war bisher im wesentlichen ein kontrollierendes, es
wird unter Umständen ein vorschreibendes , wenn Sie unsere Vorlage
bewilligen ; aber auch dann ist die Verantwortlichkeit für den Reichs¬
kanzler doch immer eum Aiano sulis zu nehmen . Ich kann für das ,
was mein Vertreter dort verfügt , anordnet oder verbietet , doch nur
insoweit verantwortlich sein , als ich dazu überhaupt Instruktionen ,
Aufträge gegeben habe . Geht er darüber hinaus , so tritt da eine
hybrides Art der Verantwortung ein . Ich kann für das , was andere
tun , auf fo weite Entfernungen , daß sie meine Befehle , da ich kein
Telephon mit ihnen habe , nicht mehr hören und verstehen können ,
nicht verantwortlich sein . Es können da Mißgriffe in großer Menge
passieren , sie mögen ja auch passiert sein .

„ Der erste Herr Redners hat seine Angriffe hauptsächlich gegen
die Gesellschaft gerichtet , die in Sansibar tätig gewesen ist , und
hat eine PersönlicheBemerkung in bezug auf eine frühere Diskussion
hier angebracht , das geht mich weiter nichts an . Ich bin unmög¬
lich für die Gesellschaft verantwortlich , sondern nur sür das Mas;
von Schutz , welches der Gesellschastgeleistet werden soll und welches
wesentlich von den Beschlüssen des Reichstags abhängen wird .

Ich habe in den Zeitungen neuerdings Artikel in der rohen
Angriffsweise gelesen , welche mir gegenüber in der fortschrittlichen
Presse üblich ist : , Reichstag , geh du voran ! ' Ja , das ist ja ganz
unzweifelhaft ; ich kann ja keinen Schritt weiter vorgehen , als ich
die Zustimmung der Majorität des Reichstags und der öffentlichen
Meinung in Deutschlandhabe . Wenn ich meine Meinung unab¬
hängig davon durchführen wollte , so würde ich dadurch die Interessen
meines Landes schädigen und außerdem wesentlich über meine Be¬
rechtigung hinausgehen . Also ich gestehe das zu ; ich will den
Reichstag vorangehen lassen , aber ich sage dem Reichstag ehrlich .

2) Kohl : „ bastardartiq , gemischt " .
2) Abq . Bamberqer .
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wie weit ich vorschlage zu gehen , und gehe kein Haar breit weiter ,
als der Reichstag erlaubt zu gehen . Daß mir das in der fort¬
schrittlichenPresse als ein Fehler , Schwäche oder Irrtum vor¬
gehalten wird , zeigt gerade die unkonstitutionelle , ich möchte sagen ,
die vaterlandsfeindlicheStimmung , in der die fortschrittliche Presse
sich überhaupt befindet .

„ Der Vorredner hat im Anfang seiner Rede die Frage berührt ,
in welche Beziehungen uns die Kolonialfragezu auswärtigen Mächten
setzt . Da kann ich die Versicherung abgeben , daß wir in dieser
Frage wie in allen übrigen — und nicht ohne Erfolg — stets be¬
müht gewesen sind , uns in Fühlung mit der größten Kolonialmacht
der Erde , mit England , zu halten , daß wir auch hier nur nach
Verständigung mit England vorgegangensind und nicht weiter vor
gehen werden , als wir uns mit England zn verständigen imstande
sein werden . Also namentlichalle Gedanken , daß wir im Wider¬
spruch mit England gegen den Sultan von Sansibar vorgehen
sollten , weise ich absolut von mir . Sobald ich die Zustimmung von
England zu irgendeiner Maßregel in der dort von uns nach
freundschaftlichenVerabredungen hergestellten Teilung habe , werde ich
Sr . Majestät vorschlagen , im Einverständnis mit England vorzu¬
gehen . Im Kampf mit England vorzugehen , im Widerstreit ,
oder auch nur die Maßregeln zu erwidern , die von
einzelnen untergeordneten englischen Organen uns gegeu '
über getroffen werden , fällt mir nicht ein . Wir sind in Sansibar
sowohl wie in Samoa mit der englischen Regierung absolut in
Einigkeit und gehen mit ihr Hand in Hand , und ich bin fest ent¬
schlossen , diese Beziehungen festzuhalten . England hat eine große
Menge von konkurrierendenKolonialinteressen mit uns . Die unter
geordneten Kolonialorgane und die Organe der Kolonialregierungen ,
welche von der Hauptregierung einen gewissen Grad von Unab¬
hängigkeit erworben haben , für den das Völkerrechtnoch keine ge¬
naue Definition gefunden hat , — diefe Organe treten uns unter Um
ständen feindlich entgegen ; aber mit der englischen Regierung sind wir
absolut einig nnd fest entschlossen , diese Einigkeit zu erhalten und
durchzuführen .
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„ Und das findet namentlich Anwendung auf die Verhältnisse in
Ostafrika , wo wir eine territoriale Teilung zwischen uns verabredet
haben . Ob die Engländer in ihrem Bezirk genau dasselbe tun
was wir in unserem , das ist ihre Sache ; das haben wir nicht zu
kontrollieren . England ist eine große unabhängige Macht , die ihre
eigene Politik verfolgt . Daß nur von den Engländern irgendeinen
Beistand in unserer Machtsphäre verlangen sollten , ist uns nirgends
beigekommen . Namentlich zu territorialen Expeditionen , was ich
,abessinische Kriege ' nenne , irgendwie England zu verleiten — wir
haben gar keine gemeinsamen Gegner , wir haben nur lokale Gegner — ,
das liegt ganz außerhalb aller politischen Möglichkeit und ist eine
Erfindung lügenhafter Zeitungen in England sowohl wie hier .

„ Ich habe mir eine Anzahl von Notizen gemacht , die ich nicht
mehr verstehe , weil ich mich nicht mehr erinnere , wovon sie handeln .

Vertrauliche Mitteilungen sind in der Vorlage in Aussicht ge¬
stellt , ober in der Kommission doch in keiner Weise zu erwarten .
Die Kommission halte ich nicht für ein Organ für vertrauliche Mit¬
teilungen . Wenn die Kommission in der Lage wäre , ihre Türen zu
schließen und K dui8 elos ihre Sitzungen zu halten , so wäre sie auch
dann sehr zahlreich , und ich will über die Möglichkeiten , die bestehen
bleiben , mich jeder Äußerung enthalten . Wenn aber die Möglichkeit
da ist , daß eine Korona von zweihundert Abgeordneten sich der
Kommission beigesellt , dann bin ich gern bereit , alles , was ich in
der Komissionsagen könnte , auch im Plenum zu sagen .

„ Was uns eine gewisse Zurückhaltungin manchen Beziehungeu
empfohlen hat , das mögeu teils die internationalenBeziehungenzu
konkurrierenden englischen Interessen sein , die ich eben berührt habe ,
teils aber auch die militärischen Fragen in bezug auf dasjenige , was
wir für die zwei Millionen , die wir von Ihnen erbitten , anschaffen .
Würde das spezifiziert vorgelegt werden müssen , so würden wir da¬
durch über die Art des Vorgehens , das beabsichtigt wird , schon einen
Feldzugsplan klarlegen , der vom Feinde vermöge der raschen tele¬
graphischen Verbindung nach Zanzibar, vermöge der vielen Gegner ,
die wir in unseren kolonialen Bestrebungenhaben , nicht nur im In
land , sofort benutzt werden würde , und ich halte das nicht für nütz
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lich . Es würde das in derselben Richtung wirken , wie die Ent¬
täuschung meiner Hoffnungen , daß wir vielleicht schon vorgestern oder
gestern diese ganze Sache hätten erledigen können . Zeit in dieser
Frage ist nicht Geld , wie die Leute sagen , sondern Zeit ist Blut .
Je später wir kommen , desto mehr Blut wird die Sache kosten . Die
Leute organisieren sich ja auch mit der Zeit und je mehr sie darauf
gefaßt werden . Glauben Sie nicht, daß die telegraphischen Nach¬
richten über das , was wir heute hier sprechen , dort in Sansibar
ausbleiben werden ; dazu sind viel zu viel Europäer und Feinde
unserer deutschen Bestrebungen dabei beteiligt .

Ich halte es deshalb nicht für nützlich , öffentlich zu bekunden ,
was wir an Waffen , an Schiffen , an Mannschaften überhaupt an¬
schaffen wollen , sondern darüber müssen nur ein Dunkel schweben
lassen , und ich glaube , daß jedermann , der nicht Parteipolitik , sondern
Staatspolitik, geläutert durch militärische Auffassungen , betreibt , mir
darin beistimmen wird , daß wir in dieser Beziehung , in bezug auf
das Kampfmaterial , das wir an Menfchen , an Waffen , an Schiffen
überhaupt anschaffen , schweigsam sein sollen . Ich wenigstens werde
mich darüber bestimmt nicht äußern .

Ich habe unter vertraulichen Mitteilungen — die Einschaltung
in der Vorlage beruht auf einer eigenhändigen Randbemerkung von
mir — verstanden , daß ich oder der Staatssekretär des Auswärtigen
Amtes mit hervorragenden Abgeordneten sprechen würde , nm diese
zu informieren , damit sie vertraulich , soweit — das wird ja ein
weiter Bezirk sein — sie der Verschwiegenheit vollständig sicher sind ,
dergleichen weiter mitteilen . Aber wenn die Herren glauben , daß im
Ausschuß irgend etwas geäußert werden könnte von der Regierungs
seite , was hier im Plenum nicht geäußert wurde , so muß ich diesem
Irrtum widersprechen . Im Ausschuß kann nur wiederholt werden ,
was — ich glaube , es war am 14 . Dezember — gesagt worden ist ,
und diejenige Vervollständigungdieser Erläuterungen , welche ich mir
heut zu geben erlaubte .

Ich erwähute schon , daß der Herr Vorredner mir eine Verant¬
wortung zumutet , die weder ich noch irgendeiner meiner Nachfolger
von Berlin aus leisten könnte , weder für Vorgänge , welche sich in

Geschichte des Fürsten Bismarck in Einzeldarstellungen vm . z ^
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Sansibar zutragen , noch auch für die Handlungen der Gesellschaft .
Die Rede des Herrn Abg . Bambergcr halte ich wesentlich gegen die
Gesellschaft gerichtet , und ich muß es der Gesellschaft überlassen , sich
dagegen zu verantworten . Ich teile eine Menge feiner Bedenken über
das Verfahren derselben ; aber ich glaube , weder Sie , noch ich haben
die Zeit , diese Frage hier Zu diskutieren .

Die ganze Blockade halte ich nicht für sehr wesentlich . Wirksam
ist sie auf dein deutschen , südlichen Gebiet vermöge der strengen Ge¬
wissenhaftigkeit , welche deutsche Organe überhaupt in der Ausführung
ihrer Aufträge haben . Ob sie generell wirksam ist , darüber habe
ich nicht sichere Nachrichten ; manche Nachrichten , deren Glaubwürdig¬
keit ich dahingestellt sein lasse , lassen dies zweifelhaft erscheinen . Die
Blockade ist mir auch von Hause aus nicht als ein Mittel erschienen ,
die Sklaverei tot zu machen — denn sie trifft ja nur die Ausfuhr
der Sklaven , und die doch auch nur unvollständig — , sondern ich
habe in deren Herstellung einen Beweis der afrikanischenKüste gegen¬
über gesehen , daß Deutschlandund England einig sind ; das halte
ich für sehr wichtig , daß die Eingeborenender Küste den Eindruck
haben und behalten , daß die beiden bei Sansibar überhaupt in Frage
kommenden Mächte , uud uamentlichzwischen der im älteren Besitz
befindlichen Macht England und uns das volle Einverständnisbesteht .

„ Das ist mehr eine politische als eine militärische Frage , daß
wir in Gemeinschaft mit England dort blockieren . Wir fasfen dabei
einige der Sklaven ab — ich glaube L87 ist die Ziffer derer , die
wir bisher gegriffen haben , ein fehr geringer Teil — ; von englischer
Seite haben wir keine Nachricht , daß dort überhaupt Sklaven aus¬
gegriffen worden wären . Aber die Hauptsache den Afrikanern gegen¬
über ist die Autorität der Europäer und die Autorität der verbündeten
Europäer . Solange wir dort mit England in Rivalität leben ,
wird keine von beiden Mächten denjenigen Nimbus mit der Zeit
haben oder behalten , dessen es bedarf , um auf diese schwarz gefärbten
Bewohner einen Eindruck zu machen . Solange und fobald wir einig
sind , ist es ganz etwas anderes , und wenn die Blockade aufhört ,
ohne den Eindruck eines Bruchs der Einigkeit zwischen England und
Deutschlandzu machen , so will ich nichts dawider haben .
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„ Dieser Eindruck ist mir nach meiner politischen Auffassung die
Hauptsache , — ebenso wie ich in anderen Kolonien , in Samoa zum
Beispiel , unbedingt festhalte an der Übereinstimmung mit der eng¬
lischen Regierung und an dem Entschluß , sobald wir mit derselben
in Übereinstimmung sind , gemeinsam vorzugehen , und sobald wir
das nicht sind , uns zu enthalten oder mit Zurückhaltungzu ver¬
fahren . Ich betrachte England als den alten und traditionellen
Bundesgenossen, mit dem wir keine streitigen Interessen haben ; —
wenn ich sage „ Bundesgenossen " , so ist das nicht in diplomatischem
Sinne zu fassen : wir haben keine Beiträge mit England ; — aber
ich wünsche die Fühlung , die wir seit nun doch mindestens hnndert -
sünfzig Jahren mit England gehabt haben , festzuhalten , auch in den
kolonialen Fragen . Und wenn mir nachgewiesen würde , daß wir die
verlieren , so würde ich vorsichtig werden und den Verlust zu ver¬
hüten suchen .

Ich möchte in bezug auf meine Stellung zu der Gesamtfrage,
die . wir verhandeln , noch die Bemerkungmachen , daß ich nicht En¬
thusiast für koloniale Unternehmungenvon Hause aus gewesen bin ,
und daß es eine Ungerechtigkeit gewesen ist , wenn der Herr Abg .
Bamberger mich identifizierthat und sogar die Regierung identifiziert
hat mit dem Verhalten der Gesellschaft . Wenn das der Fall wäre ,
wenn wir identisch wären , daS Reich und die Gesellschaft dieselbe
Person wäre , ja , dann wäre ja gar kein Zweifel , daß das Reich ver¬
pflichtet wäre , alle Avanien ^) , die die Gesellschaft erlitten hat , auf sich
zu nehmen und durchzufechten . Das ist in dem Maße nicht der Fall .
Ich enthalte mich aber , in eine Kritik der Gesellschafteinzutreten
und darin dem Herrn Abgeordneten zu folgen . Ich will nur meine
Stellung zu der Sache richtig stellen , indem ich daran erinnere , wie
ich überhaupt bei der ersten Beratung am 26 . Juni 1884 zu dieser
Sache hier mich geäußert habe . Ich habe damals gesagt :

„ Wenn der Herr Abg . Rickert den Wunsch ausgesprochen hat,
daß ich in authentischer Form wiederholen möchte , was ich über
Kolonialprojekte und über meine Auslegung der Vorlage in der

>̂ ohl : „ Mißhandlungen , Beleidigungen ."
I ! *
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Kommission gesagt habe , so glaube ich in letzter Beziehung mich
hier schon dementsprechendgeäußert zu haben . Was die Kolonial¬
frage in engerem Sinne anlangt , so wiederhole ich die Genesis
derselben , wie ich sie damals angegeben habe . Wir sind zuerst durch
die Unternehmung hanseatischer Kaufleute , verbunden mit Terrain¬
ankäufen und gefolgt von Anträgen auf Reichsschutz , dazu ver¬
anlaßt worden , die Frage , ob wir diesen Reichsschutz in dem ge¬
wünschten Maße versprechen könnten , einer näheren Prüfung zu
unterziehen . Ich wiederhole , daß ich gegen Kolonien — ich will
sagen nach dem System , wie die meisten im vorigen Jahrhundert
waren , was man jetzt das französische System nennen könnte
— gegen Kolonien , die als Unterlage ein Stück Land schaffen
und dann Auswanderer herbeizuziehensuchen , Beamte anstellen
und Garnisonen errichten , daß ich meine frühere Abneigung gegen
diese Kolonisation , die für andere Länder nützlich sein mag , für
uns aber nicht ausführbar ist , heute noch nicht aufgegeben habe .
Ich glaube , daß man Kolonialprojektenicht künstlich schaffen kann ,
und alle Beispiele , die der Herr Abg . Bamberger — er war also
auch damals schon dabei — in der Kommission als abschreckend
anführte , waren darauf zurückzuführen , daß dieser falsche Weg
eingeschlagen war , daß man gewissermaßeneinen Hafen hatte
bauen wollen , wo noch kein Verkehr war , eine Stadt hatte bauen
wollen , wo noch die Bewohner fehlten , wo dieselben erst künstlich
herbeigezogen werden sollten

„ Nun , in den Fehler ist die Gesellschaftverfallen , indem sie
Beamte hingeschickt hat in Distrikte , von unsicheren und unbekannten
Stämmen bewohnt , als ob sie einen Landrat nach Prenzlau schickte ,
wo er sicher ist , Folgsamkeit und Gendarmerie zu finden . Das
will ich ja gar nicht bestreiten ; aber können wir uns von den Fehlern ,
die unsere Landsleute im Ausland begehen , aus nationalen Gesichts¬
punkten so absolut lossagen ? Können wir jeden , der einen Irrtum ,
eine Torheit — möchte ich sagen — draußen begeht und infolge
dessen in Schwierigkeiten gerät , — können wir den sitzen lassen und

Kohl X , S . 193 .
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im Stich lassen ? Das ist eine Frage , in der ich so weit gehe ,
wie der Reichstag geht, nicht weiter . Meine eigenen Gefühle , die
ich dafür habe , gehen ja sehr viel weiter , aber ich weiß mich unter¬
zuordnen , ich gehöre nicht zu den Leuten , die , nachdem die Majorität
ihres Landes , die Majorität ihrer parlamentarischenKörperschaft
beschlossen hat , sich an der Sache zu beteiligen , ihrerseits in einer
kleinlichen und knifslichen Opposition fortfahren , um die Gesamtheit
an der Erfüllung der einmal beschlossenenPolitik zu hindern und
sie zum Stolpern zu bringen und darauf nicht verzichten können ,
daß sie anderer Meinung gewesen sind , die ihr eigenes Ich dem
ganzen Lande und seiner Majorität gegenüberstellen .

Das kann ich wohl unter Umständen als Minister tun , wenn
ich die Befürchtung habe , wie es im Jahre 1862 der Fall war ,
daß die Majorität des Landes in einer verderblichen Richtung sich
bewegt : das kann ich tun , wenn ich mich , wie damals gegenüber
der Abdikationsurkundemeines Königs uud Herrn befinde , der mir
sagt : Wollen Sie mir beistehen oder soll ich abdizieren ? Dann kann
ich dergleichen unternehmenund Widerstand leisten gegen eine Welt
von Waffen . Aber für zwei Millionen oder für Sansibar kann
man sich meines Trachtens nicht lossagen von dem großen Zuge
der nationalen Bewegung : da kann man nicht kleinlich hinterher
schimpfen über das , was die Mehrheit der Nation einmal beschlossen
hat . Ich selbst ordne mich unter . Ich bin kein Kolonialmensch
von Hause aus gewesen ; ich habe gerechte Bedenken gehabt , und
nur der Druck der öffentlichen Meinung , der Druck der Mehrheit
hat mich bestimmt , zn kapitulieren und mich unterzuordnen. Ich
möchte dem Herrn Abg . Bamberger dasselbe empfehlen : er hat noch
nicht einmal die Berechtigung , die ich nach sechsundzwanzigjährigem
Dienste habe , dem ganzen Lande Opposition zu machen .

„ Also ich habe im Jahre 1884 gesagt :
daß ich meine frühere Abneigung gegen diese Art Kolonisation ,
die für andere Länder nützlich sein mag , für uns aber nicht aus -
führbar ist , heute noch nicht aufgegeben habe . Ich glaube , daß
mau Kolonialprojekte nicht künstlich schaffen kann , und alle Bei¬
spiele , die der Herr Abg . Bamberger in der Kommission als ab
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schreckend anführte , waren darauf zurückzuführen , daß dieser falsche
Weg eingeschlagenwar , daß man gewissermaßeneinen Hafen
hatte bauen wollen , wo noch kein Verkehr war , eine Stadt hatte
bauen wollen , wo noch die Bewohner fehlten , wo dieselben erst
künstlich herbeigezogen werden sollten ,

also eine Provinz hatte gründen wollen mit Landräten , Bezirksvor¬
stehern , wo noch keine Bevölkerung dafür war .

„ Es ist ja sehr leicht , eine vernichtende Kritik über das Ver¬
halten vieler Agenten oder noch mehr über das Zentrum der Gesell¬
schaft zu üben ; das erledigt aber noch nicht die Frage : Können
wir unsere Landsleute im Stich lassen nach alledem , was geschehen ist ?

„ Es heißt dann weiter ^) :
„ Etwas ganz anderes ist die Frage , ob es zweckmäßig , und
zweitens , ob es die Pflicht des Deutschen Reiches ist , denjenigen
seiner Untertanen , die solchen Unternehmungenim Vertrauen auf
des Reiches Schutz sich hingeben , diesen Reichsschutzzu gewähren
und ihnen gewisse Beihilfe in ihren Kolonialbestrebungen zu leisten ,
um denjenigen Gebilden , die aus den überschüssigen Säften
des gesamten deutschen Körpers naturgemäß herauswachsen , in
fremden Ländern Pflege und Schutz angedeihen zu lassen . Und
das bejahe ich , allerdings mit weniger Sicherheit vom Stand -
Punkte der Zweckmäßigkeit — ich kann nicht voraussehen , was
daraus wird —

und jetzt werde ich heute voraussichtlichverantwortlich gemacht
für alles , was daraus gemacht werden könnte —

aber mit unbedingter Sicherheit vom Standpunkt der staatlichen
Pflicht . Ich kann mich dem nicht entziehen , ich bin mit einem ge¬
wissen Zögern an die Sache herangetretenund habe mich gefragt :
Womit könnte ich es rechtfertigen , wenn ich diesen Unternehmern ,
über deren Mut — ich habe die Herren Persönlich gesprochen — ,
über deren Schneidigkeit , über deren Begeisterungfür ihre Auf¬
gabe ich mich herzlich gefreut habe — , ich fage : womit könnte ich
es rechtfertigen , wenn ich ihnen sagen wollte : Das ist alles sehr

>) Bd . X , S . 194 .
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schön , aber das Deutsche Reich ist dazu nicht stark genug , es würde
das Übelwollenanderer Staaten aus sich ziehen , es würde , wie
Herr Dr . Bamberger sehr richtig schilderte , in unangenehmeBe¬
rührung mit anderen kommen , es würde , Nasenstüber ' bekommen ,
sür die es keine Vergeltung hätte : dazu ist unsere Flotte nicht
stark genug ! ? — Alles das hat der Herr Abg . Bamberger in
der Kommission vorgetragen , aber ich muß sagen , daß ich als
der erste Kanzler des neugeschaffene« Reiches doch eine gewisse
Schüchternheitempfand — ^)

Wir sind zu arm , wir sind zu schwach , wir sind zu furchtsam ,
sür eueren Anschluß an das Reich euch Hilfe vom Reich zu
gewähren .

„ Das sind die Gründe , die mich bestimmt haben , Herrn Bam¬
berger sind sie nicht einleuchtend . Das ist mir vollständigerklärlich .
Er hat in seinen Äußerungen das Reich gewissermaßen als ein
Finanzinstitut , aber nicht als eine nationale Einrichtung der deutschen
Nation dargestellt , und wenn dieses Finanzinstitut sich nicht rentiert ,
haben wir nicht zu fragen , ob inzwischen die deutsche Flagge herunter¬
gerissen und Deutsche herausgeworfen sind , ob inzwischen Ereig¬
nisse sich zugetragen haben , welche jede Nation überkommen können ,
ohne daß sie selbst daran verschuldet wäre , für die sie aber an den
Degen greifen und sich wehren muß .

„ Das ist dem Herrn Abgeordneten Bamberger , wie es scheint ,
gleichgültig . Aber ich habe überhaupt nicht die Absicht gehabt , ihm
zu antworten ; ich habe mir lange Zeit Notizen gemacht : aber
nachdem ich die zweite Hülste seiner Rede gehört , habe ich darauf
verzichtet, ihm zu antworten . Ich habe dies nur verlesen , um dar¬
zulegen , daß es ein Irrtum ist , wenn man behauptet , daß die
Regierung in erster Linie hier Wünsche habe . Es ist nur die Frage ,
ob hier nationale Bedürfnisse , nationale Schädigungen , nationale
Forderungen an uus bestehen , und darüber verlange ich allerdings
das Zeuguis der berechtigtsten Körperschaft im Deutschen Reiche , das
Zeugnis des Reichstages . Finden Sie , daß dieselben nicht existieren ,

' ) Kt ' hl : „ Ergänz nach Vd , X , 5 , 194 : ,den Hilfesuchenden offen zn sagen ' ."
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gut , — dann habe ich mich geirrt , dann ziehe ich mich zurück und
trete zurück . Ich bin weit entfernt , meine Persönliche Ansicht , meine
Neigung , unter Umständen an den Degen zu greifen , als eine Auf¬
forderung für das Reich und die Gesamtheit zu betrachten ; ich
ordne mich der Mehrheit nieiner Nation und deren berechtigten
Vertretern absolut unter in diesen Fragen , solange ich nicht die
Angst und das Gefühl habe , daß sie auf einem abschüssigen Wege
ihrem Schaden entgegeneilt . Dann würde mein Widerstand nur
mit meinem Leben endigen ; hier aber liegen Fragen derart ja nicht
vor . Hat der Reichstag das Gefühl , das; die Interessen des
Deutschen Reichs , seine Ehre , — ich mag kaum so hoch greifen ,
wie dieser Ausdruck trägt : seine Flagge, will ich sagen , — hierbei
uninteressiert sind , und dispensiert er mich von der weiteren Ver¬
folgung , so ist das ja für mich eine außerordentliche Erleichterung
meiner Geschäfte , unter deren Last ich beinahe erliege .

„ Der Herr AbgeordneteRichter hat damals getadelt , daß wir
Beamte in Afrika anstellen , daß wir Garnisonen dort hinlegen ,
Kasernen , Häfen und Forts bauen . Das alles hat nicht stattgefunden
und geht uns auch nichts an : ich habe den Gedanken , daß die
Gesellschaft die Herrin dort bleibt ; der Kaiser kann unmöglich an
Stelle der Gesellschaft Pächter des Sultans von Sansibar werden .
Die ganzen Erwerbungen jenseits des sansibarischen Küstengebietes ,
die früher von verschiedenenPrivatleuten gemacht worden sind und
uns nichts weiter einbrachten als ein schwer lesbares Stück Papier ,
das mit Negerkreuzen eine Anweisung auf Tausende von Meilen
gab , die zu erwerben wären , die können uns ja weiter nichts helfen ,
aber der Küstenbesitz ist von außerordentlichgroßem Belang . Der
Küstenbesitz ist von der Gesellschaft erworben worden , und das ist
meines Erachtens eine deutsche Errungenschaft , welche nicht ohne
Nützlichkeit ist . Ohne den Küstenbesitz wäre alles , was dahinter
erworben ist , nutzlos geblieben ; mit dem Küstenbesitz aber kommen
wir in die Lage , denjenigen Pflichten , die wir mit unserem Eintritt
in den afrikanischenBesitz überhaupt übernommen haben , den
kulturellen Pflichten zu genügen mit anderen großen Nationen , wie
England , Frankreich , Italien . Dort der Kultur , der christlichen
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Kultur in die Hände zu arbeiten , — dieser Möglichkeit kommen wir
näher ; nur von der Küste aus kann die Zivilisation in das Binnen
land übergehen .

„ Ob sie das sofort tut , das weiß ich nicht . Da gilt auch die
Frage : Muß es gleich sein ? ' wie es in einer bekannten Anekdote
heißt , die mir da immer entgegentritt . Es ist die Unterlage einer
Zukunftspolitik . Auf dem Standpunkte , auf dein ich stehe , kann ich
nicht nur den nächsten Donnerstag im Auge haben , ich muß an
Jahrzehnte , an die Zukunft meiner Landsleute denken ; ich muß daran
denken , ob man mir nicht nach 20 , nach 30 Jahren den Vorwurf
machen wird , daß dieser furchtsame Kanzler damals nicht die Kourage
gehabt hat , uns jenen Besitz zu sichern , der jetzt ein guter geworden
ist . Da kann ich doch nicht ohne weiteres den deutschen Bürger
von der Tür wegweisen , der sagt ; ich habe das erworben . Er kann
mir nicht beweisen , daß es nützlich wäre für das Reich ; ich kann
ihm aber auch nicht beweisen , daß es ihm schädlich ist . Es ist ,
wie ich neulich sagte , eine Mutung , die sich vielleicht verwerten läßt ;
und wer von einer Kolonie in drei Wochen oder drei Jahren ein
glänzendes Resultat erwartet , der mag Reden halten , aber er ist
kein Mensch von Urteil .

Die Frage ist die , ob wir in 10 , in 20 , in 30 Jahren nicht
vielleicht bereuen würden , den Besitztitel , der uus jetzt geboten wird ,
verschmäht zu haben . Da habe ich nicht den Mut , ihn heraus
zuweisen , namentlich wenn er für den Preis , der uns jetzt dafür
abgefordert wird , zu haben ist .

Ich habe Ihnen angedeutet , wie zögernd ich an die Kolonial¬
frage überhaupt herangegangen bin . Nachdem ich mich aber über¬
zeugt habe , daß die Mehrheit meiner Landsleute — ich glaubte es
wenigstens , und jedenfalls darf ich es aus der Bewilliguug , die
hier im Reichstage stattgefunden hat , schließen , — daß die Mehr¬
heit des Reichstags den Versuch der Kolonialpolitik , ohne sich für
den Erfolg zu verbürgen , gutgeheißen hat , so habe ich mich nicht
für ermächtigt gehalten , meine früheren Bedenken aufrecht zu er
halten , die — ich erinnere mich sehr wohl — dahin gerichtet waren ,
daß wir unsere Flagge nirgends als souverän etablieren sollten ,
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sondern höchstens Kohlenstationen, das war meine Ansicht in früheren
Jahren . Kurz und gut , ich war gegen Gründung deutscher Kolonien .
Ich habe mich darin gefügt , und wenn ich mich in meiner Stellung
dem Drängen der Mehrheit meiner Landsleute , der Mehrheit des
Reichstags füge , so , glaube ich , könnte Herr Bamberger es auch tun .

Ich halte mich wenigstens nicht für ermächtigt , der großen
Reichslokomotive , wenn sie ihren Bahnstrang einmal gewählt hat ,
Steine in den Weg zu wersen , und das , glaube ich , geschieht von
den Herren , die jetzt noch , von einer kleinen Minorität unterstützt ,
der Reichspolitikin dieser Richtung Schwierigkeiten bereiten .

Der Herr Abgeordnete Bamberger ist in einer persönlichen
Bemerkung von großer Ausdehnung auf die Frage von Angra
Pequena zurückgekommen ; ich habe ihm neulich vorgeworfen , daß
er die Ansprüche seiner deutschen Landslente diskreditiert hätte im
Ausland durch die geringschätzige Art , in der er davon sprach . Ich
kann ihm heute sagen , daß den deutschen Inhabern der von ihm
so geringschätzig behandelten Rechtsansprüche von den englischen
Konkurrenten bereits mehrere Millionen Mark für die Zession der¬
selben geboten sind . Diese Millionen Mark hat Herr Bamberger
durch seine Äußerungen von neulich wesentlich diskreditiert , ich bin
überzeugt , daß die Herren in der Kapstadt , die das geboten haben ,
wenn sie von der Rede des Herrn Bmnberger hören , vielleicht nur
eine Million bieten werden , und auf diese Weise sein Vaterland zu
schädigen , halte ich nicht für eine Aufgabe , der ich mich anschließen
kann .

Die Motive haben sehr unterschieden zwischen den materiellen
Interessen der Gesellschaft und den nationalen Pflichten , die Deutsch¬
land übernommenhat . nachdem es in Afrika überhaupt irgendeinen
Besitz ergriffen hat , den nationalen Pflichten , teilzunehmen an der
Zivilisierung uud Christianisierung dieses weit ausgedehnten , in
seinem Innern noch immer unerforschten Weltteils . Ich habe die
Reichsregieruugnicht für berechtigt gehalten , im Interesse der Gesell¬
schaft an sich irgendeine Forderung zu machen . Hat sie unrichtig
spekuliert , so ist das , wenn man will , ihre Sache , obschon ich im
ganzen nicht glaube , dnN andere Regierungen in ähnlichen Fällen —
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der französischeAusdruck ist : .laekeur cle 1eur8 eompatriotes '
sind , daß sie ihren Landsmann fallen lassen in solchen Fällen .

Aber hier handelt es sich um etwas anderes . Die Regierung
hat durch ihr Eintreten in die gleiche Front mit England und
Frankreich in Afrika in der Kongofrage die Verpflichtung über¬
nommen , an der Zivilisierung und Christianisierung dieses großen
Weltteils Anteil zu nehmen . Hätte sie eine Gesellschaft geschützt ,
die sich erlaubt hätte , sich von diesen Prinzipien der Zivilisation
vollständig zu entfernen , wie das ja von manchen Handelshäusern
bisher geschehen ist , am Sklavenhandel sich Zu beteiligen oder doch
sich nicht desselben zu enthalten , oder hauptsächlich die Einfuhr vou
Munition , die für die Sklavenjäger bestimmt ist , zu beförderu —
die Gesellschaft würde vielleicht gar fo schlechte Geschäfte nicht
gemacht haben — dann würde sie nicht den Zorn der arabischen
Sklavenjäger auf sich gezogen haben .

Was dort gehaßt wird , ist der Christ , der Beschützer der Sklaven ,
das ist der Störer in einein illiziten Handel . Ich habe in einer
mir eben zugegangenen Meldung über eine Kaptur unserer Flotte
gelesen , daß eine Dhau gefangen wurde , in der 87 Sklaven unten
lagen , in einem so engen Raume , daß sie drei Mann hoch — wie
ich den Kubikinhalt berechnen kann — notwendig liegen mußten .
Über sie waren Matten gebreitet , und aus den Matten saßen , standen
nnd gingen die 17 Araber , welche die Bemannung der Dhau bildeten .
Diese Dhau wurde unseren Kreuzern verraten durch zwei Neger ,
denen man mehr getraut hatte , und die von dem Deck Zeichen
gegeben hatten ; die wurden sofort erstochen , ehe wir herankamen .
Sollen wir nun dergleichen Sachen , wenn wir uns dort überhaupt
einmal einrichten , dulden , weil es finanziell uneinträglich ist , uns
ihnen zu widersetzen oder nicht ? Das schiebe ich den christlichen
und HumanitärenErwägungen des Herrn Abgeordneten zn .

Der Sullansvertrag ist meines Erachtens die bedeuteudste und
nützlichste Leistung , welche die Gesellschaft überhaupt gemacht hat ;
der hat den Zugang zum Jnlande erst eröffnet . Solange die
Küsten abhängig waren von einer Macht, wie der Sultan von San¬
sibar , namentlich von den energischeren Vorgängern des jetzigen
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Sultans , so lange war unsere Verbindung mit dem Binnenlande
doch immer sehr zweifelhaft und auf die Dauer nicht sicher , und
wir konnten der Gefahr ausgesetzt sein , daß , wenn wir uns mit dem
Sultan von Sansibar erzürnten , wir uns auch mit der uns be¬
freundeten Macht von England , deren Protege der Sultan von San -
sibar immer war, erzürnt hätten . Wir würden also von alledem ,
was wir jenseits der Sansibargrenze okkupiert haben , durch eine
Grenze geschieden sein . Dies ist also meines Trachtens eine dankens¬
werte Unterlage , welche die Gesellschaft der deutschen Nation gewonnen
hat , um von dort cius allmählich , aber sehr allmählich , ihre weiteren
Kulturversuche nach dem Innern zu erstrecken .

Ob diese Kulturversuche hauptsächlich in der Pflege des Kara¬
wanenhandels nach dem Innern bestehen sollen oder in plantagen¬
mäßiger Kultivierung des an uns gebrachten Küstenlandes, das
ist eine Frage , die ich im letzteren Sinne zu bejahen geneigt sein
möchte . Der Karawanenhandel lebt jetzt in erster Linie von dem
Sklavenhandel und vom RückHandel von Pulver und Blei , mit dem
die Verteidiger der zu fangenden Sklaven erschossen werden , — kurz
und gut , Gewehre und Munition gehen hin , Sklaven gehen aus
als Ergebnis der gelieferten überlegenen Bewaffnung . Fällt das
weg , fällt auch noch der Branntwein weg , so wird der Karawanen¬
handel sehr gering ; er beschränkt sich auf Elfenbein . Das Elfenbein
hat schon jetzt nicht immer volle Ladungen gegeben , die mußten
durch Menschenfleisch , Neger , vervollständigt werden , um für die
Beladung der Dhaus zu dienen . Bekanntlich werden Elefanten
immer weniger , Gummi kann dort mehr sein . Aber ich glaube
kaum , daß der Knrawanenhandel allein eine große Zukunft haben
wird ; ich glaube , daß er auf zwei aussterbenden Generationenbasiert
ist : den Sklaven und den Elefanten . Die Elefanten werden weniger ;
bis jetzt ist Elfenbein noch da und Gummi .

Aber ich setze meine Hoffnung für die Zukunft Deutschlands
nicht gerade auf den Karawanenhandel , sondern vielmehr auf die
Möglichkeit , den fruchtbaren Ostabhang Ostafrikas , der im allgemeinen
nur so weit fruchtbar ist , als der Küstenstrich reicht , zum Plautagen -
bau im tropischen Sinne zu benutzen . Es ist das , wie Herr Haupt -
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mann Wißmann schon vorher bemerkte , ein Küstenstrichvon über
100 Meilen Länge und 5 bis 15 deutschen Meilen Breite , also ein
sehr bedeutendes Terrain . Wir zahlen für tropische Produkte , die
wir bei uns nicht Produzierenkönnen , gegenwärtig schon ungefähr
500 Millionen bar ans Ausland . Soviel ich mich der Ziffern er¬
innere , figuriert darin die Baumwolle als höchstes mit ungefähr
200 Millionen , der Kaffee mit 192 Millionen , der Tabak mit
64 Millionen und außerdem Kakao , Gewürze , Vanille in erheblichem
Maße . Wenn wir von dieser Einfuhr von 500 Millionen , die wir
bar bezahlen muffen , auch nur den zehnten Teil abrechnen , oder
den hundertsten Teil mit 5 Millionen einstweilen für deutsche Eigen¬
tümer erwerben könnten , welche in Zanzibar und in diesen Küsten¬
ländern unter sicherem Schutze des Reiches ihren Tabak , ihre Baum¬
wolle , ihren Kakao bauen könnten , so würde ich das doch für einen
erheblichen wirtschaftlichen Gewinn haltenund auch sür einen volks¬
wirtschaftlichen infofern , als eine Menge der überschüssigenKräfte ,
die wir in unseren Gymnasien und höheren Schulen erziehen , dort
als Leiter von solchen Einrichtungeneine Berwendung finden könnten ,
die wir im Lande doch nicht überall haben und vielleicht mit der
Zeit immer weniger haben werden ^) .

Also ich möchte nur bitten , eine solche koloniale Gründung
nicht als einen Lotterieeinsatz zu betrachten , der im nächsten halben
Jahre einen ungeheurenGewinn geben muß , sondern als eine vor¬
bedachte , berechnete Anlage , die unter Umständen vielleicht auch keinen
Gewinn abwirft , aber doch mit Wahrscheinlichkeit in zehn — und
wenn es in zwanzig Jahren wäre , wäre es auch kein Unglück . Wir
haben die Gewißheit , daß diese tropischen Länder, welche die einzigen
noch unokkupierten sind , uns von anderen Mächten nicht mehr
bestritten werden können . Unsere ganze Besitzergreifung , unsere ganze
Neigung , sie zu verteidigen , hat sich ja ursprünglich nur gegen andere
Mächte , die auch dort Besitz ergreifen wollten , gerichtet , und denen
gegenüber haben wir durch unsere freundschaftlichen Beziehungen
vollständigdie Mittel , sie fernzuhalten . Sie haben die Grenzen an¬
erkannt , die wir gezogen haben ; innerhalb der Grenzen kann sich

-) Vfll . Kapitel III , S . 07 . - Ägl . Kapitel III , S . 89 .
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der Deutsche entwickeln . Will er nicht oder gelingt es ihm nicht ,
nun gut , so bleibt es noch immer einer späteren Generation vor¬
behalten , den Versuch zu wiederholen .

Ich bin ganz bestürzt gewesen über den Gedanken , den viele
Leute gehabt haben , als müßte das nun gleich wie ein Gründungs¬
papier eine ungeheure Dividende abwerfen . Ich habe mir gedacht :
das ist eine Beschlagnahme wie bei der Mutung eines Bergwerk¬
besitzes oder dem Ankauf eines später zu bebauenden Grundstücks ,
und wenn man nicht mit Ruhe einen Erfolg abwarten kann , so hätte
man eS überhaupt nicht tun sollen . Daß man gegen diejenigen , die
solche Anlagen machen , nun den Vorwurf erhebt , daß sie uicht sofort
am nächsten Donnerstag eine große Rente geben , nun , dazu gehört die
leidenschaftlicheFeindschaft , die auf Parteikämpfen beruht . Das kann
ich nicht mehr als eine staatliche Envägung behandeln und ansehen .

Die Küste also müssen wir meines Erachtens wieder erwerben
und halten , wenn wir unsere Aufgabe der Zivilisation von Afrika
erfüllen wollen . Die Sklaverei mit einem Male abschaffen zu wollen
im Innern von Afrika . — das ist ein Gedanke , der nur von lokal -
unkundigen Leuten gefaßt werden kann . Ich erinnere wiederholt
daran — ich habe es schon einmal gesagt — , daß nur auf der
kleinen Insel Jamaica die Aufhebung der Sklaverei der englischen
Regierung . 20 Millionen Pfund Sterling — das sind 400 Mil¬
lionen Mark — gekostet hat , und wir werden doch nicht gegen die
Stlavenbesitzergewalttätig vorgehen . Bei unS in Deutschland , wo
die Gewalt viel stärker ist und die Gesetzgebungenviel durchschlagen¬
der, ist doch auch die Aufhebung der Hörigkeit nicht ohne Ent¬
schädigung erfolgt ; — aber das ist eine Frage , die ich jetzt noch
nicht als vorliegend ansehe . Die Küste müssen wir immer haben ,
um weiter in das Land hinein zu wirken : die Küste ist im Pacht¬
besitz der Gesellschaft, wir müssen also die Gesellschaft , die einst¬
weilen unser einziges Organ zur Durchführungunserer zivilisatorischen
Bestrebungenist , schützen und halten , wenn wir diesen zivilisatorischen
Bestrebungenuns anschließen wollen .

Ich habe die Gründe dargelegt , die mich bestimmt haben , der
Strömnng zuguusten kolonialerBestrebungennachzugeben , und ich
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habe meine Fügsamkeit der Allgemeinheitgegenüber dabei betont .
Die Allgemeinheitaber hat vor vier Jahren dieser Strömung so
weit nachgegeben , das; sie meines Erachtens nicht mehr zurück kann ,
und ich glaube auch nicht , daß sie es sür tunlich erachten wird ,
zurückzugehen . Ich halte mich im Gegenteil , namentlichnachdem ich
die Rede des Herrn Abgeordneten Windthorst gehört habe , der Zu¬
stimmung des Reichstags zu der Vorlage vollständig versichert ; ich
bedauere nur , daß sie nicht etwas schneller erfolgt . Ich glaube , daß
die Aufgabe , die dem Reichskommissar dort zufallen wird , etwas er¬
leichtert würde , wenn sie auch nur vier bis füns Tage früher in
Angriff genommen werden könnte .

Nuu , meine Herren , Sie werden ja Ihrerseits erwägen , welche
Zeit Sie brauchen , um sich zu entschließen . Ich endige meine
Äußerungen mit der Hoffnung , daß Sie die Regierungsvorlage mit
großer Majorität annehmen werden . "

Lebhafter Beifall folgte dieser Rede . In der weiteren Diskussion
sprachen die einzelnen Redner teils für , teils gegen die Vorlage . Be¬
sonders bekämpfte der Abgeordnete Bebel die Vorlage , nicht weil er
Gegner der Bekämpfung des Sklavenhandels und der Sklavenjagden
wäre , sondern weil die Regierung nicht daran denke , die Sklaverei an
sich aufzuheben und die Kolonisation des Landes in wirklich humanem
Sinne auszuführen . Nach Schluß der Diskussion wurde eine Kom¬
mission von 21 Mitgliedern gewählt , die bereits am 29 . Januar 1889
Bericht erstattete und die Annahme der Vorlage mit der Modifikation
empfahl , daß der Relativsatz in § 2 :

welcher gleichzeitig nach den ihm erteilten besonderen Instruktionen
die dem Reichskanzler statutenmäßig zustehende Aufsicht über die
Deutsch - Ostasrikanische Gesellschaft und deren Angestellte in Ost¬
afrika ausübt

wegfalle . Nach diesen Kommissionsvorschlägen wurde dann die Vorlage
von der Mehrheit des Reichstages gegen die Stimmen der Freisinnigen
und Sozialdemokratenangenommen . Die endgültige Annahme erfolgte
bei der dritten Lesung in der Sitzung vom 30 . Januar 1889 .



Kapitel VIII .

Sonstige Aktionen des Fürsten Bisnmrck ans
dem Gebiete der Kolonialpolitik ' .

Zu den weiteren kolonialpolitischen Aktionen der Ära „ BiSmarck "
gehört noch die Einberufung der Kongokonferenz im Jahre 1884 und
der Samonkonferenzim Jahre 1889 .

^ . Die Kongokonferenz.

Im Laufe der Zeit hatte sich die Aufmerksamkeit der seefahrenden
Nationen der für ihre Interessen sehr wichtigen Frage zugewendet , in
welcher Weise die Zukunft des gewaltigen Kongobeckengebietesgestaltet
werden könnte . Eine besondere Anregung hierzu hatte bei allen
europäischen Staaten ein am 26 . Februar 1884 zwischen England und
Portugal abgeschlossenerVertrag gegeben . Bis dahin war in diesem
Gebiete die vom König Leopold II . von Belgien im Jahre 1876 ge¬
gründete „ Internationale Afrikanische Gesellschaft " mit der Aufgabe
tätig gewesen , nicht nur auf die Erforschung Mittelasrikas , sondern auch
auf die Zivilisierungseiner Bewohner , Gewöhnung derselben an Handel
und friedliche Beschäftigungsowie auf die Unterdrückung des Sklaven¬
handels hinzuwirken . An diesem Unternehmenhatten sich mit Aus¬
nahme von England alle Nationen beteiligt .

-) Vgl . Weißbuch , III . Teil ; Aktenstücke der deutschen Kolonialpolitik , Bd . I ,
Heft 3 ; v . Koschitzky , Deutsche Kolonialgeschichte, Bd . I , S . 224 ff . ; Thudichum ,
Bismarcks parlamentarischeKämpfe und Siege , Bd . I , S . 354 ff . ; v . Stengel ,
die Deutschen Schutzgebiete, S . 522 ff.



VlII . Sonstige Aktionen des Fürsten Bismarck usw . 223

In späterer Zeit hatten dann Forschungsreisende, namentlich der
AmerikanerHenry Stanley , auf ihren Entdeckungsreisen festgestellt ,
daß am Kongo zahlreiche der Kultur zugängliche Völkerschaften lebten ,
der Kongo selbst sich unter - und oberhalb seiner Stromschnellen zur
Schiffahrt eigne und durch Eisenbahnen die Erschließung dieses an
Erzeugnissen jeder Art reichen Landes und seiner Absatzgebiete in hohem
Maße gefördert werden könnte .

Im Anfang der achtziger Jahre gelang es der Afrikanischen
Gesellschaft , durch eine Anzahl von Verträgen mit den am Kongo
seßhaften Stämmen Herrschaftsrechteüber ein ziemlich beträchtliches
Gebiet zu erwerben , eine Reihe von Niederlassungenlängs des Flusses
anzulegen und dadurch die Grundlage für ein neues Staatswefen zu
schaffen . Ebenso erwarben deutsche Kaufleute , z . V . die Firma
C . Woermann , beträchtliche Landstrecken . Die Folge davon war eine
ungeahnte Entwicklung des Handels und Verkehrs in jenen Gebieten .
Natürlich mußte eine so überraschendeWendung die Blicke der
europäischen Staaten nach diesem neuerschlosfenen Gebiete richten .
Verschiedene Staaten versuchten denn auch , sich nach Möglichkeit Teile
dieses Gebietes anzueignen . Frankreich , welches auf dem Nordufer des
unteren Kongo Souveränitätsrechte besaß , erhob auf Grund angeblicher
Erwerbungen des Reisenden de Brazza Ansprüche auf Gebiete südlich
des sogenannten Stanleypools, während Portugal alte zweifelhaste An¬
sprüche hervorfuchte , um zu beweisen , daß es Eigentümer der beiden
Ufer des unteren Kongo von der Mündung bis weit ins Innere sei .
Bei der Verfolgung dieser Ansprüche fand es die Unterstützung Eng¬
lands . Wenn aber Portugal mit seinen Ansprüchen durchdrang , so
mußten alle Häfen , Landungsplätze, Landwege unter feine alleinige
Verfügung fallen , und es konnte sich eine tatsächliche Herrschaft über
den Strom und dem darauf sich bewegendenHandel aneignen , der bis
dahin völlig frei und namentlichauch von England als abgabenfrei
anerkannt war . Während so die Kongogesellschaft von Portugal und
dem dahinterstehenden England einerseits und von Frankreich andererseits
bedrängt wurde , machten sich auch die Stimmen der handeltreibenden
Firmen geltend , die insbesondere über die in Verträgen mit den dortigen
Häuptlingen vorgesehene ev . Zollerhebung auf den zu erbauenden

GescinaUedec> Fürsten ^ i5nuirek in Einzeldarstellungen vm . I '.
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Straßen Beschwerden erhoben . Von Kulturstaaten suchten namentlich jetzt
auch Holland , Amerika , Deutschlandund Italien die Aufrechterhaltung
ihrer Handelsbeziehungen und ihrer sonstigen Rechte bei der bevor -
stehenden Regelung der Verhältnisse nachdrücklichstzu wahren .

Da schlössen unvermutet England und Portugal am 26 . Februar
1884 einen Vertrag , durch welchen dem ersteren eine bevorzugte
Stellung vor andern Nationen eingeräumt und ihm namentlich die
Möglichkeit gegeben wurde , seinem Handel trotz der Versicherung der
gleichen Behandlung aller Nationen durch Erteilung von Monopolen ,
Konzessionen usw . besondere Vorteile zu verschaffen . Portugal dagegen
sollte die Oberhoheit über beide Ufer des nnteren Kongo erhalten mit
der Berechtigung , von den ein - und ausgeführten Waren hohe Zölle
,', n erheben . Gemeinsam sollten beide Nationen Vorschriften über
Schiffahrt , Polizei und Beaufsichtigung des Kongo innerhalb des
portugiesischen Gebietes erlassen . Im übrigen sollte die Freiheit der
Schiffahrt auf dem Kongo für alle Nationen fortdauern und auf die
Durchfuhr von Waren keine Abgaben gelegt werden . Dieser Vertrag
lieferte also den Kongostrom in weitgehender Weise an Portugal aus
und wies England eine Vorzugsstellung zu .

Infolge der Außerachtlassung anderer berechtigter Interessen mußte
der Vertrag großen Anstoß bei den übrigen beteiligten Nationen er¬
regen , und selbst England und Portugal erhob Widerspruch gegen ihn .
Auch wurde er im englischen Parlamente , wie aus einem Schreiben
des deutschen Botschafters in London vom 6 . März 1884 an den
Fürsten Bismarck hervorgeht, von einigen Abgeordneten wegen der
Konzessionen an Portugal bekämpft .

In Teutschland machte zuerst die Hamburger Handelskammerin
einer Eingabe vom 24 . März 1884 ans die schweren Gefahren dieses
Vertrages aufmerksam . Ihr folgte in einer eingehend begründeten
Eingabe an den Reichskanzler die Handelskammervon Solingen , der
sich die meisten anderen deutschen Handelskammern anschlössen . In
allen Eingaben wurde besonders darauf hingewiesen , daß der deutsche
Handel durch diesen Vertrag schwer geschädigt werden würde und daß
es verhindert werden müsse , daß Portugal am Kongo festen Fuß fafse .
In seinen Antworten an die Handelskammernbetonte Fürst BiSmarck ,
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daß er die vorgebrachten Beschwerden als gerechtfertigt anerkenne , bei
den beiden Vertragsstaaten die nötigen Schritte zu ergreifen im Begriff
sei und mit den anderen am Handel in Afrika beteiligten Staaten
über die Frage in einen Meinungsaustausch eingetreten sei .

Am 18 . April 1884 wurde vom deutschen Auswärtigen Amt
der Kaiserliche Gesandte in Lissabon , von Schmidthals , beauftragt, dem
portugiesischen Minister der auswärtigen Angelegenheitengegenüber
zu erklären , das; die deutsche Regierung den portugiesisch englischen
Bertrag als für das Reich und seine Angehörigen verbindlich anzusehen
nicht in der Lage wäre und das Fortbestehen der Handelsfreiheit , wie
es bisher auch von England anerkannt wäre , für alle Nationen fordern
müsse . Gleichzeitig ließ die deutsche Regierung durch ihren Botschafter
in Paris Mitteilung von ihrem Vorgehen machen und empfahl , gegen¬
über der durch den Vertrag geschaffenen Lage eine gemeinsame Haltung
einzunehmen und das Prinzip der Solidarität und Gleichberechtigung
zur Geltung zu bringen , welches seit längerer Zeit bei Behandlung der
Fragen von handelspolitischem Interesse in Ostasien zur Herrschaft ge¬
langt sei . Am 24 . April 1884 antwortete der deutsche Botschafter ,
daß auch Frankreich der portugiesischenRegierung habe erklären lassen ,
daß es den Vertrag nicht anerkenne und sich den darin enthaltenen
Bestimmungen über die Zollerhebung in dem unteren Kongogebiete
nicht unterwerfen werde ; die französischeRegierung sei bereit , sich mit
den übrigen Mächten über eine gemeinsame Haltung zu verständigen . In
gleicher Weise trat dann Deutschland mit Italien , den Niederlanden, mit
Spanien und den Vereinigten Staaten über ein gemeinsames Verhalten
in einen Meinungsaustauschund erhielt von dort ebenfalls befriedigende
und zustimmende Erklärungen .

Hierauf ließ Fürst Bismarck am 29 . April 1884 durch den Bot¬
schafter in London der englischen Regierung mitteilen , daß die deutsche
Regierung der Anwendung der den fremden Handel betreffenden Be¬
stimmungendes zwischen England und Portugal abgeschlossenenVer¬
trages über den Kongo auf die Angehörigen des Reiches nicht zustimmen
könne , wenn derselbe wirklich in Kraft gesetzt werden sollte . Ferner
wurde der Überzeugung Ausdruck gegeben , daß sich eine den allgemeinen
Bedürfnissen de '? Handels entsprechendeVerständigung finden lassen

15 *
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N' ürde , sobald die hieran beteiligten Regierungen sich darüber ins
Einvernehmen gesetzt hätten . Infolgedessen ließ Lord Granville dem
Fürsten Bismarck erklären , englischerseits sei eine Note an die portu¬
giesische Regierung bereits in Vorbereitung , welche mit Rücksicht auf
den Widerspruch , den der Vertrag bei verschiedenen Mächten hervor¬
gerufen , die Wiederaufnahmeder Verhandlungen in Vorschlag brächte ;
er glaube , daß es gelingen werde , von der portugiesischen Regierung
die Einsetzung einer internationalen Kommission anstatt der projektierten
englisch - portugiesischenzu erlangen . Hierauf ließ am 5 . Mai Fürst Bis¬
marck in London erklären , Deutschlandwünsche zwar am Kongo keine
Privilegien , wohl aber eine Regelung , welche dem deutschen Handel in den
bisher unabhängigenGebieten volle Gleichberechtigung mit dem Handel
jeder anderen Nation sichere und ihn gegen Verdrängnis aus seinen
in friedlicher Arbeit errungenen Positionen oder gegen Verkürzungder
Möglichkeit seiner Ausbreitung und Entwicklung in einem Weltteil
schütze , für dessen Erschließung auch Deutschland erhebliche Anstrengungen
durch mutige Forscher und unternehmende Kaufleute gemacht und große
Opfer gebracht habe . Die amtlichen Kundgebungenbei den Verhand¬
lungen zwischen England und Portugal hätten zu der Annahme
berechtigt , daß die bestehende Handels - und Verkehrsfreiheit im ganzen
Kongobecken durch keine territorialen Arrangements beeinträchtigt
werden würde . Dieser Annahme habe aber der im Februar unter¬
zeichnete Vertrag nicht entsprochen , weshalb sowohl die deutsche Regierung
als auch andere Staaten die Bestimmung dieses Vertrages nicht als
verpflichtend ansehen würden . Die portugiesischeRegierung hielt
indessen , wie sie mitgeteilt habe , so lange an dem Vertrage fest , bis die
Frage der Ratifizierung desselben durch England entschieden worden
wäre . Wenn nun England infolge des Widerspruchs , welchen der Ver¬
trag bei verschiedenenMächten hervorgerufen hätte , die Wiederaufnahme
der Verhandlungenvorschlage , so wäre es nicht ersichtlich , ob die englische
Regierung hierbei an eine neue , nur mit Portugal zu führende Ver¬
handlung denke oder ob ihr die Absicht vorschwebe , eine Verständigung
mit den anderen interessierten Mächten über eine neue Vertragsbasis
zu suchen . Dieses letztere Verfahren wäre zu empfehlen , da es seit
langer Zeit und mit gutem Erfolg auch bei Regelung der Handels -
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beziehungen in Ostasien auf der Basis der Solidarität und Gleich¬
berechtigung der Mächte zur Anwendung gekommen wäre . Lord Granville
habe selbst die Notwendigkeitder Zustimmung der anderen , an dem
Handel im Kongogebiet interessierten Mächte zu den Abmachungen zu
zweien erkannt ; Portugal dagegen habe infolge des Vertrages zunächst
nur seine Ansprüche gegenüber dem fremden Handel gesteigert und
bisher wenig erkennen lassen , daß man sich in Lissabon von der Not¬
wendigkeit überzeugt habe , den von dem Handelsstande aller Nationen
erhobenen Einspruch gegen die Erweiterung des portugiesischenKolonial¬
besitzes durch eine zeitgemäße Reform des portugiesischen Kolonial¬
systems Rechnung zu tragen . Zur Verhütung von Reibungen unter
den Angehörigen befreundeter Nationen werde eine Verständigung unter
allen interessierten Mächten über bestimmte Grundlagen für die Regelung
der Verhältnisse in dem Kongobecken herbeizuführenund auch der Ge¬
danke der Neutralisierung solcher Gebiete in Betracht zu ziehen sein .

Auch die Negierung der Vereinigten Staaten von Nordamerika
ließ inzwischenam 21 . Mai 1884 erklären , daß alle interessierten
Nationen am Kongo die gleichen Vorrechte genießen müßten und die
Vereinigten Staaten demnach den Bestimmungen des englisch - portu¬
giesischen Vertrages nicht zustimmen könnten .

Mittlerweile war die portugiesische Regierung zu der Einsicht ge¬
kommen , daß sie mit ihrem Widerstande bei der Einigkeit der andern
Mächte nicht weit kommen würde . Sie machte deshalb selbst den
Vorschlag , die Regelung der Kongofrage einer internationalenKommission
zu übertragen , ein Vorschlag , der bei der deutschen Regierung volle
Billigung fand . Auch Frankreich erklärte am 29 . Mai 1884 , es sei
zur Teilnahme an einer internationalenKonferenz bereit . Dieser würde
die Aufgabe zufallen , allen zivilisiertenNationen freie Schisfahrt und
gleiche Rechte auf dem Kongo zu sichern . Dieser Zweck werde am
besten in der Weise erreicht werden , daß die Aufsicht über den Strom
einer internationalen Kommission übertragen würde ; eine englisch -
portugiesische oder ausschließlichenglische Kontrolle sei zu verwerfen .
Mit der Regulierung der territorialen Verhältnisse im Kongogebiete
werde die Konferenz sich nicht zu befassen haben , da die Lage der
darauf bezüglichen Rechtsansprüche eine zu verwickelte sei . Mit diesen
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Borschlägen Frankreichs erklärte sich Fürst Bismarck am 5 . Juni 1884
einverstanden .

Ungeachtet dieser einmütigen Haltung der Mächte machte England
hinsichtlich des Vertrages weitere Vorschläge , namentlich bezüglich der
Zusammensetzungder Kommission und der Festsetzung der Zolltarif¬
sätze , welche aber nicht die Billiguug der deutscheu Regierung fanden .
Bismarck ließ erklären , daß er gern bereit fei , mitzuwirken , daß aber
für die an dieser Frage interessierten Mächte eine allgemeine Verständigung
dahin angestrebt würde , daß bei Regelung der Handelsverhältnisse in diesem
afrikanischen Gebiete der Grundsatz der Gleichberechtigung und Interessen¬
gemeinschaft aller Nationen in geeigneter Weise zur Geltung gebracht würde .
Lord Grauville erklärte hierauf , er fähe allerdings zu seiuem Bedaueru ,
daß der Vertrag bei den befreundetenMächten große Bedenken erregt
habe , auch könne er nicht leugnen , daß ein Teil des englischen Handels¬
standes ebenfalls große Opposition dagegen erhebe . Die englische
Regierung habe bei Abschluß des Vertrages nur den Zweck verfolgt ,
den Handel am Kongo möglichst allen Nationen zugänglich zu machen
und ihn vor den Vexationen der Portugiesen zu schützen . Er felbst
lege keinen großen Wert auf den Vertrag , sei sich aber nicht ganz klar
darüber , was an die Stelle treten solle . Denn Portugal werde seine
Ansprüche nicht fallen lassen , uud mit Gewalt werde doch wohl keine
Macht gegen Portugal vorgehen wollen . Der deutsche Botschafter Graf
Münster erwiderte ihm darauf , daß Portugal selbst den Wunsch zu
erkennen gegeben habe , sich mit den Mächten auf dem Wege einer
Konferenz zu verständigen , da es sich von der UnHaltbarkeit des
Vertrages überzeugt habe . Infolgedessen beschloß die englische Re¬
gierung , wie Graf Münster am 26 . Juni 1884 telegraphisch mitteilte ,
den Vertrag mit Portugal nicht zu ratifizieren .

Hieraus wurde Graf Münster angewiesen , die Angelegenheit in
nachstehendem Sinne vertraulich zu besprechen :

Die portugiesischeRegierung habe schon vor einiger Zeit die Not¬
wendigkeit einer internationalenRegelung der Frage anerkannt und sich
zu dem Zweck mit einem Konferenzvorschlage nicht nur an Deutschland
und England , sondern auch an andere Regierungen gewandt . Deutsch¬
land habe geantwortet , daß es den Vorschlag als nützlich erachte und
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zu jeder den allgemeinenInteressen dienenden Lösung die Hand bieten
würde . Die deutsche Regierung hoffe , daß es gelingen werde , für
Zentralasrika ein Regime zu finden , unter welchem , ähnlich wie in Ost¬
asien , bei Regelung der Handelsbeziehungen das Prinzip der Solidarität
und der Gleichberechtigung aller Interessenten zur Geltung gelange . In
Ostasien wäre und sei das Bestreben aller Staaten europäischer Kultur
darauf gerichtet , allmählich diejenigen Schranken aus dem Wege zu
räumen , welche seitens der vorhandenen Staatswesen gegen die Be¬
rührung mit dem Auslande , namentlich gegen den fremden Handel ,
ausgerichtet seien . In Zentralafrika dagegen , wo anerkannte und wider¬
standsfähige , sich absperrende Staatswesen nicht beständen , komme es
darauf an , daß durch die vom Auslande angestrebten staatlichen Organi¬
sationen , seien eS selbständige Staaten oder Kolonien europäischer
Mächte , die bestehende Handelsfreiheit nicht zum Vorteil einzelner
eingeschränkt würde . Dieser Zweck würde nicht erreicht werden , wenn
die internationale Verständigung nicht über die Regelung der Schiff¬
fahrt auf dem Kongoflusse hinausginge . Nach der Ansicht der
deutschen Regierung müsse die internationale Verständigung alle den
Handel zu Lande wie zu Wasser berührende Fragen für das ganze
Kongobecken regeln , und zwar um so mehr , als über die Bedeutung ,
welche diese Wasserstraße für den Handel habe , die Ansichten sehr von¬
einander abwichen . Es würde daher ein Arrangement , welches nur
die Schiffahrt auf dem Kongofluß unter eine internationale Kontrolle
stelle , dagegen den Handelsverkehrauf dem Landwege dem Belieben
derjenigen Staaten und Kolonien überließe , welche sich dort einrichten
würden , eine sehr unvollkommeneLösuug sein . Deutschland wünsche
sich mit dem Londoner Kabinett über die kommerziellenPrinzipien und
über den Geltungsbereicheiner internationalen Regelung der Kongo¬
frage zu verständigen? die anzustrebende internationale Verständigung
solle zum Zweck haben , den Grundsatz der Gleichberechtigung aller
Nationen in bezug auf den Handel in dem ganzen Kongogebiet zur
Anerkennung zu briugeu und zugleich wirksame Garautien dafür zu
schaffen , daß in diesem für alle Nationen gleich wichtigen Wirtschafts¬
gebiete die bestehende Handels , .' iheit dnrch territoriale Einrichtungen nicht
über Gebühr und nicht zum Vorteil einzelner Mächte beschränkt ivüide .
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Am 8 . August 1884 berichtete Graf Münster, daß Lord Granville
hinsichtlichder Prinzipien vollständig mit der deutschen Regierung
einverstandensei und mit Bismarck gern bereit sein würde , die Grund¬
sätze der Gleichberechtigung im ganzen Kongogebiet zur Anerkennung
zu bringen .

Inzwischen war von dem Botschafter Frankreichs in Berlin , Baron
de Courcel , mitgeteilt worden , daß die französische Regierung ebenso
wie sie die internationale Regelung der Kongofrage wünsche , zu einer
gleichen Verständigung bezüglich des Niger geneigt sein würde . Auch
eine solche Vereinbarung hielt Fürst Bismarck für angezeigt . Er ließ
in einer Note vom 13 . September 1884 der französischen Regierung
durch ihren Botschafter seiner Befriedigung Ausdruck geben über das Ein¬
vernehmen , welches hinsichtlich der Kongo - und der Nigerfragezwischen
beiden Regierungen herrsche , da Frankreich und Deutschland im gleichen
Maße für die Schiffahrt auf dem Kongo und dem Niger die Grund¬
sätze zur Anwendung zu bringen wünschten , wie sie auf der Donau an -
gewandt worden seien . Zugleich bemerkte er , es würde , um die natur¬
gemäße Entwicklung des europäischenHandels in Afrika zu sichern ,
auch nützlich sein , sich über die Formalitäten zu verständigen , deren
Beobachtung erforderlich wäre , damit nur neue Besitzergreifungen an
den Küsten Afrikas als effektive betrachtet würden . Er schlage der
französischen Regierung vor , die Identität der beiderseitigen Ansichten
durch einen Notenaustausch festzustellen , eine Einladung an die anderen
an dem afrikanischen Handel interessierten Kabinette ergehen zu lassen
und sich auf einer hierzu einzuberufenden Konferenzüber die zwischen
den beiden Mächten getroffenen Abreden zu äußern .

Die Antwort des französischenBotschafters Courcel ließ in deut
lichster Weise volles Einvernehmender beiden Nationen in der Kongo¬
frage erkennen . Dieser wertvolle Erfolg war in erster Linie Bismarcks
großer diplomatischer Geschicklichkeit zu verdanken . Die bezügliche fran¬
zösische Note lautete :

„ Berlin , den 29 . September 1884 .
„ Mein Fürst !

Ich habe nicht ermangelt , meiner Regierung die Note mitzu¬
teilen , welche Eure Durchlaucht nur die Ehre erwiesen , unterm
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13 . dieses Monates an mich zu richten und worin der wesentliche
Inhalt unserer Varziner Unterhaltungen wiedergegeben ist .

„ Die Regierung der französischenRepublik wünscht nicht minder ,
als die Kaiserlich deutsche Regierung im Geiste gegenseitigen guten
Einvernehmens die nachbarlichen Beziehungen zu regeln , die aus der
im Namen des Deutschen Reichs erfolgten Besitzergreifung mehrerer
Punkte der afrikanischenWestküste in der Nähe französischer Be¬
sitzungen sich ergeben können . Herr Ferry hat mit Genugtuung die
Versicherung entgegengenommen , daß , wenn gewisse Handlungen der
deutschen Kommissaremit den Rechten und der Politik Frankreichs
in jenen Gegenden nicht im Einklang sein sollten , die Kaiserlich
deutsche Regierung nicht beabsichtige , dieselben aufrecht zu erhalten .
Indem er mich beauftragt , Eurer Durchlaucht für diesen Beweis
Ihres Wohlwollens und der Loyalität Ihrer Absichten zu danken ,
spricht Herr Ferry die Zuversicht aus , daß die beiden Regierungen,
sobald die genauen Berichte über den Stand der Dinge an der
westafrikanischen Küste nach Enropa gelangt sein werden , sich un¬
schwer über die gegenseitigen Grenzen verständigen werden .

„ Herr Ferry war nicht weniger erfreut als Eure Durchlaucht ,
konstatieren zu können , daß sich das Einverständnis der beiden Re¬
gierungen auf Grundsätze von weittragender Bedeutung erstreckt , deren
Anwendung auf den afrikanischen Handel und deren Anerkennung
seitens aller Nationen im gemeinsamen Interesse liegt .

„ In die erste Reihe dieser Grundsätze stellt die französische Re¬
gierung die Handelsfreiheit im Becken und an den Mündungen des
Kongo . Die internationaleAfrikanische Gesellschaft , welche an diesem
Strom eine Anzahl von Stationen errichtet hat , erklärt sich bereit ,
dieselbe für den ganzen Umfang derjenigen Gebiete anzunehmen ,
über welche sie Rechte ausübt . Frankreich ist seinerseits bereit , die
Handelsfreiheit in den Stellungen zu gewähren , welche es am Kongo
einnimmt oder später erwerben wird ; es würde sogar bereit sein ,
diese Freiheit aufrecht zu erhalten , falls es in die Lage kommen
sollte , aus den in Eurer Durchlaucht Note erwähnten Arrangements ,
welche Frankreich im Falle der Veräußerung der von der inter¬
nationalen Gesellschaft erworbenen Gebiete das Vorkaufsrecht sichern ,
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Nutzen zu ziehen . Diese Zugeständnisse Frankreichs hängen selbst¬
verständlich von der Bedingung der Gegenseitigkeit ab .

„ Unter Handelsfreiheitverstehen wir freie Zulassung aller Flaggen ,
Verbot jeden Monopols und jeder difserentiellen Behandlung ; wir
halten dagegen die Einführung von Abgaben für zulässig , welche
als Ersatz nützlicher Ausgaben für den Handel erhoben werden .

„ Es versteht sich jedoch , daß die französische Regierung , indem
sie im Becken des Kongo den Grundsatz der Handelsfreiheit zuläßt
und sich bereit erklärt , ihrerseits zur Einführung derselben beizutragen ,
nicht die Absicht hat , diesen Grundsatz auf ihre kolonialen Nieder¬
lassungen in Gaboon , in Guinea und am Senegal auszudehnen .

„ Die Regierung der Republik erachtet es im Einverständnis mit
der Kaiserlich deutschen Regierung als wünschenswert , daß die zur
Sicherung der Freiheit der Schiffahrt auf mehreren internationalen
Flüssen von dem Wiener Kongreß angenommenen Grundsätze , welche
später auf die Donau angewandt worden sind , unter Aufsicht und
Garantie der interessierten Mächte auch auf den Kongo und den
Niger angewandt werden .

„ Um die naturgemäße Entwicklung des europäischen Handels in
Afrika zu sichern und bedauerlichenStreitigkeiten über den Besitz¬
stand zwischen verschiedenen Nationen vorzubeugen , halten wir es
gleichfalls für nützlich , zu einer Verständigungüber die Formalitäten
zu gelangen , deren Beobachtung erforderlich wäre , damit neue Besitz¬
nahmen an den Küsten Afrikas als effektive betrachtet werden .

„ Nachdem die Identität der Anschauungen zwischen den Regierungen
Frankreichs und Deutschlands hinsichtlich dieser Punkte konstatiert ist ,
beauftragt mich Herr Ferry , Eure Durchlaucht wissen zu lassen , daß
er bereit ist , sich mit Ihnen über den Erlaß einer Einladung an die
übrigen am afrikanischen Handel interessierten Kabinette zu einer
Konferenz zu verständigen , deren Aufgabe es sein würde , sich über
die von Frankreich und Deutschlandim Einverständnis aufgestellten
Regeln auszusprechen .

„ GenehmigenEuere Durchlauchtusw .
Alph . de Eoureel . "
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Durch Note vom 30 . September 1884 dankte Bismarck dem
Baron de Courcel für sein Schreiben , bezeichnete als die zunächst
am Handel mit Afrika interessierten Mächte : Großbritannien , Nieder¬
lande , Belgien , Spanien , Portugal und die Vereinigten Staaten von
Amerika und empfahl , um den Beschlüssender Konferenz die allgemeine
Zustimmung zu sichern , alle Großmächte und die skandinavischen
Staaten zur Teilnahme an den Beratungen einzuladen . In seiner
Antwort vom 2 . Oktober 1884 sprach der französische Gesandte die
Zustimmung seiner Regierung zu den Vorschlägen des Fürsten Bismarck
aus . Daraufhin lies; der Kanzler an die Regierungen von Belgien
Dänemark , Italien , der Niederlande , Österreich - Ungarn , Portugal ,
Rußland , Schweden und Norwegen , Spanien , der VereinigtenStaaten
und später auch an die Türkei am 6 . Oktober 1884 eine Einladung zu
einer Konferenz in Berlin ergehen und führte als Gegenstand der Be¬
ratungen eine Verständigung über folgende Grundsätze auf :

1 . Handelsfreiheit in dem Becken nnd an den Mündungendes Kongo .
2 . Anwendung derjenigen Prinzipien auf den Kongo und den Niger ,

welche von dem Wiener Kongreß in der Absicht , die Freiheit
der Schiffahrt auf mehreren internationalen Flüssen zu sichern ,
angenommen und später auf die Donau angewandt worden
sind .
Feststellung der Formalitüten , welche zn beobachten sind , damit
neue Besitzergreifungen an den Küsten von Asrika als effektive
betrachtet werden .

Obgleich die Angelegenheit nun fchon so weit gediehen war und
England sich bereits vorher zu einer Verständigungbereit gezeigt hatte ,
suchte die englische Regierung doch jetzt noch den deutschen Vorschlägen
Schwierigkeiten zu bereiten . Sie warf verschiedene Fragen hinsichtlich der
von Bismarck angeführten drei Punkte auf , die sie vor Eintritt in die
Konferenz noch klar gestellt wissen wollte . Bismarck ließ aber unterm
2 «>. Oktober 1884 erklären , daß Deutschland in der Konferenz auf eine
detaillierte Erörterung aller Fragen bereitwillig eingehen würde , daß es
aber die Herstellung eines allgemeinen Verständnisses nur erschweren
und zu einem ersprießlichenErgebnis nicht führen würde , wenn
die Konferenzbeschlüsse durch sich kreuzende Korrespondenzenmit den
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einzelnen Regierungen antizipiert würden . Zugleich gab er mit Rück¬
sicht auf die von Lord Granville gestellten Fragen Aufklärung über
die Ansichten , welche er in der Konferenz zu vertreten beabsichtigte , so¬
weit dies ohne Präjudiz für die Diskussion mit den Teilnehmern der
Konferenz möglich war . Nachdem sich England mit dieser Antwort
unter dem 4 . November 1884 einverstanden erklärt hatte , ließ die
deutsche Regierung nunmehr an die oben erwähnten Staaten die
Einladung zur Konferenz in Berlin zum 15 . November 1884
ergehen .

Während diese Verhandlungen schwebten , war die internationale
Kongogesellschaft unausgesetzt beinüht gewesen , Anerkennung als selb¬
ständiges Staatswesen zu erlangen . Namentlich Stanley hatte nach
dieser Richtung hin eine rege Tätigkeit entfaltet und für die Ausführung
dieses Gedankens in Wort und Schrift Stimmung zu machen gesucht .
Aber auch König Leopold von Belgien war tunlichst bestrebt gewesen ,
auf die Verwirklichung dieses seines Lieblingsgedankens hinzuwirken .
Er hoffte jetzt um so mehr auf Anerkennung des Kongounternehmens
als eines selbständigen Staates durch die Konferenz , als anzunehmen
war , daß Deutschland sich diesem Gedanken nicht unfreundlich gegenüber¬
stellen würde . Ungemein gefördert wurde das Interesse für die Kongo¬
gesellschaft und ihre Pläne aber dadurch , daß die deutsche Negierung
bereits am 8 . November 1884 , noch bevor die Konferenz zusammen¬
getreten war , in einer Übereinkunft mit der Internationalen Gesellschaft ,
vertreten durch ihren Präsidenten Strauch , das Besitztum der afrika¬
nischen Gesellschaft als ein befreundetes förmliches Staatswesen an¬
erkannte . Dieser Vertrag , welcher später als Muster für die von dem
neuen Kongostaate mit den übrigen Mächten abzuschließendenVerträge
diente , lautet in der Übersetzung folgendermaßen :

Artikel 1 .

„ Die Internationale Gesellschaft des Kongo verpflichtet sich , in
ihren gegenwärtigen und zukünftigen Besitzungen in dem Becken dec>
Kongo und des Niadi - Kwiluflusfes , sowie in den angrenzenden
Küstenländern des Atlantischen Ozeans von den eingehendenoder
durchgehendenWaren und Handelsartikeln keinerlei Zölle zu erheben .
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Diese Zollfreiheit erstreckt sich insbesondere auch auf diejenigen Waren
oder Handelsartikel , welche auf den um die Kongokatarakte ge¬
bauten Straßen befördert werden .

Artikel 2 .

„ Die Angehörigen des Deutschen Reiches sollen befugt sein , sich
in dem Gebiete der Gesellschaft aufzuhalten und niederzulaffen .

„ Dieselben sollen hinsichtlich des Schutzes ihrer Person und ihres
Eigentums , der freien Ausübung ihrer Religion , der Verfolgung und
Verteidigung ihrer Rechte , sowie in bezug auf Schiffahrt , Handel
und Gewerbebetrieb den Angehörigen der meistbegünstigten Nation
einschließlich der Inländer , gleichgestellt sein .

„ Insbesondere sollen sie das Recht haben , in dem Gebiete der
Gesellschaft belegene Grundstücke und Gebäude zu kaufen , zu ver¬
kaufen und zu vermieten , Handelshäuser zu errichten und daselbst
Handel sowie die Küstenschiffahrt unter deutscher Flagge zu treiben .

Artikel 3 .

„ Die Gesellschaft verpflichtet sich , den Angehörigeneiner anderen
Nation niemals irgendeinen Vorteil zu gewähren , der nicht zugleich
auch auf die Angehörigen deS Deutschen Reichs erstreckt würde .

Artikel 4 .

„ Bei Abtretung des gegenwärtigenoder zukünftigen Gebiets der
Gesellschaft oder eines Teiles derselben gehen alle von der Gesell¬
schaft dem Deutschen Reich gegenüber eingegangenen Verpflichtungen
auf den Erwerber über . Diese Verpflichtungen und die dem Deut
fchen Reich und feinen Angehörigenvon der Gesellschafteingeräumten
Rechte bleiben auch nach der Abtretung einem jeden neuen Erwerber
gegenüber in Gültigkeit .

Artikel 5 .

„ Das Deutsche Reich erkennt die Flagge der Gesellschaft —
blaue Flagge mit goldenem Stern in der Mitte — als diejenige
eines befreundeten Staates an .
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Artikel 6 .
„ Das Deutsche Reich ist bereit , diejenige Grenze des Gebiets

der Gesellschaft und des zu errichtenden Staates , welche aus der an
liegenden Karte verzeichnet ist , seinerseits anzuerkennen .

Artikel 7 .

„ Diese Übereinkunft soll ratifiziert , und es sollen die Rati¬
fikationsurkunden in möglichst kurzer Frist in Brüssel ausgetauscht
werden . Die Übereinkunft soll unmittelbar nach Austausch der
Ratifikationen in Kraft treten .

So geschehen in Brüssel , den 8 . November 1884 .
( 1^. 8 .) gez . Graf Brandenburg .

( 1^. 8 .) gez . Strauch .

Am 15 . November 1884 trat die Konferenz in Berlin zusammen .
Mit Ausnahme Rußlands waren die Kabinette auf der Konferenz durch
ihre in Berlin akkreditiertenBotschafter bzw . Gesandten vertreten .
An Stelle des erkrankten russischen Botschafters erschien der russische
Gesandte im Haag , Graf Kapnist . Außerdem hatten einige Re¬
gierungen noch technische Beiräte delegiert . Die Mitglieder der Kon¬
ferenz waren folgende :

Deutschland : Fürst Bismarck , Graf v . Hatzfeld , Busch ,
v . Kusserow .

Österreich - Ungarn : Graf Szechenyi .
Belgien : Graf van der Straten - Ponthoz , Baron Lambermont ,

Banning .
Dänemark : v . Bind .
Spanien : Graf v . Benoinar , F . Coello .
Vereinigte Staaten von Nordamerika : John Kasson ,

H . S . Sanford , Stanley .
Frankreich : Baron de Courcel , Ballay , Desbuisson , Engelhardt .
England : Sir E . Malet , R . H . Meade , H . Percy Anderson .

T . Archer - Growe , A . W . Henning .
Italien : Graf v . Launay , Baron Mgri , Mantegazza .
Niederlande : van der Hoeven , de Blo ? me .
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Portugal : Marquis de Penafiel , A . de Serpa Pimentel ,
Luciano Cordeiro .

Rußland : Graf Kapnist , Domojiroff .
Schweden - Norwegen : Gillis , Baron Bildt .
Türkei : Said Pascha .

Auf Antrag des französischenBotschafters Baron de Courcel
wurde beschlossen , das; nur die wirklichen Bevollmächtigten an den
Sitzungen teilnehmen und die technischen Beiräte nur dann zugezogen
werden sollten , wenn bei einzelnen Fragen sich die Notwendigkeit oder
Zweckmäßigkeit, ihre Gutachten zu hören , herausstellen sollte ' ebenso
sollte der Vertreter der Kongogesellschaft, Oberst Strauch , nicht zu den
Sitzungen zugezogen werden .

Fürst Bismarck , dem der Borsitz der Konferenz übertragen worden
war , hielt bei Eröffnung der ersten Plenarsitzung eine längere An¬
sprache über Ziele und Zwecke der Konferenzberatuugund führte darin
unter anderem folgendes aus :

„ ...... Das Interesse , welches alle zivilisiertenNationen an
der materiellen Entwicklung Afrikas nehmen , sichert ihre Mitwirkung
bei der Aufgabe , die Handelsverhültnissein diesem Teil der Erde
zu regeln .

Da das seit einer Reihe von Jahren in den Beziehungender
Westmächte zu den Ländern Ostasiens beobachtete System bis jetzt
die besten Ergebnisse geliefert , indem es die Handelseifersuchtzu
einem legitimen Miterwerb eingeschränkt hat , hat die Regierung
Seiner Majestät des Deutschen Kaisers geglaubt , deu Mächten
empfehlen zu können , auf Afrika , in dem diesem Kontinentangepaßten
Formen , dasselbe System zur Anwenduug zu bringen , welches auf
der Gleichheit der Rechte und der Gemeinsamkeit der Interessen aller
handeltreibenden Nationen beruht .....

Der Grundgedanke dieses Programms ist , allen handeltreibenden
Nationen den Zutritt iu das Innere Afrikas zu erleichtern .

Zu diesem Behuse würde zu wünschen sein , daß den für da5
Innere bestimmten Waren an der ganzen Küste Afrikas zollfreie
Durchfuhr gewährt wird .
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Da indessen die Frage in dieser Tragweite außerhalb des Pro¬
gramms der Konferenz liegt , so beschränkt sich die Kaiserliche Re¬
gierung hier darauf , den Wunsch auszusprechen , daß der Zusammen¬
tritt der Konferenz die Gelegenheit bieten möge , Verhandlungen
zwischen den an der Regelung dieses Punktes des internationalen
Rechts beteiligten Staaten zu eröffnen , um den Bedürfnissen des
Handels bezüglich der Durchfuhr in Afrika Genüge zu tun .

Das Programm der Konferenz bezieht sich nur auf die Frei -
heit des Handels im Becken des Kongo und an seinen Mündungen .
Die Regierung Seiner Majestät des Kaisers wird demzufolge die
Ehre haben , den Beratungen der Konferenzden Entwurf einer Er¬
klärung , betreffend die Freiheit des Handels in diesem Teile Afrikas ,
zu unterbreiten . Dieser Entwurf enthält u . a . folgende Vorschläge :

Jede Macht , welche Souveränitätsrechte in diesem Gebiet aus¬
übt oder später ausüben wird , hätte allen Flaggen ohne Unterschied
sreicn Zugang zu gestatten . Sie dürste daselbst weder Monopole
bewilligen , noch eine disferentielleBehandlung einführen . Alle Auf¬
lagen , die nicht erhoben werden als Ersatz für die im Interesse des
Handels gemachten Ausgaben , wären verboten . . . .

Das Grundprinzip des Entwurfs ( d . h . einer provisorischen
Schiffahrtsakte für den Kongo und den Niger ) ist , allen Flaggen
volle und gänzliche Freiheit der Schiffahrt uud die Befreiung von
allen Abgaben außer denjenigen zu sichern , welche zur Deckung der
Ausgaben für durch die Bedürfnisseder Schiffahrt selbst veranlaßte
Arbeiten erhoben werden .

Das Interesse , welches alle auf dieser Konferenz vertretenen
Staaten an der Entwicklung der Zivilisation in Afrika nehmen , ein
Interesse , welches durch die kühnen Forschungsunternehmungen , die
Handelsbewegungund die von jeder Nation zu einein dieser Zwecke
gebrachten Opfer und Anstrengungenfortgesetzt bezeugt wird , bietet
uns Gewähr für den Erfolg der Arbeiten , welche wir zur Regelung
und Entwicklung der Handelsbeziehungenunserer Staatsangehörigen
mit diesem Kontinent und in der Absicht vornehmen , der Sache des
Friedens und der Humanität zu dienen . . . . ^) "

-) v . Poschinc ^er . Fürst Bismnrck als Volkswirt , Bd , tl , S . 188 fs.
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In einer größeren Anzahl von Kommissions- und Plenarsitzungen
in der Zeit vom 15 . November 1884 bis 26 . Februar 1885 einigte man
sich über die strittigen Punkte , deren Ergebnisse in einer Generalakte
zusammengefaßt wurden . In der Schlußsitzung vom 26 . Februar 1885
fand die Unterzeichnung der Generalakte statt . Bei der Eröffnung dieser
Sitzung gab Fürst Bismarck der Befriedigung darüber Ausdruck , daß
es gelungen sei , eine Einigung zu erzielen und hob besonders die hoch¬
herzigen Bestrebungen des Königs der Belgier hervor , dessen eigenste
Schöpfung der im Zentrum Afrikas gebildete Staat sei . Der Reichs¬
kanzler führte hierbei wörtlich folgendes aus :

„ . . . . Die Beschlüsse , welche wir im Begriff sind , zu sanktio ^
nieren , sichern dem Handel aller Nationen den freien Zutritt in das
Innere des afrikanischen Kontinents . Die Garantien , mit denen die
Freiheit des Handels im Becken des Kongo umgeben sein wird , und
die in den Kongo - und Nigerschiffahrtsakten getroffenen Bestimmungen
sind derart , daß sie dein Handel und der Industrie aller Nationen
die günstigsten Bedingungen für ihre Entwicklungund ihre Sicher¬
heit bieten .

In der Tat würden die Schrecken des Krieges einen besonders
unheilvollen Charakter annehmen , wenn die Eingeborenendazu ver¬
leitet würden , in den Streitigkeiten der zivilisierten Mächte Partei
zu ergreifen . Aus gerechter Besorgnis vor den Gefahren , die eine
solche Eventualität den Interessen des Handels und der Zivilisation
bringen könnten , haben sie nach Mitteln gesucht , um einen großen
Teil des afrikanischen Kontinents den Wandlungen der allgemeinen
Politik zu entziehen , indem sie daselbst die nationalen Rivalitäten
auf den friedlichen Wettstreit des Handels und der Industrie ein¬
schränkten

Nach dieser Einleitung ergriff Graf Launay , der Bevollmächtigte
Italiens , als Doyen des diplomatischen Korps das Wort , um im Namen
der Versammlung dein Fürsten zu danken , der so unendlich viel zum
Gelingen des Werkes beigetragen .

Fürst Bismarck teilte hierauf mit , daß die internationale Kongo -
Wegen des Wortlautes vgl . Anlage II .

2) v . Poschinger , Fürst Bismarck als Volkswirt , Bd . III , S . 76 ff.
Geschichte des Fürsten Bisnicirct in Einzeldarstellungen vm .
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gesellschaft den Beschlüssen der Konferenz beigetretensei und verlas die
von dem Obersten Strauch übergebene Beitrittsurkunde . Mit freudiger
Genugtuung wurde diese Mitteilung von der Versammlung begrüßt .

Fürst Bismarck bemerkte darauf :
„ Ich glaube dem Gefühle der Versammlung zu entsprechen ,

wenn ich den Schritt der Internationalen Kongogesellschaft mit Ge¬
nugtuung begrüße und von ihrem Beitritt zu unseren Beschlüssen
Akt nehme . Der neue Kongostaat ist berufen , einer der wichtigsten
Hüter des Werkes zu werden , das wir im Auge haben , und ich
wünsche sowohl , daß er sich gedeihlich entwickle , als auch , daß er die
hochherzigen Bestrebungen seines illustren Gründers verwirkliche ^) . "

Die Berliner Kongokonferenz und ihre Ergebnisse waren ein Erfolg
der Bismarckschen Politik , wie er glänzender nicht gedacht werden konnte .
Nicht nur , daß die Grundsätze , die er vorgeschlagen hatte , volle An¬
erkennung gefunden hatten , auch die Gründung des Kongostaatesselbst
ist mit als feine Schöpfung zu betrachten . Vor allein aber ist es
seiner Geschicklichkeit zu danken , daß die Signatarmächte der Berliner
Konferenz unter einen Hut gebracht wurden , so daß alle Nationen die
Errungenschaftender Konferenz freudig begrüßten . Nur England allein
verließ vielleicht nicht ganz befriedigt die Konferenz , da es während
dieser immer mehr von seinen Anforderungenhatte zurückstecken müssen ;
Portugal schien sich mit den Ergebnissen der Konferenz ausgesöhnt zu haben .

Neben der Kongokonferenz und unabhängig von ihr hatten zwischen
der Internationalen Kongogesellschaftund den beteiligten Mächten
besondere Verhandlungen stattgefunden , welche dazu führten , daß sich
Frankreich und Portugal mit der Gesellschaftüber die Abgrenzung
ihrer Gebiete und des Gebietes des neuzugründendenKongostaates
auseinandersetzten und daß schließlich im Laufe des Jahres 1885 der
neue Kongostaat von allen auf der Kongokonferenz vertretenen Staaten
anerkannt wurde . Wenn auch der neue Staat zunächst nur auf dem
Papiere stand , so war doch immerhin ein umfangreiches Gebiet in
Zentralafrika dem weiteren Streite unter den Kolonialstaaten entzogen
und die Möglichkeit gegeben , daß sich auf diesem Gebiete im Laufe
der Zeit ein lebenskräftiges Staatswesen entwickelte .

' ) Aktenstückeder deutschen Kolonialpolitik , 3 . Heft , S . 70 — 72 .
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L . Die Samoakonferenz i ) .

In Samoa war bereits seit dem Jahre 1865 das Hamburger
Handelshaus Godeffroy ansässig . Daneben waren dann später auch eng¬
lische und amerikanische Plantagen getreten . Die natürliche Konkurrenz
der Handelshäuser dieser drei Nationen wurde in der Folgezeit erhöht
durch Zwistigkeiten , die mit den noch unabhängigenEingeborenenaus¬
brachen , und damit auf das politische Gebiet gelenkt . Eine weitere
Beunruhigung ergab die Anlegung einer Kohlenstation durch die
Amerikaner im Hafen von Pago Pago . Das Deutsche Reich konnte
seinen Einfluß nur dadurch wahren , daß es nun ebenfalls den Hafen
von Saluafata als Kohlenstation erwarbt , mit der Samoaregierung
einen Freundschaftsvertrag abschloß , einen Generalkonsul in Apia er¬
nannte und die Anerkennung eines auf seiner Seite stehenden großen
Häuptlings , Malietoa , als König von Samoa bewirkte . Zu dieser
Zeit , ungefähr um das Jahr 1880 , geriet das Haus Godeffroy in
eine finanzielle Krisis und mit ihm auch die aus ihm hervorgegangene
„ Deutsche Handels - und Plantagengesellschaft " . Hierdurch drohten die
deutschen Interessen in englische Hände überzugehen . Wie bereits er¬
wähnt war es damals den Bemühungen des Fürsten Bismarck nicht
gelungen , den deutschen Reichstag zur Unterstützungder gefährdeten
deutschen Interessen zu bewegen . Der Besitz der „ Deutschen Handels¬
und Plantagengesellschaft " konnte nur infolge privater pekuniärer Hilfe
gehalten und damit das Übergewicht des deutschen Handels in Samoa
vorläufig gesichert werden . Allein , da das Deutsche Reich politisch
nicht geholfen haite , versuchten jetzt die Engländer und auch die
Amerikaner , ihrerseits auf politischem Wege eine kommerzielle Über¬
legenheit an sich zu reißen . Dem deutschen Einflüsse wurden daher
in der Folgezeit unausgesetzt große Schwierigkeiten bereitet : es kam

1) Vgl . Weißbuch , V . und VI . Teil . — Köbner , Einführung in die Kolonial¬
politik . — Müller , Politische Geschichte der Gegenwart , Bd . XXIII . — Lamprecht ,
Deutsche Geschichte , II . Bd ., 2 . Hälfte , S . 639 ff.

2) Vgl . Kapitel I . S . 14 .
Vgl . Kapitel I , S . 18 .

10 *
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zu ständigen Unruhen und kaum ablassender Verletzung , ja zu höchst
bedauerlicher Verhöhnung der deutschen Rechte . Die Eingeborenen
wurden dabei unausgesetzt gegen die Deutschen aufgehetzt und zur Ver¬
unglimpfung der deutschen Rechte verleitet . Diese Vorgänge führten
endlich im Jahre 1887 zum Ausbruch eines ernsten Konfliktes , der das
Eingreifen deutscher Truppen und deutscher Schiffe nötig machte . In
diesem Jahre war nämlich der König Malietoa während einer neuen
aufständischen Bewegung den Deutschen gegenüber unterlegen . Diese
erkannten darauf seinen Nebenbuhler Tamasese als König an ,
während die Amerikaner einen gewissen Mataafa als Gegenkönig
proklamierten i ) . So kam es , daß in dem nunmehr zwischen den
beiden Prätendenten ausgebrochenen Streite Deutsche und Amerikaner
beteiligt waren , zumal da ein Amerikaner , namens Klein , der sich seit
Ausbruch des Streites im Lager Mataafas aufhielt , nichts versäumte ,
um sowohl dessen Anhänger als auch seine Landsleute gegen die
Deutschen aufzuhetzen . Unter seiner Leitung wurde ein deutsches
Landungskorps überfallen , wobei verschiedene Deutsche getötet und ver¬
wundet wurden . Diese Nachricht wurde von dem Kaiserlichen Konsul in
Apia , Dr . Knappe , am 28 . Dezember 1888 nach Berlin telegraphiert mit
dem Bemerken , daß seiner Meinung nach nur durch Annektierung die
Ruhe wiederherzustellensei . Fürst Bismarck sah sich infolge dieser
Vorkommnisse genötigt , der amerikanischen Regierung gegenüber aus¬
drücken zu lassen , daß sich das Deutsche Reich nunmehr mit den An¬
greisern in Kriegszustand versetzt sähe . Gleichzeitig ersuchte er die
Regierungen der Vereinigten Staaten von Amerika und von England , sich
mit Deutschlandan der Herstellung von Ruhe und Ordnung auf Samoa
aktiv zu beteiligen , da das Eigentum und Leben der Angehörigen der
dortigen Untertanen der drei Mächte allgemein durch die Aufständischen
bedroht erscheine . Dem Konsul Knappe sandte er am 8 . Januar 1889
folgendes Telegramm : „ Auf Telegramm vom 28 . v . M . erwidere ich
Ihnen , daß Annektierung wegen Abmachung mit Amerika und England
selbstverständlich ausgeschlossen ist . Gegen Aufständige , welche durch
den Überfall Kriegszustand herbeigeführt haben , sind Repressalien

Lamprecht , a . a . O . S . 640 .



VIII . Sonstige Aktionen des Fürsten Bismarck usw . 245

notwendig . Von letzteren haben wir in London und Washington
Mitteilung gemacht . "

Bald darauf wurde das deutsche Konsulatsgebäude und die
Niederlassung einer großen deutschen Handelsfirma durch die Auf¬
ständischen niedergebrannt . Der Konsul Dr . Knappe erklärte hierauf ,
wie er unter dem 23 . Januar 1889 telegraphisch nach Berlin meldete ,
jedenfalls in Verkennungder von Bismarck beabsichtigten Maßnahmen ,
den Kriegszustand in Samoa und unterwarf Fremde dem Kriegsrecht .
Zugleich forderte er bei den Verhandlungen mit den Aufständischen
Übergabe der Waffen , Auslieferung der Rädelsführer und Übernahme
der Verwaltung durch Deutschland . Gegen diese Maßnahmen
protestierte sofort der englische Konsul und ließ bekanntmachen , daß
britische Untertanenausschließlich unter britischer Gerichtsbarkeit ständen .
Auf das vorerwähnte Telegramm vom 23 . Januar 1889 ging dem
Konsul Knappe am 31 . Januar 1889 folgendes Telegramm des Fürsten
Bismarck zu :

„ Unter Bezugnahme auf Telegramm vom 23 . Januar bemerke
ich , daß Ihnen kein Recht zusteht , Fremde der Gerichtsbarkeitihrer
Konsuln zu entziehen . Der Widerspruch Ihrer englischen Kollegen
gegen die getroffenen Maßnahmen ist begründet . Bei Konflikten ,
welche aus diesem Anlaß entstehen , würden Sie sich im Unrecht
befinden . Die von Ihnen gestellte Forderung , betreffend Übernahme
der Verwaltung Samoas durch Deutschland , liegt außerhalb Ihrer
Instruktionen und unserer Ziele . Nehmen Sie dieselben alsbald
zurück . Abgesehen von Auslieferung der verbrecherischenAngreifer
ist keine Forderung zu stellen , zu der Sie nicht ermächtigt sind .
Falls Ihr Telegramm hier richtig verstanden wird , kann ich Ihr
Verhalten nicht gutheißen . "

Die hierdurch ausgesprochene Mißbilligung des Verhaltens des
Dr . Knappe fand ihren weiteren Ausdruck darin , daß , um die von ihm
eingeleitete , wenig sachgemäße Behandlung der Angelegenheit wieder in
richtige Bahnen zu lenken , an seine Stelle der Generalkonsul Dr . Stübel
in Apia ernannt wurde . In seinem am 9 . März 1889 an Dr . Stübel
gerichteten Erlaß machte der Kanzler dem Dr . Knappe den Vorwurs ,
„ daß er in seinem Auftreten den Vertretern der fremden Mächte , wie
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auch den Eingeborenen gegenüber nicht mit der Ruhe und Kaltblütig¬
keit vorgegangen sei , welche für eine richtige Behandlung internationaler
Fragen die unerläßlicheVorbedingung bilden und den ihm als Mit¬
arbeiter des Auswärtigen Amtes genau bekannt gewordenen Regeln und
Zielen der Politik Sr . Majestät des Kaisers entsprochenhaben würden " .
„ Seine wiederholte amtliche Angabe , daß ihm von der Kaiserlichen
Regierung die Ermächtigung oder der Auftrag erteilt sei , den Krieg
oder auch nur den Kriegszustand zu erklären , beruht auf Willkür oder
einem schwer erklärlichen Irrtum . Die telegraphische Weisung vom
8 . Januar 1889 , welche Konsul Knappe wahrscheinlichals Entschuldigung
für sein Vorgehen anführen wird , stellt nur tatsächlich fest , daß die
aufständigen Samoaner durch den Überfall vom 18 . Dezember Z888
einen Kriegszustand mit uns herbeigeführt hatten , derselbe blieb danach
selbstverständlich auf Mataafa und seine Anhänger beschränkt . Es ist
schwer verständlich , wie Konsul Knappe dies als eine Ermächtigung
zur Erklärung des Kriegszustandes für alle Bewohner der Samoainseln
in der ganzen geographischen Ausdehnung , also ohne Rücksicht auf
deren Parteistellung oder Nationalität , auffassen konnte . Der von uns
anerkannte Souverän der Inseln , Tamasese , lebte mit uns in Frieden ,
also völkerrechtlich blieb der samoanische Staat im ganzen mit uns
in Frieden , und die Souveränität des befreundeten Tamasese deckte
für uns alle Fremden im Lande gegen Anwendung des Kriegsrechtes .
Die Gefahren und Konflikte , welche ein solcher Versuch , über Personen
und Eigentum der Engländer und Amerikaner in Avin die kriegsrechtliche
Jurisdiktion auszuüben , nach sich ziehen könnte , hat Konsul Knappe
in seinem Bericht selbst hervorgehoben . "

In einem Bericht vom 26 . Februar 1889 suchte der Konsul Knappe
sein Vorgehen zu rechtfertigen . Trotzdem blieb Fürst Bismarck bei
seiner Mißbilligung , der er in einem Erlasse vom 16 . April 1889 an
den Generalkonsul Dr . Stübel weiteren Ausdruck gab . Zu den Aus¬
führungen Dr . Knappes bemerkte der Kanzler , „ daß sie das Vorgehen
des Konsuls während der dortigen Unruhen nicht rechtfertigten . Es
bleibt die bedauerliche Tatsache bestehen , daß Konsul Knappe ohne
höhere Ermächtigung , ohne zwingende Gründe und ohne Wahrschein¬
lichkeit des Erfolges am 17 . Dezember 188 » militärische Maßregeln
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herbeigeführt hat , deren Folgen sich in dein Verlust an Menschenleben
vom 18 . Dezember 1888 , in der unerwünschten Änderung der Lage
unserer Pflanzer auf Samoa und in der Gefährdung des Friedens
mit Amerika darstellen . Hätte Konsul Kuappe seiue Requisition vom
17 . Dezember1888 nicht erlassen , so könnte der nicht gerade befriedi¬
gende , aber doch erträgliche Zustand , wie er vorher war , noch heute
bestehen . Die den fremden Vertretern amtlich mitgeteilte Absicht des
Konsuls Kuappe , die Truppen Mataafas und später auch die des von
uns anerkanntenSouveräns Tamasese zu entwaffnen , lag außerhalb
der Jnstruktiou und Machtvollkommenheiten des Konsuls und war mit
der geringen und noch geteilten Mannschaft , welche dazu verwandt
wurde , militärisch nicht, ausführbar . Selbst wenn die andern rebellischen
Häuptlinge die von Herrn Knappe ohne diesseitigen Auftrag gestellte
Forderung angenommenhätten , daß die Verwaltung der Samoainseln
uud die politische Vertretung nach außen auf Deutschland übergehen
sollte , und wenn Tamasese dem zugestimmt hätte , so würde die Lage
dieselbe geblieben sein , da die notwendige Zustimmungder Vertragsmächte
zu einer solchen Veränderungder politischen Verhältnisse nicht vorhanden
war . Wenn wir mit Samoa allein und nicht mit den beiden andern
Mächten zu rechnen hätten , so wäre die Situation überhaupt keine
schwierige " . Wiederholtwurde dann weiter seitens des Fürsten Bismarck
und des Staatssekretärs des Auswärtige « Amtes Grafen von Bismarck
daraus aufmerksam gemacht , namentlich in dem Erlaß vom 5 . Febrnar
1889 an den dortigen Geschwaderchef , Admiral Freiherrn von der Gvltz ,
daß die kriegerischenAktionen nur gegen die Partei des Mataafa ge¬
richtet wären , die wegen des Überfalles bestrast werden müsse , daß aber
das Deutsche Reich nicht in einen Krieg gegen den Staat Samoa oder
dessen von Deutschland anerkannten HerrschersTamasese getreten wäre
und daß am allerwenigsten die Landslente der englischen und amerika¬
nischen Konsuln in die Kriegslage hineingezogen werden dürften , „ soweit
die Beteiligten nicht etwa durch Beistand , Förderung oder Anstiftung
der Angreifer sich der Sache derselben anschlössen " .

Die durch Bismarck von Anfang an wiederholt betonte Absicht , den
dem Deutschen Reiche von Mataasa uud seinen Anhängernaufgenötigten
Kampf mit voller Rücksicht auf die englischen und amerikanischenJnter -
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essen zu führen , sowie die Abberufung des Konsuls Dr . Knappe hatten
viel dazu beigetragen , daß sich die in England , aber namentlich in
Amerika äußerst gereizte Stimmung gegen Deutschland wieder etwas
beruhigte . Infolgedessen zeigten sich die dortigen beiderseitigenRe¬
gierungen , als ihnen Bismarck im Januar 1889 zur Regelung der
strittigen Verhältnisse die Einberufung einer Samoakonferenz vorschlug ,
nicht abgeneigt , in eine solche einzutreten . Als Ort der Konferenz
hatte der Kanzler Berlin bezeichnet . Von den beiden interessierten
Staaten wurde die Einladung dorthin angenommen.

Die Vermutung des Fürsten Bismarck , welche er am 22 . Februar
1889 anläßlich eines parlamentarischenDiners ausgesprochen hatte ,
er halte es für gänzlich ausgeschlossen , daß wegen dieser kleinen An¬
gelegenheit irgendwie das freundschaftliche Verhältnis gestört werden
könnte , welches seit 100 Jahren Deutschlandmit dem stammverwandten
Amerika verbinde , hatte sich also bestätigt . Mit Recht hatte der Fürst
dabei hervorgehoben , daß bei der Entlegenheit der Inseln und ihren
schlechten telegraphischen Verbindungen es sehr schwer halte , die Ver¬
antwortlichkeitfür jeden einzelnen Schritt der Vertreter an Ort und
Stelle zu übernehmen , aber der beste Wille wäre auf beiden Seiten
vorhanden , uud es bestände kein Zweifel , daß die vorhandenen Handels¬
interessen bestens gewahrt blieben ^) .

Am 29 . April 1889 traten die Mitglieder zur Konferenz im
Reichskanzlerpalniszu Berlin zusammen , um über den von Bismarck
schon ausgearbeiteten und vorgelegten Vertragsentwurf zu beraten .
Als Delegierte fungierten :

für Deutschland : Staatssekretär Graf Herbert v . Bismarck ,
der zugleich zum Vorsitzendengewählt wurde , Wirklicher Geheimer
Legationsrat v . Holstein , Geheimer Legationsrat Dr . Krauel ;

für England : der Berliner Botschafter Malet , der Berner
Gesandte Scott und der Handesattache für Europa Crowe ;

für Amerika : der frühere Gesandte in Berlin Kasson , der für
Berlin designierte Gesandte Phelps und der amerikanische Spezial -
kommissar auf Samoa H . Bates .

' ) v . Poschinner , Fürst Bismarck und die Parlamentarier , Bd . I , T . 245/6 .
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Die Konferenz wurde am 14 . Juni 1889 geschlossen . Über ihre
Beschlüsse wurde strengstes Stillschweigen beobachtet . Sie wurden erst
veröffentlicht , nachdem die Ratifikation seitens des Präsidenten der
Bereinigten Staaten von Amerika und der Königin von England er¬
folgt war . Die Ratifikation seitens Kaiser Wilhelms II . geschah am
10 . März 1890 . Die Hauptbestimmungen der Generalakte der
Samoakonferenz2 ) liefen darauf hinaus , daß für Samoa die Neutralität
und Unabhängigkeit anerkannt wurde , daß die Angehörigen der Signatar¬
mächte gleiche Rechte haben sollten , daß für bestimmte Gruppen von
Rechtsstreitigkeiten ein internationales Obergerichteinzurichten sei und
weiterhin die Errichtung einer Verwaltung für den Bezirk der Haupt¬
stadt Apia bestimmt wurde .

Bei der Frage , welcher von den drei Thronprätendenten zum
König von Samoa ernannt werden sollte , weigerte sich Deutschland
zwar , Mataafa als solchen anzuerkennen , ließ aber auch , um nicht
neue Schwierigkeiten heraufzubeschwören , Tamasese fallen und stimmte
für Malietoa . Mit dieser Regelung der Frage waren die beiden
anderen Mächte einverstanden , und in einer Proklamation vom
8 . November 1889 wurde dem Volk von Samoa durch die Konsuln
der drei Signatarmächte bekannt gemacht , daß die betreffenden Re¬
gierungen , „ um Frieden und Ordnung auf den Samoainseln wieder
herzustellen und im Hinblick auf die Schwierigkeiten , welche eine
Königswahl bei dem gegenwärtigen ungeordneten Zustande haben
würde , bestimmt hätten , daß Malietoa wieder als König eingesetzt wäre
und als solcher in der Ausübung seiner Würde anerkannt würde " .
Malietoa wurde darauf als König ausgerufen und sowohl von den
Konsuln der drei Signatarmächte , als auch von den Parteien der
beiden andern Thronprätendenten als solcher begrüßt .

Auch in der Behandlung dieser hochpolitischen Frage hat Fürst
Bismarck wieder seine so oft schon bewährte diplomatische Geschick -
lichkeit bewiesen . Ihm ist es wesentlich zu danken , daß durch die
Konferenz die Aufteilung der Inseln , wie sie bald darauf erfolgte, vor¬
bereitet wurde . Es zeigte sich nämlich binnen kurzem , daß das gemeinsame

2) Wegen des Wortlautes vgl . Anlage III .
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Protektorat der drei Großmächte über Samoa in seiner praktischen Durch -
führung nicht aufrecht zu erhalten war ; denn es führte zu fortgesetzten
Verwicklungen sowohl zwischen den Großmächtenund den verschiedenen
Parteien untereinander , als auch den Eingeborenen gegenüber . Im Jahre
1899 fand die Angelegenheit dann ihren Abschluß und eine befriedigende
Lösung dadurch , daß das gemeinsame Schutzverhältnis aufgehoben und
eine Teilung der Inseln durchgeführt wurde . Durch das deutsch -
englische Abkommen vom 14 . November 1899 und das deutsch¬
amerikanisch - englische Übereinkommen vom 2 . Dezember 1899 wurden
die Samoaakte und alle früheren Verträge , Abkommen und Verein¬
barungen ausdrücklich für aufgehoben erklärt ; Großbritannien sowie die
Vereinigten Staaten verzichteten zugunsten Deutschlands aus alle ihre
Rechte an den Inseln westlich vom 171 . Grade westlicher Länge
von Greenwich . Damit gelangte Deutschland in den Besitz des
größten und wirtschaftlich wichtigsten Teils der Inselgruppe , insbesondere
von Upolu mit der Hauptstadt Apia und von Smvai . Die Inseln
östlich des 171 . Längengrades ( besonders Tutuila ) sielen an die Ver¬
einigten Staaten ; England erhielt die bis dahin gleichfalls neutralen
Tongainseln >) .

Kiibner , Einführung in die Kolonialpolilik , S . 68ff .



Kapitel IX .

Die Stellung des Fürsten Bismartt
zur Kolonialpolitik nach seiner Entlassung .

Am 20 . März 1890 wurde Fürst Bismarck aus seinen Ämtern
als Reichskanzler , Präsident des preußischenStaatsministeriums und
Minister der auswärtigenAngelegenheiten entlassen , nachdem er 40 Jahre
lang an ein Leben gewohnt war , ebenso reich an Arbeit , Aufregung
und Sorgen , wie an Macht und Erfolgen . War er auch in seinem
Bestreben auf Wahrung der europäischenMachtstellung Deutschlands
zuerst nur zögernd auf dem Gebiet der Kolonialpolitik vorgegangen ,
so war er andererseits , nachdem er einmal diesen Weg betreten hatte ,
stets mit dem diplomatischenGeschick und der Tatkraft , die ihn aus¬
zeichneten , für die Erhaltung und den Ausbau des einmal Erworbenen
eingetreten und hatte es verstanden , Übergriffe anderer Mächte , durch
die berechtigte deutsche Interessen verletzt wurden , entschieden zurück¬
zuweisen .

Sein Nachfolgerwurde Graf von Caprivi , der sich offen zu dem
Politischen Grundsatz bekannte : „ Je weniger Afrika , desto besser " und
infolgedessen während seiner Amtsführung gerade auf dem Gebiet der
Kolonialpolitik manchen nicht wieder gut zu machenden Mißgriff begangen
hat . Während seiner Amtszeit trat ein vollständiger Wandel in der Be¬
handlung der bisherigen Kolonialpolitik bei der Reichsregierung ein , der
sich besonders in der Anschauung äußerte , daß die Kolonialpolitik als ein
wesentlicher Bestandteil der allgemeinen auswärtigen Politik Deutsch -
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lands nicht anzusehen wäre . Auf diesen Umschwung ist es zurückzuführen , das;
nach Bismarcks Abgang noch einmal Zeiten eintreten konnten , in denen ,
teilsweise gestützt auf einige Parteien im Reichstage , die Reichsregierung
sich von einer aktiven Kolonialpolitik so weit als möglich zurückzog , ja einer
teilweisen Liquidation des Erreichten nicht abgeneigt schien . Die Jahre der
kolonialen Untätigkeit der Neichskanzlerschaft Caprivis , die durch seine
eigenen Worte , es könne ihm nichts Schlimmeres Vassieren , als wenn
ihm ganz Afrika geschenkt würde , am besten gekennzeichnetsind , werden
daher nicht so leicht vergessen werden können . Ebensowenig lassen
sich die Fehler des deutsch - englischen Abkommens vom 1 . Juli 1890 ^)
wieder gutmachen , in dem die Grenzen der beiderseitigen afrikanischen
Einflußsphärengezogen , Witu an England abgetreten und Sansibar und
Pemba dem englischen Protektorat gegen Abtretung der kleinen Insel
Helgoland von seiten Englands ausgeliefert wurden . Es lag auf der
Hand , daß infolge des eingetretenen Wechsels in der kolonialpolitischen
Auffassung der Reichsregierung während dieser Zeit keine neuen kolonialen
Erwerbungen gemacht wurden , aber auch der Ausbau des Erworbenen
wurde nicht besonders willig gefördert , wenn es auch in einer Caprivischen
Denkschrift hieß , daß die Periode des Flaggenhissensund des Vertrag -
schließens beendet werden müsse , um das Erworbenenutzbar zu machen .
Namentlich in Südwestafrikawurden Wege eingeschlagen und in Kamerun
solche vorbereitet , deren folgerichtiges Beschreiben schließlich zum Verlust
beider Kolonien an mehr oder minder fremde Erwerbsgesellschaften
hätte führen müssen .

Mit dem Sturze Caprivis im Jahre 1894 fiel auch sein System ,
wenn auch die dadurch hervorgerufenen ungünstigen Nachwirkungen sich
im Kolonialamt noch viele Jahre geltend machten . Der nächste Kanzler ,
Fürst Hohenlohe , wandte sich im allgemeinen wieder den Traditionen
der achtziger Jahre zu . Es geschah dies aber unter so veränderten
äußeren Verhältnissen , daß sich im Grunde doch ganz neue kolonial¬
politische Auffassungen ergaben ^) .

Der Wortlaut dieses wichtigen Vertrages befindet sich in der Anlage IV
gegeben .

2) Vgl . Lamprecht , Deutsche Geschichte , II . Ergänzungsband, ^ . Hälfte ,
S . 612 ff .



IX . Die Stellung des Fürsten Bismarck zur Kolonialpolitik usw . 253

Es war selbstverständlich und konnte nicht überraschen , daß Fürst
Bismarck, der nach seinem Rücktritt vom Amte so manches von dem
während seiner kolonialpolitischen Tätigkeit schwer Erworbenen dahin¬
schwinden sah , sich demgegenüber auf die Dauer nicht abwartend und
schweigend verhalten konnte . Bei einer so tief einschneidenden Wendung
der Dinge Stillschweigenzu üben , erschien ihm , der auf eine lange
und erfolgreiche politische Tätigkeit zurückblickte und dem es daher nicht
gleichgültig sein konnte , welchen Ausgang die von ihm eingeleitete
deutsche Kolonialpolitik nehmen würde , unmöglich , namentlichzu jener
Zeit , wo diese an entscheidenden Wendepunkten angelangt war .

Aber auch das deutsche Volk , bei dem sich sehr bald nach Bis -
marcks Abgange die Erkenntnis Bahn brach , welcher unersetzlicheVer¬
lust dadurch eingetreten war und welches Gewicht bisher jeine Stimme
im Rat der Völker gehabt hatte , verlangte unausgesetzt und dringend ,
in allen bewegendenpolitischen Fragen seine Ansicht , die ihm von
größtem Werte war , zu hören .

Bismarck hat denn auch zu fast allen Fragen der Politik Stellung
genommen , jedoch nicht in von ihm selbst gezeichneten Artikeln , sondern in
einer Reihe von Kundgebungen , die in Form von Depeschen , Briefen ,
Reden , Unterhaltungen und sonstigen Meinungsäußerungenin die Presse
gelangten . Hauptsächlich stellten sich die „ Hamburger Nachrichten "
dem Fürsten zur Verfügung , deren politischer Redakteur Hermann
Hofmann sein Dolmetsch wurde .

Im folgendensind nun die hauptsächlichstenMeinungsäußerungen
des Fürsten zusammengestellt worden , die er nach seiner Entlassung über
die deutsche Kolonialpolitik im allgemeinengetan hat . Dabei sind zum
besseren Verständnis stets kurze historische Bemerkungen eingeschaltet
und auch die Kundgebungen derjenigen Blätter hinzugefügt worden ,
die Veranlassung genommen hatten , sich infolge Bismarcks Stellung -
nähme zu deu bewegendenkolonialpolitischenFragen zur Sache zu
äußern

i
Die authentischen Äußerungen Bismarcks sind dem siebenbändigenWerk

von Johannes Penzler : „ Fürst Bismarck nach seiner Entlassung " entnommen .
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^ Allgemeine Meinungsäußerungenüber Kolonialpolitik .

1 . In der Abendausgabeder Hamburger Nachrichten vom 14 . Mai
1890 erschien folgende wohlwollende Beurteilung der ersten
Kolonialrede des Reichskanzlers von Caprivi ^) :

„ Die Kolonialrede des neuen Reichskanzlers Herrn von Caprivi
findet naturgemäß in der Presse des Inlandes wie des Aus¬
landes Vielsache Besprechung , uud zwar vorwiegend günstige . In
der Hauptsache stimmen die Urteile der gemäßigten Journale
darin überein , daß es Herrn von Caprivis Programm sei , an der
bisherigen Kolonialpolitik und dem Grundsatz festzuhalten , daß diese
nur fo weit gehen dürfe , als sie vom Reichstage unterstützt werde .
Es läßt sich nur wünschen , daß Herr von Caprivi diese Unterstützung
in reicherem Maße finden möge , wie sie seinem Vorgänger im Amte
häufig zuteil geworden ist . Inzwischen wirkt die durch die Reichs¬
tagsverhandlung herbeigeführte Wahrnehmung erfreulich , daß nur
noch Freisinnige und Sozialdemokraten der Ansicht sind , es sei mit
den Interessen des Reiches vereinbar , sich des Kolonialbesitzesauf
gute Manier wieder zu entäußern . Der übrige Teil der Nation
pflichtet der Ansicht bei , daß der Wunsch nach kolonialer Ausbreitung
ein wichtiges Sympton für die Lebensfähigkeit der Völker darstellt .
Deutschland darf nicht Gewehr bei Fuß zufehen , wenn Franzosen ,
Italiener , Engländer , Belgier , Portugiesen sich an die Besitznahme
Afrikas inachen , oder es gesteht ein , daß es sich nicht für gleich¬
berechtigt mit jenen Völkern ansieht . Andererseits kann nach Ab¬
schluß der Kolonialdebattemit Recht behauptet werden , daß kein
einziger Grund gegen die Fortführung der Kolonialpolitikim bis¬
herigen Sinne sich stichhaltig erwiesen hat . Es ist durchaus glaub¬
haft nachgewiesen , daß sich das Lukrum des ostafrikanischen Besitzes
einstellen wird , sobald die Pazifizierung nur einigermaßenvollendet
ist , während daneben der Konkurrenzeifer anderer Nationen den Wert

!) Penzler , Fürst Bismarck nach seiner Entlassung , Bd . I , S . 66/67 ; vgl .
auch Bd . XIII dieses Werkes , S . 30 f.
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des Objektes beweist , um das es sich handelt . Die Behauptung
der Kolonialgegneraber , daß der Kolonialbesitz im Falle europäischer
Kriege gefährdet sein würde , weil wir keine englische Flotte hätten ,
kann in der Tat mit der Erinnerung des Herrn von Caprivi an die
alte militärischeWahrheit als erledigt betrachtet werden , daß die
Entscheidungen des Hauptkriegsschauplatzes stets maßgebend sind für
die Entscheidungen der Nebenkriegsschauplätze . Faßt man das Er¬
gebnis der Kolonialdebatte in der Feststellungzusammen , daß in
der Kolonialpolitik nicht mehr geschehen solle , als nötig ist , daß aber
das Nötige sich nicht im voraus begrenzen lasse , so kann dieses Er¬
gebnis nur befriedigen . Jedenfalls wird die von deutsch - freisinniger
Seite empfohlene Einschränkung der Kolonialpolitik in Deutschland
und insbesondere auch in den Hansestädten einfach für eine Unmöglich¬
keit erachtet ; die einmal eroberte Position ohne Not preiszugeben ,
wäre nicht nur seige , sondern auch nur zu sehr geeignet , das für
Deutschlandund insbesondereauch für den deutschen Kaufmann er¬
rungene Ansehen im Auslande zu schädigen und damit auch die
Interessen des deutschen Handels sehr wesentlich zu beeinträchtigen . "

Fürst Bismarct konnte bei dieser Kundgebung ebensowenig wie
irgendein anderer Sterblicher ahnen , daß schon einen Monat später
in der Ansicht , es sei mit den Interessen des Reiches vereinbar , sich
des Kolonialbesitzes auf gute Manier wieder zu entledigen , neben den
Freisinnigen und Sozialdemokraten der Reichskanzler von Caprivi der
Dritte im Bunde sein und unser schönstes Schutzgebiet Witu ohne
nennenswerteGegenleistungan England abtreten würde

2 . Über eine Unterredung , die der Mitarbeiter der Nowoje Wremja ,
namens Lwow , mit dem Fürsten Bismarck im April 1890 in bezug
auf Kolouialpolitik hatte, berichtetendie Hamburger Nachrichten
vom 20 . Mai ( A .- A .) und vom 21 . Mai 1890 ( A . - A .) wie folgt :

„ Die Konversation ging auf die deutsche Kolonialpolitiküber .
Ich erzählte meine kürzliche Unterredung mit Sir White , dem britischen

' ) Penzler , a . a . O ., Bd . I . S . 66/67 .
Penzler , a . a . '2 ., Bd . I , S . 42 .
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Botschafter in Konstantinopel . Der Fürst hörte nachdrücklich auf
den Unterschied , den Sir White zwischen der englischen Kolonial¬
politik, welche aus dem Handel ihrer Kolonien Vorteile zieht , und
Deutschland machte , welches neue Gebiete braucht , hauptsächlich um
denjenigenTeil der Bevölkerung, welchem es zu Hause zu eng ist ,
in einer regelmäßigen und für den Staat vorteilhaften Weise
überzusiedeln .

,Damit bin ich nicht einverstanden/ wandte der Fürst ein , ,jede
Entwicklung der Seeschiffahrtist eine Entwicklung des Landes selbst ,
wie seiner Kräfte ; unser Handel wird dort von selbst kommen .
Unsere Auswanderungen kommen durchaus nicht von Überfüllung
des Landes mit überflüssigem Volke . Wir haben so menschenleere
Gegendenwie in Rußland , und im allgemeinenist Land genug für
alle ; auch aus Dürftigkeit entspringen die Auswanderungen nicht ,
was schon daraus hervorgeht , daß eine Auswanderung im Minimum
1000 Mark kostet , d . h . ein kleines Vermögen für einen Mann aus
den unteren Ständen . Nein , das ist unruhiger Geist und Unzu¬
friedenheit , die zum Teile im Charakter liegt und nicht in äußeren
Ursachen , und sie sollte Leuten , die ihr Vaterland lieben , nicht in
den Kopf kommen ^) . Bei Ihnen denkt man , wir wären besonders
zufrieden damit , daß nach Rußland so viele unserer Landsleute aus¬
wandern ; nein ! Der Teufel soll die holen , die schon in der dritten
Generation als Wjerotschken , Wladimirs , Matronas allmählich sich
in Russen verwandeln und in jedem Falle nicht uns , sondern Ruß¬
land Vorteil bringen und von uns als unsere Untertanen Schntz
ihrer Interessenund unsere Vertretung verlangen ! Nein , das russische
Volk ist ärmer, aber immer zufrieden und dankbar . Ich wiederhole
Ihnen , daß wir Raum genug und bei den Nachbarn nichts zu suchen
haben und weit entfernt von dem Gedanken an einen Krieg sind ,
sei es , mit wem es sei , und wir wünschen , daß man uns in Ruhe
läßt , um unsere inneren Einrichtungenbefestigen und in Ordnung
bringen zu können/ "

' ) Vftl - auch Kapitel II l , Z . 89 - 95 .
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3 . Bei einem der Empfänge , die zu jener Zeit vielfach in
Friedrichsruhstattfanden , äußerte sich Fürst Bismarck über das deutsche
kolonisatorische Vorgehen in Afrika , wie die Hamburger Nach¬
richten vom 27 . Februar 1896 ( A .- A .) mitteilen , folgendermaßen

„ In bezug auf die Kolonisationsfrage hält Fürst Bismarck
nach wie vor an der prinzipiellenAuffassung fest , daß in fernen
Erdteilen der Kaufmann voran und der Staat mit seinem Schutze
ihm nachfolgen müsse . Es sei immer das Richtige , einen Küsten¬
strich von zwei oder drei TagemärschenBreite in Besitz zu nehmen
und mit den dahinter liegenden Negern freundschaftliche Abkommen
zu treffen ; würden diese verletzt , oder kämen sonstige Gewalttätig¬
keiten vor , so müsse man unverzüglich militärische Expeditionen in
das Hinterland zur energischen und abschreckenden Züchtigung der
Eingeborenenvornehmen .

„ Von der Verpflanzung des preußischen Regierungsassessors
und seines bureaukratischen Systems nach Afrika verspricht sich der
Fürst wenig Erfolge ; das sei Arbeit vom grünen Tisch aus , die
dorthin erst recht nicht Passes . Der Fürst ist auch kein unbedingter
Anhänger der Aufhebung der Sklaverei , die in jenen Ländern schon
seit Tausenden von Jahren bestanden habe und in den dortigen Ver¬
hältnissen begründet sei .

„ Dagegen sprach sich der Fürst mit Schärfe gegen die brutale
und falsche Behandlung der Schwarzen aus , wie sie leider auch von
deutscher Seite in den bekannten Fällen vorgekommen sei .

Er glaube zwar nicht an die Gleichheit der Rassen , sondern im
Gegenteil , daß den Negervölkern von der göttlichen Vorsehung eine
andere Bestimmung zuteil geworden sei , als den Weißen ; aber es
sei verkehrt gehandelt , wenn die Weißen von ihrer Überlegenheit
einen Gebrauch machten , welcher der Menschheit so sehr zuwiderliefe ,
wie dem praktischen Nutzen . Es stecke zwar in den Negervölkern
etwas von der Pserde - und Hundenatur, aber selbst in Bezug auf
diese beiden Tiere sei das System der Dressur mittels Schlägen

!) Penzler , a . a . O ., Bd . VII , S . 42 ff.
2) Vgl . auch Kapitel III , S . 85 ff.
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veraltet . Ein alter Reitlehrer habe oft in der Bahn , wenn ein
Schüler seinem Tiere die Gerte gab oder es sonst hart behandelte ,
demselben zugerufen : ,Aber so schlagen Sie doch das Tier nicht ,
das ist ja gar nicht schuld , daß Sie nicht reiten können ; der Fehler
liegt darin , daß Sie es falsch behandeln/ Es sei doch auch ein
rührendes Beispiel für die gute Natur des Negers , daß sünf Weiße ,
wie es so häufig geschehe , mit 500 Schwarzen unter den aller -
schwierigstenVerhältnissen gefahrvolle Züge in das Innere des Landes
unternehmen , ohne daß die Weißen eine andere Sicherheit hätten ,
als die in ,Treu und Glauben ' der Neger wurzelnde . Wenn etwas
von der Hundenatur im Schwarzen vorhanden sei , so wäre das für
ihn nicht schimpflich , und die Weißen , die davon Nutzen hätten , sollten
es lieber vermeiden , die Neger eben wegen dieser Hundenatur schimpflich
zu behandeln . Ohne Zweifel sei der Neger faul und müsse ange¬
trieben werden, aber doch nicht mit unmenschlichen Mitteln . Auch
habe der schwarze Soldat doch schon oft genug bewiesen , daß es
ihm nicht an Mut und Opferwilligkeit fehle . Der Fürst bedaure
es deshalb jedesmal , wenn er in den Zeitungen Berichte über Vor¬
fälle lese , aus denen hervorgehe , daß die Schwarzen unmenschlich
und falsch behandelt würden . Wißmann habe die richtige Art und
Weise gehabt , mit den Negerstäinmenfertig zu werden . "

4 . Als Ende August 1891 die Zelewskische Expedition gegen
die Wahehe von diesen bei Jlenza in Uhehe geschlagen und
zum größten Teil niedergemacht worden war , äußerten sich die
„ Hamburger Nachrichten " am 28 . September ( A . - A .) in folgender
Weise ' ) :

„ Anläßlich der ausländischenSchadenfreude über die deutsche
Niederlage in Ostasrika ist bereits auf die Unvermeidlichkeitderartiger
Katastrophenhingewiesen worden , die nicht zum wenigsten durch die
Geschichte der englischenKolonialunternehmungen bewiesen wird .
Ist der Trost , der hierin liegt , an sich schon von problematischein
Werte , so darf er erst recht nicht dazu verleiten , solche Vorkommnisse

' ) Penzler , n . a . O ., Bd . II , S . 226 ; vgl . auch Bd . XIII dieses Werkes ,
S . 260 f.
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unter Bedauern für die Opfer , die sie gefordert haben , auf die leichte
Achsel zu nehmen . Obwohl ausführlichereBerichte noch nicht vor¬
liegen , läßt sich aus den bisher bekannt gewordenen Angaben so viel
entnehmen , daß das Mißgeschickvon Jlenza nicht als Folge unab¬
wendbarer Umstände eingetreten ist , sondern hätte vermieden werden
können . Schon dieser Umstand reicht hin , die ernsteste und kritischste
Prüfung der Ursachen der Niederlage zur dringenden Pflicht zu
machen . Wir zweifeln auch keinen Augenblick daran , daß ihr in vollem
Umfange von den berufenen Organen entsprochen werden und daß nach
Möglichkeit der Wiederholung solcher Katastrophen vorgebeugt wird .

„ Einstweilen neigt die öffentliche Meinung der Ansicht zu , daß ,
wenu Major von Wißmann in seinen ursprünglichen Funktionen als
Höchstkommandierenderbelassen worden wäre , uus die Niederlage wahr¬
scheinlich erspart geblieben wäre . Wir teilen diese Ansicht ; zunächst
wegen der persönlichen Eigenschaften Wißmanns . Durch reiche Er¬
fahrungen erprobt , boten dieselben die denkbar beste Garantie dafür ,
daß unter seiner Verantwortlichkeit waghalsige Exkursionen von
zweifelhaftem Werte überhaupt nicht unternommen, sondern nur
wirklich notwendige und nützliche Maßregeln ergriffen worden wären ,
die auf genauer Kenntnis aller Berhü' ltniffe beruhten und das ge¬
steckte Ziel mit vollster Energie , aber ohne Improvisationen und
Velleitäten , die darüber hinausgingen , zu erreichen suchten . Außer
diesen persönlichen Bürgschaften gegen unliebsame Überraschungen
bot auch die Organisation , die unter Wißmann bestand , größere
Sicherheiten gegen Mißgeschick als die heutige Einrichtung , wo ein
Zivilgouverneur mit mehreren Militärs über das , was geschehen
oder unterbleiben soll , zu beraten und zu entscheiden hat . Einhellig¬
keit der Führung und vollste Alleinverantwortlichkeit eines einzigen
alle Gewalten in sich vereinigenden Befehlshabers sind unseres
Erachtens unerläßliche Boraussetzungenjeder auf die Dauer erfolg¬
reichen und gesicherten Aktion in Afrika . Wir würden es als eine
erwünschte und heilsame Wirkung einer traurigen Ursache betrachten ,
wenn die Katastrophe in llhehe zu einer Reorganisation der ost¬
afrikanischen Funktionen im Sinne der Wiederannäherung an den
früheren Zustand sührte .

17 '
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Als Fürst Bismarck seinerzeit Witzmann mit der Pazifikation
von Ostafrika betraute und dieser ihn um Instruktionen bat , war
die Antwort des großen Staatsmannes die , daß er keine Instruktionen
zu geben habe , daß seine Aufgabe mit der Auswahl Wißmanns , in
dessen Fähigkeiten er volles Vertrauen setze , zunächst erfüllt sei .
Von Berlin aus könne nicht entschieden werden , was in jenem
Augenblick in Afrika zu geschehen habe , das müsse Wißmann selbst
ermessen ; operiere er verkehrt , so müsse er abberufen werden . Die
hierin ausgedrückte Auffassung von der Stellung des Vertreters der
deutschen Regierung in Ostafrika trifft auch heute noch zu . Diese
Stellung fordert vor allem einen ganzen Mann , der völlig selbständig
und uneingeengtdurch Zivilkommissareund sonstige Persönlichkeiten
seine Entschließungen trifft und dafür einzig und allein der Regierung
verantwortlich ist . Einen komplizierten Zustand der Verwaltung
gestatten die Verhältnisse in Ostafrika nicht , und die Wieder¬
herstellung des früheren scheint uns mindestens eine ebenso wichtige
Bedingung einer gesicherten Entwicklung der Dinge im dortigen
Gebiete zu sein , wie die Verstärkung der Schutztruppe und die Er¬
höhung des weißen Elements in ihr . "

5 . Eine bemerkenswerte Mitteilung über die deutsche Kolonial¬
politik brachten die „ Hamburger Nachrichten " am 17 . Januar 1893
( A . - A .) ' ) :

„ Eine von uns neulich bereits erwähnte kolonialpolitische
Zeitungskorrespondenz hat mitgeteilt , daß sich die deutsche Regierung
nach langem Schwanken dazu entschlossen habe , eine größere Ein¬
wanderung von Buren in das südwestafrikanische deutsche Schutz¬
gebiet nicht zu begünstigen . Wir bedauern diesen Entschluß , da ein
günstigeres Kolonisationselement wie die Buren dort nicht aufge¬
funden werden kann . Fürst Bismarck ist seinerzeit bereit gewesen ,
den Buren jede Erleichterung der Einwanderung und Einrichtung
in jenen Gebieten entgegenzubringen . Die Buren sind ein Volks¬
stamm , der mit den dortigen VerhältnissenBescheid weiß und aus

i ) Penzler , a . n . O ., Bd . IV . S . 341 .
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zuverlässigen , ordnungsliebendenLeuten besteht . Für die deutschen
Interessen in Südwestafrika ist eine Einwanderung der holländischen
Buren im größeren Maßstabe eine viel geringere Gefahr als die
Konzessionierung englischer Unternehmer .

Die Buren haben in Transvaal eine freundliche Gesinnung für
uns betätigt und würden dies künftig um so mehr tun , wenn sie auf
deutschem Territorium eine entgegenkommende Behandlung fänden .
Die Buren teilen mit uns die Gefahr , von dem englischen Einflüsse
in jenen Gegenden absorbiert zu werden . Wir sind im Interesse der
hindernislosen Entwicklung des deutschen Südwestafrika betrübt über
die angekündigte Parteinahme der deutschenRegierung gegen die
Buren und über die Tatsache , daß auch hier der englische Einfluß
stärker gewesen zu sein scheint als Erwägungen der Nützlichkeit .
Den Engländern ist natürlich jede Erstarkung des holländischen
Elements in Südwestafrika unerwünscht ; sie werden es gern sehen ,
wenn wir uns dort feindselig zu den Buren stellen , aber danken
werden sie es uns auch nicht . "

6 . Am 12 . November 1893 ( M . - A .) erschien in den „ Hamburger
Nachrichten " folgende interessante Notiz über die Behandlung der
Frage der Ausübung der praktischen Kolonialpolitik

„ Fürst Bismarck hat es erlebt , daß seine langjährigen Feinde
ihn als den einzigen Mann hinstellen , der DeutschlandsInteressen
mit Macht zu wahren wüßte , wenn es gälte , für sie einzutreten .
An die Kapstadter Meldung von angeblich erfolglosen Kämpfen der
deutschen Schutztruppe in Deutsch - Südwestafrikagegen Hendrik Witboi
knüpft die ,Vossische Zeitung ' folgende Bemerkungen :

Major von Fran ^ ois hat an Mannschaften erhalten , was er
verlangte ; der Reichsregierungist daher kein Borwurf zu machen .
Der Borwurf trifft aber ihn , der so lange im Lande ist und die
Verhältnissekennen mußte . War mit Gewalt nichts auszurichten ,
so mußte ein friedliches Abkommen getroffen werden , und daß ein
solches zu erzielen war , wissen wir aus den Borkommnissen früherer

') Peuzler , a . a . O ., Bd . V , S . 148 .
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Jahre . Gerade jetzt wird für den Reichstag eine Nachtrags¬
forderung für Südwestafrika angekündigt , die alles übersteigt, was
bisher gefürchtet wurde . Für diese neuen Lasten aber können die
deutschen Steuerzahler verlangen , daß ihren dort dienenden Söhnen
nicht die Hälse abgeschnitten , daß die Ansiedler geschützt werden
und daß überhaupt endlich Ordnung geschaffen wird . Ist Major
von Franeois dazu nicht imstande , dann weg mit ihm ! Ist die in
englischen Händen befindliche Walfischbai ein Hindernis , weil sie
Witboi einen festen Rückhalt bietet , dann müssen Verhandlungen mit
Großbritannien eingeleitet werden , um diesen kapstädtischen Pfahl
aus unserem Fleische zu entfernen . Mit gutem Willen und der
nötigen Energie geht alles ; wenn heute Fürst Bismarck am
Ruder wäre , würde er schon um des deutschen Ansehens
willen dafür sorgen , daß England in die Abtretung
willigte . Es gibt unzählige streitige Punkte in den exotischen
Ländern , in denen das allmächtige Albion auf die freundschaftliche
Unterstützung des Deutschen Reiches angewiesen ist . ' "

Zu dieser Frage der „ Praktischen Kolonialpolitik " nahm das ge¬
nannte Blatt später noch einmal das Wort und führte am 16 . März
189 ', ( M . - A .) folgendes aus ' ) :

„ Bon kolonialer Seite wird der ,Berliner Börsen - Zeitung '
geschrieben :

„ Es ist nicht zu bestreiken , daß die allgemeine Depression des
Welthandelsvon Einfluß auf die Weiterentwicklungunserer Kolonien
in nachteiligem Sinne gewesen ist , aber der Erkenntnis wird sich
ein unbefangenerBeobachter nicht verschließen können , daß die
Hauptursacheder Stagnation und des Rückschrittes anderswo zu
suchen ist .

„ Diese Ursachen liegen in dem Überwuchern des Beamtentums
uud des Militarismus in den Kolonien . Dort galt in der Tat
unter Caprivis Regime das „ Amtliche " alles , während die Haupt¬
sache , die wirtschaftlichen Aufgaben , nur als eine unliebsame Neben¬
sache betrachtet wurden , abgesehen davon , daß der verabschiedete

' » Penzler . .1. a . O ,, Bd . VI . S . 55 .
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Reichskanzler den Wert von Kolonien überhaupt nicht gelten
lassen wollte .

„ Daraus folgte mit logischer Konsequenz , daß ein Beamtentum
in unseren Kolonien großgezogen wurde , das , mit wenigen Aus¬
nahmen , seine Aufgaben falsch auffaßte und ebenso falsch zur Aus¬
führung brachte . Dafür können wir aber einzelne nicht verantwort¬
lich machen — bei gewissen leitenden Stellen , unter andern auf
seiteu des Kolonialdirektors Kayser , ist sogar ein entschieden guter
Wille und wirkliche Einsicht vorhanden —, sondern das ganze System
war ein verfehltes , hauptsachlich deshalb verfehlt , weil die Beschäfti¬
gung der Beamten in der Kolonie nur als eiu Durchgangsstadium
angesehen wurde , das in Westafrika begonnen , in Ostafrika weiter¬
geführt und vielleicht in Neuguinea beendet werden konnte . Dem
Beamten konnte unter solchen Umständenein wahres Interesse an
seiner Aufgabe uicht erwachsen . Er wandte den Blich die Aufmerk¬
samkeit nicht vorwärts in die Kolonie , sondern rückwärts auf die
vorgesetzte Behörde . Er mußte sein ganzes Streben dahin lenken ,
das Amtliche seiner Aufgabe so vorzüglich wie möglich zu voll¬
bringen , das Sachliche dagegen war Nebensache . Das war das
Wesen dieses Systems , das als derartiges an seinen Früchten
erkannt wurde . Dieses System züchtete geradezu Streber, zwang
den jungen Beamten , ein solcher zu werdeu , machte einen Schablonen¬
arbeiter aus ihm und unterdrücktedie Initiative , das Interesse
an der speziellen Aufgabe .

„ Es ist auch klar , daß ein solches System nicht nach der
Spezialtüchtigkeit des Beamten frug , sondern nnr nach der bureau¬
kratischen Tüchtigkeit . Deshalb finden auch Praktisch iu deu
Kolonien herangebildete Leute so gut wie gar keine Verwendung ,
sondern nur tüchtige Bureaukraten . Auf diese Weise lagen Kräfte
wie Wißinann , Stuhlmann , Vohsen , Schweinitz brach oder wurden
brach gelegt , wie z . B . Sigl .

„ Frankreich krankt an demselben Fehler , während England seine
unerhörten Erfolge deshalb hauptsächlich erzielt , weil es seine
Beamten nimmt , wo es dieselben als geeignet sindet uud nicht
danach fragt , sind dieselben amtlich oder praktisch gebildet . England
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sieht nicht nur theoretisch wie wir , sondern tatsächlich seine Haupt¬
aufgaben in einer kräftigen wirtschaftlichenEntwicklung seiner
Kolonien .

„ Ähnlich lagen oder liegen die Verhältnisse in den Kolonien auf
militärischem Gebiete . Der junge Offizier faßt seine Aufgabe , mit
seltenen Ausnahmen , nur vom rein militärischen Standpunkte auf .
Er ist draußen nur Offizier und läßt die kulturelle Seite seiner
Aufgabe ganz außer acht . Avancement und Auszeichnung sind sein
Leitmotiv , und wenn er auch nicht gleich seinen größeren oder
kleineren Feldzug ausführen kann oder gar ohne einen solchen
auskommensollte , so glaubt er seine Ehre auss Spiel zu setzen .
Lärmend drängt er seine Person und seine Stellung in den Vorder¬
grund und unbewußt provoziert er oft genug , was er gerade ver¬
hindern sollte , Streit mit den Eingeborenen. Schneidigkeit ist eine
selbstverständliche Eigenschaft des Soldaten , aber der Soldat ist
nicht da , um diese Schneidigkeit um ihrer selbst willen zu
betätigen .

„ Zu den Fehlern des ganzen Systems gesellen sich noch technische
Fehler , wenn man so sagen darf ; unsere Beamten betreten die
Kolonien ausschließlichtheoretisch vorgebildet , und als rein theoretisch
ausgebildet ist auch der Offizier den Kolonien und den Eingeborenen
gegenüber zu betrachten . Beiden fehlt nur zu oft die Kenntnis der
Eigentümlichkeiten des fremden Landes und seiner Bewohner voll¬
kommen . Ohne Federlesen wendet er seine Erfahrungen und Kennt¬
nisse , die er in der Heimat gesammelt , auch auf die dortigen Ver¬
hältnisse an . Sehr treffend zeichnet dies Zintgrass in seinem jüngst
erschienenen Werke „ Nordkamerun " . Freilich gibt es schneidige junge
Herren , die , unmittelbaraus Europa kommend , nicht begreifen können ,
daß sie von den Eingeborenennicht alsbald als Pioniere euro -
päischer Bildung , als Vertreter Seiner Majestät des Kaisers und
der deutschen Nation mit lauter Freude und pflichtschuldigsterEhr¬
erbietung und womöglich gleich auch mit dem richtigen Amtstitel
begrüßt werden . Dann erfolgt die beliebte Züchtigung , deren päda¬
gogische Ursache und Berechtigungdem Gezüchtigten oft ein voll¬
ständiges Rätsel bleibt .
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„ Entsprechend dein wirtschaftlichen Wert , den die Kolonien dar¬
stellen , sollte man eigentlich annehmen , daß der Kaufmann dort die
Rolle zu spielen berufen sei . Leider ist in unseren Kolonien fast
durchgängig das Gegenteil der Fall : der Kaufmann wird gewisser¬
maßen von den Beamten dort gnädigst geduldet und rangiert mit
dem Eingeborenen auf ungefähr derselben Stufe , denn er ist ja nicht
von Amts wegen da und gibt meist nur zu unliebsamen Schreibereien
und Arbeiten Anlaß . Die Stellung der Kaufleute , unserer Unter¬
nehmer , ist aber einer derjenigen Punkte , der am dringendstender
Abhilfe bedarf . Der erste Schritt , der hier zur Besserung unter¬
nommen werden muß , ist die Ausmerzungdes geradezu unerträglich
gewordenen Kastengeistes in den Kolonien ; derselbe feiert heute in
den deutschen Kolonien weit größere Triumphe wie in seinem
HeimatlandeIndien und China . Beamte , Offiziere und Kaufleute
arbeiten nicht miteinander , sondern gegeneinander .

„ Wir haben heute nicht wirtschaftliche , sondern administrative
Kolonien , in denen ein mit wenigen Ausnahmen anmaßender
Beamtenstand , nur seine eigenen Persönlichen Interessen im Auge
haltend , dem Kaufmanne das Leben draußen sauer macht , das Kapital
von Unternehmungenzurückschreckt , durch zahllose polizeiliche Ge -
und Verbote die Kolonisten und Unternehmer wie unmündige
Kinder behandelt und Europäer und Eingeborene verbittert .

„ Rechtsschutz und Sicherheitvon Person und Eigentum sind die
Hauptpflichten , welche die Regierung draußen zu erfüllen hat . Nie
war die Unsicherheit in unseren afrikanischen Kolonien größer wie
unter dem System Caprivi . Die Zeiten unter arabischer Herrschaft
in Ostafrika waren im Vergleich zu den heutigen für den Kaufmann ,
Händler und Forschungsreisenden goldene . Sie fühlten sich ohne
die amtliche Bevormundung als Menschen . Das deutsche Ansehen
hat unter diesen Umständennaturgemäß sehr gelitten .

„ Es sind begründete Hoffnungen vorhanden , daß alle diese Übel¬
stände nunmehr abgestellt werden und daß man in Regierungskreisen
die Nachteile des bisherigen Vorgehens voll erkannt hat , verant¬
wortungsvolleBeamten in denjenigen Kreisen wählt , welche als die
erfahrensten , auch als die geeignetsten gelten müssen . Vor allen
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Dingen aber scheint es , daß man die deutschen Kolonien von Amts
wegen nicht mehr als eine Bürde , sondern als einen wichtigen
wirtschaftlichen Faktor zu behandeln gesonnen ist , was nur nur
mit lebhafter Freude begrüßen können . "

„ Uns scheint , daß der Kaufmauu in den Kolonien immer mehr
in den Hintergrund tritt . Fürst Bismarck hat als Kanzler vom
Anfang der Kolonialpolitik an den Standpunkt vertreten , daß die
Kaufleute vor allem in den Kolonien Berücksichtiguugund Förderung
finden sollten , und daß die Ausdehnung der politischen Machtsphäre
hauptsächlichder kolonisatorischen Tätigkeit der deutschen Kaufleute
folgen sollteAber der frühere Kanzler hat gegen den Widerstand
der militärischen Ministerkollegen , des Kriegs - und Marineministers ,
seinen Plan der kolonialen Organisation nicht durchsetzen können .
Dadurch sind die jetzigen , auf bureaukratischenund militärischen
Übergriffen beruhendenÜbelständemöglich geworden . "

7 . Über die Verwaltung des Herrn von Soden in Ostafrika
äußerte sich Fürst Bismarck auf die Frage , ob nicht Wißmann dort
besfer am Platz sei , in bejahendem Sinne folgendermaßen

„ Der Fürst erklärte , daß Herr von Soden ein vortrefflicher
Gouverneur von Kamerun gewesen , aber leider mit den ostafrikanischen
Verhältnissen offenbar nahezu unbekannt und daher den schwierigen
ihm dort gestellten Aufgaben in keiner Weise gewachsen sei . Das
erinnert mich an eine andere Versetzung , die aber glücklicherweise
nicht ausgeführt wurde , sagte der Fürst ungefähr . Es handelte sich
darum , einen Vertreter nach Apia zu senden , auf die Samoainseln .
Und dazu wurde ausersehen ein Mann , der sich — sagen wir , in
Japan oder in der Havanna — als außerordentlich tüchtig bewährt
hatte ! Ich konnte zwischen den beiden Posten keine andere Ähnlich¬
keit — und demgemäß für die Befähigung des Herrn zu dem Posten
in Apia keine andere Begründung — entdecken , als daß beide Orte
außerordentlich weit von Berlin entfernt seien . Was nun Herrn

-) Vgl . auch Kapitel III .
Peuzler , a . a . O ,, Bd . IV , S . 206 .
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Major von Wißmann anlangt , so besitzt dieser unter allen unsern
Afrikamännern jedenfalls die genaueste Kenntnis und die reichste
Erfahrung betreffs der Verhältnisse Ostafrikas , wenn nicht Afrikas
überhaupt , denn er hat Afrika zweimal durchquert, uud außerdem
hat er außerordentlichviel Tapferkeit uud Takt bewiesen . Bevor er
von Berlin abreiste , um Buschiri zu bekriegen , trat er bei mir ein
und ersuchte um Instruktionen . .Instruktionen5" sagte ich , „ ich bin
doch nicht der selige österreichische Hofkriegsrat . Ein Brief geht
schon sechs Wochen bis Sansibar , wie soll ich Ihnen da Instruktionen
zukommen lassen ? Ich kann Ihnen nur eine Instruktion mitgeben :
die , zu siegen ! ' Und diese Instruktion hat Wißmann glänzend
durchgeführt . Er ift mit einer vollständig tadellosen weißen Weste
aus Afrika zurückgekommen . "

L . Der deutsch - englische Vertrag .

Seit seinen ersten Kolonialreden hatte es der Reichskanzler von
Caprivi stets vermieden , den Fürsten Bismarck , der ihm zu groß war ,
zu erwähnen . Bei Gelegenheitder Vertretung des deutsch - euglischen
Abkommens vom 1 . Juli 1890 , in Bezug auf die Abtretung Witus
an England , hielt er es aber für ratsam , sich in seiner Reichstagsrede
vom 5 . Februar 1891 gegnerischer Angriffe hinter den großen
Mann zu verschanzen und sich mit einer angeblichen Bemerkungdes
Fürsten Bismarck als sicherem und hiebfestem Schilde zn decken . Er
machte den Fürsten dabei gewissermaßen als intellektuellen Urheber für
diesen Vertrag verantwortlich, indem er ganz vertraulicheRandnoten
Bismarcks an seine Räte zur öffentlichen Verlesung brachte , in denen
der Fürst 1889 von Friedrichsrnh aus diesen Räten die geheime
Weisung gab : „ Lord Salisbury habe für Seine Durchlaucht mehr
Bedeutung als ganz Witu " , „ England ist sür unS wichtiger als
Sansibar und Ostafrika , usw . "

Gegeu dieses unerhörte Verfahren , durch Veröffentlichung ge¬
heimer , niemals für die Öffentlichkeit bestimmter Weisungen Bismarcks
an seine Räte , die eigene Politik zu beschönigen , wandten sich die
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Hamburger Nachrichten vom 8 . Februar 1891 ( M . - A . ) )̂ , indem sie
ausführten :

„ In der Nationalzeitung vom 6 . des Monats lesen wir folgende
bemerkenswerte Beurteilung eines Teiles der Caprivischen Rede :

Herr von Caprivi teilte gestern — wohl durch Angriffe dazu
veranlaßt , welche unter Berufung auf die Bismarcksche Kolonial¬
politik gegen die der jetzigen Regierung gerichtet wurden — eine
Randbemerkung des Fürsten Bismarck aus der Zeit seiner Amts¬
führung mit , welche lautete : „ England ist für uns wichtiger wie
Sansibar und ganz Ostafrika/ Links rief man dazu : , Sehr richtig/
Im vertraulichenVerkehr zwischen dem Leiter der Politik und seinen
Beamten hat eine Äußerung wie die zitierte offenbar eine wesentlich
andere Bedeutung , als wenn sie öffentlich vorgetragen wird ; ver¬
traulich gemacht , kann ihre ganze Tragweite auf die Anweisung heraus¬
kommen , bei den Verhandlungenmit England , wie es in der Ordnung
war , großen Wert auf die Sicherung guter Beziehungenzu diesem
Lande zu legen . Öffentlich als Richtschnur der deutschen Kolonial¬
politik proklamiert , kann der Satz dagegen als — selbstverständlich
unbeabsichtigte — Ermunterung zu jedem englischen Übergriff in
Afrika wirken . Herrn von Caprivi hat derartiges natürlich fern¬
gelegen . Anders verhält es sich bei dem ,sehr richtig ' von Politikern ,
in deren Namen tags zuvor als kolonialpolitisches Programm ver¬
kündet worden : ,So wenig Afrika wie möglich . ' Es ist nicht er¬
sprießlich , solchen KolonialpolitikernGelegenheitzur Zustimmung zu
geben .

Es kann sehr wohl kritische Situationen geben , in welchen der
Satz , England sei für uns wichtiger als ganz Ostafrika , eine größere
Tragweite in Anspruch nehmen kann , als die einer Randbemerkung ,
welche den Zweck hat , übertriebenen oder voreiligen Bestrebungen
Schranken zu ziehen . Es kann auch umgekehrt Lagen geben , in
welchen England ein ähnliches Bedürfnis empfinden könnte , die
Freundschaft Deutschlands durch koloniale Zugeständnisse zu befestigen ,
aber es ist notorisch , daß solche kritischen Momente , solche Situationen ,

' ) Penzler , a . a . O ., Bd . I , S . 357ff . ; vgl . auch Bd . XIII dieses Werkes ,
S . 148 f .
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in welchen Deutschland etwa zwischen dein Brnche mit England oder
dem Verzicht auf Kolonien hätte wählen müssen , 1890 nicht vorlagen .
Unsere Beziehungen zu England waren auch ohne Verzicht auf
Sansibar und Witu so , wie sie längere Zeit hindurch hätten bleiben
können . Nichts drängte derart zum Abschluß , und wir wissen von
unseren Hamburger Mitbürgern , welche mit Sansibar in regem
Verkehr stehen , daß die dort wohnendenEngländer von der ersten
Nachricht von dem deutschen Verzicht überrascht waren und sie für
erfunden hielten .

„ Wenn verschiedene Blätter , und auch solche , die hier in Ham¬
burg erscheinen , aus den zitierten Randbemerkungen des Fürsten
Bismarck und aus dem Gewicht , welches er vor weiterem Vorschreiten
auf Sicherung des Einvernehmens mit England legte , den Schluß
glauben ziehen zu können , daß der frühere Kanzler sich bereits mit
der Absicht getragen habe , die Sphäre unserer Wirkung in Afrika
so weit einzuschränken , wie es heute der Fall ist , so ist dieser Schlus;
doch ein sehr gewagter und auch nicht gerechtfertigt durch den Um¬
stand , daß die Rede des heutigen Kanzlers diese Meinung zu¬
lässig erscheinen läßt , ohne sie auszusprechen . Wir halten daher die
Äußerung des Hamburgischen Korrespondenten', ,der Reichskanzler
habe die Behauptung , Fürst Bismarck hätte den Vertrag nicht ge¬
schlossen , in schlagender Weise widerlegt ', nach dein bisher der
Öffentlichkeit vorliegenden Material für unerwiesen .

Herr von Caprivi erklärt nicht , daß er bei seinem Amtsantritt
die Verhandlungen in einer Lage gefunden habe , welche einen Ab¬
schluß des deutsch - englischen Vertrages vom 1 . Juli 1890 geschäft¬
lich geboten oder doch den Verzicht darauf schwierig gemacht hätte .
Er macht hierbei die Mitteilung , er habe sich bei seinem Amts¬
antritt davon überzeugt , was für Vorgänge dn seien und was für
einen Standpunkt die Regierung eingenommen habe, er sagt aber
nicht , daß er sich durch Rücksprachemit seinem Vorgänger darüber
vergewissert habe , und wir nehmen nach dem Wortlaut seiner Rede
an , daß er seine Kenntnis über den damaligen Standpunkt der Re¬
gierung lediglich durch Einsicht der Akten gewonnen hat . Er würde
sonst gewiß nicht nur fragmentarischeMarginalbemnkungen seines
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Vorgängers angeführt , sondern sich auch aus den Inhalt der münd¬
lichen oder schriftlichen Äußerungen über den «wtv.8 yuo bei Über¬
nahme des Amtes bezogen haben . Herr von Caprivi rechtfertigt
den Bertrag auch in der Hauptsachenicht als ein Zwangsergebnis
der übernommenen Geschäftslage , sondern als ein Abkommen , welches
sich vermöge der Vorteile , die es Deutschland gewährt , sachlich
empfohlen habe . Der Inhalt seiner Rede vertritt den Abschluß
objektiv als einen für das Reich nützlichen nnd verdienstlichen . Diese
Auffassungwird allerdings abgeschwächt durch den Versuch , einen
Teil der Verantwortlichkeit für den Abschluß auf seinen Vorgänger
im Amte zu übertragen und demselben einen Anteil an dem Ver¬
dienste des Vertragsabschlusses zuzuweisen , einen Anteil, welchen
Fürst Bismarck niemals für sich in Anspruch genommen hat . Wir
dürsen vielmehr nach Veröffentlichungvon Interviewen aus dem
vorigen Jahre annehmen , das; der frühere Kanzler ausdrücklich gesagt
hat , er würde , wenn er noch im Amte gewesen wäre , zu dein Ab¬
schluß über Sausibar nicht geraten haben . Er legt , wie auch aus
dem Inhalt seiner von seinem Nachfolger veröffentlichtenvertrau¬
lichen Marginalien hervorgeht , hohen Wert auf die Übereinstimmung
mit England , generell sowohl als auch in Ostafrika ; wir vermuten
aber , daß er an volle Gegenseitigkeit dieser Wertschätzung bei Lord
Salisbnry stets geglaubt hat : aber nicht an das Bedürfnis und noch
weniger an die Notwendigkeit , die Fortdauer der englischen Freund¬
schaft durch das fragliche Abkommen zu sicher » . Er hatte an der
Festigkeit dieser Freundschaft , solange Salisbnry im Amte ist , ans
allgemeinen politischen Gründen überhaupt keinen Zweisel . "

Wir behalten uns vor , aus verschiedeneEinzelheitender Rede
des Reichskanzlers später zurückzukommen . "

Die hiernach in Aussicht gestellten weiteren Erörternngen über
die Kolonialdebatte setzten die Hamburger Nachrichten unterm
11 . Februar 1891 (M . - A .) folgendermaßen fort ^) :

„ Die vorwöchentliche Kolonialdebatte im Reichstage steht noch
im Vordergrunde des politischen Interesses und beschäftigt uament -

Penzlcr , a , a , O ., Bd . I , S . L65ff . ; vgl , mich Bd . XIII dieses Werkes ,
I ' .^ s.
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lich die Presse andauernd . Einsttveilenteilten wir einen Artikel der
Münchener , Allgemeinen Zeitung ' mit :

Mir bleiben bei der Ansicht , daß der frühere Kanzler znr Unter¬
zeichnung des deutsch - englischen Vertrages niemals geraten haben würde
uud daß die Verantwortung für das Abkommen ausschließlich bei
der jetzigen Regierung liegt . Diese hatte vollständig freie Hand , den
Vertrag abzuschließen oder nicht . Wir glauben an ihre eigene Über¬
zeugung von der Nichtigkeit und Nützlichkeit des Abkommens , wenn
diese Überzeugung auch einigermaßen abgeschwächt erscheint durch die
Neigung , die Verantwortlichkeitauf die frühere Regierung , wenn
nicht vollständig abzuschieben , so doch mit deren Tendenzen zu decken .
Allerdings muß man sich fragen , woher es kommt , daß , wenn der
Vertrag nach der jetzt vertretenen Ausfassung eine so zwingende Recht¬
fertigung in sich trug , das Bedürfnis der Berufung auf die frühere
Regierung obwaltet . Die Ergründung dieses psychologischen Moments
ist indes nicht Misere Sache .

, Was die Sache an sich betrifft , so würde die Ansicht , daß das
Verbleiben Lord Salisburys im Amte von größerer Wichtigkeit für
uns fei als ganz Witu , einmal den Engländern niemals „ mitgeteilt "
worden sein , zweitens konnte jene Ansicht Bedeutung nur für den
extremen Fall haben , daß Deutschland gezwungen gewesen wäre ,
zwischen dem Besitz von Witu und einer antideutschen Umgestaltung
der englischen Politik unmittelbar zu wählen . Ein solcher Fall lag
1890 nicht vor , und die kurze Fassung eines Marginals auf den
vertraulichen Akten der inneren Korrespondenz des Auswärtigen Amtes
kouute im damaligen Augenblick nur deu Zweck haben , die arbeitenden
Kräfte in Berlin zu orientieren , aber nicht den , ein politisches Pro
gramm für alle Zukunft aufzustellen . Im übrigen sind Akten de >ö
Auswärtigen Amtes zwar keine Privatakten , aber auch nicht pudliei
^ uris . Wenn sich bei uns die Gewohnheit einfände , aus ihren ver¬
traulichen Teilen Material zu veröffentlichen , um frühere Regierungen
für zweifelhafte politische Schritte mitverantwortlich zu machen , so
mögen dasür Vorgänge in anderen Ländern anzuführen fein ; in
Deutschland wie in England war bisher ähnliches nicht der Fall .
Die srnhere Regierung hat sich stets enthalten , den vertraulichen
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Verkehr, den ihre Organe untereinander in den Akten geführt haben ,
in solcher Weise der Öffentlichkeit preiszugeben , daß im Auslande
daraus unzutreffendeSchlüsse auf die Gesamtpolitik Deutschlands
gezogen werden konnten/ „ Die Münchener /Allgemeine Zeitung '
äußert nicht ohne Grund Bedenken über das gegenteilige Verfahren ,
wodurch in ähnlicher Weise wie bei den Vorbereitungenzum deutsch -
österreichischenHandelsvertrage Irrtümer über politische Notwendig¬
keiten des Deutschen Reiches erzeugt werden . Wie es hier nachteilig
wirkt , wenn diesseits der Eindruck hervorgerufenwird , daß Deutsch¬
land seine landwirtschaftlichen Zölle aus Gründen der inneren Politik
Preisgeben müsse , so muß es für fernere kolonialpolitische Verhand¬
lungen mit England , die doch möglich sind , den deutschen Interessen
schädlich sein , wenn in London die Ansicht Platz greift , daß die
gegenseitige Freundschaft für Deutschland notwendiger sei als für
England . Die Vermeidung solcher Eindrücke war stets ein leitendes
Grundprinzipder deutschen Politik , das niemals verlassen werden sollte .

Scharfe Kritik wird seitens eines Teiles der Presse an dem
Verhalten der Reichsregiernnggegenüber dem Neeraprozesse ^) geübt ,
bezüglich dessen Herr von Caprivi in der Freitagssitzung des Reichs¬
tages unter Berufung auf eiue unterm 29 . März 1889 von der
damaligen deutschen Regierung nach London gerichtete Depesche äußerte ,
daß die jetzige Regierung kaum in der Lage gewesen sei , die Ansprüche

l) Die „ Neera " war das von Dr . Peters gecharterte Schiff für seine Emin
Pascha - Expedition . Er hatte im ersten Drittel des Juni als Landungspunkt den
Zugang zur Mandabucht im Nordosten von Witn in Aussicht genommen , wurde
aber von den englischen Blockadeschiffen „ Boadicea " und „ Mariour " daran ver¬
hindert . Es gelang ihm dann , die Engländer durch vorläufiges Einschlageneines
entgegengesetzten Kurses auf Mozambique zu überliste » und am 17 . Juni in
Schimbya im Suahelisultauat (Witu ) zu lauden . Am 20 . Juni , nachdem Peters
längst den Marsch ms Innere angetreten halte , erreichte die „ Neera " mit gebrochener
Schraube den Hafen von Lamn , Obgleich ihr der englische Admiral Fremantle
gestattete , dort vor Anker zu gehen , wenn sie wedcr Kriegskonterbande , noch Peters
an Bord hätte , und obgleich beides nicht der Fall war , obgleich sie auch die eng¬
lische Blockade nicht gebrochen , sondern das englische Blockadegebiet nur umgangen
hatte , wurde sie mit Beschlag gelegt uud dem englischen Prisengerichtein Sansibar
zugeführt . Darüber kam es zu den « oben erwähnten Prozeß .
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betreffs der Neera anders , als es geschehen sei , zu vertreten . Jene
Depesche lautete :

,Ew . Exzellenz sind ermächtigt , Lord Salisbury gegenüber ge¬
legentlich zu wiederholen , daß die Expedition Peters das Reich nichts
angeht und er und seine Begleiter für uns Privatreisende sind , bei
deren Unternehmen wir uns von jeder Förderung fernhalten .
Der Reichskanzler würde es natürlich finden , daß England be¬
waffneten Zügen den Durchmarsch durch seine Interessensphäre
in Ostafrika versagt/

Es ist nicht einzusehen , wie England daraus das Recht ab¬
leiten könne , außerhalb der Blockadezone und außerhalb der Küste
der damaligen britischen Interessensphäreein Schiff mit Privateigen¬
tum zu beschlagnahmen . Die Plünderung der Neera steht ganz
außerhalb jeder Beziehung zum Durchmarsch der Petersschen Erpedition
durch das englische Territorium , von dem in der Depesche die Rede
ist . Die Neera war keine ,englische Sphäre in Ostasrika ', und es
wurde ein , Durchmarsch ' durch die Neera auch von keiner Seite
versucht , außer von den konfiszierenden englischen Mannschaften. Es
ist schwer verständlich , wie so der Abgeordnete Cuny anerkennen
sollte , daß die ReichsregierungAnsprüche aus der geschehenen Ver¬
gewaltigung deutschen Eigentums auf offener See wegen jener
Depesche nicht hätte vertreten können ; was freilich nicht verhinderte ,
daß die betreffende Bemerkung mit ,Bravo ' links begrüßt wurde .

Auf weitere Einzelheiten der Kolonialdebatte sowie aus
Äußerungen der Presse hierzu wird noch zurückzukommensein . "

Drei weitere , an die Kolonialdebatte anknüpsende Erörterungen
brachten die „ Hamburger Nachrichten " vom 11 . Februar 1891 ( A . - A .) .
Die erste Erörterung war eine kräftige , humoristisch angehauchte Ab¬
fertigung der auswärtigenPolitik der „ Vossischen Zeitung " und lautete ' ) :

„ Die ,Vossische Zeitung ' glaubt die Behauptung , daß Fürst
Bismarck niemals zur Unterzeichnungdes deutsch - englischenAb¬
kommens geraten haben würde , mit dem Hinweise auf die
N̂achgiebigkeit ' bestreiken zu können , die der frühere Reichskanzler

Peuzler , a . a . O . Bd . I . S . 367 ff . ; vgl . auch Bd . XIII dieses Werkes ,
S . 154 f .
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Amerika und Spanien gegenüber in der Samoa - und in der
Karolinenfrage an den Tag gelegt habe .

Wenn Fürst Bismarck wegen Samoa und der Karolinen
Deutschlandnicht in Krieg verwickelt hat , so sollte doch auch die
,Voss . Ztg/ ihm dies danken . Jeder Staatsmann mit weniger
Autorität hätte sich wahrscheinlich genötigt geglaubt , jene Angelegen¬
heiten durch rasche Entschließungen zum Bruch zu treiben , ohne zu
erwägen , daß der Krieg mit Amerika und Spanien eine chronische
Krankheit von jahrelanger Dauer gewesen sein würde , welche dem
Wohlstande aller Beteiligten schwere Wunden geschlagen hätte , ohne
daß jemand nach Beendigung des Kampfes noch eine deutliche
Vorstellung von der Ursache desselben gehabt haben würde . Wir
glauben nicht , daß die ,Voss . Ztg/ mit ihren Ansichten im deutschen
Volke und bei den am amerikanisch - spanischen Verkehr beteiligten
Kreisen Anklang finden wird . Man sieht aber ans den Aus¬
lassungen des Blattes , wohin es geführt hätte , wenn damals Leute
von der Richtung der ,Voss . Ztg/ am Ruder gewesen wären .
Wahrscheinlich lägen wir noch jetzt im Kriege , weil keine der be¬
teiligten Mächte die andere in zum Frieden zwingender Weise zu
bewältigen vermocht hätte . Die ,Voss . Ztg/ spielt in diesem Falle
wie immer , wenn sie sich auf das Gebiet der auswärtigen Politik
begibt , die Rolle des Peter in der Fremde , der weder Land , noch
Wege kennt . Bei näherer Überlegungwird sie sich sagen , daß die
Samoa - und Karolinenangelegenheitenjedenfalls nicht zu Den¬
jenigen ' Dingen gehören , die Fürst Bismarck .unterdrückt ', weil
sie zu seinen Ungunsten gedeutet werden könnten . "

Die zweite Erörterung bot eine Verteidigung und Recht¬
fertigung der Kolonialpolitik des Fürsten Bismarck gegenüber dein Einwand
der „ Nationalzeitung " , daß die Behandlung der Kolonialangelegenheiten
in der letzten Zeit der Bismarckschen Amtsführung für die Freunde
der Kolonialpolitikkeineswegs zufriedenstellender gewesen sei . als unter
dem „ jetzigen " ( Februar 1891 ) Reichskanzlers :

-) PenZler , a . a . O . Bd . I , S . 3 «' 8ss , : mich Vd . XIII dieses Weites ,
S . 27 ^ f.
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„ Die ,Nat . - Ztg/ knüpft an die Wiedergabe unseres neulichen
Artikels über die Stellunq des Fürsten Bismarck zum deutsch - eng¬
lischen Abkommen die Bemerkung , daß die Behandlung der Kolonial -
angelegenheitenin der letzten Zeit der Bismarckschen Amtsführung
für die Freunde der Kolonialpolitik keineswegs zufriedenstellender
gewesen sei , als unter dem jetzigen Reichskanzler; die , Nat . - Ztg/
habe zu jener Zeit einmal die Frage stellen müssen , ob im Aus¬
wärtigen Amte Kolonial - oder Antikolonialpolitik getrieben werde .
Wir möchten die ,Nat . - Ztg/ daran erinnern , daß die damalige
Stellungnahme der Regierung wesentlich der Notwendigkeit ent¬
sprang , kolonialpolitischen Übertreibungenentgegenzutreten .

Es handelte sich zu der Zeit , auf welche die , Nat . - Ztg/ bezug
nimmt , namentlich darum , den Eindruck zu Paralysieren , als ob die
Peterssche Expedition , die Befreiung Emin Paschas usw . von deut¬
scher Seite irgendwie amtlich unterstützt würden . Für die Ziele
dieser Kolonialpolitik konnte die Mitwirkung der Regierung nicht er¬
wartet werden . Das obere Nilgebiet lag für sie außerhalb der
Grenzen der kolonialpolitischen Absichten , sie wollte nicht die Richtig¬
keit des Wortes qui trop eindrasse . mal vtreint an ihrer afri¬
kanischen Politik erfahren und nicht die Beherrschung und Be¬
sudelung des Gebietes erschweren , welches mit der englischen Region
der Binnenseen abschnitt . Die weitere Ausdehnung der deutschen
Interessensphäre lag außerhalb aller Berechnung , und namentlich
hatte die frühere Regierung das Bedürfnis , das Gebiet , das sie für
Deutschland in Aussicht nahm , zunächst von jeder Einmischungsgefahr ,
namentlichvon englischer Seite , frei zu halten .

Ebenso war auch jede Kollision mit den Unternehmungen Italiens
an der ostafrikanischen Küste sorgfältig vermieden worden ; beides in
der Erwägung , daß unser Einverständnis im Dreibund mit Italien
von der Haltung Englands in entscheidendenWechselfällen beeinflußt
sein würde . Auf die Sicherheit und Befestigungder Freundschaft
Italiens und seiner Stellung im Dreibunde ist das größere oder
geringere Maß guter BeziehungenEnglands zu Deutschland nicht
ohne Rückwirkung , und es ist immerhin fraglich , wie unsere italienischen
Beziehungen sich gestalten würden , wenn Italien in die Lage gebracht

18 *
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würde, nicht mehr mit England und Deutschlandin gleichem Maße
befreundet bleiben zu können . "

Die dritte Erörterung bezieht sich auf eine Rede des Herrn
von Keudell (̂ Deutsche Reichspartei ) , welche er am 6 . Februar 1891
in der Kolonialdebatte folgendermaßenbegonnen hatte ^) :

„ Ich bin zum Sprechen nur veranlaßt , weil von der rechten
Seite das deutsch - englische Abkommen nicht die freudige Anerkennung
gefunden hat, die ich ihm entgegenbringe . Zunächst ein Wort zur
Verteidigung des Herrn von Manteuffel , unter dem ich jahrelang
gedient habe . Es ist ihm das Wort zugeschrieben : Der Mutige
weicht nicht zurück . Nach Olmütz entgegnete im Abgeordnetenhause
Herr von Manteuffel auf die ihm gemachten Vorwürfe am 3 . De¬
zember 1850 : Der Starke tritt wohl einen Schritt zurück, behält
aber das Ziel fest im Auge . (Hört ! rechts .) Das ist geschehen !
Herr von Manteuffel , der damals sah , daß Preußen den Kampf
nicht aufnehmen konnte , trat vor den Riß , nahm das Odium auf
sich und schuf dadurch die Bahn für die künftige Entwicklung . Dafür
ist ihm der Dank und die Anerkennung der Nachwelt gewiß . "

Dann ging der Redner auf die Vorgeschichte des deutsch - englischen
Vertrages ein und suchte nachzuweisen , daß der Vertrag zum 1 . No¬
vember 1886 schon vollständig die Grundzüge des Vertrages vom
1 . Juli 1890 enthalte . Wie groß der Irrtum ist , ergibt sich von
vornherein aus folgendem : Die ganze Verhandlungenzwischen Deutsch¬
land und England , die in dem Vertrage vom 1 . November 1886
ihren vorläufigen Abschluß fanden , waren erst daraus hervorgegangen,
daß die deutsche Regierung dem durch die Brüder Denhardt an sie
ergangenenGesuche des Sultans von Witu gemäß das Protektorat
über dieses Land übernommen hatten . Auf englische Veranlassung
erhob damals der Sultan von Sansibar Ansprüche auf einen großen
Teil der Wituküste , Ansprüche , zu deren Untersuchung eine gemischte
Deputation eingesetzt wurde . Diese stellte fest , daß die sansibaritischen
Ansprüche fast durchweg unbegründet waren , und legte die Ergebnisse
ihrer Arbeiten in dem oben genannten Vertrage nieder .

-) Penzler , a . a . O .. Bd . I . S . 309 ff . ; vfll . auch Bd . XIII dieses Werkes ,
5 . l '.K f .
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Am 11 . Februar 1891 lM . - A .) hielten die „ Hamburger Nach¬
richten " Herrn von Keudell nun hierauf folgendes entgegen :

„ Der freikonservativeAbgeordnetevon Keudell hat in feiner
neulichen Reichstagsredezugunsten des deutsch - englischen Vertrages
angeführt , das Abkommen mit England vom 1 . November 1886
enthalte bereits vollständig die Grundzügedes Vertrages vom 1 . Juli
1890 , nur habe man damals Witu und Sansibar im ungewissen
gelassen . Was Sanzibar betrifft , so war es zweifellos , das es zur
deutschen Interessensphäre gerechnet wurde und daß England das
Protektorat darüber niemals ohne deutsche Einwilligung hätte erwerben
können . Überraschendürfte ferner , daß Herr von Keudell bei Be¬
sprechung des deutsch -englischenAbkommens den Olmützer Vertrag
heranzog und beide auf gleiche Linie stellte . So schlimm in seinen
Wirkungen wie der Olmützer Vertrag wird dieser deutsch -englische
nicht sein . Der Unterschied zwischen beiden ist unter anderm der ,
daß der Olmützer Vertrag seinerzeit unter dem Druck einer Zwangs¬
lage geschaffen wurde . Für diese Zwangslage war allerdings Herr
von Manteusfel nicht verantwortlich : sie war das Ergebnis der voran¬
gegangenen schwankenden Politik vom März 1848 bis zum November
1850 . Es kam Herrn von Keudell wohl nicht bloß auf die Ver¬
teidigung der Manteuffelschen Politik zur Olmützer Zeit an ; denn
diese Politik ist als sachentsprechendanzuerkennen . Aber wir fragen
uns , was hat Herr von Manteusfel mit Sanzibar und dem deutsch¬
englischen Vertrage zu tun , was Olmütz mit Helgoland ? Eine
Zwangslage war 1890 , wie wir in früheren Artikeln nachgewiesen
haben , nicht vorhanden . Das heutige Ministerium war absolut frei
in seinen Entschließungen , und die Lage des Deutschen Reiches bietet
gar keine Vergleichspunktemit derjenigen dar , in welcher Preußen
sich damals infolge der gemeinschaftlichen Bedrohung seitens Österreichs
und Rußlands befand , ganz abgesehen von den sonstigen Schwierig¬
keiten , den deutschen Verwicklungen und der Verzettelung der preu¬
ßischen Truppenkadres im Jahre 1850 .

Es gehört die ungeheuerlichste Übertreibung dazu , um eine
Analogie zwischen Olmütz und Afrika zu finden , und wir glauben
nicht , daß Herr von Keudell mit seiner Andeutung einer solchen der
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heutigen Regierung einen Dienst erwiesen hat . Ob das seine An
sicht gewesen ist , wollen wir dahingestellt sein lassen . Wir haben
die Anspiegelung auf Olmütz aus den ersten Zornesausbrüchenunserer
Kolonialfreunde über den deutsch - englischen Vertrag wohl in Er¬
innerung : aber wir suchen uns vergeblich einen Vers darauf zu
machen , in welcher Absicht Herr von Keudell die Anspielung wieder
aufgenommenhat . Zwischen dem heutigen Reichskanzler und Herrn
von Manteufsel werden Ähnlichkeitenüberhaupt schwer zu finden sein ,
und wir wissen nicht, ob der General von Caprivi in Olmütz einen
Schritt zurückgewichensein würde ; daß Freiherr von Manteufsel in
seiner Stellung als auswärtiger Minister von der damals mit Recht
vorhandenen militärischen Empfindlichkeit unbeeinflußt blieb , wird ihm
jeder zum Verdienst anrechnen , der mit der Sachlage zur Olmützer
Zeit genau bekannt ist . "

Am 15 . Februar 1891 ( M . - A .) kamen die ., Hamburger Nach¬
richten " abermals auf die Keudellsche Rede zurück und sagten ^) :

„ Einige Blätter haben zu unseren neulichen Äußerungen über
die frühere Regierung Bemerkungen gemacht , welche mißverständlich
sind . Wir heben nochmals hervor , daß die Petersfche Expedition
von der damaligen Regierung entschieden mißbilligt , widerraten und
zu verhindern versucht worden war , und zwar aus den neulich schon
entwickelten Gründen , daß es darauf ankam , alles zu vermeiden , was
direkt oder indirekt dem Bemühen hätte schaden können , die unbe¬
strittene deutsche Interessensphärein Ostafrika vor jeder Einmischung ,
namentlich von englischer Seite , zu sichern , die dort unbequemund
gefährlich hätte werden können . Es ist unzulässig , aus der Haltung
Deutschlandsin den speziell afrikanischen Fragen Schlüsse auf die
gesamte damalige auswärtige Politik des Reiches England gegenüber
zu ziehen . Wenn Herr von Keudell in seiner Rede — deren Schwer¬
gewicht übrigens auch sür unsere Erwiderung nicht in seiner Bezug¬
nahme auf Olmütz lag — äußerte , zur Zeit des 1886 er Abkommens
wäre sowohl Witu wie Sansibar als außerhalb der deutschen Jnter -

!) Penzler , n . n . O ,, Bd . I , S . 371 ff . ; vql . auch Bd . XIII dieses Werkes ,
S . 158 s.
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essensphäre betrachtet worden , so ist dem entgegenzuhaltenerstens ,
daß Sansibar im Jahre 1886 , wenn auch nicht auf Grund von
ausdrücklichen Abmachungen mit England , so doch tatsächlich als zur
deutschen Interessensphäregehörig betrachtet wurde , zweitens , daß sich
die Verhältnisse seit jener Zeit in einer jede Bezugnahme aus¬
schließenden Weise geändert haben und daß der Hauptfortschritt , den
unser Verkehr mit Sansibar gemacht hat , gerade in die Zeit von
1886 — 90 fällt . Diese Entwicklung war eine so große , daß die
darüber mißvergnügtenEngländer ihrem Ärger in dein bekannten
Worte Luft machten : sogar in den Gefängnissen aus Sansibar über¬
wögen die Deutschen . Herr von Keudell hat bei seiner Verteidigung
des Sansibar preisgebendenVertrages mit England nicht diejenige
Bekanntschaft mit der Sachlage besessen , die von ihm als rednerischein
Beistand der Regierung zu erwarten gewesen wäre .

Die Behauptung , daß Sansibar im Jahre 1886 tatsächlich als
zur deutschen Interessensphäregehörig betrachtet worden sei , erklärte
der ,Reichsanzeiger ' am 16 . Februar 1891 als den Tatsachen wider¬
sprechend . Durch das Übereinkommen mit England vom 29 . Oktober
1886 sei die Souveränität des Sultans über die Inseln Sansibar ,
Pemba usw . ausdrücklich anerkannt worden : unmittelbar daraufsei
Deutschlandder französisch - englischen Deklaration beigetreten , worin
die Unabhängigkeit von Sanzibar stipuliert wurde . Es hätte also ,
meint der .Neichsanzeiger ', gegen die ausdrücklichen Abmachungen
mit England und Frankreich verstoßen , wenn DeutschlandSansibar
als zur deutschen Interessensphäregehörig betrachtet hätte .

Diese Auslassung beweist aber gegen die ,Hamb . Nachr/
gar nichts ; denn durch die Zugehörigkeit zur Interessensphärewird
die Souveränität eines Landes nicht berührt , noch nicht einmal durch
ein direktes Protektoratsverhältnis. In dem deutsch - englischen Ab¬
kommen vom 1 . Juli 1890 trat z . B . Deutschlanddas Protektorat
über das Suahelisultanat an England ab ; und doch wurde in dem¬
selben Bertrage die Souveränität dieses Sultanats von beiden Pak¬
tierenden Mächten ausdrücklich garantiert . Daß Deutschland trotz
dieser Garantieübernahme die Engländer in Witu m ! t größter
Willkür schalten und walten läßt , ist eine Sache für sich . "
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Am 19 . Februar 1891 (M . - A .) behandelten die „ Hamburger
Nachrichten " nochmals den Vorwurf des Herrn v . Kreudell , daß in
dem deutsch - englischen Vertrage vom 1 . November 1886 implizite
schon der durch den Reichskanzler v . Caprivi abgeschlosseneVertrag
vom 1 . Juli 1890 enthalten gewesen wäre , und führten aus ' ) :

„ Unsere neulichen Bemerkungen , betreffend Sansibar als Objekt
des deutsch - englischen Vertrages , haben in der Presse Entgegnungen
hervorgerufen , welche wichtige Momente bei den früheren Verhand¬
lungen mit England außer Betracht lassen . Es ist allerdings Tat¬
sache , daß durch das zwischen Deutschlandund Großbritannien ge¬
troffene Übereinkommenvon 1886 die Souveränität des Sultans
von Sansibar anerkannt worden ist ; ebenso trifft es zu , daß die
deutsche Regierung in Paris erfolgreiche Schritte getan hat , um
Frankreichs Zustimmung zu dem oben erwähnten Übereinkommen zu
erhalten . Wenn aber hieraus die Schlußfolgerung gezogen wird ,
daß schon der damalige Reichskanzler die Preisgabe von Sansibar
geplant habe , so ermangeln die betreffenden Blätter entweder einer
genügenden Aktenkenntnisoder des Verständnisses für die Politik
und ihre Möglichkeiten .

Zur Zeit der Kongokonferenz ^) war der politische Einfluß Eng¬
lands in Sansibar noch gering ; es galt dagegen für englische Absicht ,
Afrika soweit wie möglich mit einem Küstenvorhange in englischem
Besitz zu umgeben , der die schließliche Herrschaft über das Innere
des Landes von selbst sicherstellen mußte . Wenn man in diesem
Vorhange eine Lücke gewinnen wollte , so bestand der erste Schritt
hierzu in der Herstellung desjenigen Grades von Unabhängigkeit des
Sultans von Sansibar, der ihm durch die deutsche und französische
Anerkennung seiner Souveränität zuteil geworden ist . Erst dadurch
wurde die Möglichkeit geschaffen , in Sansibar dein Sultan gegenüber
eine der englischen ebenbürtige Haltung einzunehmen . Wenn in der
Anerkennung des Sultans ein Verzicht auf zukünftige Präpondercmz

' ) Penzler , a . a . O ,, Bd . II , S . 17 ff . ; vgl . auch Bd . XIII dieses Werkes ,
S . 164 f.

-) Vgl . Kapitel VIII .
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gelegen hätte , so würde England diesen Verzicht viel früher , als wir
ausgesprochen haben , und doch beherrscht es heute Sansibar .

Nachdem die deutsche Vertretung auf Grund ihrer Anerkennung
des Sultans in Sansibar der englischen ebenbürtig geworden war ,
begann der deutsche Einfluß auf der Insel diejenigen Fortschritte zu
macheu , deren Ergebnis im Jahre 1890 bei den Engländern den
Eindruck des deutschen Übergewichts in Sansibar hervorgebracht hat .
Bei weiteren Fortschritten in dieser Richtung würde sich das deutsche
Vorgewichtin Sansibar ohne Bruch mit England tatsächlich ergeben
haben , und zu seiner völkerrechtlichenAnerkennung , auch durch Eng¬
land , würde sich im Verlaufe der weiteren Entwicklung der allge¬
meinen Politik wohl auch eine Gelegenheit gefunden haben . Deutsch¬
land bedürfte dazu nur der 1886 durch die Anerkennung des Sultans
gewonnenen Gleichstellung mit England unter Fortdauer der freien
Konkurrenz der beiden befreundeten Mächte im Handel mit Sansibar .

Die Zeitungspolitiker , welche in dem Vertrage von 1886 einen
Verzicht Deutschlands auf den künftigen Erwerb Sansibars erblicken ,
gehören eben Zu denen , welchen ein Hauptersordernis erfolgreicher
politischer Konzeption fehlt, nämlich die Fähigkeit zu warten , bis der
richtige Augenblick zum Ernten gekommen ist , und bis dahin die
Wege so zu wählen und zu ebnen , daß die Ernte ohne Schädigung
anderer Beziehungen gewonnen werden kann . Die Fähigkeit zu warten
ist eine Eigenschaft , welche man in der Geschichte bei allen erfolg¬
reichen Systemen der Politik wahrnehmen kann , neuerdings bei dem
russischen mehr wie bei allen andern .

Die Herbeiziehung Frankreichsfür die Anerkennuug der Unab¬
hängigkeit des Sultans von Sansibar hatte nur den Zweck einer
Vermehrung der Sicherung Sansibars gegen englische Unternehmungen
wider die Unabhängigkeit des Sultans . Unser Bedürfnis in Sansibar
beschränkt sich auf freie Konkurrenz in einem von England unab¬
hängigen Koloniallande , welches die eigentlich potente Handelsstadt
der Küstenfläche in sich schließt . Die territoriale Verlegung einer
großen Handelsstadt mit ihrer Blüte ist ein Unternehmen , welches
bisher wohl dem Strome der Verkehrsänderungen, aber niemals
gouvernementalen Beschlüssen gelungen ist . "
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Zu der schon erwähnten Randbemerkung des Fürsten
Bismarck aus der Zeit seiner Amtsführung , welche
lautete : „ England ist für uns wichtiger wie Sansibar und ganz Ost¬
afrika " , schrieb seinerzeit in überaus zutreffender Weise die „ Rheinisch -
Westfälische Zeitung "

„ Fiw' t Bismarck hat dadnrch , daß er die englische Freundschaft
für wertvoller als ganz Afrika erklärte , sicherlich seinem Nachfolger
nicht empfehlen wollen , das vom Deutschen Reiche übernommene
Protektorat Witus aufzugeben . Ein Protektor hat seinem Schützling
gegenüber Verpflichtungen , denen er sich nur dann entziehen darf,
wenn er zu schwach ist , seine Pflichten als Protektor zu erfüllen .
Herr von Cavrivi hat nun dadurch , daß er das Protektorat über
Witu auf England übertrug , bei den Afrikanern die Meinung hervor¬
gerufen , daß Deutschlandzu schwach sei , Witu zu schützen . England
dagegen hat sein neugewonnenes Protektorat über Sansibar gleich
dazu benutzt , seinem Schützling eine großartige Entschädigung
( 4 Mill . M .) für die Abtretung des Küstenstreifens zu verschaffen .
Jetzt können sich die Engländer , die stets den Afrikanern die eng¬
lische Freundschaft und die englische Schutzherrschaftals das für
ihre Interessen Beste hinzustellen suchen , nun leider darauf berufen ,
daß Deutschland den Sultan von Witu , ohne ihn auch nur zu
fragen , ob er denn mit dem Wechsel der Schutzherrschaftein¬
verstanden sei , dem Schutz der Engländer anvertraut hat . Der
englische Konsul soll überdies diesen Wechsel der Lage dem Sultan
in einer wellig angenehmen Form mitgeteilt Habens . Die geringe
Rücksichtnahme , die wir in diesem Falle unserem Schützling haben
zuteil werden lassen , kann jedenfalls nicht dazu dienen , andere
afrikanischen Sultane auf unsere Schutzherrschaft lüstern zu machen ,
weshalb die Aufgabe der Schutzherrschaft über Witu in ihren Folgen
sich als ein viel schwererer Schlag für unsere kolonialen Bestrebungen
erweisen wird , als die gleichzeitig erfolgte Gestaltung der englischen
Schutzherrschaft über Sansibar ."

!) Vgl . S . 267 . — 2) Penzler , n , a . O . Bd . I . S . 359 ff.
Der Reichskanzlervon Caprivi hatte weder selbst , nach durch eine deutsche

Behörde dem Sultan vvn Wilu die völkerrechtlich sehr fragwürdige Übertraqilng
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Die dreitägige Kolonialdebatte des Reichstages
vom 4 . bis 6 . Februar 1891 , die längere Zeit im Mittelpunkt
aller politischen Interessen stand , weil in ihr so deutlich und offenkundig ,
wie nirgends zuvor , der Gegensatz zwischen einst und jetzt hervor¬
getreten war, gab der Münchener „ Allgemeinen Zeitung " Veranlassung ,
unterm 8 . Februar 1891 lM . - A .) hierzu folgendes auszuführen ^) :

„ Zieht man das Fazit der dreitägigen Kolonialdebatte des
Reichstags , so kommt man zu dein Ergebnis , daß die Regierung für
Ostafrika ein tatkräftiges planmäßiges Handeln in Aussicht nimmt
und der Ansicht ist , vor den nächsten Reichstag bereits mit wesent¬
lichen Fortschritten treten zu können : daß sie für Südwestafrika
fehr geringe Meinung hat und die Zukunft dieses Schutzgebietes
wesentlich von den Leistungen der in Bildung begriffenen deutsch¬
englischen Gesellschaftabhängig macht ; daß die Erforschung des
Hinterlandes von Kamerun fortgesetztwerden soll — über die
Frage der dortigen Grenzregulierunghat der Reichskanzler geschwiegen .

Je mehr die Ausführungen des Herrn von Caprivi den Ein¬
druck einer sorgfältigen , sachlichen Vorbereitung machen , desto charak¬
teristischer erscheint darin die wiederholteBerufung auf den Fürsten
Bismarck und die von demselben bei verschiedenen Anlässen gegebenen
Direktiven . Zunächst dürfte da wohl die Frage aufzuwerfen sein ,
ob es diplomatisch uud politisch richtig war , diese für die Information
des deutschen diplomatischen Dienstes bestimmten Winke vor das
Forum der Öffentlichkeit und somit auch des Auslandes zu ziehen ,
wo sie leicht mißverstandenwerden können . Es liegt die Gefahr
nahe , daß die Bekanntgabejener Äußerungen des Fürsten Bismarck
die ohnehin maßlosen Ansprüche der Engländer noch erheblich steigern
und dem deutschen Auswärtigen Amte jede künstige Verhandlung
mit England wesentlich erschweren werde . Ob und welche Beweise
Ulan in Berlin dafür in Händen hat, daß Lord Salisburys Sym¬
pathie für Deutschland wirklich eine so große und vor allen Dingen

der deutscheu Schutzhcrrschaft über sein Land an England mitgeteilt , sondern hatte
— ein unfaßlicher Mangel au Rücksichtnahme — sogar auch das noch den Eng¬
ländern überlassen .

Peuzler , a . a . O . Bd . I , S . 3M fs.
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— eine aufrichtige ist , entzieht sich der öffentlichen Kenntnis . Es
gibt Leute , welche sich für berechtigt halten , daran nicht zu glauben .
Aber gesetzt , es wäre tatsächlich der Fall , so erscheint es doch im
hohen Grade bedenklich , öffentlich auszusprechen , daß Deutschland
sür die Erhaltung dieser Sympathien zu großen Opfern bereit sein
müsse , und daß wir entschlossen seien , jedes Stirnrunzeln Sr . Lord¬
schaft mit einem Stück deutschen Kolonialbesitzes zu glätten . Der¬
artige Randbemerkungen des Fürsten Bismarck, wie sie ihrem Inhalt
nach für den Staatssekretär oder für den Botschafter in London
als allgemeine , jedenfalls als sekrete Direktive für die zu beobachtende
Haltung bestimmt waren , dürften doch weder wörtlich zu nehmen ,
noch nrbi et orbi als Grundlagen der deutschen Politik bekannt zu
geben sein . Wollte man einfach alle Randbemerkungendes ersten
Reichskanzlers veröffentlichen , um damit die nach seinem Rücktritt
getroffenen Maßnahmen zu rechtfertigen , so wäre vielleicht kein
Mörtel mehr fest genug , um den politischen Bau überhaupt noch
zusammenzuhalten.

Der Wert der theoretischenFreundschaft Englands besteht
darin , daß es im Falle eines Krieges mit seiner Flotte entweder
die Küsten Italiens deckt oder — was jedenfalls weit unsicherer —
die deutschen Küsten decken hilft . Aber erstlich würde England
dabei zum guten Stück im eignen Interesse handeln ; zweitens käme
in Betracht , ob und wie die britische Flotte im gegebenen Falle
einer solchen Aufgabe gewachsen wäre ; schließlich ob an der Spitze
Englands ein Kabinett stünde , welches zu solcher Politik bereit ,
ob das Parlament sie gut zu heißen geneigt wäre . Sodann —
und hier berühren wir den Kardinalpunkt unserer ganzen auswärtigen
Politik — werden wir uns hoffentlich zu Rußland nicht immer im
Stadium der aufgezogenen Brücken befinden , sondern hoffentlich all¬
mählich jene eigentliche Basis unserer Politik wiedergewinnen , welche
in einem freundschaftlichen und freundnachbarlichenEinvernehmen
mit Österreich - Ungarn besteht . Dem Panslawismus wird es ja doch
nicht in alle Ewigkeit möglich sein , das Land und das Heer auf
dem halben Kriegsfuße zu erhalten , und von der Alternative : mit
Rußland keinen Krieg zu haben oder im Falle eines solchen auf
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die UnterstützungEnglands angewiesen zu sein , möchten wir die
erstere um so mehr vorziehen , als der Friede zwischen Deutschland
und Rußland auch den Interessen Rußlands , ein Krieg zwischen
Deutschland und Rußland nur den Interessen Englands entspricht ,
für welche wir uns in der Hauptsache zu schlagen haben würden .
Fürst Bismarck hat einmal — und zwar nicht als Randbemerkung,
sondern im Reichstage — ausgesprochen , Deutschland stimme im
voraus allem zu , worüber Rußland und Österreich sich verständigen ,
und aus diesem Grunde vermögen wir in der zu allerdings un
gewöhnlicher Jahreszeit unternommenen Reise des Erzherzogs Franz
Ferdinand nach St . Petersburg nicht einen Vorgang zu erblicken ,
der ein für Deutschland beunruhigendesMoment enthielte . Also
Freundschaft mit England , aber nur auf dem Fuße der absoluten
Gleichberechtigung , und die Ehre vor allein ! Weder unserer eigenen
Nation darf zugemutet , noch die englische an den Gedanken gewöhnt
werden , daß DeutschlandsFreundschaft für England nicht mindestens
den gleichen Wert habe wie die Freundschaft Englands für Deutsch¬
land . Nur um diesen Preis — um einen höheren mögen wir sie nicht .

„ Noch weniger dürfte es möglich sein , durch jene Zitate die
Behauptung zu widerlegen , daß Fürst Bismarck einen solchen Ver¬
trag niemals unterzeichnet haben würde . Fürst Bismarck hatte in
seiner langen politischen Laufbahn sich eine hohe und kluge Wert¬
schätzung des Nationalgefühls angeeignet , dem er die stärksten Impulse
seiner Politik entnahm , und welches er daher als einen stets sicheren
Faktor in seine Rechnungen einzustellen vermochte . Jenen sekreten
Weisungensteht jedenfalls der öffentlich bekannt gewordene Erlaß
an den Botschafter in London vom Jahre 1884 gegenüber, daß die
Befriedigung Englands niemals auf Kosten des deutschen National¬
gefühls angestrebt werden dürfe . Je weniger eine Regierung bei
ihren Aktionen mit diesen im Volke lebendigen Empfindungen rechnet ,
um so weniger wird sie in der Lage sein , sich die in solchen
Empfindungen wurzelnden Kräfte nutzbar zu machen und sich in
ruhiger Sicherheit von ihnen tragen zu lassen .

„ Eine Berliner freisinnige Zeitung rühmt es als Signatur der
Lage , daß der Herr Reichskanzlerseine Ausführungen mit einer
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Polemik gegen die Herren Graf Mirbach und von Kardorss ein¬
geleitet und der Abgeordnete Richter sich , beeilt ' habe , in mehreren
wichtigen Punkten seine Übereinstimmung mit dem General von
Cavrivi auszusprechen ' . Diese Eile hat Herr Richter neuerdings
wiederholt an den Tag gelegt ; er mag Ursache dazu haben , denn
viel Zeit wird nicht zu versäumen sein .

„ Daß Abgeordnete , wie die Herren von Kardorss , von Cuuy
und Graf Arnim , zwar in sehr maßvoller , aber immerhin verständ¬
licher Weise ihrem Mißfallen an dem deutsch - englischen Abkommen
Ausdruck gaben , wird den leitenden Faktoren zur Genüge dargetan
haben , daß unser Volk im Punkte der nationalen Ehre wie der
deutschen Interessen sehr empfindlich ist , und wir glauben in den
Worten des Herrn Reichskanzlers eine Andeutung zu finden , daß
der Vertrag wohl auch hätte anders ausfallen können .

„ Herr Oechelhäuser , der die mit dem Vertrage gewonnene Basis
für Ostafrika so warm begrüßt , würde mit einer besseren Basis
sicherlich auch zufrieden gewesen sein .

„ Eine befremdliche Episode — aber freilich nicht ohne Jdeen -
zuscunmenhcmgmit dem deutsch - euglischen Abkommen — bildete das
Eintreten des Herrn von Keudell für den Olmützer Vertrag . DaS
war jedenfalls ein Novum eigener Art , um so eigentümlicher ans
dem Munde des Schülers jenes Meisters , der berufen war , den
Olmützer Vertrag endgültig zu korrigieren . Wenn Herr von Keudell
sagt : Mir wissen jetzt , daß Preußen gar nicht in der Lage war , den
Kampf aufzunehmen ', so steht er damit in direktem Widerspruch zu
der Ansicht des kompetentesten Beurteilers der damaligen militärischen
Verhältnisse Preußens , des Prinzen von Preußen , des verewigten
Kaisers Wilhelm I ., der , wie wir von Ranke und aus vielen münd¬
lichen und schriftlichen Äußerungen des Prinzen wissen , die Dinge
politisch und militärisch ganz entgegengesetzt beurteilte uud den Ol¬
mützer Vertrag stets als eine Schmach ansah . Freilich war der
damalige Kriegsminister , General von Stockhnusen — ein wackerer ,
ehrenfester Mann , der als Fähnrich 1806 mutig in die Saale
gesprungen , um die ihm anvertraute Fahne vor den verfolgenden
Franzosen zu retten — , der Ausgabe nicht gewachsen , die im Spät -
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herbst 1850 an ihn herantrat , und dies um so weniger , als die
zielbewußte politische Führung fehlte . Ein staatskluges Wollen
würde auch mit einem kraftvollen Handeln , mit einer ganz anderen
Konstellationder Mächte zu rechnen vermocht und sich nicht in eine
blinde Überschätzung der Gegner vertieft haben . Weil man damals
politisch nicht wußte , was man wollte , konnte man auch militärisch
nichts wollen , denn der Krieg ist doch eben nur eine Fortsetzung der
Politik . Der Mangel an Kraft lag lediglich bei der obersten Stelle
in Preußen , nicht bei Volk und Heer . Daß Minister von Man -
teufsel diesen Verlegenheiten ein Ende machte , konnte sein König ihm
danken , Dank und Anerkennung für Olmütz im deutschen Reichstage
nimmt sich mindestensetwas seltsam aus . "

Gegen diese Auslassungen wendete sich die „ Norddeutsche All¬
gemeine Zeitung " , die plötzlich aus vollster Überzeugung die Politik
des neuen Kurses vertrat . Sie griff namentlich den auf Rußland
bezüglichen Satz im dritten Absätze des Artikels der Münchener „ All¬
gemeinen Zeitung " heraus und schwang ihre Waffe drohend über dem
eben genannten Blatt und über den gleicher Verdammnis werten „ Ham¬
burger Nachrichten " ; sie wurde aber in den „ Hamburger Nachrichten "
vom 11 . Februar 1891 unter Hinweis auf die früher von ihr ver¬
tretene Politik etwas unsanft abgeführt ' ) :

„ Die Münchener .Allgemeine Zeitung ' stellt bei Besprechung
der jüngsten Kolonialdebatte in Übereinstimmung mit der bekannten
Auslassung der Hamburger Zeitung ' die Behauptung auf , daß
seit dem Rücktritt des Fürsten Bismarck eine wesentliche Veränderung
in den Verhältnissenvon Deutschlandund Rußland eingetreten sei
das Blatt schreibt wörtlich :

, Sodann — und hier berühren wir den Kardinalpunlt unserer
ganzen auswärtigen Politik — werden wir uns hoffentlich zu Ruß¬
land nicht immer im Stadium der aufgezogenen Brücken befinden ,
sondern hoffentlich allmählich jene eigentliche Basis unserer Politik
wiedergewinnen , welche in einein freundschaftlichenund freundnachbar¬
lichen Einvernehmen mit Österreich Ungarn und Rußland besteht/

i ) Penzler . u . a . O . Bd . I , S . A6Zfs . : vql . mich Bd . XllI dieses Werkes ,
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Die damit gegen unsere derzeitige auswärtige Politik erhobene
Beschuldigung , daß sie eine wesentlicheBasis der Friedenspolitik
Deutschlands , nämlich das freundschaftliche und freundnachbarliche
Einvernehmenmit Rußland , Preisgegebenhabe , ist eine so schwere
und steht zudem mit allen bisher bekannten Tatsachen in so diame¬
tralem Widerspruch , daß die Münchener Allgemeine Zeitung ' und
die ,Hamburger Nachrichten ' notwendig irgendeinen Beweis für
ihre Unterstellungen antreten müssen , wenn nicht der gegründete
Verdacht erweckt werden soll , daß die beiden Blätter zum Zwecke
der Diskreditierung der auswärtigen Politik Deutschlands auch vor
willkürlichen Erfindungen nicht zurückschrecken . "

„ Diese Verdächtigung entbehrt jeder tatsächlichenUnterlage . Wir
haben uns auf eine Warnung vor dem Abbrechen der Brücken
zwischen Deutschland und Rußland beschränkt und ausdrücklich gesagt ,
es liege uns fern , zu behaupten , daß dieser Abbruch bereits erfolgt sei .
Unsere Warnung und den ihr zugrunde liegenden ^ Wunsch der
Pflege unserer russischen Beziehungenkönnen wir auch heute wieder¬
holen . Die Motive dafür sind in der Gesamtlage der europäischen
Politik zu finden und bedürfen für den Kenner keiner Beweisführung .
Die Ansichten über auswärtige Politik lassen sich überhaupt nicht
auf Grund mathematisch konkludenterBeweise bilden , deren Führung
sogar in historischen Rückblicken auf die Vergangenheit schwierig
bleibt , wenn sie überhaupt möglich ist ; in Bezug auf die Zukunft
und selbst die Gegenwart aber hat das politische Urteil in der Haupt¬
sache eine gewisse Feinfühligkeit für das politische Wetter zur Be¬
dingung . Wir haben keine Unterstellung von Tatsachen gemacht ,
sondern nur unseren Wünschen und unseren Sorgen Ausdruck gegeben .
Dafür lassen wir uns keine Beweislast aufbürden .

„ Die , Nordd . Allg . Ztg . ' würde übrigens , wie wir glauben ,
wohltun , ihrerseits die gleiche politische Richtung einzuhalten , welche
sie früher durch Jahrzehnte hindurch als offiziöses Blatt vertreten hat . "

Sehr zutreffend antwortete darauf die Münchener Allgemeine
Zeitung ' : „ Der Einsender der Auslassung in der , Nordd . Allg . Ztg . '
muß von eigentümlicher Empfindlichkeit und Einbildungskraftsein . In
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der Allgemeinen Zeitung ' ist niemals eine Silbe zu lesen gewesen ,
,daß seit dem Rücktritt des Fürsten Bismarck eine wesentliche Ver¬
änderung in dem Verhältnis zwischen Deutschlandund Rußland ein¬
getreten sei/ Es ist somit von einer Beschuldigung ', zumal , einer
schweren ', nach dieser Richtung in der Allgemeinen Zeitung ' gar keine
Rede gewesen , und der Verdacht der WillkürlichenErfindung ' fällt
daher aus die ,Norddeutsche Allgemeine Zeitung ', bzw . den Verfasser
des betreffenden Artikels zurück , aus welchem letzteren wir lediglich zu
ersehen vermögen , daß unsere Betrachtung über die Kolonialdebatte
den Beifall des Herrn Einsenders nicht gefunden hat . Wollten wir
mit gleicher Höflichkeit erwidern , fo würden wir hinzufügen , daß die
Diskreditierung der deutschen auswärtigen Politik ' doch nicht durch
die Presse geschehen kann . Politik wird nach Tatsachen und nicht nach
Zeitungsartikeln beurteilt )̂ . "

Am 9 . Juni 1890 hatte der Herausgeberdes Frankfurter Journals ,
Julius Ritters Haus , ein Gespräch mit dem Fürsten Bismarck,
worüber er folgendes erzähltes :

Auf die Frage : „ Durchlaucht sollen zu Herrn Wolfs, dem Bei¬
rat Wißmanns , geäußert haben , Sie würden niemals die Feder
unter das deutsch - englische Abkommen gesetzt haben " , erwiderte Fürst
Bismarck : „ Ich weiß nicht , ob ich gerade im Wortlaut so zu Herrn
Wolfs mich aussprach . — Ich brauche aber nicht zu schweigen , ich
bin Privatmann und kann meine Ansicht äußern : Ich hätte das
deutsch - englische Abkommen so nicht geschlossen ; mußte man Helgo¬
land durchaus besitzen — es war der Wille des Kaisers — so war
es meiner Meinung nach wohlfeiler zu bekommen . Im Falle eines
Krieges könnte uns Helgoland , wenn es nicht ganz stark befestigt
wird , sogar gefährlich werden . 1870 war Helgoland neutral . Ist
es im nächsten Kriege deutsch , so könnten es die Franzosen zu einem
bedrohlichen Angriffspunktemachen . Die Insel wird also außer¬
ordentlicher Befestigungen bedürfen . "

' ) Penzler , a . a . O . Bd . I S . o64ff .
^ gl . hierüber auch Penzier a . a . O ., Bd . I , 5 . lwff .

Geschichte des ^ nisten Btöniarek in Einzeldarstellungen vni , ><>
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Rittershaus warf hierauf ein : „ Es ist zur Beruhigung der
öffentlichen Meinung , die , namentlich in den Kolonialkreisen , wenig
befriedigt war über das Abkommen , in einem Teil der Presse die
dunkle Andeutung gemacht worden , es steckten noch besondere Ver¬
einbarungen hinter dem Vertrage , die den verhältnismäßig hohen
Preis von deutscher Seite rechtfertigten . "

Fürst Bismarck sah Rittershaus einen Augenblick erstaunt an ,
lachte dann , als amüsierte er sich über die Naivität dieses Glaubens ,
und sagte :

„ Nun ich kenne Herrn Salisbury als einen Minister, der sehr
gut sich zu wahren versteht und genau weiß , was er dem englischen
Volke zumuten darf . Übrigens käme Gladstone wieder ans Ruder ,
so würden den eventuelle Abmachungen wenig kümmern , aber ( kurz ab¬
brechend ) ich weiß davon nichts Näheres ...... Es ist für mich nur
das eine eigentümlich , daß nämlich gerade die freisinnigen Zeitungen ,
die doch sonst von einer prinzipiellen Opposition gegen die Regierung leben ,
es mir zum Vorwurf machen , wenn ich auch einmal anderer Ansicht
bin als die Regierung . Gerade das deutsch - englische Abkommen ist
von dieser freisinnigenSeite gegen mich ausgebeutet worden . "

Im „ Kasseler S t a d t a n z e i g e r " Juni 1890 findet sich
folgende interessante Äußerung des Fürsten Bismarck )̂ :

„ Fürst Bismarck findet , daß England seinen Vorteil sehr gut
zu wahren verstanden hat . In den Kreisen der Kolonialschwärmer
( zu welchen er sich ja nicht rechne ) werde das Abkommen wohl sehr
arge Verstimmung hervorrufen . Namentlich mißfällt dem Fürsten
das englische Protektorat über das Sultanat Sansibar . Zunächst
zwar werde England den Hamburger Kaufleuten , welche im Sultanat
ansässig sind , großes Entgegenkommen zeigen , aber das werde wohl
nicht allzulange dauern , dann werde England schon bald genug
dieser deutschen Elemente sich zu entledigen wissen . Über den Wert
Helgolands könne man streiten , es habe ja immer schon zu den
Desideriendeutscher Patrioteu gehört , diese Insel in deutschen Besitz

-) Penzler , a . a . O ., Bd . I , S . 128 .
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wieder überzuführe» , und man könne darüber , was als Preis einer
solchen nationalen Forderung zu gewähren sei , verschiedener Meinung
sein , das lasse sich nicht absolut genau feststellen . "

Über den deutsch - englischen Vertrag betreffs Ostafrikas
und Helgolands sagte der Fürst im November 1892 in einem
Gespräch mit Dr . Blum etwa folgendes (Hamb . Nachr . vom 7 . No¬
vember 1892 , A . - A .) ' ) :

„ Ich würde diesen Vertrag nie geschlossen haben . Sansibar
war bereits halb deutsch , als es den Engländern von uns überlassen
wurde . Der deutsche Handel hatte den englischen dort schon völlig
verdrängt , in fünf bis zehn Jahren wäre die wichtige Stadt , der
wichtigste Hafen vollkommen deutsch gewesen . Und was Helgo¬
land anlangt , so ist dies in meinen Augen eher eine Last und
Schwächung , als eine Stütze und Stärkung für Deutschland in
einem etwaigen Kriege mit Frankreich . Denn bisher konnte die
uns an Zahl und Stärke überlegene Flotte Frankreichs aus dem
einfachen Grunde in der Nord - und Ostsee sich nicht halten , weil es
ihr an einem Hafen fehlte, wo sie sich mit Kohlen versorgen konnte .
Sie mußte immer wieder nach Cherbourg zurückdampfen , um dieses
Bedürfnis zu befriedigen . Solange Helgoland in englischem Besitz
war, in der Hand einer neutralen Macht, war dieses Kohlendepot
der französischen Flotte völlig verschlossen . In Zukunft braucht die
französische Flotte nur die paar Befestigungenvon Helgoland , die
keine Kunst stark genug machen kann gegen die zerstörende Kraft der
modernen Geschütze , zum Schweigen zu bringen , dann ist das Kohlen¬
depot der Nordsee für weitere Streifzüge der französischen Flotte
gegen unsere Küsten in französischer Hand ! "

Schließlich brachten die „ Hamburger Nachrichten " am
17 . November 1892 ( A - A .) folgende beachtenswerte und interessante

W Mitteilung 2) :

' ) Penzler , a , a . O ., Bd . IV . S . 206 .
Penzler , a . a , O ., Bd IV . S . 232 .

19 *
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Der geschäftsführendeAusschuß des Allgemeinen Deutschen
Verbandes hat das nachfolgende Schreiben an den Fürsten Bismarck
gerichtet :

„ Der geschäftsführendeAusschuß des Allgemeinen Deutschen
Verbandes erlaubt sich , Eurer Durchlaucht ehrfurchtsvollen Dank
auszusprechen , daß Eure Durchlaucht Gelegenheit nahmen , aus¬
zusprechen daß , solange Eure Durchlaucht die Politik des Deutschen
Reiches geleitet haben würden , Sansibar niemals englisch geworden
wäre . Diese Erklärung Eurer Durchlaucht hat in nationalen Kreisen
des deutschen Volkes gerade zu einem Zeitpunkte um so größere
Befriedigung hervorgerufen, wo durch die Preisgabe Damaralandes
an die Engländer die durch das deutsch - englische Abkommen von
1890 beschrittene Bahn der Abbröckelung unseres kolonialen Besitzes
in so beklagenswerterWeise fortgesetzt wird . "

E ^D



Kapitel X .

Schlußwort .
Wirft man zum Schluß einen Rückblick auf die umfassende und

erfolgreicheTätigkeit des Fürsten Bismarck auf kolonialpolitischem
Gebiete , so muß anerkannt werden , daß er es gewesen ist , der Deutsch¬
land zuerst auf die Bahn der Kolonialpolitik geführt und ihm durch
sein besonnenes und zugleich tatkräftiges Vorgehen den gebührenden
Platz unter den mit überseeischem Besitz ausgestatteten Nationen gesichert
hat . Er allein war es , der von Ansang an einer energischen Beteiligung
Deutschlands am Weltverkehr und Welthandel nach allen Richtungen
hin Vorschub leistete , überhaupt das überseeische , nach Entfaltung
drängende wirtschaftliche Leben Deutschlands förderte und unterstützte .
Als die Erkenntnis sich durchgerungen hatte , daß das deutsche Volk
auf Kolonialpolitik nicht verzichten dürfe , um nicht eines Tages von
den fortschreitenden Kulturvölkernüberflügelt zu werden , war es Fürst
Bismarck in erster Linie, der in meisterhaft durchgeführten Zügen die
Erwerbung und Begründung der deutschen Kolonien ins Werk setzte .
Er hat die Riesenaufgabe , — darüber kann kein Zweifel obwalten , —
im großen und ganzen glänzend gelöst .

Was Deutschlandan Kolonialbesitz erworbeu , muß die höchste Be¬
wunderung erregen und Achtung einflößen . Ist doch dieser Besitz die
Frucht einer seltenen staatsmännischenRuhe und Besonnenheit in der
Behandlung so verwickelter Fragen und ein weiterer Beweis dafür , daß
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zielbewußte Versöhnlichkeit und zeitgemäßes Entgegenkommenin der
Politik nur nützlich sein können . Wenn man bedenkt , daß England noch
1874 auf den Fidschiinseln deutsche Kaufleute ihres Landbesitzes berauben
wollte , wenn man sich der Anmaßung und des Übermuteserinnert , mit
welchem die Kolonisten des Kaplandes und Australiens überall ihre
englischen Monroedoktrinennur gegen Deutschland geltend zu machen
suchten , und wenn man dann sich vergegenwärtigt , mit welcher vornehmen
Zurückhaltung und imponierenden Sicherheit Deutschland dessenungeachtet
in seine jetzigen kolonialpolitischen Positionen eingerückt ist , wie ferner
der portugiesisch - englische Vertrag vom 26 . Februar 1884 , der auf aus¬
schließliche Besitznahme des ganzen Kongogebietesgerichtet war, durch
die unter Bismarcks Führung und Leitung geschaffene Berliner Kongo -
Generalakte übertrumpft und beseitigt worden ist , und wie durch die
großen , während der Bismarckschen Zeit erlangten kolonialen Erwerbungen
Deutschlands sich die Welt - und Machtstellungdes Reiches im Laufe der
Jahre in ungeahnter Weise entwickelt hat , so wild man nur mit stolzer
Befriedigung auf die erfolgreiche Tätigkeit des ersten Reichskanzlers
auf kolonialem Gebiet und auf die Summe des von ihm Erreichten
zurückblickenkönnen . Fürst Bismarck , der selbst gestand , von Hause
aus kein Kolonialmenfcĥ ) gewesen zu sein , ist ein glänzendes Beispiel
dafür , daß ein wirklich genial veranlagter , zielbewußter und tüchtiger
Mann sich auf jedem Felde bewähren wird , mag die Vorsehung ihn
zum Deichhauptmannoder zum Kolonialdirektor machen . Der märkische
Junker wußte die deutsche Kolonialpolitik in ihren Anfängen ebensogut
zu führen , wie ein Minister des von Wogen und Wellen umspülten
Jnsellandes oder ein Präsident des größten Koloniallandes Europas .
Die Eigenschaften , die vor allem zur Erfüllung derartiger Riesenauf¬
gaben gehören , klarer Verstand , nüchterne Einsicht , kluges Abwarten
und rasche Entschlossenheit , zähes Aushalten und furchtloses Zugreifen ,
er besaß sie mehr als seine ersten Nachfolger , obgleich sie in seinen
Anschauungen groß geworden waren und von vornherein der Kolonial¬
politik volles Verständnis und Wohlwollen hätten entgegenbringen
können .

Kohl XII , S . 477 .
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Obwohl es Bismarck nicht völlig geltingen ist , die Kolonial¬
politik in dem von ihm ursprünglich in Aussicht genommenen engen
Rahmen durchzuführen , das Hauptziel blieb ihm immer der Schutz und
die Förderung des deutschen Handels und deutscher wirtschaftlicher
Unternehmungen. „ Nicht Abenteuerlust , nicht Landhunger bestimmten
Fürst Bismarck , die deutsche Kolonialpolitik ins Leben zu rufen , sondern
der Wunsch , der mächtig gewachsenen Bevölkerung neue , sichere Arbeits¬
gebiete zu erschließen ^) . " Für seine Kolonialpolitik gilt daher ebenso
wie für jede andere Seite seines öffentlichen Wirkens das Wort , das
der Kanzler selbst einst beim Rückblick auf seine gesamte Tätigkeit mit
gerechtem Stolze aussprechen durfte : „ Für mich hat immer nur ein
einziger Kompaß , ein einziger Polarstern , nach dem ich steuere ,
bestanden : snlus puKIie ^ ) . " Jede gerechte und unabhängigeGeschichts¬
forschung wird daher bei Betrachtung der kolonialpolitischen Tätigkeit
des Fürsten Bismarck zu demselben Ergebnis kommen , welchem der
Geheime Legationsrat von Kusserow in folgenden trefflichen Worten
Ausdruck verliehen hat : „ Ohne die Persönlichkeit deS Fürsten Bismarck ,
ohne seine großen Ersolge in der europäischen Politik , ohne sein kaum
je von einem Staatsmanne erreichtes Ansehen bei allen Mächten , das
für Deutschland viele Armeekorps und eine Schlachtflotte aufwog ,
würde das Reich schwerlich mit so geringen nationalen Opfern in den
Besitz so großer und zukunftsreicher Kolonialgebietegelangt sein , wie
derjenigen , deren Erwerbung für das Reich es seiner Leitung der
deutschen nationalen Politik verdankt ^) ."

Wenn auch Bismarck selbst während der kurzen Periode der von
ihm ins Leben gerufenen deutschen aktiven Kolonialpolitik erkennen
mnßte , daß die Voraussetzungen , uuter denen er sie allein begonnen
hatte , teilweise ans Irrtümern beruhten — es soll dadurch keineswegs
der Wert und die Bedeutung seiner Leistungen herabgesetzt werden —
so mnß sich doch jedem , der die weltgeschichtliche Notwendigkeit einer
kolonialen Entwicklung Deutschlands einsieht , bei Betrachtung der

' ) Zimmermann , „ Deutschlandund seine Kolonien im Jahre 18i »ti " , S , 8t >.
Kohl VIII . S . 328 .

') Adler , Bismarck als Nolonialpolitiker in der Zeitschrift „ Der l̂ otse " ,
Jahra ,. I , Heft 14 , S . 452 ,
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großen kolonialen Erfolge des Kanzlers und bei Berücksichtigung der
verhältnismäßig kleinen Mittel , durch die er diese Erfolge erzielte ,
unwillkürlich von selbst die Erkenntnis aufdrängen , daß Bismarcks
kolonialpolitischesStreben die würdige Ergänzung bildet zu seinen
heroischen national - und sozialpolitischen Taten

-) Adler , a . a . O ., S . 454 .



Anlage I .

Nachweis der einzelnen Einnahmen und Aus¬
gaben in den deutschen Schulzgebieten zur Zeit
Bismarcks während der Etatsjahre 1884/85
bis 1890/91 nebst den dazu gegebenen Er¬

läuterungen und Begründungen .
( Auf Grund der bezüglichen Reichshaushaltsetats und der über die¬
selben gelegten Allgemeinen Rechnungen ermittelt , zusammengestellt

und erläutert .)





I . Reichshaushaltsetat für das Etatsjahr 1884/85 .

Es sind
'Ä-
«2

VK Ausgabe bewilligt ausgegeben
-5 ^

Etat für die Verwaltung
der Kaiserlichen Marine .

Einmalige Ausgaben .
7 17 Zum Bau eines Küstendampfers

und einer Dampfbarkasse für den
Gouverneur in dem Gebiete von
Kamerun ........ 180 000
Verausgabt sind :

im Etatsjahre 1884/85 unter
Kapit . 7 Tit . 17 68Ü62 —

b ) im Etatsjahre
1885/86 unter
Kapit . 7 Tit . 56 „ 138720 ,69

Zusammen 202 082 69
Summe 180 000 202 082 -69

Mithin gegen das Etatssoll mehr 22 082 , 69 ^4 .

Erläuterung :
Für den Verkehr der an der westafrikanischen Küste im Gebiete

von ^ Kamerun Handelsniederlassungenbesitzenden deutschen Firmen mit
der Vertretung des Reichs ist aus diesen Firmen in Hamburg ein
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Syndikat gebildet worden , durch dessen Vermittlung die Wünsche und
Anträge der ersteren vorgetragen werden sollen .

Dieses Syndikat hat die Einsetzungeines Gouverneurs für das
unter deutschen Schutz gestellte Gebiet von Kamerun und für denselben
die Beschaffung eines Küstendampfers sowie einer Dampfbarkasse für
den Fluhdienst als wünschenswertbezeichnet ; Maßregeln , welche als
notwendig zur Ausübung des kaiserlichen Schutzrechts anerkannt werden
müssen .

Der Küstendampfer soll , den lokalen Verhältnissen entsprechend ,
nach dem Kompositesystem ( Eisenspanten mit Holzbeplankunggekupfert )
hergestellt werden . Die Kosten eines solchen Dampfers sind auf
150 000 Mark , die einer Dampfbarkasseauf 30 000 Mark zu veran¬
schlagen .

Der Dampfer und die Barkasse können bei Beschleunigung des
Baues in sechs Monaten gebrauchsfähighergestellt werden . Wenn der
Bau dieser Fahrzeuge erst mit dem Anfang des neuen Etatsjahres in
Angriff genommen werden sollte , würde die Fertigstellung derselben in
den Herbst fallen , also in eine Jahreszeit , welche der Überführung der¬
selben an ihren Bestimmungsort leicht gefährlich werden könnte ,
mindestens aber für dieselbe sehr ungünstig wäre .

Im Interesse sicheren Gelingens soll daher der Bau bereits im
Etatsjahre 1884/85 begonnen werden , sobald die Bewilligung des
beanspruchten Kredits seitens der gesetzgebendenFaktoren und damit
die Bewilligung des Projekts überhaupt außer Zweifel steht . Es würde
dadurch die Vollendung der Fahrzeuge im Sommer 1885 und die
Überführung derselben in guter Jahreszeit ermöglicht werden .

Wenn diese Fahrzeuge auch nicht sür Kriegszweckebestimmt sind ,
ihre Verwendung vielmehr von den Anordnungen der obersten Zivil
behörde der Kolonie abhängen soll , so ist doch mit Rücksicht darauf ,
daß die Besatzung unter dem Kommando und der Disziplin der
Kaiserlichen Marine stehen muß , die Einstellung der Forderung in den
Etat für die Marineverwaltung für angezeigt erachtet worden .

Die Unterhaltungs - und Betriebskostenfür die Fahrzeuge werden
vom Etatsjahre 1885/86 ab im Marineetat beim Kapitel 52 der
fortdauernden Ausgaben Gunter Titel 5 ) ausgebracht .



Anlage I : Nachweis der einzelnen Einnahmen und Ausgaben uslv . 301

II . Reichshaushaltsetat für das Etatsjahr 1885/86 .

Es sind
«
A Tite

A u s g a b e bewilligt ausgegeben
^

Etat für das Auswärtige
Amt .

2 4
Einmalige Ausgaben .

Zur Einleitung derjenigen Maß¬
nahmen , welche zur Durchführung
der dem Reiche in den Schutzgebieten
von Kamerun , Togo und Angra -
Pequena zufallenden Ausgabennot¬
wendig sind , sowohl zur Remune¬
rierung von Beamten als zur Aus¬
führung unbedingt erforderlicher

( Vgl . Nr . 1 der Erläuterungen für 1885/86 .)

Etat für die Verwaltung
der Kaiserlichen Marine .

248 000 248 000

52

5

Jndiensthaltung der Schiffe und
Fahrzeuge .

Kosten der Unterhaltung und des
Betriebes des Küstendampfersund
der Dampfbarkasse für den Gouver¬
neur in dem Gebiete von Kamerun
Verausgabt sind 1885/86 . .
In Rest verblieben. 24 541 ,32

41 330

.
16 788 68

Summe 289 3 ' Z" 264 788 >68
<^ gl . Nr . 2 der Erlmilerungeii fttr 1885/86 .)
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Erläuterungen .
1 . Zu Kapitel 2 Titel 4 .

Nachdem die deutschen Erwerbungen an der Westküste von Afrika
unter den Schutz Seiner Majestät des Kaisers gestellt worden sind ,
ist das Bedürfnis hervorgetreten, die Mitwirkuung des Reichs in An¬
spruch zu nehmen , um Ruhe und Ordnung unter der Bevölkerung
jener Gebiete aufrecht zu erhalten und eine geregelte Rechtspflegezu
ermöglichen . In Betracht kommen zunächst die Besitzungen in Kamerun ,
im Togogebiet und in Angra Pequena bzw . dem Gebiete zwischen dem
Orcmjeflußund dem Kap Frio .

Für Kamerun ist entsprechend der Ausdehnung und Wichtigkeit
der dort unter deutsche Schutzherrschaft gestellten Gebiete die Einsetzung
eines Gouverneurs in Aussicht genommen , welcher als Kaiserlicher
Oberkommissar und Generalkonsul für den ganzen Golf von Guinea
zu fungieren haben würde . Demselben ist zur Ausübung der Gerichts¬
barkeit ein juristisch gebildeter Kanzler beizugeben . In Togo und
Angra Pequena dürfte vorläufig die Anstellung eines Kommissars , der
auch die richterlichen Geschäfte wahrzunehmenhaben wird , ausreichend
erscheinen . Für alle drei Gebiete sind zum Zweck des Bureaudienstes
je ein Sekretär und das erforderliche Unterpersonal vorgesehen .

Bei Bemessung der Besoldungen dieser Beamten sind Mit¬
teilungen des westafrikanischen Syndikats in Hamburg uno des Herrn
Lüderitz in Bremen über die Teuerungsverhältnisse an der west¬
afrikanischen Küste und über die den dortigen kaufmännischen An¬
gestellten gezahlten Gehalte berücksichtigt . Außerdem sind für die
Besoldungen sowie für die Festsetzung des persönlichen Gehaltes der
gedachten Beamten , ihrem dienstlichen Ramperhältnisse entsprechend ,
auch die Durchschnittsbesoldungender Kaiserlichen Kosularbeamtenin
überseeischen Ländern in Betracht gezogen .

Die örtlichen Verhältnissebringen es mit sich , daß in allen drei
Schutzgebieten besondere Dienstgebäude errichtet werden müssen und
daß den dort anzustellendenReichsbeamten freie Wohnung zu gewähren ist .

Nach der Denkschrift zum Etat des Auswärtigen Amtes für
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1885/86 ( Drucksachen des Reichstags , 6 . Legislaturperiode , II . Session
1885/86 , Aktenstück Nr . 21 ) sind mit den demnächst bewilligten
248 00V Mark folgende Einrichtungengetrosten :

Es sind zunächst die erforderlichen Beamten für Kamerun , Togo
und Angra Pequena ernannt worden . Für das Gebiet von Kamerun
ist entsprechend der Bedeutung und der Ausdehnungdes unter deutsche
Schutzherrschaftgestellten Gebietes ein Gouverneur bestellt , welcher
zugleich als Kaiserlicher Oberkommissar für das Togogebiet und als
Generalkonsul für den Golf von Guinea zu fungieren berufen ist .
Demselben ist ein juristisch gebildeter Kanzler beigegeben , welcher
namentlich die richterlichen Geschäfte wahrzunehmenhat .

Im Togogebiete und im südwestasrikanischen Schutz¬
gebiete von Angra Pequena ist die Gestellung je eines Kommissars
ausreichend erschienen .

Der Kommissarim Togogebiet , welcher dem Gouverneur von
Kamerun untergestellt und zugleich zum Konsul für die Gold - und
Sklavenküste ernannt ist , ressortiert auch als solcher von dem Gouver¬
neur in dessen Eigenschaft als Generalkonsul für den Golf von Guinea .
Dem Gouverneur und den beiden Kommissarien ist zum Zweck des
Bureaudienstes je ein Sekretär — nnd in Kamerun ein Dolmetscher —
beigegeben , außerdem sür die drei Bezirke je ein Amtsdiener zur Ver¬
fügung gestellt , welcher gleichzeitigdie Funktionen eines Gefängnis¬
wärters und eines Instrukteurs für die aus Eingeborenenzu bildenden
und in Kamerun und Togo bereits in der Bildung begriffenen Polizei -
mcmnschastenhaben foll .

Sämtliche Beamte sind mit denjenigen Remunerationen aus¬
gestattet , welche in Berücksichtigung der Durchschnittsbesoldungender
Kaiserlichen Konsularbeamtenin überseeischen Ländern und auf Grund
von Mitteilungen der in den Schutzgebieten ansässigen deutschen Firmen
als Besoldungen in Aussicht genommen waren . Da indessen nur ein
Pauschquantum bewilligt ist , sind sämtliche Beamten nur bis auf
weiteres kommissarischentsendet worden und beziehen ihre Kompetenzen
in Farm einer diätarischen Remuneration .

Der Gouverneur und die Kommissare sind mit Kaiserlichen Kom¬
missarien ausgestattet . Durch diese Kommissarieu sind sie angewiesen ,
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in den Schutzgebieten die Interessen des Reiches wahrzunehmen , für
Ruhe und Ordnung mit allen Mitteln Sorge zu tragen und den
Reichsangehörigen wie den Untertanen befreundeter Staaten und den
Eingeborenen Schutz und Sicherheit zu gewähren .

Der Gouverneur von Kamerun hat die Verwaltung der Kolonie
am 3 . Juni 1885 , die Kommissarienhaben die Geschäfte in Bagida
( Togo ) am 26 . Juni , diejenigen in Angra Pequena am 25 . August
1885 übernommen .

Wohnungen haben die Beamten einstweilen mietweise genommen
und sind angewiesen , nach näherer Erfahrung an Ort und Stelle
Anträge wegen zu errichtender Amtsgebäude zu stellen .

Diese Anträge fehlen noch seitens der Kommissarien im Togo - und
südwestafrikanischen Schutzgebiete . Dagegen sind auf Grund der An¬
gaben des Gouverneurs von Kamerun durch einen hiesigen Baumeister
die Pläne und Anschläge für das zu errichtende Regierungsgebäude
in Kamerun bereits ausgearbeitet , und es sind Vorbereitungen für die
Inangriffnahme der Bauarbeiten getroffen .

Behufs Erwägung der künftigen Organisation hat der Gouverneur
von Kamerun vorläufig einen aus drei Mitgliedern dortiger Firmen
zusammengesetzten Verwaltungsrat sowie ein aus dem Gouverneur
oder dessen Stellvertreter und zwei Beisitzern bestehendes Schiedsgericht
für das Kamerungebietins Leben gerufen .

Ferner ist die Erhebung eines Ausfuhrzolls für Palmöl und
Palmenkernesowie einer Lizenzabgabe auf den Handel mit Spirituofen
eingeführt . Für die Reede und den Hasen von Kamerun ist eine
Lotsenordnungerlassen .

Diese Verordnungen des Gouverneurs von Kamerun , welche provi¬
sorisch in Kraft getreten sind , unterliegen zur Zeit der Prüfung im
Auswärtigen Amte . Ihre Zweckmäßigkeit sowie ihre Wirkung iu
finanziellerund administrativer Hinsicht werden sich jedoch erst bei
längerer Erfahrung sicher beurteilen lassen . Verordnungen ähnlicher
Art liegen aus den Gebieten von Togo und Angra Pequena bisher
nicht vor . Bezüglich des ersteren haben die zur Zeit noch schwebenden
Verhandlungen mit anderen Mächten eine vorbereitende organisatorische
Tätigkeit bisher verzögert , wogegen der Kommissar des südwest -
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afrikanischen Schutzgebietes sich zur Zeit noch auf Reisen befindet , um
zunächst die Verhältnisse dieses Amtsbezirkeskennen zu lernen und die
Beziehungenzu den eingeborenen Häuptlingen zu regeln .

Das Pauschqucmtum von 240 000 Mark wird bis zum Schlüsse
des Etatsjahres durch die den Beamten zu zahlenden Remunerationen ,
die sächlichen und vermischten Ausgaben ( namentlich für Dienstreisen ,
Umzugskosten , Polizeimannschaften ) , sowie durch den Bau des Regierungs¬
gebäudes für Kamerun voraussichtlich erschöpft werden .

Bei der mangelnden Erfahrung wird es nicht tunlich sein , schon
jetzt das Maß uud die Art der Heranziehung der Schutzgebiete zu den
Kosten ihrer Beaufsichtigungendgültig zu regeln und eine feste Organi¬
sation in denselben einzuführen . Es ist deshalb in dem Etat 188 «! 87
wiederum ein Pauschquantum eingestellt worden . Dasselbe ist etwas
höher als das jetzige bemessen , weil im nächsten Jahre außer den
daraus zu zahlenden Beamtenbesoldungen, sowie den sächlichen uud
vermischtenAusgaben voraussichtlich zwei Dienstgebäude im Togogebiete
und im südwestafrikanischenSchutzgebiete herzustellen sein werden .

Nachweis der Ausgaben , welche aus dem Etatsfonds Kapitel 2
Titel 4 der einmaligen Ausgaben für 1885/86 bis jetzt geleistet
bzw . bis zum Schlüsse des Etatsjahres 1885/86 zu gewähren sind .

Zum Bau des Regierungsgebäudes in Kamerun laut
detailliertem Anschlag ..........
Dazu für Errichtung einer offenen Gerichtshalle und
eines Wachtgebäudes ..........
Zur Remunerierung der Beamten , und zwar :
:y in Kamerun : des Gouverneurs , des Kanzlers ,

des Sekretärs und des Amtsdieners . . . .
d ) in Togo : des Kommissars , des Sekretärs und

des Amtsdieners . . .........
Seite

(Seschichle des Zinsten Blsmarck w Einzeldarstellungen viis .
147116 66

20
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llbertrag
e ) in Angra Pequena : desgleichen .....
Bemerkung zu 2 : Die Remunerationen sind für
den Gouverneur auf jährlich 30000 Mk ., für die
beiden Kommisfarien und den Kanzler auf jährlich
je 12 000 Mk ., für die Sekretäre auf jährlich je
6000 Mk . und für die Amtsdiener auf jährlich je
3000 Mk . festgestellt worden .
Vergütungen für die Dienstantrittsreisen und Um -
zugskosteu an die Beamten :
a ) in Kamerun ............
o ) in Togo .............
e ) in Angra Pequena .........
Bemerkung zu e : In diesem Betrage ist ein den
betreffendenBeamten auf Umzugskostenusw . ge¬
währter Vorschuß von 9900 Mk . enthalten , dessen
definitive Verrechnung noch nicht hat erfolgen können .
Zur Remunerierung eines Dolmetschers beim Gou¬
vernement in Kamerun und von acht daselbst be¬
schäftigten Kruleuten ..... - ......
Miete für ein Gebäude in Kamerun .....
Kosten einer für das Gouvernement in Kamerun
angekauften fünsrudrigen Gig ........
Kosten der für Polizeimannschaftenin Kamerun und
in Togo angekauften 130 Stück Kavalleriekarabiner
nebst 26 000 Stück Patronen ........
Kosten für die dem Gouvernement und den beiden
Kommisfarienaus Deutschland üderwiesenen Bureau -
Materialien , einen Geldschrank , Frachtkosten usw .

Seite

147116
12 600

13809 40
6770 93

66

13 543 16

2960
2 250

400

5 820 50

6 963 50
212 234 15
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Z Bezeichnung der Ausgaben Betrag

^ ^

9

10

11

Übertrag
Für die Unterhaltung einer Polizeimannschaft sind

Für Dienstreisender Beamten in den Schutzgebieten
werden noch erforderlich sein ........
Zur Disposition für sächliche Ausgaben an den drei
Amtsstellen in Kamerun , Togo und Angra Pequena
und für unvorhergesehene Ausgaben .....

212284

15000

7500

13265

15

85
Summa : 248 000

2 . Zu Kapitel 52 Titel 5 .
Die Beschaffung dieser Fahrzeuge ist in dem Nachtrage zum Etat

der Marineverwaltung für das Etatsjahr 1884/85 — Kapitel 7 der
einmaligen Ausgaben , Titel 17 ^) — begründet . Da der Umfang der
Verwendung der Fahrzeuge und namentlich der Kohlenbedarf für
sie und die Preise der Kohlen nicht bekannt sind , so hat eine ge¬
naue Veranschlagungder Kosten nicht erfolgen können . Dieselben sind
vorläufig

für den Küstendampfer auf 50 000 Mk .
und für die Dampfbarkasfe auf 12 000 „

zusammen auf 62 000 Mk .
für das Jahr angenommenworden .

Der Einstellung von zwei Drittel des Jahresbetrages liegt die
Annahme zugrunde , daß die Fahrzeuge in dem ersten Dritteil des Jahres
werden fertiggestellt und in Benutzunggenommen werden können .

Es wird ferner angenommen , daß nur die Führer der Fahrzeuge
und ein kleiner Stamm der Besatzung derselben aus dem Personal der
Kaiserlichen Marine werden entnommenwerden , daß im übrigen aber
Farbige für den Dienst an Bord dieser Fahrzeuge werden verwendet
weiden können .

' ) Ziehe lll' eil unter Nr . I ,
20 *
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III . Reichshaushaltsetat für das Etatsjahr 1886/87 .

^ Ausgabe

Es sind
bewilligt ausgegeben

!

Etat für das Auswärtige
Amt .

Einmalige Ausgaben .
Zur Einleitung derjenigen Maß¬
nahmen , welche zur Durchführung
der dem Reiche in den Schutz¬
gebieten von Kamerun , Togo und
Angra Pequena zufallendenAus¬
gaben notwendig sind :
a ) für Remunerierung von Beamten

und zu Verwaltungsausgaben
b ) für Herstellungund Einrichtung

von Dienstgebäuden sowie für
Erwerbung der hierzu erforder¬
lichen Grundstücke . . . .

Von den 146 000 Mark sind
verausgabt :

1 . im Etatsjahre 1886/87 unter
Kapitel L Titel 2 54527 , 18 ^

2 . im Etatsjahre
1887/88 unter
Kapitel 2 Titel ? 73 554 , 01 ,.

3 . im Etatsjahre
1888/89 unter
Kapitel 2 Titel 10 1874 , 56 „

4 . im Etatsjahre
1889/90 unter
Kapitel 2 Titel 11 16 044 , 25 ..

Zusammen
<^ ! , ' der «5rlmi , c>r » nc,en f . 18 86/87 .)

5eite

154000

146000

154000

3 «><><» >«»

146000

300 000
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Es sind

Kapil
K Ausgabe bewillig t

^
ausgegel

^
ien

Übertrag 300000 300000
2 5 Beihilfe zur Förderung der auf

Erschließung Zentralafrikas und

wissenschaftlichenBestrebungen . .
Verausgabt sind 1886/87 an
Kosten für die Dr . Zintgrasfsche
Expedition , betreffend Erforschung
des Hinterlandes von Kamerun , . .
In Rest verblieben

125 690 , 74
( Vgl . Nr . 2 der Erläuterungen f . 1886/87 .)
Etat für die Verwaltung
der Kaiserlichen Marine .

150000

24309 26

52

5

Jndiensthaltung der Schiffe
und Fahrzeuge .

Kosten der Unterhaltung uud des
Betriebes des Küstendampfers und

nenr in dem Gebiete von Kamerun
Verausgabt sind 1886/87 . .
In Rest ver¬
blieben . . . . 49802 , 71 ^ .
Über den Umfang der Verwendung
der Fahrzeuge liegen auch jetzt
noch keine Erfahrungen vor , es
muß daher gemäß den Erläute¬
rungen zum Etat für 1885/86 zu
Titel 5 des Kapitels 52 für das

62000
36 738 61

Seite 512000 361047 87
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ö-j Ausgabe

Es sind
bewilligt ausgegeben

Übertrag
Jahr 1886/87 ' ) der Jahresbetrag
von ..... 62000 ,00 ^
in Anspruch ge¬
nommen werden .
Für 1885/86 sind
für zwei Drittel
Jahre vorgesehen 41330 ,00 „
mithin mehr er¬
forderlich . . . 20670 ,00 ^

512000 361047 87

Lumina 512000 - 361047 87

Erläuterungen :
1 . Zu Kapitel 2 Titel 2 :

Zur Durchführungder dein Reiche in den westafrikanischenSchutz¬
gebieten zufallendenAusgaben war im vorjährigen Etat ein Pausch¬
quantum von 248 000 Mark bewilligt , wovon neben den Besoldungen
der Beamten und den Kosten für Dienstgebäude auch sämtliche ver¬
mischte und sächliche Ausgaben zu bestreiken sind . Für das kommende
Etatsjahr sind namentlich infolge von Nachforderungen für bauliche
Zwecke und den Sicherheitsdienst in den SchutzgebietenMehraufwendungen
zu gewärtigen , so daß eine Erhöhung der Pauschale auf 300000 Mark
in Aussicht genommen ist .

2 . Zu Kapitel 2 Titel 5 :
Es erscheint unter den gegenwärtigen Verhältnissen zweckmäßig ,

den bisher mit dein gleichen Betrage von 150000 Mark im Etat für

Vgl . Erläuterung 2 zu Nr . II .
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das Reichscnnt des Innern unter den einmaligen Ausgaben ausge¬
brachten Fonds auf den Etat des Auswärtigen Amts zu übernehmen :
es ist deshalb die gedachte Summe in dem vorliegendenEtat unter
den einmaligen Ausgaben eingestellt worden .

Nach der Denkschrift des AuswärtigenAmtes vom 15 . Januar 1891
( Drucksachen des Reichstages , 8 . Legislaturperiode 1 . Session 1890/91 ),
betreffend die Verwendung des Afrikafonds , ruhte die wiffenfchaftliche
Erforschung Afrikas bis zum Jahre 1866 im wesentlichen in den
Händen der „ Afrikanischen Gesellschaftin Deutschland " , welche die
kosten teils aus den Beiträgen ihrer Mitglieder , teils aus Zuschüssen
aus dem der Verwaltung des Reichsamts des Innern unterstehenden
Afrikafonds deckte . Beträge aus letzterem wurden auch einzelnen
Reisenden unmittelbar zur Verfügung gestellt .

Mit dem Eintreten des Deutschen Reiches in koloniale Bestrebungen
erschien es angezeigt , die Verwaltung des Afrikafonds und die Ent¬
sendung wissenschaftlicher Expeditionen vorzugsweise auf die Erforschung
unserer afrikanischen Schutzgebiete zu erstrecken und deshalb die Ver¬
waltung des Fonds dem Auswärtigen Amte zu übertragen .

Das Auswärtige Amt machte die Schutzgebiete von Kamerun und
Togo zum Gegenstand der näheren Erforschung .

Im nördlichen Teile von Kamerun war seit dem Jahre 1886
der durch seine Forschungen am Kongo bewährte Dr . Zintgraff tätig .
Nachdem derselbe in den Jahren 1886 und 1887 verschiedene kleinere
Expeditionenzur Erforschungdes Wuri , Abo und Rio del Ney - Gebietes
unternommen hatte , erforschte er im Jahre 1888 den Mungofluß und
gründete im Verein mit Hauptmaun Zenner die Barombistation ,
welche nun. zum Ausgangspunkt ausgedehnter Beobachtungen in dem
weiteren Hinterlande ( nach Norden uuo Nordosten ) diente . Nachdem
auf diese Weise genügende Erfahrungen für ein größeres wissenschaft¬
liches Unternehmenin der Richtung auf Adamaua gesammelt waren ,
unternahm Dr . Zintgraff im Jahre 1889 seine bekannte Reise durch
das Land der Baniang und Bali nach dem Benue , von der er nach
einjähriger Abwesenheit , zum Teil auf wiederum neuen Wegen , nach
^ anlernn zurückgelangte . Mit dieser Leistuug war ein Ergebnis erzielt ,
r.' !' !chc5 bereits Barth nnd auch Flegel vergeblich angestrebt hatten ; sie



312 vr . Herrfurth , Fürst Bismarck und die Kolonialpvlitik

bildete ein Hauptereignis auf dem Gebiete der Afrikaforschungdes
Jahres 1889 . — Gegenwärtig befindet sich der Reisende wiederum
auf seinem alten Forschungsfelde, um von der durch ihn begründeten
Balistation die weitere geographische Erschließung des tieferen Innern
zu fördern . Ihm zur Seite stehen Leutnant von Spangenberg , welcher
aus eigenen Mitteln und ohne Unterstützung des Reichs hauptsächlich
mit kartographischen Aufgaben betraut ist , und der Botaniker vr . Preuß ,
welcher während der Abwesenheit des Dr . Zintgraff die Barombistation
verwaltet hatte .

Hand in Hand mit der Erschließung des nördlichen Kamerun¬
gebietes ging diejenige des südlichen Teiles . Hier begannen die früher
im Dienst der Afrikanischen Gesellschaft erprobten Forscher , Hauptmann
Knud und Leutnant Tappenbeck im Verein mit dem Zoologen
vr . Weißenborn und dem Botaniker Braun im Jahre 1887 ihre
Forschungen . Nachdem durch kleinere Vorstöße die nötige Erfahrung
gesammelt war , gelang es den ungefähr 200 Km breiten Urwald zu
durchbrechen , welcher bisher das Innere von der Küste fast hermetisch
abgeschlossenhatte . Das Ergebnis dieses ersten Vorstoßes war die
Klarlegung der bis dahin gänzlich unbekanntenhydrographischen Ver¬
hältnisse dieses Gebietes , die Entdeckung des Sannaga - oder Mbam -
flusses und die Feststellung der auffälligen Tatsache , daß die Grenze
der Verbreitung der Sudanneger hier viel weiter nach Süden reicht ,
als man bisher in geographischen Kreisen angenommen hatte . Auf
den erzielten Resultaten weiterbauend , unternahmen die beiden Forscher
Anfang 1889 einen zweiten Vorstoß und gründeten 14 Tagemärsche
von der Küste entfernt die Jeundostation , von der aus Tappenbeck eine
erfolgreiche Expedition über den Sannaga nach Norden ausführte .
Krankheit und Tod riefen diese Forscher leider von ihrem Arbeitsgebiet
hinweg , und an ihre Stelle trat Premierleutnant Morgen , welcher mit
außerordentlicher Energie zunächst den unbekannten Zusammenhang des
Mbam bzw . Sannaga mit dem südlich von Kamerun mündenden
Malimbafluß feststellte und nunmehr fast seit Jahresfrist auf einem
Zuge sich befindet , welcher bestimmt ist , den Anschluß an die Zint -
grnffschen Forschungen zu erreichen und die Verbindungmit dem Süden
Adamauas herzustellen . Die Jeundostation wird inzwischen durch den
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Botaniker Zenker verwaltet . Die durch die Urwaldregion bedingte
Schwierigkeit der Verbindung hat die Errichtung einer Zweigstation
an der Küste (Kribi ) erforderlich gemacht .

Im Togogebiet wurden die Forschungen von Hauptmann
von Frantzvis einerseits und andererseits vom Stabsarzt Dr . L . Wolf
im Berein mit Hauptmann Kling und dem Techniker Bugslag aufge
nommen . Ersterer drang über Salaga auf bisher gänzlich unbekannten
Wegen anfangs 1888 nach Jendi und Gambaga und bis in das Land
der Muschi vor , kehrte dann nach der Küste zurück und ging zum
zweitenmal auf anderem Wege , um das Land tunlichst kennen zu lernen ,
nach Salaga . Das Resultat dieser beiden Reisen war insbesondere in
kartographischer Hinsicht ein sehr hervorragendes , indem es an der
Hand des von dem Reisenden gelieferten Materials an Aufnahmen
und Ortsbestimmungenzum erstenmal ermöglicht wurde , eine genaue
Karte dieses Gebiets des westlichen Sudans zu liefern .

Wesentlich ergänzt wurde dieses Material im Osten des Schutz¬
gebietes durch die ungemein sorgfältigen Aufnahmen von Wolf und
Kling , welche inzwischen 240 Km im Innern die Station Bismarcks
bürg gegründet und zum Ausgangspunkte zahlreicher kleinerer Reisen
nach allen Richtungen gemacht hatten .

Bon ganz besonderem Interesse für die Geographie des südlichen
Nigerbeckens wurde die letzte Reise von Dr . Wolf , deren Ergebnisse
soeben erst veröffentlicht worden sind . — Um neben den rein geogra
phischen Forschungen in diesem Gebiete , welche durch die genannten drei
Reisenden so wesentlich gefördert worden sind , daß hier ein großer
weißer Fleck von den Karten Afrikas verschwunden ist . auch andere
Wissenszweige zu ihrem Rechte kommen zu lassen , wurde im Jahre 1890
der Botaniker Dr . Büttner , welcher ebenfalls in der Schule der Kongo
forschung seine ersten Afrikaerfahrungen erworben hatte , mit der Leitung
der Station betraut , während nach Westen zu im WoltagebietLeutnant
Herold mit der geographischenAufnahme des Landes von der Station
Misahöhe aus beauftragt ist .

In Südwestafrika wurde dem als Mitglied der Wissmannschen
Kassaiexpedition sowie durch seine Forschungen in Togo bewährten
Hauptmann von Franyois die Leitung der Schutztruppe übertragen ,
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um seine auf geographischem Gebiete bewährte Kraft zur kartographi¬
schen Aufnahmeund Erforschung des Schutzgebietes verwerten zu können .
Diese Matznahme hat sich in erfreulicher Weise bewährt , wie durch eine
von dem genannten Offizier eingesandte vortreffliche Karte dargetan
wird , deren Veröffentlichung nach dem eingeholten Gutachten geographi -
scher Sachkennerbeim Fehlen zuverlässiger Spezialkarten sehr erwünscht
sein würde , bisher aber aus Mangel an verfügbaren Mitteln unter ^
bleiben mutzte . Gleichzeitig hat Hauptmann von Franyois aus den
Mitteln des Afrikafonds eine wissenschaftlicheExpedition mit wenigen
Begleitern nach dem Gebiete des Nyassaseesausgeführt .

Was die klimatischen und meteorologischen Forschungen betrifft ,
so sind auf der Jeundo - und Barombistation sowie in Bismarcksburg ,
und in Kamerun selbst — durch den dortigen Regierungsarzt — regel¬
mäßige meteorologische Beobachtungen angestellt worden , welche zum
großen Teil bereits ausführlich bearbeitet und zur Gewinnung wissen¬
schaftlicher Darstellungen der klimatischen Verhältnisse dieser Gebiete
im Archiv der Seewarte und in den „ Mitteilungen aus den deutschen
Schutzgebieten " verwertet worden sind . Von seiten der Regierungsärzteist
ferner Material für tropenhygienischeForschungen geliefert und den wissen¬
schaftlichenKreisen sowie den Interessenten zugänglich gemacht worden .

Über die Snmmlungstätigkeit der ausgesandtenForscher auf dem
Gebiete der Völkerkunde , der Zoologie und Botanik geben Verzeichnisse
Auskunft , welche von den Direktoren des Museums für Völkerkunde ,
der zoologischen Sammlung des Mufeums für Naturkunde sowie des
Botanischen GartenS und Museums zu Berlin aufgestellt und in
Gemäßheit des Bundesratsbeschlussesvom 21 . Februar 1889 den
Bundesregierungen mitgeteilt werden . Den wissenschaftlichenSamm
lungen der einzelnen Bundesstaaten wird hierdurch Gelegeuheit zur
Erwerbung der verfügbaren Gegenstände gegen Erstattung der An -
schaffungs - , Verpackungs - und Transportkosten gegeben , und die
Forschungsreisenden werden angewiesen , ihre Einsendungentunlichst in
der von den Bundesregierungen gewünschten Anzahl von Exemplaren
zu bewirken . Ein Verzeichnis der bis Juni 1889 eingegangenen
Sammlungen ist bereits im Druck erschienen , ein ferneres Verzeichnis
der seither eingegangenen Gegenstände ist in Vcabereitnng .
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Die „ Mitteilungenaus den deutschen Schutzgebieten " , welche von dem
langjährigen Sekretär der Gesellschaft für Erdkunde , Freiherrn vr . v . Dankel -
inann , redigiert werden , enthalten ferner fachwissenschaftlicheSpezial -
arbeiten , welche die Verwertung der Sammlungsgegenstände betreffen .

Aus der vorstehenden Zusammenstellungergibt sich , daß gegen¬
wärtig vier deutsche wissenschaftlicheUnternehmungenin Westafrika ( je
zwei in Togo und in Kamerun ; für Südwestafrika ist nur im Etats¬
jahr 1889/90 ein Zuschuß aus dem Afrikafonds gezahlt worden ) unter¬
halten werden , welche zu beschränken bei der großen Ausdehnung der zu
erforschenden Gebiete und im Hinblick aus den naheliegenden Wunsch , bereits
Erreichtes nicht wieder aufgeben zu müssen , nicht wohl angängig erscheint .

Eine Zusammenstellungder von der Afrikanischen Gesellschaft in
Deutschland aufgewendeten Mittel ergibt, daß eine Expedition dieser
Gesellschaft im Jahresdurchschnitt etwa 36 000 Mark erforderte .
Hiernach würden sich die Kosten von vier Expeditionen auf 144000 Mark
jährlich belaufen , wobei die für die wissenschaftlicheNutzbarmachung
und Bekanntgebungder erzielten Resultate erforderlichen Ausgaben in
keiner Weise berücksichtigtsind .

Wie strenge es beobachtet wird , daß der Afrikafonds keine Ver¬
wendung für die Verwaltungszwecke der Schutzgebiete findet , ergibt sich
unter anderem daraus , daß für die wissenschaftlichenZwecke der Expe¬
dition des Leutnant Morgen nur 20000 Mark aus dem Asrikafonds
gezahlt werden . Die übrigen sehr viel höheren Kosten für die Untere
Haltung dieser Expedition werden mit Rücksicht auf die dem Leiter der¬
selben bzw . dessen Vertreter in Kribi ^) obliegenden Verwaltungs¬
funktionen auf den Lokaletat des Schutzgebietes übernommen . Es hat
aber seit dem Aufhören der Tätigkeit der Afrikanischen Gesellschaft in
Deutschlanddurch den von Jahr zu Jahr gesteigerten Verkehr und die
bedeutend gestiegene Nachfrage nach Arbeitern und Trägern in ganz
Westafrika eine erhebliche Steigerung der Löhne stattgefunden , so zwar,
daß Leute , welche in den siebziger Jahren noch mit 12 — 15 Schilling
monatlich bezahlt wurden , jetzt nicht unter 20 — 30 Schilling monatlich
zu haben sind . Auch in der Heimat sind durch die Verteuerung aller
Lebensvel Hältnisse die Ausrüstungskostennicht unerheblich gewachsen .

' ) An der Küste gelegen .
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Die AfrikanischeGesellschaft in Deutschland war infolge des Umstandes ,
daß vor ein oder zwei Jahrzehnten die Afrikaforschungvielfach den
Beteiligten einen Gewinn aus der wissenschaftlichenBearbeitung ihrer
Erfahrungen in Deutschland und oft noch mehr im Ausland abwarf ,
der Notwendigkeit enthoben , den von ihr Ausgesandten Gehälter zu
zahlen . Im besten Falle wurden kleine Retablissementsbeträgevon
1000 bis 2000 Mark gewährt . Gegenwärtig , da es sich im wesent¬
lichen um in das Einzelne gehende Spezialforschungenhandelt , welche
bei dem Publikum nicht mehr das gleiche Interesse finden und daher
selbst bei hervorragendenLeistungen der heimkehrende Forscher keine
materiellen Vorteile erwarten kann , sind die Expeditionskosten durch die
an die Reisenden zu zahlenden Abfindungen und Entschädigungen ganz
erheblich gestiegen , da auf jeden Forscher im Durchschnitt 4 — 5000 Mark
entfallen . Daß jemand aus eigenen Mitteln sich einer Forfchungs -
expedition anschließt , ist eine Seltenheit und trifft nur bei Anfängern zu .

Die Schwierigkeit , unter diesen Verhältnissen mit den verfügbaren
Mitteln auch nur die bestehenden Unternehmungen im Gange zu er¬
halten , hat sich mehr und mehr geltend gemacht . Es ist teilweise nicht
möglich gewesen , den Vorstehern der Stationen und den Leitern der
Expeditionen , namentlichsofern sie wissenschaftlicheSpezialisten sind ,
diejenigen Hilfskräfte zur Seite zu stellen , welche es ihnen durch Ab¬
nahme der technischenGeschäfte , welche die Leitung einer wissenschaft¬
lichen Expedition im Innern Afrikas erfordert , ermöglichen könnten ,
ihre Kräfte ausschließlichden wissenschaftlichenAufgaben zu widmen .
Eine Ausdehnung der wissenschaftlichen Forschung auf Ostafrika würde
selbst bei Bewilligung der beantragten Erhöhung des Fonds ausge¬
schlossen sein ; sie war bisher entbehrlich , da eine Reihe hervorragender
Gelehrten des In - und Auslandes aus eigenen Mitteln oder mit
Unterstützung Geographischer Gesellschaften und sonstiger Vereine in den
dem deutschen Küstenstrich angrenzenden Gebieten tätig war .

Auch die vollständigeVerarbeitung und Bekanntgebung des von
den Expeditionen beigebrachtenMaterials kann , wenn auch in den
bescheidensten Formen gehalten , mit den vorhandenen Mitteln nicht
durchgeführtwerden . Es liegt ein bedeutendes Kartenmaterial vor ,
dessen Bearbeitung und Veröffentlichung ans diesen ! Grunde auf un¬
gewisse Zeit verschoben werden muß , insbesondere die Darstellung der
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Reise des I) r . Zintgrafs von der Barombistation nach Adamaua , die
große Karte des südwestafrikanischen Schutzgebietesvon Hauptmann
von Franyois , das mit peinlichster Sorgfalt von Emin , Dr . Stuhl¬
mann und Pater Schynse gesammelte Material einer Karte des Zuges
von der Küste zum Viktoriasee , Neubearbeitungen der infolge der eifrigen
Forschung zum Teil veralteten Karten von Togo und Kamerun .

Die Bearbeitung und Veröffentlichung dieses Materials würde im
wissenschaftlichenInteresse dringend empfohlenwerden müssen .

IV . Reichshaushaltsetat für das Etatsjahr 1887/88 .

Es sind

Kapit
K A u s g a b e bewilligt au5gege !ien

^ <ß
Etat für das Auswärtige

Amt .
5>

103

Gesandtschaften, Konsulate
und Schutzgebiete .

Besoldungen der Beamten in
den Schutzgebieten .

K a merun : Gouverneur 30 000 ^ ,
Kanzler 12000 ^H , zwei Se¬
kretäre mit je 7500 ^ , Amts¬
diener 3600 ..... 60600 59 250

104
(Sämtliche Beamte haben freie Wohnung .)
Togo : Kommissar 18000 . H ,

Sekretär 7500 Amtsdiener
3600 ^ ....... 29100 27 377 33

105 Südwestafrikanisches Schutz¬
gebiet : Kommissar 18000 ^ ,
Sekretär 7500 ^ , Amtsdiener
3600 ^ ....... 29100 29100

Seite 118800 115727 33
Mithin gegen das Etatssoll weniger

3072 67 H
1 devEMinenimini s, t 887/88 )̂
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Es sind
^ Ausgabe

Übertrag
Einmalige Ausgaben .

Beihilfe zur Förderung der auf
Erschließung Zentralafrikas und
anderer Ländergebiete gerichteten
wissenschaftlichenBestrebungen

Verausgabt sind 1887/88 .
1 . Im Kamerungebiete :
Oberstleutnant Knudsche
Forschungsstation

75 956 ^ 52 ^
b ) vr . Zintgraffsche

Expedition . 26 709 „ 89 „
<z) Praktischer Arzt

Dr . Zahl . 3480 „ 80 „
Summe 1 106147 ^ 21 ^

II . Im Togogebiete :
a ) Hauptmann von Fran ^ oissche

Forschungsexpedition in das
Hinterland . 9 251 ^ 73 ^

b ) 1) r . L . Wolf ,
Köngl . Sächsi¬
scher Stabsarzt ,
Forsch nngs -
expedition . 30 220 „ 45 „

e ) Stabsarzt
Wicke . . . 4383 „ 06 „

Summe II 43855 24 ^

bewilligt

118800

ausgegeben

150000

-eite 268800

115727 33

115 727 ! 33
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^ A u s gäbe

Es sind

bewilligt
^ ^ H

ausgegeben

Übertrag
III . Allgemeine Ausgaben :

Subventionierung der Zeitschrift
für afrikanische Sprachen

500 . /6 — ^
Kleinere Ausgaben

zusammen . . 1857 „ 20 „
Summe III 2 357 ^ 20

Hierzu Summe II 43855 „ 24 „
1106147 .. 21 „

Zusainmen
In Rest verblieben 123 231 09 cz
Die auf die Erforschung Zentral -
asrikas und anderer Ländergebiete
gerichteten wissenschaftlichen Bestre¬
bungen dauern gegenwärtig in er
höhtem Maße fort . Nachdem ver¬
schiedene Gebiete in Afrika und in
andern Ländern nnter deutschen
Schntz gestellt sind , haben diese
Bestrebungen stetig an Bedeutung
gewonnen . Zur Förderung der¬
selben ist daher der gleiche Betrag
Von Z50000 ^ wie in den beiden

Borjahren eingestellt worden .
Zuschuß zur Bestreitung der Ver¬
waltungsausgaben in den Schutz¬
gebieten Kamerun uud Togo , so¬
wie im südwestafritanischen

268800 115 727 >33

152359 65

-eite j 268800 j — j 26808 «! ^
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^ Ausgabe

Übertrag
Schutzgebiet .......
( Vgl . Nr . 2 der Erläuterung für 1887/88 .)

Etat für die Verwaltung
der Kaiserlichen Marine .

Jndiensthaltung der Schiffe und
Fahrzeuge .

Kosten der Unterhaltung und des
Betriebes des Küstendampfersund
der Dampfbarkassefür den Gou¬
verneur in dem Gebiete von
Kamerun ........

Verausgabt sind 1887/88
In Rest verblieben 88721 ^ 46
AusreichendeErfahrungenüber den
Umfang der Verwendung der Fahr¬
zeuge liegen noch nicht vor . Es
wird deshalb derselbe Betrag , wie
iin Etatsjahre 1886/87 , in An¬
spruch genommen . _

Summe

Es sind

bewilligt
^

268800
85000

62000 —

415 800 —

ausgegeben

268086
85 000

98

23081 25

376168 23

Erläuterungen :
1 . Zu Kapitel 5 Titel 108 - 105 .

Zur Ausübung der in der Kaiserlichen Schutzgewalt liegenden
Befugnisse und Aufgaben sind in den Schutzgebietenvon Kamerun
und Togo sowie in dem südwestafrikanischen Schutzgebietebereits
gegenwärtig die im Dispositiv des Etats bezeichnetenBeamten kom¬
missarisch in Funktion , indem dieselben ihre diätarischen Remunerationen
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aus dein für die Schutzgebietebewilligten Pauschquantum beziehen .
Bei dem Umfange der in den Schutzgebieten erwachsenden Aufgaben
haben sich diese Beamten als völlig unentbehrlich erwiesen , und es
kann eine Zurückrufung, bzw . eine Verminderung ihrer Zahl nicht in
Frage kommen . Um diesen Beamten und ihrer rechtlichen Stellung
die dem Charakter der Kaiserlichen Schutzgewaltentsprechende Stabilität
zu geben , erscheint gegenwärtig der Zeitpunkt gekommen , nach dem
Vorbilde anderer Kolonialmächtedie Stellen der für die Schutzgebiete
bestimmten Kaiserlichen Beamten zu etatsmäßigen zu machen . Die im
Dispositiv ausgeworfenen Besoldungssätzeentsprechen den gemachten
Erfahrungen .

Als Persönliches pensionsfähiges Gehalt erscheint angemessen :
a ) für den Gouverneur , welcher gleichzeitigals Generalkonsul für

den Golf von Guinea fungiert , das Gehalt der Generalkonsuln
von 9000 Mk . ;

b ) sür die gleichzeitig als Konsuln für die Gold - und Sklavenküste ,
beziehungsweise für das englische Gebiet der Walfischbai
fungierenden Kommissare das Gehalt der Konsuln von 4500 bis
7500 M ., im Durchschnitt 6000 Mk . ;

e ) für den Kanzler in Kamerun das Gehalt der Legationssekretäre
von 3000 — 5400 Mk ., im Durchschnitt 4200 Mr . ;

cl) für die Sekretäre das Gehalt der Legationskanzlistenund Kon¬
sulatssekretäre von 2100 — 4200 Mk ., im Durchschnitt 3150 Mk . ?
für die Amtsdiener ein solches von 1500 Mk .

2 . Zu Kapitel 2 Titel 4 .
Es entspricht der Stellung der Schutzgebiete , die in denselben er¬

wachsenden lokalen Verwaltungsausgaben nach dem Vorgange anderer
Kolonialmächteaus den in den Schutzgebieten erwachsenden Einnahmen
zu bestreiten und nur , soweit die Einnahmen der Schutzgebiete zur
Deckung der bezeichnetenAusgaben nicht ausreichen , denselben einen
Reichszuschuß in Form eines Pauschquantums zu gewähren . Nach
einer ungefähren Schätzung werden durch die im Gebiete von Kamerun
zur Erhebung gelangenden Lizenzabgaben und Ausfuhrzölle , sowie
durch die im Togogebiete zur Erhebung gelangende Lizenzabgabe im

Geschichte deS Fürsten Bismarck in Einzeldarstellungen viil , ^ 1
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nächsten Etatjahre die lokalen Verwaltungsausgaben soweit gedeckt
werden , daß es für die drei Schutzgebiete für 1887/88 nur eines ge¬
samten Zuschusses von 85 000 Mk . aus Reichsmitteln bedarf .
Übrigens ist für das Togogebiet noch die von einer Verständigung
mit Frankreich abhängige Einführung von Einfuhrzöllen beabsichtigt
und auch für das südwestafrikanischeSchutzgebiet die Erhebung von
Abgaben für die Zukunft in Aussicht genommen . Ergänzend wird
hierbei bemerkt , daß die im vorigen Etatsjahre in Kamerun er¬
wachsenenund die im laufenden Etatsjahre in Kamerun und Togo
erwachsenden Einnahmen in ähnlicher Weise wie dies für das nächste
Etatsjahr beabsichtigt wird , zur Deckung der lokalen Verwaltungs¬
ausgaben des Etatsjahres 1886/87 verwandt und nur die hiernach
ungedeckt bleibenden Ausgaben auf das Pauschquantum für dieses
Etatsjahr ( Kapitel 2 Titel 2 der einmaligen Ausgaben ) übernommen
werden sollen .

V . Reichshanshaltsetat für das Etatsjahr 1888/89 .

Es sind

Kapiti
H Einnah m e ausgeworfen

^ ^

vereinnahmt

7 5

Etat für das Auswärtige
Amt .

Beitrag der Jaluitgesellschaft für
die Besoldungen des Kommissars
und des Sekretärs im Schutzgebiet
der Marschalliuseln 19 800 Mk .
und Beitrag derselben zur Deckung
des dem Reiche erwachsendenAuf¬
wandes für Pensionen und Relikten -

Lgl . die Erläuterung zu Kapitel 5
Titel 108 der fortdauernden Ausgaben .

23 460 23 460

Summe 23 460 — 23 460
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Es sind
'L-« K Ausgabe bewilligt

,
ausgege

<A ^ ^

Fortdauernde Ausgaben .
5

105

Gesandtschaften, Konsulate und
Schutzgebiete .

Besoldungen der Beamten in
den Schutzgebieten .

Kamerun : Gouverneur 30000Mk .
Kanzler 12000 Mk, zwei Sekre¬
täre mit je 7500 Mk ., Amts¬
diener 3600 Mk 60 600 — 58 141 66

( Sämtliche Beamte haben freie Wohnung .)
106 Aogv ' Kommissar 18000 Mk

Sekretär 7500 Mk ., Amtsdiener
3600 Mk ........ 29 100 29 100

( Sämtliche Beamte haben freie Wohnung .)
107 Südwestafrikanisches Schutz¬

gebiet : Kommissar : 18000 Mk .,
Sekretär 7500 Mk ., Amtsdiener
3600 Mk ........ 29 100 29 100

( Sämtliche Beamte haben freie Wohnung .)
108 Schutzgebiet der Marschall -

inseln : Kommissar 15000 Mk .,
Sekretär 4800 Mk ..... 19 800 19 800

(Beide Beamte haben freie Wohnung .)
Seite 138 600 136 141 66

Mithin gegen das Etatssoll weniger
2458 , 34 Mk .

( Kgl . Nr . 1 der Erläuterungen f. 1888/89 .)
I ^
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Es sind

Kapit
Tite

A usgabe bewillig
^

t
ä

ausgegeben

^ ^

Übertrag 138 600 136 141 66

2 2
Einmalige Ausgaben .

Beihilfe zur Förderung der auf
Erschließung Zentralafrikas und
anderer Ländergebiete gerichteten
wissenschaftlichenBestrebungen . .

Verausgabt sind 1888/89 :
1 . Im Kamerungebiet :

a ) Hauptm . KundscheForschungs¬
station . . . . 74948 , 71 ^

d ) Dr . Zintgraffsche
Forschungsexpedi-

e ) Praktischer Arzt
Dr . Zahl . . . 2475 , -

150 000

Summe I 112 844 , 68 ^

II . Im Togogebiet :
a ) Dr . Wolfsche Forschungsexpedi -

o ) ^>auptmann oon
Francoissche For¬
schungsexpedition 14915 ,64 „

e ) Stabsarzt Wicke 3 010 —
Summe II 50 347 ,56 ^

III . Allgemeine Ausgaben :
a ) Subventioniernng der Zeitschrift

für afrikanische Sprachen
500 , —

Seite 500 - - . /^ 288 600 — 136 141 «!6
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^ Ausgabe

Übertrag 500 — ^

d ) Für Redaktion und
Herstellung der
„ Mitteliungen von
Forschungsreisenden
und Gelehrten aus
den deutschen Schutz¬
gebieten " nebst An¬
fertigung der Kar¬
ten usw .

5090 .40 ^

Summe III 5 599 , 40
hierzu „ II 50 347 ,56

I 112 844 , 68

Zusammen
In Rest verblieben 104539 ,45
( Pgl . Nr . 2 der Erläuterungen f. 1888/89 .)
Zuschuß zur Bestreitung der Ver¬
waltungsausgaben in den Schutz¬
gebieten Kamerun und Togo , sowie
im südwestafrikanischen Schutzgebiete

Verausgabt sind :
a ) im Etatsjahre 1888/89 unter

Kapitel 2 Titel 3 22038 , 80 ^
b ) im Etatsjahre

1889/90 unter
Kapitel 2 Titel 3 17 961 ,20 „

Es sind

bewilligt

288 600 ' —

51000

ausgegeben

136 14166

168 791 64

Seite 40 000 , — 339 600 — 304 933 30
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Es sind
«

<A A Ausgabe bewilligt
^ o

ausgegel
j ^

en

^

Übertrag 40000 — ^4 339 600 - - 304 933 30

o) im Etatsjahre
1890/91 unter
Kapitel 2 Titel 9 11000 — „

Zusammen
( Vgl . Nr . 3 der Erläuterungen f . 1888/89 .)

51000

2 6
Außeretatmäßig .

Acaßregeln zur Unterdrückung des
Sklavenhandels und zum Schutz
der deutschen Interessen in Ostafrika 800 000

52

5

Etat für die Verwaltung
der Kaiserlichen Marine .
Jndiensthaltung der Schiffe

und Fahrzeuge .

Kosten der Unterhaltung und des
Betriebes des Küstendampfersund
der Dampfbarkasse für den Gouver¬
neur in dem Gebiete von Kamerun

50000

Davon gehen ab aus
den Beständen des Vor¬
jahres ...... 40000 „

bleiben

Verausgabt sind 1888/89 . . .
Im Rest verblieben 47 346 , 97 ^

10 000 -
51 374 49

Seite 349 600 - - 1207307 79
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N Ausgabe

Übertrag

Durch den Etat für
1887/88 sind . . 62 000
bewilligt , während nach
den Ergebnissen der
bisherigen Erfahrungen 50 000 „
genügen . Hieraus er¬
gibt sich eine Minder¬
forderung von . . . 12 000 . /^
Ferner können in Rück¬
sicht auf die bisher
geinachten Ersparnisse
von derForderungnoch 40 000 ,.
abgesetzt werden , so -
daß ...... 52000 ^
weniger zum Ansätze

kommen .

Es sind

bewilligt

349600

Summe j 349600 ^—

ausgegeben
^

1207307 79

1207307 79

Erläuterungen :

1 . Zu Kapitel 5 Titel 105 bis 108 .

Die aus einer Vereinigung der deutschen Interessenten im Schutz¬
gebiet der Marschallinseln hervorgegangene Jaluitgesellschaft in Hamburg
hat sich vertragsmäßig verpflichtet , die Kosten der Verwaltung des
genannten Schutzgebietes unter der Boraussetzung zu übernehmen ,
das; die Rechte der Landeshoheit , einschließlichder Gerichtsbarkeit , durch
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Reichsbeamteausgeübt werden . Letzteres empfiehlt sich im Hinblick
auf das Ansehen und die Wirksamkeit der deutschen Schutzherrschaft ,
da eine lediglich durch Beamte der Gesellschaft geleitete Regierung nach
Lage der Verhältnisse auf den Marfchallinseln weder den Eingeborenen,
noch namentlich den dort lebenden Angehörigen fremder Nationen
gegenüber die erforderliche Autorität besitzen würde . Unter diesem Um¬
ständen ist die Anstellung eines Kaiserlichen Kommissars in Aussicht
genommen , welchem ein Sekretär beigegeben werden soll .

Für dieselben ist neben der von der Gesellschaft zu gewährenden
freien Wohnung ein jährliches Diensteinkommenvon 15 000 Mark
und beziehungsweise 4800 Mark ausgeworfen . Hinsichtlich des Pensions¬
berechtigenden Gehalts sollen der Kommissar und der Sekretär den
Beamten gleicher Kategorien in den drei westafrikanischenSchutzgebieten
gleichstehen . Da nach Lage der Verhältnisse die Ernennung beider
Beamten tunlichste Beschleunigung erheischt , die Anstellung derselben
aber nur auf Grund des Etats erfolgen kann , empfiehlt es sich , die
Angelegenheit im Wege einer Ergänzung zum Etat für 1888/89 zu
regeln .

Die Besoldung sür beide Beamten ist mit in Summa 19 800 Mk .
in das Ordinarium , Kapitel 5 unter Titel 108 des Etats eingestellt ,
eine der Höhe der Besoldungen gleichkommende Summe ist als Beitrag
der Kolonialgesellschaftbei den Einnahmen , Kapitel 7 unter Titel 5
ausgeworfen . Dazu tritt dann noch als eine von der Gesellschaft zu
leistende pauschale Entschädigung für den dem Reiche durch Pensionen
und Reliktenbezügekünftig erwachsenden höheren Aufwand ein auf
40 Prozent des durchschnittlichen Pensionsberechtigenden Einkommens
beider Beamten bemessener Zuschuß , also für den Kommissar 2400 Mk ,,
für den Sekretär 1260 Mk ., in Summa 3660 Mk ., so daß sich der
gesamte Beitrag der Gesellschaft auf 23 460 Mk . erhöht .

Im übrigen erfolgt die lokale Verwaltung für Rechnung der
Gesellschaftauf Gruud eines zwischen letzterer und dem Auswärtigen
Amte jährlich zu vereinbarendenEtats in der Weise , daß die lokalen
Verwaltungsausgaben aus den lokalen Einnahmen gedeckt werden und
etwa erforderliche Zuschüsse von der Gesellschaft zu tragen sind , etwaige
Mehreinnahmen ihr zugute kommen .
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2 . Zu Kapitel 2 Titel 2 .

Die auf die Erforschung Zentralasrikas gerichteten wiffenschaftlichen
Bestrebungendauern fort und haben in der Errichtung einer wissen¬
schaftlichen Station eine feste Grundlage gewonnen ; es ist deshalb
zur weiteren Förderung derselben der gleiche Betrag von 150 000 Mr .,
wie in den Vorjahren , in den Etat eingestellt worden .

3 . Zu Kapitel 2 Titel 3 .

Nach der dem Etat beigefügten Denkschrift entspricht es , wie bereits
in der Erläuterung zu Kapitel 2 Titel 4 der einmaligen Ausgaben
zum Etat für das Auswärtige Amt auf das Etatsjahr 1887/88 ' ) bemerkt
ist , der Stellung der Schutzgebiete , die in denselben erwachsenden lokalen
Verwaltungsausgaben aus den in den Schutzgebietenerwachsenden
Einnahmen zu bestreiten und nur , soweit die Einnahmen der Schutz¬
gebiete zur Deckung der bezeichneten Ausgaben nicht ausreichen , den¬
selben einen Reichszuschuß in Form eines Pauschquantums zu ge¬
währen .

Mit Rücksicht hieraus hat der Reichstag bei Feststellung des Etal5
für das Auswärtige Amt auf das Etatsjahr 1887/88 in seiner Sitzuug
vom 10 . März 1887 die Resolution angenommen :

„ Den Herrn Reichskanzlerzu ersuchen , künftig zum erstenmal
im Etat für das Etatsjahr 1888/89 die Emnahmen , die sich in
den Schutzgebieten ergeben , ersichtlich zu machen . "

Hinsichtlich dieser Einnahmen wird zunächst bemerkt, daß für
Kamerun und Togo inzwischen Verordnungen erlassen sind , wonach im
Kamerungebiet vom 1 . Januar 1888 , im Togogebiet vom 1 . August 1887
ab Einfuhrzölle an Stelle der bisher in Kamerun erhobenen Ausfuhr -

' ) Vgl . Erläuterung 2 zu Nr . IV .
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zölle , beziehungsweise der bisher in Togo erhobenen Lizenzabgaben auf
den Handel mit Spiritussen zur Erhebung gelangen .

Für das südwestafrikanischeSchutzgebiet haben bei der Unfertig¬
st der Verhältnisse dieses Schutzgebietesbisher Verordnungen wegen
Einführung von Zöllen oder anderen Einnahmequellen nicht erlassen
werden können .

Die aus den Einsuhrzöllen und den übrigen Einnahmequellen
( Lizenzabgaben , Tonnengebühren , Gerichtskosten usw . in Kamerun ,
Strafgelder und andere in Togo ) zu erwartenden Erträge werden , wie
aus den beigefügten Anlagen des näheren hervorgeht , im Etatsjahre
1888/89 für Kamerun auf ........ 167 000 Mk .,
für das Togo gebiet auf ....... 76000 „
im ganzen also auf ........... 243 000 Mk .
geschätzt .

Da die lokalen Verwaltungsausgaben nach den Anlagen für
Kamerun auf ............. 178000 Mk .
für das Togogebiet auf ........ 94000 „
für das südwestafrikanische Schutzgebiet auf 22000 „
im ganzen auf ............. 294000 Mk .
veranschlagt sind , so ist unter Anrechnung der Ein¬
nahmen von .............. 243000 „
für das Etatsjahr 1888/89 ein Zuschuß zur Bestreitung
der Verwaltungsausgaben in den Schutzgebieten von . 51 000 Mk .,
mithin 34 000 Mk . weniger als im laufenden Etatsjahre , erforderlich ,
welcher Betrag in den Etat unter den einmaligen Ausgaben eingestellt
worden ist .

Von diesem Zuschüsse entfallen :
auf Kamerun ............. 1l000 Mk .
auf Togo ............... 18 000 „
auf das südwestafrikanische Schutzgebiet . 22000 ,.

sind wie oben 51 000 Mk .
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Anschlag der Einnahmen und Ausgaben in den drei west¬
afrikanischen Schutzgebieten für das Etatsjahr 1888/89 .

—

Acach den beisolgeuden Berechnungen
^. /V ŷ ^ ^̂

sind ZU veranschlagen :
1

die Ausgaben aus 178 00V
167 000 —

der erforderliche Anschuß auf : 11 000

2 für Togo :
die Ausgaben auf ...... 94 000
die Einnahmen auf ..... 76 000

der erforderliche Zuschuß auf 18 000

für das süd westafrikanische
Schutzgebiet :

22 000

die Einnahmen auf ..... —

der erforderliche Zuschuß auf 22 000

Demnach ist für die drei Schutzgebiete
ein Gesamtzuschuß erforderlich

51 000

Kamerun .

^ cz ^ ^
Einnah m e n .

i
2 22 000
3 10 000
4 Strafgelder , Gerichtskosten und

sonstige Gebühren ....... 5 000
Summe 167 000
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10
11
12

13
14

Ausgaben .
1 . Dauernde Ausgaben .

Persönliche Ausgaben .
Remuneration des in Viktoria ein¬
zusetzendenBeamten ......
Remuneration des Zoll - und Kassen¬
verwalters .........
Zulage an einen Sekretär für Wahr¬
nehmung der Funktionen eines Bau¬
verwalters .........
Remuneration des Gärtners . . .
Zur Remunerierungvon Dolmetschern
Zur Unterhaltung einer als Arbeits¬
leute , Bootsleute , Wächter und ev .
auch als Polizisten fungierenden Kru -
negertruppe .........
Zur Remunerierung von je zwei
ständigen Zimmerern und Maurern
Lokalzulage an den als Hafenkomman¬
dant fungierendenMarineoffizier, be¬
hufs Gleichstellung mit dem Gouverne¬
mentskanzler ........
Lokalzulage für die Mannschaftender
beiden Küstenfahrzeuge (Dampfer
„ Nachtigal " und Barkasse ) . . . .

d ) Sächliche Ausgaben .
Für Büreaubedürfnisse, Porto usw .
Für Dienstreisen .......
Für Unterhaltung der Gebäude und
Grundstücke , sowie des Inventars
Für Mieten ........
Zu unvorhergesehenen Ausgaben . .

Seite

12 000

9 000

2 500
3 000
2 000

20 000

4 000

10 230

15 000

5 000
4 000

9 000
3 000

10 270
109 000 —
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-
noertrag

^ ! ^ /̂-^e>
109 000

o ) Besondere Verwaltungsausgaben .
1 ^IL> Zahlung an .Aauvttinge vehil ^s ^to -

lösung der Rumiabgabe ..... 11000 "

16
hauses ^ und" ^
Schulvernmltungsie!) ergehenden Aus -

5, 000
17 3 000 19 000

Summe 1 : Dauernde Ausgaben 128 000 —

11 . Einmalige Ausgaben .
Für Ausführung öffentlicher Arbeiten ,
Bauten , Anlegung von Wegen und

n ^>̂ »c>̂ >^n n̂^

hierzu dauernde Ausgaben 128 000

Summe aller Ausgaben 178 000 —

Summe der Einnahmen 167 000 —

Erforderlicher Z n s ch u ^ 11 000 —

^̂
öAö .

Ei n n a h m e n .
^ ^ ^ ^

1 75 000
2 Strafgelder und Gebühren . . . . 1 000

Summe 76 000
Ausgaben .

I . Dauernde Ausgaben .
Persönliche Ausgaben .

1 Remuneration des Zollverwalters . 7 500
2 Zur Remunerierung von schwarzen

4 000
Seite 11 500
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^ ^ ^ -5
Übertrag 11500 —

3
4

^

Zur Remunerierungvon Dolmetschern
Zur Remunerierungeiner Truppe von
Polizeisoldaten (Haussahs ) . . . .
Zur Unterhaltung einer als Arbeits --
leute , Bootsleute , Wächter, Hänge -

negertr ^

2 000

20 000

5 000

—

l>) sächliche Ausgaben .
38 500 —

H Für Büreaubedürsnisse, Porto usw . -̂tl ^ ^1^

7
8

9

Für Dienstreisen
Für Unterhaltung der Gebäude und
Grundstücke , sowie des Inventars .

5 000

8 000
5 000

10 Zur Uniformierung und Ausrüstung
4 000

11 Zu unvorhergesehenen Ausgaben . . 8 500

e ) Besondere Verwaltungsausgaben .
34 500

12 Zuschuß zur Besoldung eines Arztes 3 000

Summe 1 : Dauernde Ausgaben 76 000
III . Einmalige Ausgaben .

Für bauliche Einrichtungen, zur Her¬
stellung von Wegen , Trockenlegung von
Sümpfen und Flußbetten , sowie für
Vorarbeiten zur Anlegung einer
Landungsstelle und die ersten Ein¬
richtungen für Unterrichtszwecke. . 18 000

Summe aller Ausgaben 94 000
Summe der Einnahmen 76 000

Erforderlicher Zuschuß 18 000
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Südwestafrikanisches Schutzgebiet .

Einnahme n .
^ -9 ^

Ausgaben .
Sächliche Ausgaben .

1 Für Büreanbedürfnisse , Porto usw . . 4 000
2 10 000

Für Unterhaltung der Gebäude und
Grundstückesowie des Inventars 5 000

4 Zu unvorhergesehenen Ausgaben . . 3 000
Summe 22 000

Erforderlicher Z u s ch u ß 22 000

H

VI . Reichshaushaltsetat für das Etatsjahr 1889/90 .

Kapitel
Titel

Einnahme

Es sind

ausgeworfen
H

vereinnahmt

^ H

7 5

Etat für das Auswärtige
Amt .

Beitrag der Jaluitgesellschaft für
die Besoldung des Kominissars
und des Sekretärs im Schutzgebiet
der Marschalliuseln .....

Summe
( Siehe die Erläuterungen bei Kapitel
5 Titel 11t der fortdauernden Aus¬

gabe » ,)

25500 25500
25 500 25500
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^

108

109

110

Ausgabe

Fortdauernde Ausgaben .
Gesandtschaften , Konsulate und

Schutzgebiete .
Besoldungen der Beamten in

den Schutzgebieten .
Kamerun : Gouverneur 30000 ^ ,

Kanzler 12 000 ^ , zwei Sekretäre
mit je 7500 ^ , Amtsdiener
3600 ^ . . . 60600 ^
Davon kommt in
Abzug die Hälfte
derBesoldung eines
gleichzeitig alsBor -
steher der Post -
anstalt in Kamerun
fungierenden Gou¬
vernementssekre¬
tärs im Betrage
von ..... 3 750 .,

bleiben
( SämtlicheBeamte haben freieWohnung .)
Togo : Kommissar 18000

Sekretär 7500 ^ , Amtsdiener
3600 ^ .......

( Sämtliche Beamte haben freie Wohnung .)
Südwestafrikanisches Schutz¬

gebiet : Kommissar 18000 ^ ,
Sekretär 7500 ^ , Amtsdiener
3600 ^ .......

( SämtlicheBeamtehabe « freie Wobuunq .)
Seite

Es sind

bewilligt ausgegeben

56850

29100

56 850

29100

29100 25420 05

115050 — j 111370 >05
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Es sind

Ä Titc A u sgab e . bewilligt ausgegeben
^ l -z ^ ! -z

Übertrag 115 050 111370 05
111 Schutzgebiet der Marschall¬

inseln : Kommissar 18000 ^ ,
Sekretär 7500 ^ . . . . 25 500 25 500

( Beide Beamte habe » freie Wohnung .)
Mithin gegen das Etatssoll

weniger 3679 ,95
( '̂ gl . Nr . 1 der Erläuterungen f . 1889/90 .)

2 2

Einmalige Ausgaben .
Ordentlicher Etat .

Beihilfe zur Förderung der auf

anderer Äindergebiete gerichteten
wissenschaftlichenBestrebungen

Verausgabt sind 1889/90 :
I . Im Kamerungebiet :

:>.) Hauptmann Kundsche
Forschungsstation 58 313 ,48 ^

!) ) Dr . Zintgrafs .
sche Forschungs¬
expedition . . 45 858 ,09 „

e ) Praktischer Arzt
Dr . Zahl . . 3 758 , 33 „

150000 —

Summe l 107 929 , 90 ^
11 . Im Togogebiet :

a ) Dr . Wolfsche Forschungs¬
expedition . . 14544 , 85 ^

b ) Leutnant Herold
( Errichtung einer

Seite 14544 , 85 ^ j 290550 136870 05
beschichte dcc. Fürsten Blomavek ii'. Einzcldarstcllunüe :, vm . L2
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^ Ausgabe

Übertrag 14544 , 85
Station an der
Westgrenze und zu
wissenschaftlichen
Erforschungen ) . 2712 , 75

e ) Hauptmann von
Franyoissche
Forschungs¬
expedition . . 8590 , 77 „

6 ) Stabsarzt Wicke 3000 ,00 „
Summe II 28848 ,37 ^

III . Im südwestafrikanischen
Schutzgebiet :

Hauptmann von
Franyois . . . 30339 , 51

IV . Allgemeine Ausgaben .
Subventionierung der Zeitschrift
für afrikanische Sprachen

500 ,00 ^
d ) Für Redaktion

und Herstellung
der „ Mitteilungen
von Forschungs¬
reisenden und
Gelehrten aus
Schutzgebieten "
nebst Anferti¬

gung von Karten
usw . . . . 5740 .58 „

Summe IV 6240 , 58 ^
Seite

Es sind
bewilligt

290550

290550 -

ausgegeben

136870 05
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^ Ausgabe

Summe IV
Hierzu „ III

U

Übertrag
6 240 ,58 ^

30339 , 51 „
28848 , 37 ..

107 929 .90 „
Zusammen

In Rest verblieben 81181 ,09 ^
( Vgl . Nr . 2 der Erläuterungen f. 1889/90 .)
Zuschuß zur Bestreitung der Ver¬
waltungsausgaben im südwest -
afrikanischen Schutzgebiet . . . .
Verausgabt sind 1889/90 . .
In Rest verblieben 22326 , 24 ^
( Pgl . Nr . 3 der Erläuterungen f . 1889/90 .)
Für Maßregeln zur Unterdrückung
des Sklavenhandels und zum
Schutz der deutschen Interessen
in Ostafrika .......
( ^ gl . Nr . 4derErläuterungen f. 1889/90 .)

Außeretatmäßig :
Ausgaben für das Reichs¬
kommissariat in Ostafrika . .

d ) Neubau des Konsulatsgebäudes
in Apia ........

Etat für die Verwaltung
der Kaiserlichen Marine .

Instandhaltung der Schiffe und
Fahrzeuge .

Kosten der Unterhaltung und des
Seite

Es sind

bewilligt

290 550 —

102000 !—

3150000

3542550 —

ausgegeben

136870 05

173 358 36

79 673 76

3150000

390167

46609

33

50

3976 679j
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Es sind

Kapit
K bewilligt

^ ^ )
ausgegeben
^ ^ -z

Übertrag

Betriebes des Küstendampfers und
der Dampfbarkasse für den
Gouverneur in dem Gebiete von
Kamerun . . . . 40000 ,00 ^
Davon ab aus den
Beständen des Vor¬
jahres . . . . 40000 ,00 „

3542550 3976679

bleibt
Verausgabt sind im Etatsjahre
In Rest verblieben sind aus
früheren Jahren . . 2795 , 76 ^
Durch den Etat für 1888/89 ist
der Bedarf auf . 50000 — ^
veranschlagt ,während
nach den Ergebnissen
der bisherigen Er¬
fahrungen . . . 40000 , — „
genügen . Hieraus
ergibt sich eine Min¬
destforderung von 10000 ,—
Für 1889/90 wird eine Forderung
überhaupt nicht gestellt, weil der
Bedarf aus den Beständen des
Vorjahres gedeckt werden kann .

44551 21

Summe 3542550 ! - 4021230 21
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Erläuterungen .

1 . Zu Kapitel 5 Titel 111 .

In dem Entwurf zum Ergänzungsetat für 1888/89 ( Drucksachen
des Reichstages , I . Legislaturperiode , II . Session 1887/88 , Nr . 86 )
ist für den Kaiserlichen Kommissar auf den Marschallinseln ein Dienst¬
einkommen von jährlich 15 000 M . und für den Sekretär ein solches
von jährlich 4800 M . neben der beiden Beamten zustehenden freien
Wohnung vorgesehen .

Diese Besoldungenhaben sich als unzulänglicherwiesen ; bei den
ungewöhnlich hohen Preisen für alle Lebensbedürfnisse des Europäers
auf den Marschallinseln erscheint für den Kommissar ein Einkommen
von jährlich 18 000 M ., für den Sekretär ein solches von 7500 M .
erforderlich . Die Sätze entsprechen denjenigen , welche die Kaiserlichen
Kommissare und Sekretäre in den westafrikanischen Schutzgebieten be¬
ziehen .

Die Jaluitgesellschaft , welche vertragsmäßig die Kosten der Ver¬
waltung des Schutzgebietes trügt , hat sich bereit erklärt , dem Reiche
auch diese höheren Besoldungssätzezu erstatten . Der im Kapitel 7
Titel 5 der Einnahme des Etats vorgesehene Beitrag der Gesellschaft
für die Besoldung beider Beamten wird sich demnach von 19 800 M .
auf 25 500 M . erhöhen .

An diese Bereitwilligkeithat die Gesellschaft indessen die Boraus¬
setzung geknüpft , vom 1 . April 1889 ab von der Zahlung der Ent¬
schädigung entbunden zu werden , welche sie gegenwärtig für den dem
Reiche dnrch Pensionen und Reliktenbezüge entstehenden höheren Aus¬
wand mit 40 " /y des durchschnittlichen pensionsbercchtigenden Ein¬
kommens der beiden Beamten oder jährlich 3600 M . zu entrichten
hat . Dieser Antrag erscheint im Hinblick daraus gerechtfertigt , daß
die Gesellschaftauch bei Wegfall des letzteren Beitrages durch die
dringend gebotene Aufbesserung der Beamtenbesoldungen um 5700 M .
immer noch um 201 <> M . höher als bisher belastet wird .
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2 . Zu Kapitel 2 Titel 2 .

In Afrika befinden sich zurzeit drei in ihrer Ausdehnung auf
mehrere Jahre berechnete deutsche Expeditionen in Tätigkeit , welchen
die wissenschaftlicheErforschung der Hinterländer des Kamerungebietes
und des Togogebietes zur Aufgabe gestellt ist .

Zur Durchführung dieser Expeditionenund Unterhaltung der mit
denselben verbundenenStationen bedarf es der Fortgewährung des
Fonds von 150 000 M .

3 . Zu Kapitel 2 Titel 3 .

Nach der dem Etat beigefügten Denkschrift regelt sich die finanzielle
Verwaltung der drei westafrikanischen Schutzgebiete nach dem bei Ge¬
legenheit der Feststellungder früheren Reichshaushalts - Etats angenommenen
Grundsatze , wonach die lokalen Ausgaben aus den in den Schutzgebieten
aufkommenden Einnahmen zu bestreiken sind und nur insoweit, als die
letzteren zur Deckung der bezeichneten Ausgaben nicht ausreichen , ein
Reichszuschuß eintritt .

Für das Etatsjahr 1889/90 werden das Kamerungebietund das
Togogebiet eines solchen Zuschusses nicht bedürfen , da die hier beige¬
fügten Lokaletats dieser Schutzgebietein Einnahme und Ausgabe —
mit 190 500 Mark bzw . 80 000 Mark — balancieren .

In die gedachten Lokaletats sind , nachdem durch die Kaiserliche
Verordnung vom 3 . August 1888 , betreffend die Rechtsverhältnisse der
Landesbeamten in den Schutzgebietenvon Kamerun und Togo , die
Möglichkeit einer etatsmäßigen Anstellung mit Pensionsberechtigung
für Lokalbeamte geschaffen ist , zugleich kurze Notizen über die Pensions¬
berechtigendenGehaltssätze der in Rede stehenden Beamten auf¬
genommen .

Dagegen bleibt das südafrikanische Schutzgebiet , für welches bei
der Unfertigst der dortigen Verhältnisse bisher Verordnungen wegen
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Einführung von Zöllen oder anderen Einnahmequellennicht zur Aus¬
führung gelangen konnten , für das nächste Etatsjahr noch auf die
Subvention des Reiches angewiesen . Nach der anliegendenspeziellen
Aufstellung beläuft sich der Zuschußbedarf für das Schutzgebiet auf
102 000 Mark .

Es ergibt sich demnach außer den bei den früheren Zuschuß¬
forderungen veranschlagten sächlichen Ausgaben von 22 000 Mark ein
Mehrbedarf von 80 000 Mark .

Bezüglich des Verwendungszweckes dieser Summe ist folgendes
zu bemerken .

Als Amtssitz für den Kaiserlichen Kommissar im südwestasrika -
nischen Schutzgebiete ist seinerzeit Otiymbingue im Hererolande gewählt
worden , weil dieser nördliche Teil des Schutzgebiets wirtschaftlich die
größere Bedeutung hat . Der Kommissar konnte jedoch von Otiymbingue
aus auf die Gestaltung der Verhältnisse in dein südlichen Teile des
Schutzgebietes , dem Namaqualande , infolge der großen Entfernungen
bisher keinen genügenden Einfluß ausüben . Eine Handhabung der
Gerichtsbarkeitund Polizei , soweit sie Sache des Kommissars ist , war
unmöglich . Die friedlichen und deutschfreundlichen Häuptlinge des
Namaqualandes konnten in ihren Bemühungen zur Aufrechterhaltung
der Ordnung nicht unterstützt werden . Unter diesen Umständen ist die
baldige Stationierung eines vom Neichskommissar ressortierenden
Beamten im Namaqualande Bedürfnis .

Des weiteren muß in beiden Teilen des Schutzgebietesauf eine
Vermehrung der PolizeimachtBedacht genommen werden . Die deutsch¬
freundlichen eingeborenen Streitkräfte werden mit Hilfe geeigneter, dein
deutschen Unteroffizierstandezu entnehmender Instrukteure zweckmäßig
zu organisieren sowie mit Waffen und Munition zu versehen sein .

Alle diese und sonstige zur Stärkung der Exekutive in beiden
Teilen des Schutzgebiets erforderlichen Maßregeln werden nach dem
gemachten Anschlage einen Kostenaufwandvon im ganzen 80 000 Mark
beanspruchen .
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Lokaletat für Kamerun für 1889/90 .
^ ^

Einnahme .
1 . 150000
2 . 24000
3 . 11500
4 . Verschiedene Verwaltungseinnahmen 5000 _

Summe der Einnahme 190 500 —

A u s g a b e .
I . Fortdauernde Ausgaben .

Besoldungen .
1 . Besoldung des Zoll - und Kassen -

9 000 —
2 .

3 .

Besoldung eines Gehilsen für den -

Besoldung eines Lehrers . . . .
7 500
5000

—
—

4 . Besoldung des Bezirksverwesers in
12000 —

5 . Besoldung des Amtsdieners daselbst 3 600 —
Summe 1 bis 5 37100

Zu I bis 5 .
Das Persönliche Pensionsberechtigende

Gehalt beträgt :
für den Bezirksverweserin Vittoria
3000 ^ bis 5400 im Durch¬

schnitt 4200 ^ ,
für den Zoll - und Kassenverwalter ,
für dessen Gehilfen und für den Lehrer
2100 ^ bis 4200 ^ , im Durch¬

schnitt 3150
für den Amtsdiener in Viktoria

1500

Seite 37100
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Übertrag
Andere persönliche Ausgaben .

a ) für Weisze .
Zuschuß zur Besoldung eines Arztes
Funktionszulags für einen mit gleich¬
zeitiger Wahrnehmung der Geschäfte
eines Bauinspektors beauftragten
Gouvernementssekretär .....
Remuneration des Gärtners . . .
Lokalzulage für die Mannschaft der
auf dem Mariueetat stehenden beiden
Gouvernementssahrzeuge (Küsten -
dampfer „ Nachtigal " und Barkasse )
Remuneration für den Steuermann
des Fluszdampfers ......

Summe Titel 6 bis 10

l >) für Schwarze .
Remuueration des Dolmetschers in
Kamerun .........
Remuneration deS Dolmetschers in
Viktoria .........
Transportkosten und Löhnung für eine
Polizeitruppe ........
Transportkosten für 6 Handwerker .
Transportkosten für Arbeiter , Boots¬
leute usw . in Kamerun .....
Transportkosten und Löhuung sür
Arbeiter , Bootsleute usw . in Viktoria
Transportkosten für die Besahung
des Flußdampfers ( 2 Maschinisten
und 3 Heizer ) .......

Seite

3 000

2 500
3000

15000

5000

1200

600

7 000
5 000

20000

4400 !—

41200 j — s 65600 —
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Übertrag
Remuneration eines Aufsehers auf
der Zollstation an der Nordgrenze
des Schutzgebiets ......
Transportkostenund Löhnung für die
Mannschaft desselben .....
Löhnung eines Gehilfen bzw . Dol¬
metschers für den Arzt .....

Summe Titel II bis 20

Sächliche und vermischte Aus¬
gaben .

Zu Vüreaubedürfnissen aller Art ,
Porto usw .........
Zu Dienstreisender Beamten . .
Zur Unterhaltung der Gebäude und
Grundstücke sowie des Inventars . .
Zu vermischten Ausgaben und zwar :
zur Verpflegung von Strafgefangenen ,
zu Geschenken und Belohnungen an
Eingeborene , zur Beschaffung von
Pulver für Mittagsschuß , zur Er¬
gänzung der Apotheke , zur Bestreitung
von Denunziationsgebühren bei der
Zollverwaltung .......
Zur Uniformierung und Ausrüstung
der Polizeitruppe und des Zollauf¬
sehers auf der Station an der Nord¬
grenze ..........
Zur Ablösung der Knmiabgabe . .
Zur Unterhaltungder Betonnung des
Kamerunflusses .......

Seite

^
41200

3 000

65600

3 000 -

600

2000
6 000

13 000

4000

3 600
11000

2 500

42100

47 800

— 113400 -
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28
Übertrag

Zur Instandhaltung des Flusz -
dampfers und Beschassnng des Be¬
triebsmaterials für denselben . . .

. /S
42100

8 000 —

113400
^

29 . Zu unvorhergesehenen Ausgaben . . 5 000
Summe Titel 21 bis 29 55 100

Summe der sortdauernden Aus -
168 500

II . Einmalige Ausgaben .
Zur Ausführung öffentlicher Arbeiten ,
insbesondere zur Errichtung einer
Zollstation im Norden des Schutz

22000

Summe der Ausgabe 190500
Summe der Einnahme 190 500

Erforderlicher Zuschuß

Lokaletat für Togo für 1889 . W .

E i n n a h m e .
^ ^

1 . 79 000
2 . Strafgelder und Gebühren . . . 1000

Summe der Eimmmne 80000

A u s g a b e .
I . Fortdauernde Ausgaben .

Besoldungen .
1 . Besoldung des Zollverwalters . . 7 500
2 . Besoldung des Zollassistenten in Lome . ; «;«>0

Zu 1 und 2 . Das persönliche
PensionsberechtigendeGehalt be
trägt für den Zollverwalter 2100

Seile 11100
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Übertrag
bis 4200 im Durchschnitt
3150 ^4 , für den Zollassistcnten
1500

Summe 1 und 2
Andere persönliche Ausgaben .

a ) für Weiße .
Zuschuß zur Besoldung eines Arztes

b ) für Schwarze .
Zur Remunerierung eines Kanzlei¬
gehilfen ..........
Zur Remunerierungvon Zollwächtern
Zur Remunerierungvon Dolmetschern
und eines Gärtners ......
Zur Remunerierung einer Truppe ( etwa
50 Mann ) Polizeisoldaten (Haussas )
Zur Unterhaltungeiner aus Krunegern
und Eingeborenen bestehenden Ar¬
beitertruppe ........

Summe 3 bis 8
Sächliche und vermischte Aus¬

gaben .
Zu Büreaubedürfnissen , Porto usw . .
Zu Dienstreisen .......
Zur Unterhaltung der Gebäude und
Grundstücke sowie des Inventars . .
Zu Mieten ........
Zur Uniformierung und Ausrüstung
der Polizeisoldaten ......
Zu unvorhergesehenen Ausgaben . .

Summe 9 bis 14
Summe der fortdauernden Aus¬
gaben ..........

11100

3 000

720
4000

2000

20000

6000 —

4000
6000

6000
2000

2000
2180
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^ -9 ^ ^
Übertrag

II . Einmalige Ausgaben .
69000

Zu baulichen Einrichtungen , zur Her¬
stellung von Wegen , Überbrückungder
Lagune und Anlage eines Versuchs -

11000

Summe der Ausgabe 80000
Summe der Einnahme 80000

Erforderlicher Zuschuß

Lokaletat für das süowestafrikanische Schutzgebiet für 1889/90 .

Einnah m e .

A u s g a b e .
Sächliche Ausgaben :

Für Büreaubedürfnisse , Porto usw . .
Für Dienstreisen .......
Zur Unterhaltung der Gebäude und
Grundstücke sowie des Inventars . .
Pauschquantum zur Nemunerierung
der im südlichen Teile des Schutz¬
gebiets zu stationierendenBeamten ,
zur Stärkung der Exekutive im nörd¬
lichen und südlichen Teile des Schutz¬
gebiets , speziell zur Vermehrung der
Polizeimacht , Äerabfolgung von
Waffen und Munition an deutsch¬
freundliche Häuptlinge u . dgl . . .
Zu unvorhergesehenen Ausgaben . .

Summe
Erforderlicher Zuschuß

^

4000
10000

5000

80000
3000

102 000
102000
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4 . Kapitel 2 Titel 7 .

Durch das Gesetz vom 2 . Februar 1889 (RGBl . S . 3 ) ist für
Matzregeln zur Unterdrückung des Sklavenhandels und zum Schutze
der deutschen Interessen in Ostafrika eine Summe bis in Höhe von
zwei Millionen Mark zur Verfügung gestellt worden . Dem mit Aus¬
führung dieser Maßregeln betrauten Reichskommissar , Major Wissmann ,
ist es , nachdem er eine aus schwarzen Mannschaften bestehende , von
deutschen Offizieren und Unteroffizieren geführte Schutztruppe an¬
geworben hatte , gelungen , mit dieser Mannschaft unter Mitwirkung der
Kaiserlichen Kriegsschiffedeu Aufruhr der arabischen Sklavenhändler
gegen die deutsche Verwaltung in den festländischen Besitzungen des
Sultans von Sansibar erfolgreich zu bekämpfen und die Küste zwischen
Daressalam uud Tanga von den Aufständischen zu säubern .

Um auch das Hinterland in diesem Teile des Schutzgebietes
völlig zu pazifizieren , die Karawanenstraßen freizulegen und den
Sklavenhandel daselbst zu unterdrücken , hat der ReichSkoinmissar einen
Zug in das Innere bis Mpwapwa unternommen , von welchem er am
2 . November zurückgekehrt ist .

Nach Erfüllung dieser Aufgaben wird derselbe in der Lage sein ,
auch im südlichen Teile des Schutzgebietes mit den zur Wieder¬
herstellung geordneterZustände erforderlichen Maßregeln zu beginnen .

Von den zwei Millionen Mark waren für die Vorbereitung der
Expedition im Etatsjahre 1888/89 noch 800000 Mk . >) zur Verwendung
gelangt , welche als außeretatsmäßige Ausgabe verrechnet worden sind .
Der Rest von 1200000 Mk . ist als Bedarf für das laufende
Rechnungsjahr in dem ersten Nachtrage zum Etat für das Auswärtige
Amt für das EtatSjahr 1889/90 unter Kapitel 2 Titel 7 ausgebracht
( NGBl . S . 39 ff .) . Die Erwartung , daß diese 1200000 Mk . für das
laufende Jahr ausreichen würden , hat sich indessen nicht erfüllt , indem
die fragliche Summe zur Deckung der laufenden Ausgaben nur bis
Anfang August 1889 ausgereicht hat ,

Die vorzeitige Erschöpfung der bewilligten Mittel erklärt sich aus
2) Vgl . dieserhalb die außeretatsmäßige Ausgabe unter Kapitel 2 Titel 6 des

Etats für das Auswärtige Amt für 1888/89 .
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verschiedenen Ursachen . Zunächst stellten sich die Lohnansprücheder
Schwarzen durchschnittlich um L ' / ^mal so hoch , als Major Wissmann
bei Aufstellung seines ersten Anschlages angenommen hatte . Sodann
erheischten die Verhältnisse die Anwerbung von 800 statt der in Aus¬
sicht genommenen 600 Schwarzen und verteuertensich die Transport¬
kosten derselben durch den Umstand , daß ohne Mitnahme von Weibern
und Kindern sich eine Anwerbung der Schwarzen überhaupt als un¬
ausführbar erwies . Dazu treten ferner die über den Anschlag hinaus¬
gehenden Kosten der Ausrüstung der Schisse des Reichskommissars sür
die Tropen , die infolge des Fehlens einer deutschen Dampferlinie nach
Sansibar eingetretene Notwendigkeit der Charterung noch weiterer
Transportschiffe , endlich das Steigen der Kohlenpreise und die durch
die Blockade hervorgerufene Verteuerung aller Lebensmittel und Proviant -
gegenstände .

Im Hinblick auf die wider Erwarten schnelle Erschöpfung des
Zweimillionensonds ist der Neichskommissar veranlaßt worden , bei der
Bemessung der Kosten für die acht Monate von Anfang August 1889
bis Ende März 1890 möglichst sorgfältig zu verfahren . Außer den
bisherigen Erfahrungen kam für die Bemessung dieser Kosten in Be¬
tracht , daß sich inzwischen die Notwendigkeit ergeben hat , die Truppe
um noch weitere 300 Schwarze zu vermehren und daß infolge der
stattgehabten Kämpfe zahlreiche Nachschübe von Offizieren , Mannschaften
und Kriegsmaterialien aller Art erforderlich geworden sind .

Nach einem auf Grund der Aufstellungen des Reichskommissars
entworfenen , im Auswärtigen Amt sorgfältig geprüften detaillierten An¬
schlage werden sich die Kosten für die Zeit von Anfang August 1889
bis Ende März 1890 — einschließlich eines in Gemäßheit der bis¬
herigen Erfahrungen höher als bisher bemessenen Reservefondsfür un¬
vorhergesehene Ausgaben und für eventuelle Heimschaffungskosten usw .
— noch auf rund 1950000 Mk . stellen . Eine Erhöhung des in dem
ersten Nachtragsetat unter Kapitel 2 Titel 7 ausgebrachten Pansch
quantums um diesen Betrag wird im Wege der gegenwärtigenNach
tragsforderung für das Etatsjahr 1889/90 hiermit erbeten .

In der nachgeforderten Summe sind die während der Monate
August und September 1889 nach Erschöpfung der früher bewilligten
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Äcütel bereits verausgabten Kostenbeträge , die sich nach den der
Legationskasfe vorliegendenRechnungen auf annähernd 400000 Mk
belaufen , sonne die bis zur eventuellen Bewilligung des vorliegenden
Nachtragsetats noch weiter zu leistenden Ausgaben , deren Höhe sich zur
Zeit nicht genauer beziffern läßt, mit einbegriffen . Diese Beträge
würden hiernach auf die ausgebrachten 1950000 Mk . ^) in Anrechnung
kommen .

VII . Neichshaushaltsetat für das Etatsjahr 1890/91 .

Einnahme

Es sind

ausgeworfen vereinnahmt

Etat für das Auswärtige Amt .
Einnahme .

Beitrag der Jaluitgesellfchaft für
die Besoldung des Kommissars und
des Sekretärs im Schutzgebiet der
Marschallinseln ......
Beitrag der Neuguinea - Kompagnie
sür die Besoldung des Kommissars ,
des Kanzlers und Sekretärs . .

25 500

52 500

25500

49145

^ umme
Mithin gegen das Etatssoll
weniger . . . 3354 , 17 ^

(Wegen Titel 6 vergleiche die Er¬
läuterung zu Kapitel 5 Titel 115 der fort¬
laufenden Ausgaben .)

78000 74645

83

83

' ) Es sind also bewilligt ............ 1200000 Mk .
und ................. . 1950000 „

zusammen 3150000 Mk .,
welche in Ausgabe nachgewiesen siud .
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Es sind

Kapit
K A usgabe bewilligt ausgegeben

^ ^ ^ -5

5

in

Fortdauernde Ausgaben .
Gesandtschaften , Konsulate und

Schutzgebiete .
Besoldungen der Beamten in

den Schutzgebieten .
Kamerun : Gouverneur 30 000 ^H ,

Kanzler 12000 ^ , zwei Se¬
kretäre mit je 7500 ^H , Amts¬
diener 3600 ^ . 60600 ^
Davon kommt in
Abzug die Hälfte
der Besoldung eines
gleichzeitig als Vor¬
steher der Post -
anstalt in Kamerun
fungierenden Gou¬
vernements - Se -
kretärs im Betrage
von 7500 . . 3 750 . /z

bleiben 56850 55997 92

112
( Sämtliche Beamte haben freie Wohnung .)
Togo : Kommissar 18000

Sekretär 7500 Amtsdiener
29100 29100

( Zämtliche Beamte haben freie Wohnung .)
113 Südwestafrikanisches Schutz¬

gebiet : Kommissar 18000 ^ ,
Sekretär 7500 Amtsdiener
3600 ^ ...... . 29100 23404 44

( SämtlicheBeamte haben freieWohnung .)
Seite 115050 - > 108502 36

Geschichte des Fürsten Btsmarck in Einzeldarstellungen vm ,
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Es sind

Kapit

^
K Ausgabe bewilligt ausgegeben

^ ^ ^ 6̂)
..
Übertrag 115050 108502 36

114 Schutzgebiet der Marschall¬
inseln : Kommissar 18 000 ^ ,
Sekretär 7500 ^ . . . . 25500 25500

( Beide Beamte haben freie Wohnung .)
115 Schutzgebiet der Neuguinea -

Kompagnie : Kommissar
30000 ^ Kanzler 15 000 ^ ,
Sekretär 7500 ^ . . . . 52500 49145 83

(SämtlicheBeamte haben freieWohnung .)
Mithin gegen das Etatssol ! weniger

9901 , 81 ^
( Lgl . Nr . 1 der Erläuterungen f. 1890/91 .)

Einmalige Ausgaben .
Ordentlicher Etat .

2 2 Beihilfe zur Förderung der auf
Erschließung Zentralafrikas und
anderer Ländergebiete gerichteten
wissenschaftlichen Bestrebungen . .

Verausgabt sind 1890/91 .
In Rest verblieben 8068 , 57
In Afrika befinden sich zur Zeit

drei in ihrer Ausdehnung auf
mehrere Jahre berechnete deutsche
Expeditionen in Tätigkeit , welchen
die wissenschaftliche Erforschung
der ausgedehnten Hinterländer des
Kamerungebietes und des Togo¬
gebietes zur Aufgabe gestellt
ist . Zur Durchführung dieser

150000
223112 52

Seite :; 4 .5 050 406 250 71
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N

12a

Ausgabe

Übertrag
Expeditionen und Unterhaltung der
damit verbundenen Stationen be¬
darf es der Fortgewährung des
Fonds von 150000 ^ .
Zuschuß zur Bestreitung der Ver -
waltungsausgaben im südwest -
afrikanischen Schutzgebiete . . .

Verausgabt sind 1890/91
In Rest verblieben 562 ,44 ^ .

( Vgl . Nr . 2 der Erläuterungen f . 1890/91 .)
Für Maßregeln zur Unterdrückung
des Sklavenhandels und zum
Schutze der deutschen Interessen
in Ostafrika .......
(Lgl . Nr . 3 der Erläuterungen f. 1890/91 .)

Außeretatmäßig .
Weitere Ausgaben für Maßregeln
zur Unterdrückung des Sklaven¬
handels in Ostafrika .....
Etat fürdasReichsamt

des Innern .
Allgemeiner Fonds .

Zur Unterhaltung deutscher
Dampferverbindungen .

Zur Einrichtung und Unterhaltung
regelmäßigerdeutscherPostdampfer -
verbindungen mit Ostafrika . .

Verausgabt sind 1890/91 . .
Seite

Es sind
bewilligt

343050

268800

4500000

350 000

5461850 ' —

ausgegeben

^ ^

406 260 71

290573

4500000

80

450558

328697
5976089 73

23 *

04

18
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^ A u s g a b e

Übertrag
Mithin gegen das Ewtssoll weniger

91302 .81 ^
( Vgl . Nr . -t der Erläuterungen f . 1890/91 .)
Etat für die Verwaltung der

KaiserlichenMarine .
Jndiensthaltung der Schiffe und

Fahrzeuge .
Kosten der Unterhaltung und des
Betriebes des Küstendampfers und
der Dampfbarkaffe für den Gou¬
verneur in dein Gebiete von
Kamerun ........

Diefer Fonds ist übertragbar .
Verausgabt sind 1889/90 .
In Rest verblieben 9243 .35
Nach dem Ergebnis der bis

herigen Erfahrungen — vgl . Etat
für 1890/91 Seite 49 Kapitel 52
zu Titel 5 — sind 4 " ' m , > . /<'
erforderlich .

Da für 1889/90 infolge An¬
rechnung von Beständen des Vor¬
jahres eine Forderung überhaupt
nicht gestellt worden ist , so ergibt
sich eine Mehrsorderung in Höhe
des angegebenen Bedarfs .

^ umme

Es sind

bewilligt
ä

5461850 —

40000 —

5501850 —

ausgegeben

5976 089 73

40552 41

6016642 14
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Erläuterungen .
1 . Zu Kapitel 5 Titel 115 .

Die Direktion der Neuguinea - Kompagnie hat den Wunsch ausge¬
sprochen , daß die mit der Landeshoheit verbundene Verwaltung ihres
Schutzgebieteseinschließlich der Rechtspflege durch Kaiserliche Beamte
übernommen werde , wogegen sie sich bereit erklärt hat , die Kosten der
Verwaltung dem Reich zu erstatten . Es empfiehlt sich , diesem Antrage
zu entsprechen , da eine lediglich durch Beamte der Gesellschaft geleitete
Verwaltung und Rechtspflege nicht desjenigen Ansehens und Vertrauens
wie eine Verwaltung und Rechtspflege durch das Reich genießen kann ;
dazu kommt , daß die Gesellschaftdurch die Ausübung der Landes¬
hoheit in der Erfülluug ihrer wirtschaftlichen Aufgaben beeinträchtigt
wird . Nachdem die Neuguinea - Kompagnie durch eine Änderung des
Z 1 Ziffer 1 ihres Statuts in den Stand gesetzt ist , die ihr durch den
Kaiserlichen Schutzbriefübertragenen Rechte der Landeshoheit gänzlich
oder zeitweilig Beamten des Reichs zu überlassen , ist mit derselben
eine Verständigung auf der obigen Grundlage zustande gekommen , da¬
nach ist für die Ausübung der Landeshoheitein Kaiserlicher Kommissar
in Aussicht genommen , welchem ein Kanzler und ein Sekretär beige¬
geben werden sollen . Für dieselben ist neben der von der Gesellschaft
zu gewährendenfreien und möblierten Wohnung ein jährliches Dienst¬
einkommen von 30000 Mark für den Kommissar , 15 000 Mark für
den Kanzler und 7500 Mark für den Sekretär ausgeworfen . Hinsichtlich
des PensionsberechtigendenGehalts sind die Beamten denjenigen gleicher
Kategorie in den westafrikanischenSchutzgebieten gleichgestellt . Infolge¬
dessen sind die Besoldungen für die drei Beamten mit dem Gesamt¬
beträge von 52 500 Mark in das Ordinarium des Etats aufgenommen
und ein gleicher Betrag als Beitrag der Gesellschaftbei den Ein¬
nahmen unter Kapitel 7 Titel 6 ausgeworfen worden .

Im übrigen erfolgt die lokale Verwaltung für Rechnuug der
Neuguinea - Kompagnie auf Grund eines zwischen dem Auswärtigen
Amte und der Gesellschaft jährlich zu vereinbarenden Etats in der
Weise , daß die Ausgaben der örtlichen Verwaltung aus deu Einnahmen
gedeckt werden und etwa erforderliche Ausfälle bzw . Überschreitungen
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von der Gesellschaft zu tragen sind , Ersparnisse und Überschüsse ihr
dagegen zugute kommen .

Mit Rücksicht darauf , daß im § 11 des mit der gedachten Gesell¬
schaft getroffenen Abkommensals spätester Termin der Übernahme der
1 . Oktober 1889 bezeichnet ist , hat die Neuguinea - Kompagnie den
Wunsch ausgesprochen , daß die tatsächliche Übernahmeder Verwaltung
durch Reichsbeamtegegen Erstattung der Kosten seitens der Gesellschaft
zum 1 . Oktober 1889 provisorisch ins Werk gesetzt werde .

Diesem Antrage ist im Hinblick daraus , daß die Übernahme der
Verwaltung durch das Reich im Interesse des Schutzgebietes liegt und
die wirtschaftlichen Bestrebungen zu fördern geeignet ist , vorbehaltlich
der späteren verfassungsmäßigenGenehmigung der bezüglichen Etats¬
positionen entsprochen worden .

Die aus Anlaß eines Wechsels im Personalbestande der Reichs¬
beamten im Schutzgebiete der Neuguinea - Kompagnie entstehenden Ver -
tretnngs - und Reise - bzw . Umzugskosten — einschließlich der durch die
zunächst nur kommissarischeEntsendung dieser Beamten erwachsenden
Kosten — werden , entsprechenddem im Dispositiv zu Kapitel 5
Titel 108 bis 111 des Etats für 1889/90 hinsichtlichder Reichs¬
beamten in den Schutzgebieten ausgesprochenen allgemeinen Grundsatze ,
auf die betreffenden Reichsfonds zu übernehmen sein .

2 . Zu Kapitel 2 Titel 3 .
Nach der dem Etat beigefügten Denkschrift ist die finanzielle Lage

der Schutzgebiete von Kamerun und Togo , für welche auf das laufende
Etatsjahr ein Reichszuschuß nicht beansprucht war , eine solche , daß auch
im Etatsjahre 1890/91 die in den Schutzgebieten aufkommenden Ein
nahmen zur Deckung der lokalen Ausgaben ausreichen werden .

Die hier beigefügten , auf Grund der Vorschläge des Gouverneurs
bzw . des Kommissars aufgestellten Entwürfe der Lokaletats schließen
ohne Zuhilfenahme eines Reichszuschusses für Kamerun mit 201000 Mark,
für Togo mit 93 500 Mark in Einnahme und Ausgabe ab .

Mit bezug auf die unter Nr . 12 , 13 , 16 und 21 der fort¬
dauernden Ausgaben des Lokaletats für Kamerun aufgeführten Beiträge
zur Remunerierungvon Beamten usw . im südlichen Teile des Schutz -
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gebiets ( Batcmga ) wird bemerkt , daß sich das Bedürfnis herausgestellt
hat , in diesem Gebietsteile , wo der Handel seit der Expedition des
Hauptmanns Kund einigen Aufschwung nimmt , ein Bezirksamt , gleich
dem im Norden des Schutzgebiets ( Viktoria ) bereits bestehenden , zu
errichten . Es erscheint zweckmäßig , die Stellen der Beamten bei diesem
neuen Bezirksamt mit der aus dein Afrikafonds (Beihilfe zur Förde¬
rung der auf Erschließung Zentralafrikas und anderer Ländergebiete
gerichteten wissenschaftlichen Bestrebungen) unterhaltenen Forschungs¬
station im südlichen Teile des Schutzgebiets organisch zu verbinden ,
so daß die Beteiligten ihre Remunerationen je zur Hälfte aus dem
Lokaletat und aus dem Afrikafouds zu beziehen haben werden .

Für das südwestafrikanischeSchutzgebiet ist ein Reichszuschuß auch
im nächsten Etatsjahre erforderlich . Derselbe beläuft sich nach der an¬
liegenden Aufstellung auf 268800 Mark . Von der auf 270000 Mark
veranschlagten Gesamtausgabe für das Schutzgebiet entfallen 22 000 Mark
wie bisher auf laufende fächliche Ausgaben beim Kommissariat ,
208000 Mark auf die Vermehrung bzw . Unterhaltung der Polizei¬
truppe und 40000 Mark auf die Kosten der Bergbehörde .

Eine Vermehrung der Polizeimacht hat sich zur Wahrung der
Autorität der Beamten und zum Schutze derselben bei Ausführung der
von ihnen erlassenen Anordnungenals unentbehrlich erwiesen . Es wird
beabsichtigt, die bisher aus 21 Mann nebst zwei Offizieren bestehende
berittene deutsche Truppe auf etwa 50 Mann zu erhöhen und derselben
ein Kontingent Eingeborener beizugeben . Insbesondere soll die Truppe
auch zur Überwachung der Einfuhr von Waffen und Munition dienen .

Die Bergbehörde wurde bisher von der Deutschen Kolonialgesell¬
schaft für Südwestafrika bestellt und besoldet . Infolge vielfacher hier¬
gegen erhobenerBedenken hat die Kaiserliche Verordnung , betreffend
das Bergwesen im südwestafrikanischen Schutzgebiet , vom 15 . August
1889 ( R . G .Bl . S . 179 ) die Einsetzung einer von Reichs wegen zu
bestellenden Bergbehörde vorgesehen .

Da bisher an etwa 60 Stellen des Schutzgebietes Gold gefunden
ist und da aus diesem Anlaß sowohl deutsche wie fremde Gesellschaften
zur bergmännischen Untersuchungund Ausbeutung des Schutzgebietes
sich gebildet haben , so ist ein Fortbestehender Bergbehörde notwendig .
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Lokaletat für das Kamerungebietauf das Etatsjahr 1890/91 .

Ausgabe .
I . Fortdauernde Ausgaben .

Besoldungen .
Besoldung des Zoll - und Kassen¬
verwalters .........

Besoldung eines Gehilfen für den¬
selben ..........
Besoldung eines Lehrers . . . .
Besoldung des Bezirksamtmanns in
Viktoria .........

Besoldung des Amtsdieners daselbst
Summe Titel 1 bis 5

Zu 1 bis 5 . Das persönliche pen -
sionsberechtigende Gehalt beträgt :
für den Bezirksamtmannin Viktoria
3000 ^ bis 5400 ^ , im Durch¬
schnitt 4200 für den Zoll - und
Kassenverwalter, für dessen Gehilfen
und für den Lehrer 2100 ^ bis
4200 ^ , im Durchschnitt 3150 ^ ,
für den Amtsdiener in Viktoria
1500 ^ .

Andere persönliche Ausgaben .

a ) für Weiße .
Zuschuß zur Besoldung eines Arztes
Funktionszulage für einen mit gleich¬
zeitiger Wahrnehmung der Geschäfte
eines Bauinspektors beauftragten
Gouvernementssekretär.....

Seite

9000

7 500
5 000

12000
3 600

37 100

3 000

2 500
5500 ^— j 37100 ^ —
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Übertrag
^
5 500

^ ^
37100

> ^

8 . Lokalzulage für die Mannschaft der
auf dem Marineetat stehenden beiden
Gouvernementsfahrzeuge (Küsten -
dampfer „ Nachtigal " und Barkasse ) 15000

9 . Remuneration für den Führer lSteuer -
mann ) des Fluszdampfers . . . . 5000 —

10 . Remuneration für den leitenden Ma¬
schinisten des Fluszdampfers 5000

11 . Remuneration für einen Aufseher auf

5000 —

12
zirksamtmanns im südlichen Teile des

6000 —

13 .
1800 -

Snmme Titel 6 bis 13 43 300

d ) für Schwarze .
14 . Remuneration des Dolmetschers in

1200
15 . Remuneration des Dolmetschers in

Viktoria ......... 600
16 . Beitrag zur Remnneration des Dol¬

metschers beim Bezirksamt im süd¬
lichen Teile des Schutzgebiets . . 300

17 . Transportkosten und Löhnung für eine
7 000

18 . Transporttosten und Löhnung für 6
Handwerker in Kamerun . . . . 5000

19 . Transportkosten und Löhnung für
Arbeiter , Bootsleute usw . in Kamerun 20000

Seite 34100 - > 80400
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Übertrag
^

34100
<z

80400
-5

20 . Transportkosten und Löhnung für
Arbeiter , Bootsleute usw . in Viktoria 3000

21 . Beitrag zu den Transportkosten und
der Löhnung für Arbeiter , Boots -

lichen Teile des Schutzgebiets . . 1500 ^

22 . Transportkosten und Löhnung für
die schwarze Besatzung des Fluß -

4400
23 . Transportkosten und Löhnung für

die Mannschaft des Zollaufsehers an
der Nordgrenze des Schutzgebiets . . 3000

24 . Löhnung eines Gehilfen bzw . Dol '
600

Summe Titel 14 bis 24 46600 —

Sächliche und vermischte Aus¬
gaben .

25 . Zu Bureaubedürfnissen aller Art,
2000

26 . Zu Dienstreisender Beamten . . 6000 —

27 . Zur Unterhaltung der Gebäude und
Grundstücke sowie des Inventars . . 13000

28 . Zu vermischten Ausgaben , und zwar :
zur Verpflegung von Strafgefangenen ,
zu Geschenken und Belohnungen an
Eingeborene , zur Beschaffung von
Pulver für den Mittagsschuß , zur
Ergänzung der Apotheke , zur Be¬
streitung von Denunziationsgebühren

4000
29 j Zur Ablösung der Kumiabgabe . . 11000

Seite 36000 127 000
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Übertrag
^

36000
.

127000
<9

30 . Zur Unterhaltung der Betonnung des
2500

31 . Zur Instandhaltung des Fluß¬
dampfers und Beschaffung des Be¬
triebsmaterials für denselben . . . 8000

32 . Zu unvorhergesehenen Ausgaben . . 5 000 _
Summe Titel 25 bis 32 51500

Summe der fortdauerndenAusgaben
II . Einmalige Ausgaben .

Zur Ausführung öffentlicherArbeiten

178500

22500

1 .
2 .
3 .
4 .

Summe der Ausgabe
Einnahme .

Verschiedene Verwaltungseinnahmen

156000
24000
12000
9000

201000

Summe der Einnahme 201000
Summe der Ausgabe 201000

Erforderlicher Zuschuß

Lokaletat für das Togogebiet auf das Etatsjahr 1890/91 .

Ausgabe .
I . Fortdauernde Ausgaben .

Besoldungen .

^ ^ ^ ^

1 .

! 2 .
Besoldung des Zollverwalters . .
Besoldung des Zollassistenten . .

7 500
3 600

Summe Titel 1 bis 2 11100
Zu 1 und 2 . Das persönliche Pen¬

sionsberechtigendeGehalt beträgt
Seite 11100
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^ ^̂> ^ 5̂?-
Übertrag 11100

für den Zollverwalter 2100 ^ bis
4200 ^ . im Durchschnitt 3150 ^H ,
für den Zollassistenten 1500 ^ .

Andere persönliche Ausgaben .
» ) sür Weiße .

^
Zuschuß zur Besoldung eineo Arztes

3 000

I)) süv TchlVüVHe .
4 . Zur Remunerierung eines ^ anzlei -

720

^ ur Remunerierun ^ von ^ olineMern
3 500

^ 800
^ R ? iu 5 -' er n eine ^ ^ ' ürtner ^

^ ur Remuneü ^ ^ ein 'er ^ rim ^e
720

g
von Poli "eisô ^ " ^ Gruppe 20000

9 . '̂ nr Remunerierur einer Arbeiter
^ ur emunerierung emer . r ei er - 6000

^ i e ^ ' tel 3 b ' ^ 9summe e io 34740

Sächliche uud vermischte Aus¬
gaben .

10 . Zu Bureaubedürfnissen , Porto usw . 4000
11 . 3000
12 . Zur Unterhaltung der Gebäude und

Grundstücke sowie des Inventars . . 13 000
13 . Zur Uniformierung uud Ausrüstung

der Polizeisoldaten ...... 2 500
14 . Lebenslängliche Rente an drei Häupt¬

linge (je 360 ^ ) ...... 1080
15 . Zu unvorhergesehenen Ausgaben . . 9 080

Summe Titel 10 bis 15 32660
Summe der sortdauernden Aus¬
gab eu ......... 78500
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Übertrag
II . Einmalige Ausgaben .

Restkaufgeld für das Zollhaus in
Klein Popo und zu öffentlichen Ar¬
beiten ..........

Summe der Ausgabe
Einnahme .

Einfuhrzölle ........
Verschiedene Verwaltungseinnahmen

Summe der Einnahme
Summe der Ausgabe

Erforderlicher Zuschuß

90000
3 500

Lokaletat für das südwestafrikanische Schutzgebiet auf das
Etatsjahr 18W/91 .

^ . //
Ausgabe .

I . Laufende sächliche Ausgaben
beim Kommissariat .

1 Zu Bureaudedürfnissen . Porto usw . 4000
2 . 10 000
3 . Zur Unterhaltung der Gebäude uud

Grundstücke fowie des Inventars . . 5 000
4 . Zu unvorhergesehenen Ausgaben . . 3000

Summe Titel 1 bi5 4 22000

II . Polizeitruppe.
: l ) Unterhaltung der bestehenden
Truppe vou 2 Offizieren und

21 Mann .
5 . Remuneration für den Hauptmann . 9000
6 . Remuueration für den Leutnant . . 6 000

Seite 15 000 22000
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Übertrag
Zur Ergänzung der Ausrüstung für
die beiden Offiziere ......
Zur Unterhaltung der Mannschaft
und Ergänzung der Ausrüstung , für
den Mann 2100 ^ .....
Remunerationszulage für 8 Unter¬
offiziere K 200 ^ ......

Summe Titel 5 bis 9
K) Vermehrung der Truppe um

30 Mann .
Zur Ausrüstung und Unterhaltungder
Mannschaft , für den Mann 3000 ^
Remunerationszulage für 5 Unter¬
offiziere 5 200 ......
Reise der Mannschaft nach dem Schutz¬
gebiete Ä 1000 ......

Summe Titel 10 bis 12
e ) Eingeborenenkontingent .

Zur Unterhaltung von 40 Einge¬
borenen , für den Mann und Tag 1 , 50 ^
ä ) Unvorhergesehene Ausgaben . .

Summe II
III . Bergbehörde .

Zur Remunerierungder Beamten und
zu sächlichen Ausgaben . . . .

Wiederholung.
Laufende sächliche Ausgaben beim
Kommissariat ........
Polizeitruppe ........
Bergbehörde ........

Summe der Ausgabe
Einnahme .

Gebühren und Abgaben vom Bergbau
Erfold e r l i ch e r ' >u s ch u n

^
15000

400

44100

1600

90000

1000

30000

22 000

61100

121000

21900
4000

208000 —

40000 ! —

22000
208000

40 000

268800



Anlage I : Nachweis der einzelnen Einnahmen und Ausgaben usw , 367

z . Zu Kapitel 2 Titel 4 .
Für Maßregeln zur Unterdrückung des Sklavenhandels und zum

Schutze der deutschen Interessen in Ostafrika sind sür das Etats¬
jahr 1890/91 bisher Mittel vom Bundesrate und Reichstage nicht be¬
willigt worden , da die Borschlägedes Reichskommissars Major Wiss¬
mann zur Zeit , als der Reichstag versammelt war , noch nicht voll¬
ständig eingegangenwaren und daher die Einbringung einer Borlage
behuss Deckung der entstehenden Kosten nicht möglich erschien . Nach¬
dem das fehlende Zahlenmaterial inzwischenergänzt ist , wurde zur
Prüfung der eingereichtenVorschläge und Geldforderungender mit der
hiesigen Stellvertretung des Reichskommissars betraute Major Liebert
vom Großen Generalstabe nach Ostafrika entsandt .

Auf Grund der nunmehr vorliegendenausführlichen Berichte in
Verbindung mit den bisherigenErsahrungen ist der Bedarf des Reichs¬
kommissars für die ihm in Ostafrika obliegenden militärischen und
politischen Aufgaben im Etatsjahr 1890/91 auf 4500 000 Mark zu
veranschlagen , deren Bewilligung im Wege des Nachtragsetats er¬
beten wird .

Bei Bemessung dieser Forderung kam in Betracht , daß , wenn auch
der Aufstand im nördlichen Teile der deutschen Interessensphäre in
Ostafrika als beendigt anzusehen ist , sich doch die Notwendigkeit ergeben
hat , in diesem Gebiete und namentlich an der Küste zur weiteren
Durchführung der gegen den Sklavenhandel ergriffenen Maßregeln , zur
Sicherung der Karawanenstraßenund znr Aufrechterhaltungvon Ord¬
nung und Ruhe im allgemeinen eine Anzahl von militärischen Stationen
zu unterhalten . Außerdem liegt dem Reichskommissardie fernere
Ausgabe ob , auch den Aufstand im südlichen Teile der deutschen
Interessensphäre, gegen welchen bisher noch keinerlei Maßregeln ergriffen
waren , niederzuwerfenund dort zur Bekämpfungdes Sklavenhandels
und der denselben begünstigendenElemente die erforderlichenEin¬
richtungen zu treffen .

Um diese Ausgaben vorzubereiten und durchzuführen , hat sich die
Notwendigkeit ergeben , die Zahl der schwarzen Mannschaften der Schutz¬
truppe von 1100 auf rund 1700 Mann zu erhöhen , wodurch zugleich
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eine entsprechende Vermehrung des Personals an deutschen Offizieren
und Unteroffizieren bedingt wird .

Nach den detaillierten Anschlägen des Reichskommissars und des
Majors Liebert sind nn lausenden Ausgaben für das Etats¬
jahr 1890/91 ............. 3088580 ^
erforderlich , wovon entfallen auf :
Unterhaltung des europäischen Personals 750000
Unterhaltung der farbigen Truppe . . 1358 580 ^
laufende Reise - und Ausrüstungskosten,
Abfindnngsgelder aus Anlaß eines Wechsels
im Personalbestande der Truppe . . . 85000 ^
Kosten sür den Schisfsbetrieb ( 4 Dampfer
und 1 Barkasse ) , einschließlich der Be¬
soldungen der Besatzung ...... 385000
verschiedene sonstige sächliche Ausgaben . 510000 ^

Zu diesen lausenden Ausgaben von in Summa 3 088580
treten an einmaligen Ausgaben für den Ankauf einer Dampf¬
barkasse und von Brandungsbooten , zur Charterung von Transport¬
schiffen , für Ergänzung des Kriegsmaterials , Haus - und Kafernen -
einrichtungen usw . für die Stationen , Ausrüstungs - und Reise¬
gelder ................ 845000 ^ .

Endlich hat sich das Bedürfnis ergeben , zu unvorhergesehenen
Ausgaben einen Reservefonds von 566420 ^ auszuwerfen.

Die im laufenden Rechnungsjahre bis zur verfassungsmäßigen
Bereitstellung der 4500000 ^ erwachsenden , einstweilen außeretats -
mäßig zu verrechnenden Ausgaben würden auf diesen Kredit in An¬
rechnung kommen .

Bemerkt wird schließlich , daß die durch Gesetz vom 27 . März 1889
- R .G .Bl . S . 39 — und die durch das Gesetz vom 1 . Februar 1890

— R .G .Bl . S . 21 — für das Etatsjahr 1889/90 bereit gestellten
Kredite von 1200 000 beziehungsweise 1950000 -.H nicht nur
erschöpft sind , sondern daß voraussichtlich bis zum Finalabschlusse der
Legationskasse pro 1889/90 eine Überschreitung von 365 000 bis
400000 sich ergeben wird . Diese Überschreitung , welche ihre haupt¬
sächlichste Erklärung in der bereits während der Monate Februar und
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März 189V eingeleiteten Vermehrung der Zahl der Mannschaften für
die militärischen Operationen im Süden der deutschen Interessensphäre
findet , wird außeretatmäßig nachgewiesen und mittels der Haushalts¬
übersicht Pro 1889/9 ! ) der nachträglichen Genehmigung der gesetzgebenden
Körper unterbreitet werden .

4 . Zu Kapitel 7 a Titel 12 » .
Durch das Gesetz vom 1 . Februar 1890 ( R . G .Bl . S . 19 ) ist zur

Einrichtung und Unterhaltung einer regelmäßigen Postdampfschiffs¬
verbindung zwischen Deutschlandund Ostafrika auf die Dauer bis zu
zehn Jahren durch geeignete Unternehmer eine Beihilfe bis zum Höchst¬
betrage von jährlich 900000 ^ aus Reichsmitteln bewilligt worden .

Nach dem mit dem Unternehmer geschlossenen Bertrage sollen die
regelmäßigen vierwöchentlichen Fahrten spätestens im März 1891 in
vollem Umfange aufgenommen werden . Vorher sollen jedoch , und zwar
im Juli 1890 beginnend , drei oder vier vorläufige Fahrten , wenigstens
auf der Hauptlinie , in Zwischenräumen von höchstens je acht Wochen
nach Maßgabe der Bestimmung in Ziffer 6 der Anlage zu § 2 des
Gesetzes stattfinden . Die Vergütung für die vorläufigenFahrten wird
auf Grund der zurückgelegten Entfernung nach dem Verhältnis der
Jahrevbeihilfc von 900000 . /^ nach Beendigung jeder Fahrt gezahlt .

Hiernach muß die Möglichkeit vorgesehen werden , daß im Etats -
jahr 1890 , 91 die Vergütung für fünf Fahrten zu zahlen ist . Es ist
dader der Betrag von rund 350000 in Ansatz gebracht worden .

Geschichte des Fürsten Bismarck in Einzeldarstellungen vill .
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Gesamtübersicht der Einnahmen und Ausgaben ^)
in den deutschen Schutzgebieten zur Zeit Vismarcks nach den
Reichshaushaltsetats wahrend der Etatsjahre 1 . April 1884/85

bis 1890/91 .

Es sind Mithin
Nr . Einnahme ausgeworfenvereinnahmt mehr weniger 7

^ ^ -5 ^ <5 ^ ^

I Reichshaushaltsetat 1884/85 ^ —
II 1885/86

III 1886/87
IV 1887/88
V 1888/89 23 460 23 460 —

VI 1889/90 25 500 ^ 25 500
VII 1890/91 78 000 74 645 83 3354 17 VI

Gesamtsumme 126 960 123 605 83 3354 17 71

Es sind Mithin
Nr . Ausgabe bewilligt ausgegeben mehr wenigem 7

^ -5 ^ -5 -5 ^
I Reichshaushaltsetnt 1884/85 180 000 202 082 69 22 082 69

II 1885/86 289 330 264 788 68 24 541 32 LL
III 1886/87 512 000 361 017 87 150 952 13 L1 !
IV 1887/88 415 800 376 168 23 39 631 77 VV
V 1888/89 349 600 1 207 307 79 857 707 79 ^

VI 1889/90 3 542 550 4 021 230 21 478 680 21
VII 1890/91 5 501 850 6 016 642 14 514 792 14

Gesamtsumme 10 791 130 12 449 267 61 1 873 262 83 215 125 22 L2 >

1658137 .^ 61 ^

!) Es handelt sich bei dieser Gesamtübersicht lediglich um die nach der vor¬
ausgehenden Anlage etats - und rechnungsmäßig nachgewiesenen
Summen (vgl . darüber auch S . 191 ) . Wegen der sonstigen Reichs -
anfwendnngen siehe die Ausführungen S . 193 — 196 ,
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Generalatte der Berliner Kongotonserenz .
Vom 26 . Februar 1885 .

(R . G . Bl . S . 215 .)

Im Namen des Allmächtigen Gottes
S . M . der Deutsche Kaiser , König von Preußen , S . M . der

Kaiser vvn Österreich , König von Böhmen usw . und Apostolischer
König von Ungarn , S . M . der König der Belgier , S . M . der König
von Dänemark , S . M . der König von Spanien , der Präsident der
Vereinigten Staaten von Nordamerika , der Präsident der Französischen
Republik , I . M . die Königin des Vereinigten Königreichs von Groß¬
britannien und Irland , Kaiserin von Indien , S . M . der König von
Italien , S . M . der König der Niederlande, Groscherzvg von Luxem¬
burg usw ., S . M . der König von Portugal und Algarvien usw . usw .,
S . M . der Kaiser aller Renßen , S . M . der König von Schweden
und Norwegen usw . und S . M . der Kaiser der Ottomanen ,

in der Absicht , die sür die Entwiclluug des Handels und der
Zivilisation in gewissen Gegenden Afrikas günstigsten Bedingungen im
Geiste gegenseitigen guten Einvernehmens zu regeln uud allen Völkern
die Vorteile der freien Schiffahrt aus den beiden hauptsächlichsten , in
den Atlantischen Ozean mündenden afrikanischen Strömen zu sichern :
andererseits von dem Wnnsche geleitet , Minverständnissen nnd Streitig¬
keiten vorzubeugen , welche in Zukunst durch ueue Besitzergreifungen
an den afrikanischenKnsten entstehen könnten , und zugleich aus Mittel
zur Hebung der sittlichen nnd materiellen Wohlfahrt der eingeborenen
Völkerschaften bedacht , haben infolge der von der Kaiserlich Deutschen



374 Dr . Herrfurt h , Fürst Bismarck und die Kolonialpolitik

Regierung im Einverständnis mit der Regierung der Französischen
Republik an Sie ergangenen Einladung beschlossen , zu diesem Zweck
eine Konferenz in Berlin zu versammeln lind haben zu Ihren Bevoll¬
mächtigten ernannt : (folgen die Namen ) , welche , versehen mit Voll¬
machten , die in guter und gehöriger Form befunden worden sind , nach
einander beraten und angenommenhaben :

1 . eine Erklärung , betreffend die Freiheit des Handels in dem
Becken des Kongo , seinen Mündungen und den angrenzenden Ländern ,
nebst einigen damit zusammenhängenden Bestimmungen ;

2 . eine Erklärung , betreffend den Sklavenhandelund die Operationen ,
welche zu Lande oder zur See diesem Handel Sklaven zuführen ;

3 . eine Erklärung , betreffend die Neutralität der in dem konven¬
tionellen Kongobecken einbegriffenen Gebiete ;

4 . eine Kongo - Schiffahrtsakte , welche , unter Berücksichtigung der
örtlichen Verhältnisse , auf diesen Strom , seine Nebenflüsse und auf die
denselben gleichgestellten Gewässer , die in den Artikeln 108 bis 116
der Schlußakte des Wiener Kongresses enthaltenen allgemeinen Grund¬
sätze ausdehnt , welche zum Zweck haben , zwischen den Signatär -
mächten jener Akte die freie Schiffahrt auf den mehrere Staaten
trennenden oder durchschneidenden schiffbaren Wasserläufen zu regeln ,
und welche seitdem vertragsmäßig auf Flüsse Europas und Amerikas ,
und namentlichauf die Donau , mit den durch die Verträge von Paris
1856 , von Berlin 1878 und London 1871 und 1883 vorgesehenen
Veränderungen angewendetworden sind ;

5 . eine Niger - Schiffahrtsakte , welche gleichfalls , unter Berücksichtigung
der örtlichen Verhältnisse , auf diesen Strom und seine Nebenflüsse , die in
den Artikeln 108 bis 116 der Schlußakte des Wiener Kongresses ent¬
haltenen Grundsätzeausdehnt ;

6 . eine Erklärung , welche in die internationalenBeziehungenein¬
heitliche Regeln sür zukünftige Besitzergreisungen an den Küsten des
afrikanischen Festlandes einführt ;

und , von der Ansicht ausgehend , daß diese verschiedenen Dokumente
nützlicherweisein einer einzigen Urkunde miteinander zu verbinden seien ,
dieselben zu einer , aus folgenden Artikeln bestehendenGeneralaktever¬
einigt haben .
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Kapitel I .
Erklärung , betreffend die Freiheit des Handels in dem Becken
des Kongo , seinen Mündungen und den angrenzenden Ländern

nebst einigen damit zusammenhängenden Bestimmungen .
Artikel 1 .

Der Handel aller Nationen soll volle Freiheit genießen :
1 . In allen Gebieten , welche das Becken des Kongo und seiner

Nebenflüsse bilden . Dieses Becken wird begrenzt durch die Höhenzüge
der daran grenzenden Becken , nämlich insbesondere die Becken deS
Niari ' ) , des Ogowe , des Schari und des Nils im Norden , durch die
östliche Wasserscheideder Zuflüsse des Tanganykaseesim Osten , durch
die Höhenzüge der Becken des Zambese und des Loge im Süden . Es
umfaßt demnach alle Gebiete , welche von dem Kongo und seinen
Nebenflüssen durchströmt werden , einschließlich des Tanganykasees und
seiner östlichen Zuflüsse .

2 . In dem Seegebiete , welches sich von dem Atlantischen Ozean
von dem unter 2 " 30 ' südlicher Breite gelegenen Breitengradebis zu der
Mündung des Loge erstreckt . Die nördliche Grenze folgt dem unter
2 " 30 ' belegenen Breitengrade von der Küste bis zu dem Punkte , wo er
mit dem geographischenBecken des Kongo zusammentrifft , ohne indes das
Becken des Ogowe, aus welchen die Bestimmungen des gegenwärtigen
Aktes keine Anwendung finden , zu berühren . Die südliche Grenze folgt
dem Laufe des Loge bis zu der Quelle dieses Flusses und wendet sich
von dort nach Osten bis zu der Vereinigung mit dem geographischen
Becken des Kongo .

3 . In dem Gebiete , welches sich östlich von dem Kongobecken in seinen
oben beschriebenen Grenzen bis zum Indischen Ozean erstreckt, von dem
fünften Grade nördlicher Breite bis zu der Mündung des Zambese im
Süden ; von letzterem Punkte aus folgt die Grenzlinie dem Zambese bis
fünf Meilen aufwärts von der Mündung des Schire und findet ihre Fort¬
setzung in der Wasserscheidezwischen den Zuflüssen des Nyassasees und

' ) Niari ^ Kwilu Niadi .
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den Nebenflüssen des Zambese , um endlich die Wasserscheideliniezwischen
dem Zambese und Kongo zu erreichen .

Man ist ausdrücklich darüber einig , daß bei Ausdehnung des
Grundsatzes der Handelsfreiheit auf dieses örtliche Gebiet die auf der
Konferenz vertretenen Mächte sich nur für sich selbst verpflichten , und
dieser Grundsatz auf Gebiete , welche zur Zeit irgend einem unabhängigen
und souveränen Staate gehören , nur insoweit Anwendung findet , als
der letztere seine Zustimmung erteilt . Die Mächte beschließen , ihre
guten Dienste bei den an der afrikanischenKüste des Indischen Ozeans
bestehenden Regierungen einzulegen , um die fragliche Zustimmung zu
erhalten und für alle Fülle der Durchfuhr aller Nationen die günstigsten
Bedingungen zu sichern .

Artikel 2 .
Alle Flaggen , ohne Unterschied der Nationalität , haben freien Zu¬

tritt zu der gesamten Küste der oben aufgeführten Gebiete , zu deu
Flüssen , die daselbst in das Meer einmünden , zu allen Gewässerndes
Kongo und seiner Nebenflüsse , einschließlich der Seen , zu allen Häfen
an diesen Gewässern , sowie zu alleu Kanälen , welche etwa in Zukunft
zu dem Zweck angelegt werden , um die Wasserstraße « oder Seen
innerhalb der im Artikel 1 beschriebenen Gebiete zn verbinden . Sie
dürfen jede Art von Beförderung unternehmen uud Lüsten - , Fluß -
und Kahnschissahrtunter deu gleicheu Bedingungen wie die Landes -
angehörigen ausüben .

Artikel 3 .
Waren jeder Herkunft , welche in diese Gebiete uuter irgend einer

Flagge auf dem See - , Fluß - oder Landwege eingeführt werden , sollen
keine anderen Abgaben zu entrichten haben als solche , welche etwa als
billiger Entgelt für zum Nutzen des Handels gemachte Ausgaben er ^
hoben werden und in dieser ihrer Eigenschaft gleichmäßig von den
Landesangehörigenund den Fremden jeder Nationalität zn tragen sind .
Jede ungleiche Behandlung , sowohl bezüglich der Schisse wie der Waren ,
ist untersagt .

Artikel 4 .
Die in diese Gebiete eingeführtenWaren bleiben von Eingangs¬

und Durchgangszöllen befreit . Die Mächte behalten sich vor , nach
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Ablauf einer Periode von zwanzig Jahren zu bestimmen , ob die Zoll¬
freiheit der Einfuhr beizubehalten ist oder nicht .

Artikel 5 .

Keine der Mächte , welche in den oben bezeichneten Gebieten
Souveränitätsrechte ausübt oder ausüben wird , kann daselbst Monopole
oder Privilegien irgendeiner Art , die sich auf den Handel beziehen ,
verleihen . Die Fremden sollen daselbst in bezug auf den Schutz ihrer
Personen und ihres Vermögens , den Erwerb und die Übertragung be¬
weglichen und unbeweglichen Eigentums und die Ausübuug ihres
Gewerbes ohne Unterschied die gleiche Behandlung und dieselben Rechte
wie die Landesangehörigen genießen .

Artikel 0 .

Bestimmungen hinsichtlich des Schutzes der Ein¬
geborenen , der Missionare und Reisenden , wie hin¬

sichtlich der religiösen Freiheit .
Alle Mächte , welche in den gedachten Gebieten Souveränitäts¬

rechte oder einen Einfluß ausüben , verpflichten sich , die Erhaltung der
eingeborenen Bevölkerung und die Verbesserung ihrer sittlichen und
materiellen Lebenslage zu überwachen und an der Unterdrückung der
Sklaverei und insbesondere des Negerhandels mitzuwirken : sie werden
ohne Unterschied der Nationalität oder des Kultus alle religiösen ,
wissenschaftlichen und wohltätigen Einrichtungen uud Uuternehmungen
schützen und begünstigen , welche zu jenem Zwecke geschaffen und organisiert
sind , oder dahin zielen , die Eingeborenen zu uuterrichten und ihnen
die Vorteile der Zivilisation verständlich und wert zu machen . Ehrist -
liche Missionare , Gelehrte , Forscher , sowie ihr Gesolge , ibre Habe uud
ihre Sammlungen bilden gleichfalls den Gegenstand eines besonderen
Schutzes . Gewissensfreiheit und religiöse Duldung werden sowohl
den Eingeborenen wie den Laudesangelwrigeu und Fremden ausdrücklich
gewährleistet . Die freie und öüentliche Ausübung aller Kutte , das
Recht der Erbauung gottesdienstlicher Gebäude und der Einrichtung
von Missionen , welcher Art Kultus dieselben angehören mögen , soll
keinerlei Beschränkung uud Hinderung unterliegen .
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Artikel 7 .
Regelung des Postwesens .

Die am 1 . Juni 1878 zu Paris revidierte Übereinkunft , betreffend
den Weltpostverein, soll auf das konventionelle Kongobecken Anwendung
finden . Die Mächte , welche daselbst Souveränität^ oder Protektorats¬
rechte ausüben oder ausüben werden , verpflichten sich , sobald die Um¬
stände es gestatten , die erforderlichen Matznahmen zur Ausführung der
vorstehenden Bestimmungenzu treffen .

Artikel 8 .
Aufsichtsrecht der Internationalen Schiffahrts¬

kommission des Kongo .
In allen denjenigen Teilen des in der gegenwärtigenErklärung

ins Auge gefaßten Gebietes , wo von keiner Macht Souveränitäts¬
oder Protektoratsrechteausgeübt werden sollten , ist es Aufgabe der
gemäß Artikel 17 eingesetzten Internationalen Schiffahrtskommission
des Kongo , über die Anwendung der in dieser Erklärung aufgestellten
und gebilligten Grundsätze zu wachen . In allen Fällen , wo bezüg¬
lich der Anwendung der in der gegenwärtigenErklärung aufgestellten
Grundsätze Schwierigkeiten entstehen , können die interessierten Regierungen
dahin übereinkommen , die guten Dienste der Internationalen Kommission
in Anspruch zu nehmen , indem sie dieselbe mit Prüfung der Umstände
beauftragen , welche zu jenen Schwierigkeiten Anlaß gegeben haben .

Kapitel II .
Erklärung , betreffend den Sklavenhandel.

Artikel 9 .
Da nach den Grundsätzen des Völkerrechts , wie solche von den

Signatärmächten anerkannt werden , der Sklavenhandel verboten ist ,
und die Operationen , welche zu Lande und zur See diesem Handel
Sklaven zuführen , ebenfalls als verboten anzusehen sind , so erklären
die Mächte , welche in den das konventionelle Kongobecken bildenden
Gebieten Souveränitätsrechte oder einen Einfluß ausüben oder aus¬
üben werden , daß diese Gebiete weder als Markt , noch als Durch -
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gangsstraße für den Handel mit Sklaven , gleichviel welcher Rasse , be¬
nutzt werden sollen . Jede dieser Mächte verpflichtet sich zur An¬
wendung aller ihr zu Gebote stehenden Mittel , um diesem Handel ein
Ende zu machen und diejenigen , welche ihm obliegen , zu bestrafen .

Kapitel III .
Erklärung , betreffend die Neutralität der in dem konventionellen

Kongobecken einbegriffenen Gebiete .
Artikel 10 .

Um dem Handel und der Industrie eine neue Bürgschaft der
Sicherheit zu geben und durch die Aufrechterhaltungdes Friedens die
Entwicklung der Zivilisation in denjenigen Ländern zu sichern , welche
im Artikel 1 erwähnt und dem System der Handelsfreiheit unterstellt
sind , verpflichten sich die Hohen Teile , welche die gegenwärtigenAkte
unterzeichnen , und diejenigen , welche ihr in der Folge beitreten , die
Neutralität der Gebiete oder Teile von Gebieten , welche den erwähnten
Ländern angehören , einschließlich der territorialen Gewässer , zn achten ,
solange die Mächte, welche Souvercinitäts - oder Protektoratsrechte
über diese Gebiete ausüben oder ausüben werden , von dem Rechte ,
sich für neutral zu erklären , Gebranch machen und den durch die
Neutralität bedingten Pflichten nachkommen .

Artikel 11 .
Falls eine Macht , welche die Souverü' nitäts - oder Protektorats¬

rechte in den im Artikel 1 erwähnten und dein Freihandelssystem
unterstelltenLändern ausübt , in einen Krieg verwickelt werden sollte ,
verpflichten sich die Hohen Teile , welche die gegenwärtige Akte unter¬
zeichnen , sowie diejenigen , welche ihr in der Folge beitreten , ihre
guten Dienste zu leihen , damit die dieser Macht gehörigenund in der
konventionellen Freihandelszoneeinbegriffenen Gebiete , im gemeinsamen
Einverständnisdieser Macht und des anderen oder der anderen der krieg¬
führenden Teile , für die Dauer des Krieges den Gesetzen der Neutralität
unterstellt und so betrachtet werden , als ob sie einem nichtkriegführen¬
den Staate angehörten . Die kriegführenden Teile würden von dem
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Zeitpunkt an darauf Verzicht zu leisten haben , ihre Feindseligkeiten
auf die also neutralisierten Gebiete zu erstrecken oder dieselben als
Basis für kriegerischeOperationen zu benutzen .

Artikel ^ .

Falls sich zwischen den Mächten , welche die gegenwärtigeAkte
unterzeichnen , oder denjenigen , welche etwa in der Folge derselben bei¬
treten , ernste Meinungsverschiedenheitenmit bezug auf die Grenzen
oder innerhalb der Grenzen der i :n Artikel 1 erwähnten und dein
Freihandelssystem unterstellten Gebiete ergeben , so verpflichten sich jene
Mächte , bevor sie zur Waffengewalt schreiten , die Vermittlung einer
oder mehrerer der befreundeten Mächte in Ansprnch zu nehmen . Für
deu gleichen Fall behalten sich die gleichen Mächte vor , nach ihrem
Ermessen auf ein schiedsrichterliches Verfahren zurückzugreifen .

Kapitel IV .
KongoschiffahrLsakte .

Artikel 13 .
Die Schiffahrt auf dem Kongo , ohne Ausnahme irgend einer der

Verzweigungenoder Ausläufe dieses Flusses , soll für die Kauffahrtei -
fchiffe aller Nationen , mögen sie mit Ladnng oder Ballast fahren , voll¬
kommen frei fein und bleiben , sowohl bezüglich der Beförderung von
Waren , wie von Reisenden . Sie hat sich zu richten nach den Be¬
stimmungender gegenwärtigen Schifsahrtsakteund den in Ausführung
derselben zu erlassenden Vorschriften . Bei Ausübung dieser Schiff -
sahrt sollen die Angehörigen und Flaggen aller Nationen in jeder
Hinsicht auf dein Fuße einer vollkommenen Gleichheit behandelt werden ,
sowohl für die direkte Schisfahrt vom offenen Meer nach den inneren
Häfen des Kongo und umgekehrt , als für die große und kleine Küsten¬
schisfahrt nnd für die Kahnschifsahrt auf dem ganzen Laufe des Flusses .
Demgemäß soll auf dein ganzen Laufe und an den Mündungen
des Kongo keinerlei Unterschied zwischen den Angehörigen der Ufer¬
staaten und der Nichtuferstaaten gemacht und keine ausschließlicheSchiff -
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fahrtsvergünstigung weder an irgendwelche Gesellschaften oder Körper¬
schaften , noch an Privatpersonen verliehen werden . Diese Be¬
stimmungen werden von den Signatärmächten , als künftig einen Be¬
standteil des internationalen öffentlichen Rechts bildend , anerkannt .

Artikel 14 .
Die Schiffahrt auf dem Kongo soll keinerlei Beschränkungoder

Abgabe unterliegen , die nicht ausdrücklichin der gegenwärtigen Akte
vereinbart ist . Dieselbe soll keinerlei Stations - , Stapel - , Niederlage - ,
Umschlags - , oder Aufenthaltsverpflichtung unterworfen sein . In
der ganzen Ausdehnung des Kongo sind die den Strom passierenden
Schiffe und Waren , ohne Rücksicht aus ihre Herkunft oder Bestimmung ,
von jeder Art Durchgangszoll befreit . (5s foll keinerlei See - oder
Flußabgabe erhoben werden , welche sich einzig und allein auf die
Tatsache der Schiffahrt gründet , noch auch irgend ein Zoll von Waren ,
die sich an Bord der Schiffe befinden . Vielmehr sollen nur solche
Gebühren oder Abgaben zur Erhebung gelangen , die den Charakter
eines Entgeltes für der Schiffahrt selbst geleistete Dienste tragen , nämlich :

1 . Hafengebührenfür die tatsächliche Benutzung gewisser örtlicher
Einrichtungen, wie Kais , Lagerhäuser usw . Der Tarif für diese
Gebühren soll nach den Kosten der Herstellung und der Unterhaltung
der bezüglichen örtlichen Einrichtungen berechnet und ohne Rücksicht auf
die Herkunft der Schiffe und auf ihre Ladung angewendet werden .

2 . Lotsengebührenauf denjenigen Flugstrecken , wo die Eiurichtung
von Stationen geprüfter Lotsen notwendig erscheint . Der Tarif für
diese Abgaben soll fest und dem geleisteten Dienste angemessen sein .

3 . Gebühren zur Bestreitung der technischen und Verwaltungs¬
ausgaben , die im allgemeinen Interesse der Schiffahrt gemacht worden
sind , einschließlich der Gebühren für Leuchttürme , Leuchtfeuerund
Baken . Die Gebühren der letzteren Art sollen nach dem Tonnen¬
gehalte der Schiffe , wie sich derselbe aus den Schiffspapieren ergibt ,
nach Maßgabe der für die untere Donau eingeführten Borschriften
berechnet werden .

Die Tarife , nach denen die in den vorhergehendendrei Absätzen
aufgezählten Gebühren und Abgaben erhoben werden , dürfen keinerlei
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differentielle Behandlung enthalten und sind in jedem Hafenplatzeamt¬
lich zu veröffentlichen . Die Mächte behalten sich vor, nach Ablauf
eines Zeitraums von fünf Jahren zu prüfen , ob eine Revision der
oben erwähnten Tarife auf Grund gemeinschaftlichenEinverständnisses
angezeigt erscheint .

Artikel 15 .
Die Nebenflüsse des Kongo sollen in jeder Hinsicht denselben Ge¬

setzen , wie der Strom selbst , unterworfen sein . Die gleichen Ge¬
setze gelten auch für die größeren und kleineren Flüsse , sowie für die
Seen und Kanäle in den durch Artikel 1 Absatz 2 und 3 näher be¬
zeichneten Gebieten . Doch sollen sich die Befugnisse der Internationalen
Gesellschaft des Kongo auf die gedachten größeren und kleineren Flüsse ,
Seen und Kanäle nur dann erstrecken , wenn die Staaten , unter deren
Souveränität jene Gewässer stehen , ihre Zustimmung erteilen . Auch
bleibt , wohl verstanden , für die im Artikel 1 Absatz 3 erwähnten Ge¬
biete die Zustimmung der souveränen Staaten , zu denen diese Gebiete
gehören , vorbehalten .

Artikel 16 .
Straßen , Eisenbahnen oder Seitenkanäle , welche zu dein besonderen

Zwecke erbaut werden , um der Nichtschiffbarkeit oder den Mängeln der
Wasserstraßeauf gewissen Strecken des Kongo , seiner Nebenflüsseund
den andern durch Artikel 15 letzteren gleichgestellten Wasserläufenab¬
zuhelfen , sollen in ihrer Eigenschaft als Verkehrsmittel als zu diesem
Strome gehörig angesehen werden und gleichfalls dem Handel aller
Nationen geöffnet sein . Ebenso wie auf dem Strome können auch
auf diesen Straßen , Eisenbahnenund Kanälen nur solche Abgaben er¬
hoben werden , welche nach Maßgabe der Auswendungen für Herstellung ,
Unterhaltung und Betrieb , einschließlich des den Unternehmern zu¬
stehenden Gewinnes , in Ansatz zu bringen sind . Bei Bestimmung
der Höhe dieser Abgaben sollen die Fremden und die Angehörigender
betreffenden Gebiete auf dem Fuße vollständigerGleichheit behandelt
werden .

Artikel 17 .
Eine Internationale Kommission wird eingesetzt, um die Aus¬

führung der Bestimmungen der gegenwärtigen Schiffahrtsaktezu sichern .
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Die Signatärmächte dieser Akte , sowie die Mächte , welche später
derselben deitreten , können sich jederzeit in der gedachten Kommission ,
jede durch einen Abgesandten , vertreten lassen . Kein Abgesandterkann
über mehr als eine Stimme verfügen , selbst dann nicht , wenn er
mehrere Regierungen vertritt . Der Abgesandte wird direkt von seiner
Regierung besoldet . Die Gehälter und Bezüge der Agenten und
Angestellten der Internationalen Kommission werden auf den Ertrag
der gemäß Artikel 14 Absatz 2 und 3 zu erhebenden Abgaben ver¬
rechnet . Die Höhe der fraglichen Gehälter und Bezüge , sowie die
Anzahl , der Grad und die Amtsbefugnisseder einzelnen Agenten und
Angestellten sind in den Rechenschaftsberichtaufzunehmen , welcher jedes
Jahr an die in der Internationalen Kominission vertretenen Regierungen
zu erstatten ist .

Artikel 18 .
Die Mitglieder der Internationalen Kommission , sowie die von

ihr ernannten Agenten sind in der Ausübung ihrer Funktionen mit
dem Privileg der Unverletzlichkeit bekleidet . Der gleiche Schutz soll sich
auf die Amtsräume , Bureaus und Archive der Kommission erstrecken .

Artikel 19 .
Die Konstituierung der Internationalen Schiffahrtskommission

des Kongo soll erfolgen , sobald fünf der Signatärmächte der gegen¬
wärtigen Generalakteihre Abgesandten ernannt haben . Bis zur Kon¬
stituierung der Kommission soll die Ernennung der Delegierten der
Negierung des Deutschen Reichs angezeigt werden , welche ihrerseits
die erforderlichenSchritte einleiten wird , um die Vereinigung der
Kommission herbeizuführen . Die Kommission hat unverzüglich Be¬
stimmungen über die Schiffahrt, die Flußpolizei , , das Lotsen - und
Quarantänewesen auszuarbeiten . Diese Bestimmungen, sowie die
von der Kommission festzusetzenden Tarife sind vor ihrer Inkraftsetzung
der Genehmigung der in der Kommission vertretenen Mächte zu
unterbreiten . Die interessierten Mächte haben binnen kürzester Frist
ihre Ansicht zu äußern . Übertretungen dieser Bestimmungen
werden da , wo die Internationale Kommission ihre Machtbefugnisse
unmittelbar ausübt , von den Agenten derselben , anderwärts von dem
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betreffenden Uferstaate geahndet . Im Falle eines Amtsmißbrauches
oder einer Rechtsverletzung von feiten eines Agenten oder Angestellten
der Internationalen Kommissionsoll es dem Betreffenden , der sich in
seiner Person oder seinen Rechten verletzt fühlt , freistehen , sich an den
konsularischenAgenten seiner Nation zu wenden . Letzterer hat die Be¬
schwerde zu Prüfen und kann dieselbe , sofern er sie prima kaeie be¬
gründet findet , der Kommission vortragen . Auf seinen Antrieb hat
die Kommission , vertreten durch mindestens drei ihrer Mitglieder , mit
ihm gemeinschaftlich eine Untersuchung über das Verfahren ihres
Agenten oder Angestellten herbeizuführen . Wenn der konsularische Agent
die Entscheidung der Kommission für rechtlich anfechtbar hält , so hat er
darüber an seine Regierung zu berichten , welche sich mit den in der
Kommission vertretenenMächten in Verbindung setzen und dieselben
einladen kann , über die der Kommission zu erteilenden Weisungeneine
Verständigungzu treffen .

Artikel 20 .
Die nach Artikel 17 mit Überwachung der Ausführung der

gegenwärtigenSchiffahrtsakte betraute Internationale Kommission des
Kongo zählt namentlichzu ihren Befugnissen :

1 . Die Bestimmung der Arbeiten , welche geeignet sind , die Schiff¬
barkeit des Kongo entsprechend den Bedürfnissen des internationalen
Handels zu sichern . Auf denjenigen Strecken des Stromes , wo keine
Macht Souveränitätsrechte ausübt , hat die Internationale Kommission
selbst die erforderlichen Maßnahmen zur Sicherung der Schiffbarkeit
des Flusses zu treffen . Auf den im Besitz einer souveränenMacht
befindlichen Strecken hat sich die Internationale Kommission mit der
Uferobrigkeit zu verständigen .

2 . Die Festsetzung des Lotsentarifs sowie des allgemeinen Tarifs
für die im zweiten und dritten Absatz des Artikels 14 vorgesehenen
Schiffahrtsabgaben . Die im ersten Absatz des Artikels 14 erwähnten
Tarife werden innerhalb der durch den gedachten Artikel bestimmten
Grenzen von der territorialen Obrigkeit festgesetzt . Die Erhebung der
verschiedenen Abgaben erfolgt durch die internationalenoder territorialen
Obrigkeiten , für deren Rechnung sie eingeführt sind .

3 . Die Verwaltung der nach obigem Absatz 2 erzielten Einkünfte .
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4 . Die Überwachung der in Gemäßheitdes Artikels 24 geschaffenen
Quarantäneanstalt.

5 . Die Ernennung der zum allgemeinen Schiffahrtsdienstgehörigen
Agenten , sowie ihrer eigenen Angestellten . Die Einsetzung von
Unteraufsehern erfolgt für die im Besitz einer Macht befindlichen
Stromstrecken durch die Territorialgewalt , für die übrigen Stromstrecken
durch die Internationale Kommission . Der Uferstaat hat der
Internationalen Kommission die Ernennung der von ihm eingesetzten
Uferaufseher anzuzeigen und seinerseits für die Besoldung der letzteren
Sorge zu tragen .

In der Ausübung ihrer oben bezeichnetenund abgegrenzten
Befugnisse ist die Internationale Kommission von der Territorial¬
gewalt unabhängig .

Artikel 21 .
Bei der Erfüllung ihrer Aufgabe kann die Internationale

Kommission , im Notfalle , die Kriegsschiffe der Mächte , welche diese
Akte unterzeichnen , sowie derjenigen , die ihr künftig beitreten , zur Hilfe
ziehen , unbeschadetder den Kommandanten dieser Schiffe von ihren
betreffenden Regierungen etwa erteilten Instruktionen .

Artikel 22 .
Die in den Kongo einlaufenden Kriegsschiffe der die gegenwärtigen

Akte unterzeichnenden Mächte sind von Entrichtung der im Absatz 3
des Artikels 14 vorgesehenen Schiffahrtsabgaben befreit . Sie haben
indes die eventuellen Lotsen - , sowie die Hafenabgaben zu leisten , so¬
fern nicht ihre Intervention von der Internationalen Kommission oder
deren Agenten nach Matzgabe des vorhergehenden Artikels nachgesucht
worden ist .

Artikel 23 .
Zur Deckung der ihr obliegenden Ausgaben für technische und

Verwaltungszwecke kann die durch Artikel 17 eingesetzte Internationale
Kommission im eigenen Namen Anleihen schließen , zu deren Sicher¬
stellung ausschließlich die der gedachten Kommission zugewiesenen Ein¬
künfte dienen . Die auf den Abschluß einer Anleihe gerichteten Be¬
schlüsse der Kommission müssen mit einer Majorität von zwei Drittel

Geschichte des Fürsten Bismarck in Einzeldarstellungen vm . 25
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der Stimlnen gefaßt sein . Unter allen Umständen bleibt die An¬
nahme ausgeschlossen , als ob von den in der Kommission vertretenen
Regierungen irgend eine Garantie übernommen oder irgend eine Ver¬
bindlichkeit oder Bürgschaft bezüglich der fraglichen Anleihen eingegangen
werde , es sei denn , daß sie besondere Abkommen zu diesem Zwecke ge¬
troffen hätten . Der Ertrag der im dritten Absatz des Artikels 14
aufgeführten Abgaben soll in erster Linie zur Bezahlung der Zinsen
der gedachten Anleihen und zu ihrer Tilgung , nach Maßgabe der mit
den Darleihern getroffenen Abkommen verwendet werden .

Artikel 24 .
An den Mündungen des Kongo soll , sei es auf Initiative der

Uferstaaten , sei es auf Dazwischentreten der Internationalen Kommission ,
eine Quarantäneanstalt geschaffen werden , deren Aufgabe es ist, die
Kontrolle über die ein - und auslaufenden Schiffe auszuüben . Es
bleibt späterer Entscheidung der Mächte vorbehalten , ob und unter
welchen Bedingungen eine gesundheitliche Kontrolle über die Schiffe
auch im Gebiete der eigentlichen Stromschiffahrt auszuüben ist .

Artikel 25 .
Die Bestimmungen der gegenwärtigen Schiffahrtsakte sollen in

Kriegszeitenin Kraft bleiben . Demgemäß soll auf dem Kongo , feinen
Verzweigungen , Nebenflüssen und Mündungen , sowie auf den , letzteren
gegenüberliegenden Teilen des Küstenmeeres die Schiffahrt aller
Nationen , neutraler wie kriegführender , zu jeder Zeit für den Gebrauch
des Handels frei sein . Der Handel soll gleichfalls , ungeachtet des
Kriegszustandes , frei bleiben auf den in den Artikeln 15 und 16 er¬
wähnten Straßen , Eisenbahnen , Seen und Kanälen . Dieser Grund¬
satz erleidet eine Ausnahme nur bezüglich der Beförderungvon Gegen¬
stünden , welche für einen Kriegführenden bestimmt und nach dem
Völkerrecht als Kriegskonterbande anzusehen sind . Alle in Aus¬
führung der gegenwärtigen Akte geschaffenen Werke und Einrichtungen,
namentlich die Hebestellen uud ihre Kassen , sowie die bei diesen Ein¬
richtungen dauernd angestellten Personen sollen den Gesetzen der
Neutralität unterstellt sein und demgemäß von den Kriegführendenge¬
achtet und geschützt werden .
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Kapitel V .
Nigerschiffahrtsakte .

Artikel 26 .
Die Schiffahrt auf dem Niger , ohne Ausnahme irgend einer der

Verzweigungenoder Ausläufe dieses Flusfes , soll für die Kaussahriei -
fchiffe aller Nationen , mögen sie mit Ladung oder Ballast fahren , voll¬
kommen frei sein und bleiben , sowohl bezüglich der Beförderung von
Waren wie von Reifenden . Sie hat sich zu richten nach den Be¬
stimmungen der gegenwärtigen Schiffahrtsakte und den in Ausführung
derselben zu erlassenden Vorschriften . Bei Ausübung dieser Schiff¬
fahrt sollen die Angehörigen und Flaggen aller Nationen in jeder
Hinsicht auf dem Fuße vollkommenerGleichheit behandelt werden ,
sowohl für die direkte Schiffahrt vom offenen Meere nach den inneren
Häfen des Niger und umgekehrt , als für die große und kleine
Küstenschiffahrt und für die Kahnschiffahrt auf dem ganzen Laufe des
Flusses . Demgemäß soll auf dem ganzen Laufe und an den Mün¬
dungen des Niger keinerlei Unterschied zwischen den Angehörigender
Uferftaaten und der Nichtuferstaatengemacht und keine ausschließliche
Schiffahrtovergünstigung weder an irgend welche Gesellschaften oder
Körperschaften, noch an Privatpersonen verliehen werden . Diese
Bestimmungen werden von den Signatärmächten , als künftig einen
Bestandteil des internationalen öffentlichen Rechts bildend , anerkannt .

Artikel 27 .
Die Schiffahrt auf dem Niger soll keinerlei Beschränkungoder

Abgabe unterliegen , welche sich einzig und allein aus die Tatsache der
Schiffahrt gründet . Dieselbe soll keinerlei ' Stations - , Stapel - ,
Niederlage - , Umschlags - oder Aufenthaltsverpflichtnng unterworfen
sein . In der ganzen Ausdehnung des Niger sind die den Strom
passierenden Schiffe und Waren , ohne Rücksicht aus ihre Herkunft oder
Bestimmung , von jeder Art DurchgaugsM befreit . Es soll keinerlei
See - oder Flußabgabe erhaben werden , welche sich einzig uud allein
auf die Tatsache der Schiffahrt gründet , noch auch irgend ein Zoll von
Waren , die sich an Bord der Schiffe befinden . Vielmehr sollen nur

25 --°
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solche Gebühren oder Abgaben zur Erhebung gelangen , die den
Charakter eines Entgelts für der Schiffahrt selbst geleistete Dienste
tragen . Die Tarife für diese Gebühren und Abgaben sollen keinerlei
differentielle Behandlung enthalten .

Artikel 28 .
Die Nebenflüsse des Niger sollen in jeder Hinsicht denselben

Gesetzen wie der Strom selbst unterworfen sein .

Artikel 29 .
Straßen , Eisenbahnenoder Seitenkanäle , welche zu dem besonderen

Zwecke erbaut werden , um der Nichtschiffbarkeit oder den Mängeln der
Wasserstraße auf gewissen Strecken des Niger , seiner Nebenflüsse , Ver¬
zweigungen und Ausflüsfe abzuhelfen , sollen in ihrer Eigenschaft als
Verkehrsmittel als zu diesem Strome gehörig angesehen werden und
gleichfalls dem Handel aller Nationen geöffnet sein . Ebenso wie
auf dem Strome können auch auf diesen Straßen , Eisenbahnen und
Kanälen nur solche Abgaben erhoben werden , welche uach Maßgabe
der Aufwendungen für Herstellung , Unterhaltung und Betrieb , ein¬
schließlich des den Unternehmernzustehenden Gewinnes , in Ansatz zu
bringen sind . Bei Bestimmung der Höhe dieser Abgaben sollen die
Fremden und die Angehörigender betreffenden Gebiete auf dem , Fuße
vollständiger Gleichheit behandelt werden .

Artikel 30 .
Großbritannien verpflichtet sich , die in den Artikeln 26 , 27 , 28 ,

29 mit bezug auf die Freiheit der Schiffahrt aufgestellten Grundsätze
zur Anwendung zu bringen , insoweit die Gewässer des Niger, seiner
Nebenflüsse , Verzweigungen und Ausflüsfe sich unter britischer
Souveränität oder britischem Protektorat befinden oder befinden werden .
— Die Bestimmungen, welche es zur Sicherung und Kontrolle der
Schiffahrt erlassen wird , werden so abgefaßt sein , daß der freie Ver¬
kehr der Handelsschiffe soviel wie möglich erleichtert wird . Es ver¬
steht sich , daß keine der so übernommenen Verpflichtungen in dem Sinne
ausgelegt werden kann , als wenn infolge derselben Großbritannien ver¬
hindert wäre oder sein könnte , beliebige Bestimmungenfür die Schiff -
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fahrt zu treffen , welche nicht mit dem Geiste dieser Verpflichtungen in
Widerspruch stehen . Großbritannien verpflichtet sich , den fremden
Kaufleuten aller Nationen , welche in den jetzt oder zukünftig seiner
Souveränität oder seinem Protektorat unterstehenden Strecken des Niger
Handel treiben , Schutz zu gewähren , als wären es seine eignen Unter¬
tanen , vorausgesetzt jedoch , daß die betreffenden Kaufleute den auf Grund
des Vorstehenden ergangenen oder in Zukunft ergehenden Bestimmungen
nachkommen .

Artikel 31 .
Frankreich übernimmt , insoweit die Gewässer des Niger , seiner

Nebenflüsse , Verzweigungen und Ausläufe sich unter seiner Souveränität
oder seinem Protektorat befinden oder befinden werden , die in dem
vorhergehenden Artikel bezeichneten Verpflichtungen unter denselben
Vorbehalten und in dem gleichen Wortlaut .

Artikel 32 .
Jede der übrigen Signatärmächte verpflichtet sich in gleichem Sinne

für den Fall , daß sie in Zukunft Souveränitäts - oder Protektoratsrechte
über irgend einen Teil des Niger , seiner Nebenflüsse , Verzweigungen und
Ausflüsse ausüben sollte .

Artikel 33 .
Die Bestimmungen der gegenwärtigenSchiffahrtsakte sollen in

Kriegszeitenin Kraft bleiben . Demgemäß foll auf dem Niger , feinen
Verzweigungen und Nebenflüssen , seinen Mündungen und Ausflüssen ,
sowie auf den , den Mündungen und Ausflüssen dieses Stromes gegen¬
überliegenden Teilen des Küstenmeeresdie Schiffahrt aller Nationen ,
neutraler wie kriegführender , zu jeder Zeit für den Gebrauch des
Handels frei sein . Der Handel soll gleichfalls , uugeachtet des Kriegs¬
zustandes , frei bleiben auf den in dem Artikel 29 erwähnten Straßen ,
Eisenbahnenund Kanälen . Dieser Grundsatz erleidet eine Ausnahme
nur bezüglich der Beförderung von Gegenständen , welche für einen
Kriegführenden bestimmt und nach dem Völkerrechtals Kriegskonterbande
anzusehen sind .



390 Dr . Herrfurth , Fürst Bismarck und die Kolonialpolittt

Kapitel VI .
Erklärungen , betreffend die wesentlichen Bedingungen , welche
zu erfüllen sind , damit neue Besitzergreifungen an den Küsten

des afrikanischen Festlandes als effektive betrachtet werden .
Artikel 34 .

Diejenige Macht , welche in Zukunft von einem Gebiete an der
Küste des afrikanischen Festlandes , welches außerhalb ihrer gegenwärtigen
Besitzungen liegt , Besitz ergreift , oder welche , bisher ohne dergleichen
Besitzungen , solche erwerben sollte , desgleichen auch die Macht , welche
dort eine Schutzherrschaftübernimmt , wird den betreffenden Akt mit
einer an die übrigen Signatü'rmächte der gegenwärtigen Akte gerichteten
Anzeige begleiten , um dieselben in den Stand zu setzen , gegebenenfalls
ihre Reklamationen geltend zu machen .

Artikel 35 .
Die Signatärmächte der gegenwärtigenAkte anerkennen die Ver¬

pflichtung , in den von ihnen an den Küsten des afrikanischenKontinents
besetzten Gebieten das Vorhandenseineiner Obrigkeit zu sichern , welche
hinreicht , um erworbene Rechte und gegebenenfalls die Handels - und
Durchgangsfreiheitunter den Bedingungen , welche für letztere vereinbart
worden , zu schützen .

Kapitel VII .
Allgemeine Bestimmungen .

Artikel 36 .
Die Signatärmächte der gegenwärtigenGeneralakte behalten sich

vor , in dieselbe nachträglich und aus Grund gemeinsamen Einverständ¬
nisses diejenigen Abänderungen oder Verbesserungen aufzunehmen , deren
Nützlichkeit durch die Erfahrung dargetan werden sollte .

Artikel 37 .
Die die gegenwärtige Generalakte nicht unterzeichnenden Mächte

können ihren Bestimmungen durch einen besonderen Akt beitreten .
Der Beitritt jeder Macht wird auf diplomatischem Wege zur Kenntnis



Anlage II : Generalakte der Berliner Kongvkonferenz 391

der Regierung des Deutschen Reichs und von dieser zur Kenntnis aller
Staaten gebracht , welche diese Generalakte unterzeichnen oder derselben
nachträglichbeitreten . Er bringt zu vollem Recht die Annahme aller
Verpflichtungen und die Zulassuug zu allen Vorteilen mit sich , welche
durch die gegenwärtigeGeneralakte vereinbart worden sind .

Artikel 38 .

Gegenwärtige Generalakte soll binnen kürzester und keinesfalls den
Zeitraum eines Jahres überschreitenderFrist ratifiziert ^) werden . Sie
tritt für jede Macht von dem Tage ab in Kraft , an welchem letztere
die Ratifikation vollzogen hat . Inzwischen verpflichten sich die diese
Generalakteunterzeichnenden Mächte , keinerlei Maßnahmen zu treffen ,
welche den Bestimmungen dieser Akte zuwiderlaufen würden . Jede
Macht wird ihre Ratifikation der Negierung des Deutschen Reichs zu¬
gehen lassen , durch deren Vermittelung allen anderen Signatärmächten
der gegenwärtigenGeneralaktedavon Kenntnis gegeben werden wird .
Die Ratifikationen aller Mächte bleiben in den Archiven der Regierung
des Deutschen Reichs aufbewahrt . Wenn alle Ratifikationenbeigebracht
sind , so wird über den Hinterlegungsaktein Protokoll errichtet , welches
von den Vertretern aller Mächte , die an der Berliner Konferenz teil¬
genommen haben , unterzeichnet , und wovon eine beglaubigte Abschrift
allen diesen Mächten mitgeteilt wird .

Zur Beglaubigung dessen haben die betreffendenBevollmächtigten
gegenwärtigeGeneralakteunterzeichnet und ihre Siegel beigesetzt .

Geschehen zu Berlin , am sechsundzwanzigstenFebruar Eintausend -
achthundertfünfundachtzig.

( Unterschristen .)

' ) Die Vereinbarung ist diesseits am 8 . April 1885 ratifiziert worden .
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Generalakte der Samoakonserenz in Berlin
Vom 14 . Juni 1889 .

Seine Majestät der Deutsche Kaiser , König von Preußen , der
Präsident der Bereinigten Staaten von Amerika , Ihre Majestät die
Königin des Bereinigten Königreichs von Großbritannien und Irland ,
Kaiserin von Indien ,

von dem Wunsche geleitet , für die Sicherheit des Lebens ,
Eigentums und Handels ihrer auf den Samoainseln ansässigen oder
in Handelsbeziehungenmit denselben stehenden Bürger und Untertanen
Sorge zu tragen , und zugleich in der Absicht , alle Anlässe zu Meinungs¬
verschiedenheiten zwischen ihren betreffenden Regierungen und der
Regierung und dem Bolke von Samoa bei tunlichster Förderung der
friedlichen und gehörigen Zivilisierung des Volkes dieser Inseln zu
vermeiden , haben in Übereinstimmungmit der Einladung der Kaiserlich
Deutschen Regierung beschlossen , die Konferenz ihrer Bevollmächtigten,
welche in Washington am 25 . Juni 1887 ihren Anfang nahm , in
Berlin wieder aufzunehmen , und haben zu ihren Bevollmächtigtendie
Folgenden ernannt :

Seine Majestät der Deutsche Kaiser , König von Preußen :
den Herrn Grafen H . von Bismarck , Staatsminister, Staats¬

sekretär der auswärtigen Angelegenheiten ,
den Herrn Baron vonHolstein . WirklichenGeheimen Legationsrat ,
den Herrn Dr . Krauel , Geheime » Legationsrat ;

der Präsident der Vereinigten Staaten von Amerika :
den Herrn John A . Kasson ,
den Herrn William Walter Phelps ,
den Herrn George H . Bates ;
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Ihre Majestät die Königin des Vereinigten Königreichs von
Großbritannien und Irland , Kaiserin von Indien :

Sir Edward Balwiu Malet , Ihrer Majestät Botschafter
beim Deutschen Kaiser , König von Preußen ,

den Herrn Charles Stewart Scott , Ihrer Majestät außer¬
ordentlichen Gesandten und bevollmächtigten Minister bei der
Schweizerischen Eidgenossenschaft ,

den Herrn Joseph Archer Crowe , Ihrer Majestät Handels¬
attache für Europa ;

welche , versehen mit Vollmachten , die in guter und gehöriger Form
befunden worden sind , nacheinander beraten und angenommenhaben :

Erstens : eine Erklärung , betreffend die Unabhängigkeit und
Neutralität der Samoainseln , worin den Bürgern und Untertanen der
Vertragsmächte Gleichheit der Rechte auf den genannten Inseln ge¬
sichert und für die sofortige Wiederherstellungvon Frieden und Ordnung
auf denselben Sorge getragen wird .

Zweitens : eine Erklärung , betreffend die Änderung bestehender
Verträge und die Zustimmung der samoanischen Regierung zu
dieser Akte .

Drittens : eine Erklärung über die Errichtung eines obersten
Gerichtshofes für Samoa und die Bestimmung seiner Zuständigkeit .

Viertens : eine Erklärung , betreffend die Ansprüche auf Ländereien
in Samoa , durch welche die Verfügung der Eingeborenendarüber be¬
schränkt und für die Untersuchung der Landansprüche und die Ein¬
tragung gültiger Titel Sorge getragen wird .

Fünftens : eine Erklärung , betreffend den Munizipaldistrikt von
Apia , durch welche für eine lokale Verwaltung desselben Sorge
getragen und die Zuständigkeit des Munizipalmagistrats bestimmt
wird .

Sechstens : eine Erklärung , betreffend die Besteuerung und Ein¬
künfte in Samoa .

Siebentens : eine Erklärung , betreffend die Beschränkung des
Verkaufs und Gebrauchs von Waffen , Munition und berauschenden
Getränken .

Achtens : allgemeine Bestimmungen .
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Artikel I .

Erklärung , betreffend die Unabhängigkeit und Neutralität der
Samoainseln , worin den Bürgern und Untertanen der Vertrags¬
mächte Gleichheit der Rechte auf den genannten Inseln gesichert

und für die sofortige Wiederherstellung von Frieden und
Ordnung auf denselben Sorge getragen wird .

Es wird bestimmt , daß die Samoainseln ein neutrales Gebiet
sind , innerhalb dessen die Bürger und Untertanen der drei Vertrags¬
mächte gleiche Rechte in bezug auf Wohnsitz , Handel und Persönlichen
Schutz besitzen . Die drei Mächte erkennen die Unabhängigkeit der
samocmischen Regierung und das freie Recht der Eingeborenen an ,
ihren Häuptling oder König zu erwählen und ihre Regierungssorm in
Gemäßheit ihrer eigenen Gesetze und Gewohnheiten zu bestimmen .
Keine der Mächte soll irgend eine gesonderte Kontrolle über die Inseln
oder deren Regierung ausüben .

Um Frieden und gute Ordnung auf den gedachten Inseln bald
tunlichst wiederherzustellen , und im Hinblick auf die Schwierigkeiten ,
welche eine Königswahl bei dem gegenwärtigenungeordneten Zustande
der dortigen Negierung haben würde , wird ferner bestimmt , daß
Malietoa Laupepa , welcher früher, am 12 . Juli 1881 , als König ein¬
gesetzt und von den drei Mächten anerkannt worden war , hinfort wieder
als solcher in der Ausübung dieser Würde anerkannt werden soll , sofern
nicht die drei Mächte übereinstimmend anders bestimmen : sein Nach¬
folger soll ordnungsgemäß gewählt werden in Gemäßheit der Gesetze
und Gewohnheitenvon Samoa .

Artikel II .

Erklärung , betreffend die Änderung bestehenderVerträge und
die Zustimmung der samoanischen Regierung zu dieser Akte .

In Erwägung , daß die nachfolgenden Bestimmungen dieser
Generalakte ohne Abänderung gewisser Bestimmungen der bisher
zwischen den drei Mächten und der Regierung von Samoa bestehenden
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Verträge nicht volle Wirkung haben können , wird wechselseitig erklärt ,
daß in jedem Falle , in welchem die Bestimmungen dieser Akte unver¬
einbar mit einer Bestimmung eines solchen Vertrages oder solcher
Verträge sind , die Bestimmungen dieser Akte vorgehen sollen .

In fernerer Erwägung , daß die Zustimmung der scunoanischen
Regierung für die Gültigkeit der nachfolgenden Festsetzungener¬
forderlich ist , kommen die drei Vertragsmächte wechselseitig überein ,
die Zustimmung der scunoanischen Regierung zu denselben einzuholen .
Diese Zustimmung soll nach Erteilung jeder der drei Regierungen
durch Vermittelung ihrer betreffenden Konsuln in Scunoa in schriftlicher
Form mitgeteilt werden .

Artikel III .

Erklärung über die Errichtung eines obersten Gerichtshofes für
Samoa und die Bestimmung seiner Zuständigkeit .

Abschnitt 1 .
Es soll ein oberster Gerichtshof in Samoa eingesetzt werden ,

welcher aus einem Richter besteht ; der letztere wird Oberrichter von
Samoa genannt . Er soll einen Gerichtsclerk und - Marschall ein¬
setzen ; über alle Anordnungen und Entscheidungen , welche von dem
Gerichtshofe oder von dem Oberrichter in Befolgung der ihm durch
diese Akte auferlegten Pflichten erlassen werden , soll ein Register ge¬
führt werden . Der Clerk und Marschall sollen angemessene, durch den
Gerichtshof festzusetzende Gebühren erhalten .

A b schnitt 2 .
Um die richterliche Unabhängigkeit und die gleiche Berücksichtigung

aller Teile ohne Ansehen der Nationalität zu sichern , wird vereinbart ,
daß der Oberrichter durch die drei Vertragsmächte nach gemeinsamer
Übereinkunft ernannt werden soll ; falls ein Einverständnis zwischen
ihnen nicht erzielt wird , soll derselbe durch den König von Schweden
und Norwegen ernannt werden . Er soll rechtsverständigund reifen
Alters sein und in gutem Ruse bezüglich seiner Ehrenhaftigkeit , Un¬
parteilichkeit und Gerechtigkeit stehen . Seine Entscheidung über Fragen
innerhalb seiner Zuständigkeit soll endgültig sein . Er soll durch die
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samocmischeNegierung auf Grund einer Bescheinigungüber seine in
der hier vorgesehenen Weise erfolgte Ernennung eingesetzt werden ; der¬
selbe soll ein jährliches Gehalt von sechstausend Dollars ( 6000 Dollar )
in Gold oder entsprechendem Werte erhalten , welches im ersten Jahre
zu gleichen Teilen von den drei Vertragsmächten , späterhin aus den
Einkünften Samoas zu zahlen ist , welche für den Gebrauch der
samoanischen Regierung bestimmt sind . Aus diesen Einkünften ist da ?
Gehalt des Oberrichters vor allen andern Ausgaben zu bestreiten . Ein
etwaiger Ausfall foll durch die drei Mächte zu gleichen Teilen gedeckt
werden .

Die Befugnisse des Oberrichters sollen im Falle , das; dieses Amt
aus irgend einem Grunde unbesetzt ist , durch den Vorsitzenden des
Munizipalrats ausgeübt werden , bis ein Nachfolger ordnungsmäßig
eruannt und eingesetzt wordeu ist .

Abschnitt 3 .

Im Falle , daß eine der vier Regierungen zu irgend einer Zeit
Grund zu Beschwerdengegen den Oberrichter wegen einer Vernach¬
lässigung seiner Amtspflicht haben sollte , soll solche Beschwerde der¬
jenigen Autorität unterbreitet werden , welche ihn ernannte ; wenn nach
deren Urteil hinreichender Grund für seine Entfernung vorhanden ist ,
so soll er abgesetzt werden . Wenn die Mehrheit der drei Bertrags -
mächte es verlangt , so soll er abgesetzt werden . Sowohl im Falle
der Absetzung , wie in dein Falle , daß das Amt aus eiuem andern
Grunde unbesetzt ist , soll sein Nachfolger in der vorbezeichneten Weise
eingesetzt werden .

Abschuitt 4 .
Der oberste Gerichtshof soll zuständig sein für alle Fragen , welche

unter den Bestimmungendieser Generalakte entstehen ; die Entscheidung
oder Anordnung des Gerichtshofes darüber soll für alle Einwohner
Samoas bindend sein .

Der Gerichtshof soll auch die Berufungsinstanz mit bezug auf
die Mnnizipal Magistrate und Beamten bilden .
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Abschnitt 5 .
Der Oberrichter ist befugt , nach seinen : Ermessen und auf schrift¬

liches Ersuchen einer der streitenden Parteien Beisitzer einzusetzen , je
einen von der Nationalität einer jeden der streitenden Parteien , um
den Gerichtshof bei der Beratung zu unterstützen , aber ohne entscheidende
Stimme .

Abschnitt 6 .
Für den Fall , daß in Zukunft in Samoa Streitfragen entstehen

sollten mit bezug auf die rechtmäßige Wahl oder Einsetzung des
Königs oder irgend eines andern Häuptlings , welcher Machtbefugnisse
über die Insel beansprucht , oder mit bezug auf die Gültigkeit der
Befugnisse , welche der König oder ein Häuptling in Ausübung seines
Amtes in Anspruch nimmt , soll eine solche Streitsrage nicht zum
Kriege führen , sondern der Entscheidung des Oberrichters von Samoa
unterbreitet werden , welcher schriftlich zu entscheiden hat in Überein¬
stimmung mit den Vorschriften dieser Akte und dem Gesetz und den
Gewohnheiten von Samoa , sofern dieselben nicht im Widerspruch mit
diesen Vorschriften stehen . Die Vertragsmächte werden eine solche
Entscheidung anerkennen und an derselben festhalten .

Abschnitt 7 .
Im Falle , daß zwischen einer der Vertragsmächte und Samoa

eine Meinungsverschiedenheit sich ergeben sollte , welche sich nicht durch
gegenseitiges Übereinkommenerledigen läßt , so soll eine solche Meinungs¬
verschiedenheit nicht als Anlaß zum Kriege gelten , sondern soll dem
Oberrichter von Samoa zur Erledigung nach den Grundsätzen der
Gerechtigkeit und Billigkeit unterbreitet werden ; derselbe soll seine Ent¬
scheidung darüber schriftlich abgeben .

Abschnitt 8 .
Der Oberrichter ist befugt , der Regierung von Samoa den Erlaß

von Gesetzen vorzuschlagen , welche er für die Verhinderung und Be¬
strafung von Verbrechen und für die Förderung der guten Ordnung
auf Samoa außerhalb des Munizipaldistrikts und für die Erhebung
von Steuern daselbst für gerecht und zweckmäßig erachtet .
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Abschnitt 9 .
Nach der Einrichtung des obersten Gerichtshofes sollen seiner

ausschließlichen Zuständigkeitübertragen werden :
1 . Alle Zivilprozesse , betreffend Grundeigentum in Scunoa und alle

darauf bezüglichen Rechte .
2 . Alle Zivilprozesse jedweder Art zwischen Eingeborenen und

Fremden oder zwischen Fremden verschiedener Nationalität .
3 . Alle Verbrechen und Vergehen von Eingeborenengegen Fremde

oder von solchen Fremden , welche nicht einer Konsulargerichtsbarkeit
unterworfen sind , unter Beobachtung der Bestimmungen im
Abschnitt 4 Artikel 5 , welche über die Gerichtsbarkeit des
Munizipal - Magistrats des Distrikts von Apia bestimmen .

Abschnitt 10 .
Die Praxis und das Verfahren des Gemeinen - , Billigkeits - und

Admiralitätsrechtes , wie es in den Gerichtshöfenvon Engtand gehand¬
habt lvird , soll , soweit anwendbar , auch die Praxis und das Verfahren
dieses Gerichtshofes bilden ; der Gerichtshof ist indessen befugt, diese
Praxis und dies Verfahren von Zeit zu Zeit den örtlichen Verhält¬
nissen entsprechend abzuändern . Der Gerichtshof soll besugt sein , für
Verbrechen diejenigen Strafen zu verhängen , welche für dieselben durch
die Gesetze der Vereinigten Staaten , Englands oder Deutschlands be¬
stimmt sind , je nachdem der Obcrrichter es sür am meisten zweck¬
entsprechend erachtet ; soweit eingeborene Samoaner oder andere Ein¬
geborene der Südseeinseln in Betracht kommen , ist er befugt, Gesetze
und Gewohnheitenvon Samoa anzuwenden .

Abschnitt 11 .
Die Bestimmungen dieses Artikels berühren die bestehende Konsular¬

gerichtsbarkeit in Fragen , welche zwischen Schiffern und Seeleuten von
Schiffen der betreffenden Nationalität entstehen , nicht ; auch soll der
Gerichtshof nicht nachträglich Gerichtsbarkeit über solche Verbrechen
oder Vergehen ausüben , welche vor der Einrichtung des Gerichtshofes
begangen sind .

Geschichte des Fürsten Bisiuarck in Einzeldarstellungen vm . 26
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Artikel IV .
Erklärung , betreffend Ansprüche auf Liindereien in Samoa ,
durch welche die Verfügung der Eingeborenen darüber beschränkt
und für die Untersuchung der Landansprüche und die Ein¬

tragung gültiger Titel Sorge getragen wird .
Abschnitt 1 .

In der Absicht , den eingeborenen Samoanern ihre Ländereien zur
Bearbeitung durch sich und ihre Kinder zu erhalten , wird bestimmt ,
daß jede zukünftige Veräußerung von Ländereien auf den Samoainseln
an die Bürger oder Untertanen eines fremden Landes , es sei durch
Verkauf , Verpfändung oder auf andere Weise , verboten sein soll , mit
folgenden Ausnahmen :

Städtische Grundstückeund Ländereien innerhalb der Grenzen
des Munizipaldistrikts , wie derselbe in dieser Akte beschrieben ist ,
dürfen durch den Eigentümer gegen angemessene Gegenleistung
verkauft oder verpachtet werden , sofern der Oberrichter von Samoa
schriftlich seine Genehinigung erteilt ;

b ) ländliche Grundstücke auf den Inseln dürfen für eine angemessene
Gegenleistung und unter sorgsamer Festsetzung der Grenzen für
einen Zeitraum von nicht mehr als vierzig (40 ) Jahren ver¬
pachtet werden , wenn ein solcher Pachtvertrag schriftlichdurch
die Oberverwaltungsbehörde von Samoa und den Oberrichter
genehmigt wird .

Es soll indessen Sorge getragen werden , daß die ländlichen Grund¬
stücke und die Fruchtpflanzungender Samoaner nicht ungebührlich ver¬
mindert werden .

Abschnitt 2 .
Um alle Ansprüche Fremder auf Land oder irgend welche Rechte

an solchem auf den Samoainseln zu regeln und festzustellen , wird er¬
klärt , daß eine Kommission von drei ( 3 ) unparteiischenund sachver¬
ständigen Personen eingesetzt werden soll , von welchen je eine durch
jede der drei Vertragsmächte zu ernennen ist . Derselben wird ein
Beamter beigegeben mit dem Titel „ Eingeborenenanwalt " , welcher durch
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den Chef der Exekutive von Samoa unier Zustiinmuug des ersten
Richters von Samoa eingesetzt wird .

Ein jeder der Kommissare soll während seiner Amtsdauer eine
Entschädigung von monatlich dreihundert Dollars sowie angemessenes
Reisegeld zur Reise nach Samoa und zurück erhalten . Die angemessenen
und notwendigen Ausgaben der Kommission sür Beweiserhebungennnd
Vermessungen ( solche Ausgaben müssen durch den Oberrichter gebilligt
sein ) sollen ebenfalls zu einem Drittel durch jede der Nertragsmächte
bezahlt werden .

Die Entschädigung des Eingeborenenanwalts soll durch die
samoanische Regierung festgesetzt und bezahlt werden .

Ein jeder der Kommissare soll die Bestimmungen dieser Akte
beobachten und vor dem Oberrichter einen Eid leisten und unterschreiben ,
daß er seine Pflicht als Kommissar treu und unparteiisch erfüllen Null .

Abschnitt 3 .
Die Kommissionhat unmittelbar nach ihrer Einrichtung öffentlich

bekannt zu machen , daß alle Ansprüche Fremder aus Ländereien oder
Rechte an Ländereien in Samoa unter gehöriger Beschreibung des An¬
spruchs und der schriftlichen Beweismittel binnen vier Monaten nach
dieser Bekanntmachungzum Zweck der Prüfung und Eintragung bei
ihr anzumelden sind , uud daß alle nicht in dieser Weise angemeldeten
Ansprüche als ungültig und für immer ausgeschlossen erachtet werden ;
der Oberrichter ist indessen befugt , eine angemessene Frist für die
Herbeischaffung der Beweismittel zu gewähren , sofern er überzeugt ist ,
daß der Antragsteller bei Anwendung der gehörigen Sorgfalt nicht
imstande gewesen ist , dieselben innerhalb der vorbezeichneten Frist bei¬
zubringen . Diese Bekanntmachung soll in Samoa in deutscher , englischer
uud samoanischer Sprache nach Anordnung der Kommission verkündet
werden .

Die Arbeiten der Kommission sollen innerhalb zwei Jahren und ,
wenn tunlich , früher beendet werden .

Abschnitt 4 .
Die Kommission hat die Aufgabe , alle Ansprüche Fremder auf

Land in Samoa , mag dasselbe von Eingeborenen oder von Fremden
26 *
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erworben sein , zu prüfen und in jedem Falle dem Gerichtshof zu be¬
richten über die Natur und Beschreibung des Anspruchs , die bezahlte
Gegenleistung sowie über den angeblichen Titel und die Umstände ,
welche seine Gültigkeit betreffen .

Sie hat insbesonderedarüber zu berichten ,
ob der Verkauf oder die Verfügung durch den rechtmäßigen Eigen¬
tümer oder den dazu befugten Eingeborenenerfolgt ist :

d ) ob eine hinreichende Gegenleistungdafür gezahlt wurde ;
e ) über die Identität des Eigentums , auf welches sich der Verkauf

oder die Verfügung bezog .

Abschnitt 5 .
Die Kommission hat , sofern der Fall dazu geeignet ist , sich zu

bemühen , einen gerechten und billigen Vergleich zwischen den Parteien
herbeizuführen . Sie hat auch dem Gerichtshof gegenüber zu berichten ,
ob der beigebrachte Titel je nach Lage des Falles ganz oder zum Teil
anzuerkennen und einzutragen oder zurückzuweisen ist .

Abschnitt 6 .
Alle bestrittenen Ansprüche auf Land in Samoa sollen zusammen

mit allen auf ihre Gültigkeit bezüglichenBeweismitteln durch die
Kommission dem Gerichtshof unterbreitet werden ; der Gerichtshof soll
darüber eine endgültige schriftliche Entscheidung fällen , welche in das
Verzeichnis einzutragen ist .

UnbestritteneAnsprücheund solche , welche von der Kommission
einstimmig für gültig erklärt sind , sollen durch den Gerichtshof in
gehöriger Form schriftlich bestätigt und in das Verzeichnis eingetragen
werden .

Abschnitt 7 .
Der Gerichtshof soll für vollständigeRegister aller Landtitel auf

den Samoainseln , welche Fremden gehören oder gehören können , Sorge
tragen .

Abschnitt 8 .
Alle Ländereien , welche vor dem 28 . August 1879 — dem Datum

des englisch - samoanischen Vertrages — erworben sind , sollen , ohne den
Rechten Dritter zu Präjudizieren , als gültig angesehen werden , wenn
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sie von Samocmern in gutem Glauben für eine angemessene Ent¬
schädigung in regelrechterund den Gewohnheitenentsprechender Weise
veräußert worden sind . Streitigkeitenmit bezug aus die Tatsache des
Verkaufs oder dessen Ordnungsmäßigkeit sollen durch die Kommission
geprüft und entschieden werden , vorbehaltlichder Revision und Bestäti¬
gung durch den Gerichtshof .

Abschnitt 9 .
Der unbestritteneBesitz und die sortdauernde Bearbeitung von

Ländereien durch Fremde während eines Zeitraums von zehn Jahren
oder länger sollen einen gültigen Titel aus die so bearbeiteten Ländereien
vermöge der Verjährung bilden ; die Eintragung eines solchen Titels
kann angeordnet werden .

Abschnitt 10 .
In Fällen , in welchen Land in gutem Glauben erworben und

verbessert oder bearbeitet worden ist , können Mängel des Titels ganz
oder teilweise dadurch ergänzt werden , daß der Inhaber dem Berechtigten
nachträglich eine Geldsumme zahlt , deren Betrag durch die Kommission
zu bestimmen und durch den Gerichtshof als billig und gerecht zu be¬
stätigen ist .

Abschnitt II .
Alle Ansprüche auf Ländereien oder Rechte an denselben sind in

folgenden Fällen zurückzuweisenund für ungültig zu erachten :
!l) Wenn sie sich auf ein bloßes Verkaussversprechen oder ein Wahl¬

recht gründen .
d ) Wenn die Urkunde , das Psmidinstrnment oder der sonstige Ver¬

lag zur Zeit ihrer Unterzeichnung keine ausreichende Beschreibung
des abgetretenen Landes enthielten , um die Kommission zur Be¬
schreibung der Grenzen desselben in den Stand zn setzen .

e ) Wenn in dem Vertrage keine Gegenleistung bestimmt ist oder
wenn dieselbe zwar darin bestimmt , aber dem Veräußerer nicht
voll bezahlt worden ist , oder wenn die Gegenleistung zur Zeit
der Abtretung eine offenbar nicht entsprechende und unzu
reichende war .

6 ) Wenn die Abtretung , sei es Verkauf , Verpfändung oder Ver¬
pachtung , gegen Überlassung von Schußwaffen oder Kriegsmunition
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oder berauschendenGetränken im Widerspruch mit den samoanischen
Gesetzen vom 25 . Oktober 1880 oder mit den Munizipal - Regula -
tionen oom 1 . Januar 1880 ersolgt ist .

Abschnitt 12 .
Die Landkommission kann nach ihrem Ermessen durch die Lokal¬

regierung des Distrikts , in welchem das bestrittene Land gelegen ist ,
eine Eingeborenen - Kommissioneinsetzen , um über das Eigentums - und
Verkaufsrecht des eingeborenen Veräußerers zu entscheiden ; das Ergebnis
dieser Untersuchung ist mit allen andern auf die Frage der Gültigkeit
des Titels bezüglichen Tatsachen der Kommissionzum Bericht an den
Gerichtshof vorzulegen .

Artikel V .

Erklärung , betreffend den Munizivalbezirk von Apia , durch
welche für eine lokale Verwaltung desselben Sorge getragen
und die Zuständigkeit des Munizival - Magistrats bestimmt wird .

Abschnitt 1 .
Der Munizipalbezirk von Apia wird wie folgt bestimmt : Bei

Valioa beginnend , läuft die Grenze von dort westwärts die Küste ent¬
lang bis zu der Mündung des Fuluasaflusses ; von dort folgt sie dem
Laufe des Flusses aufwärts bis zu dem Punkt , wo der Alafualaweg
den genannten Fluß schneidet ; von dort folgt sie dem genannten Weg
bw zu dem Punkt , wo derselbe den Vaisinagoftuß erreicht und läuft
von dort in gerader Linie bis zu dem Anfangspunkt bei Valioa —
indem sie auch die Gewässer des Hafens von Apia einschließt .

Abschnitt 2 .
Innerhalb des vorbezeichneten Bezirks soll ein Munizipalrat ein¬

gesetzt werden , bestehend aus sechs Mitgliedern und einem Vorsitzenden
des Rates , welcher ebenfalls eine Stimme haben soll .

Jedes Mitglied des Rates muß in dem bezeichneten Bezirk seinen
Wohnsitz haben und Grundeigentümer sein oder ein Gewerbe oder
Geschüft betreiben , welches einer jährlichen Abgabe oder Steuer von
mindestens fünf Dollars unterworfen ist .
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Zum Zweck der Wahl von Mitgliedern des Rates soll der be¬
zeichnete Bezirk in zwei oder drei Wahlbezirke eingeteilt werden , aus
deren jedem eine gleiche Anzahl von Räten durch die in der vorbe¬
zeichneten Weise befähigten Steuerzahler zu wählen ist ; die aus einem
jeden Wahlbezirkgewählten Mitglieder müssen in demselben mindestens
sechs Monate vor ihrer Wahl ihren Wohnsitz gehabt haben .

Den konsularischenVertretern der drei Vertragsmächteliegt es ob ,
sobald als möglich nach der Zeichnung dieser Akte die erwähnte Ein¬
teilung in Wahlbezirke vorzunehmen . Sofern sie sich darüber nicht
einigen können , soll der Oberrichter die Wahlbezirke bestimmen . Spätere
Änderungen in der Zahl der Räte oder in der Zahl der Anordnung der
Wahlbezirke können durch Munizipalverordnung vorgenommenwerden .

Die Räte sollen ihr Amt für einen Zeitraum von zwei Jahren
und bis zur Wahl und Einsetzung ihrer Nachfolger inne haben .

Bei Abwesenheit des Vorsitzenden kann der Rat einen zeitweiligen
Vorsitzenden erwählen .

Konsularbeamte sollen nicht als Räte wählbar sein , auch sollen
Räte während ihrer Amtsdauer keine konsularischen Funktionen ausüben .

Abschnitt 3 .
Der Munizipalrat soll über den Munizipalbezirk von Apia

Gerichtsbarkeit besitzen insoweit , als dies notwendig ist , nm innerhalb
dieses Bezirkes diejenigen Bestimmungen dieser Akte durchzuführen ,
welche daselbst anzuwenden sind , einschließlich der Einsetzung eines
Munizipal - Magistrats und der notwendigenuntergeordneten Gerichts¬
und Verwaltungsbeamten , um ferner für die Sicherheit der Person und
des Eigentums innerhalb des bezeichnetenBezirks sowie für die Ab¬
schätzung und Eintreibung der in dieser Akte vorgesehenen Abgaben
Sorge zu tragen ; um angemessene Geldbußen und Strafen für die
Verletzung derjenigen Gesetze und Verordnungen festzusetzen , welche
innerhalb des bezeichnetenBezirks Kraft haben sollen und mit dieser
Akte nicht in Widerspruch stehen , einschließlich der sanitätspolizeilichen
und sonstigen Polizeiregulationen . Er soll ferner die Lotsengebühren ,
Hafenabgaben , Quarantäne - und sonstige Regulationen für den Hafen
von Apia festsetzen und ist befugt , eine lokale Poswerwaltung einzu -
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richten . Er hat ferner das Gehalt des Munizipal - Magistrats festzusetzen
und die Gebühren zu bestimmen , welche deu übrigen Zivilbeamten des
Bezirks mit Ausnahme des Clerks und Marschalls des obersten Gerichts¬
hofes zukommen .

Alle Anordnungen , Beschlüsse und Regulationen , welche durch diesen
Rat erlassen werden , sollen , bevor sie verbindliche Kraft erlangen , den
konsularischen Vertretern der drei Mächte in ihren gemeinsamen
Sitzungen als Konsularhof vorgelegt werden . Dieselben werden der¬
artige Regulationen entweder billigen und zurückgelangen lassen oder
solche Abänderungen vorschlagen , welche von ihnen einstimmig für
notwendig erachtet werden .

Sollte der Konsularhof nicht einstimmig die ihm vorgelegten
Regulationenbilligen oder sollten die durch den Konsularhof einstimmig
vorgeschlagenenAbänderungennicht durch eine Mehrheit des Munizipal --
rates angenommenwerden , so sollen die fraglichenRegulationen dem
Oberrichter von Samoa zur Abänderung und endgültigen Entscheidung
vorgelegt werden .

Abschnitt 4 .
Der Munizipal - Magistrat soll ausschließliche Gerichtsbarkeit in

erster Instanz über alle Personen ohne Ansehung der Nationalität
besitzen in Fällen der Verletzung von Gesetzen . Verordnungen und
Regulationen , welche von dem Munizipalrnt in Übereinstimmung mit
den Vorschriften dieser Akte erlassen sind , vorausgesetzt , daß die Strafe
Geldbuße von 200 Dollars oder Gefängnisstrafe von 180 Tagen nicht
übersteigt .

In Fällen , in welchen die durch den Munizipal - Magistrat verhängte
Strafe Geldbuße von zwanzig Dollars oder Gefängnisstrafe von zehn
Tagen übersteigt , ist Berufung an den obersten Gerichtshof gestattet .

Abschnitt 5 .
Der Vorsitzende des Munizipalrates soll ein Mann von reifem

Alter sein und in gutem Rufe bezüglich seiner Ehrenhaftigkeit , Gerech -
tigleit und Unparteilichkeit stehen . Die drei Mächte sollen sich über
die Person desselben einigen ; falls eine solche Einigung nicht zustande
kommt , soll er aus den Staatsangehörigen von Schweden , den Nieder -
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landen , der Schweiz , Mexiko oder Brasilien gewählt , durch den obersten
Verwaltungsbeamten derjenigen Nation , welcher er angehört , ernannt
und durch die scnnoanischeRegierung aus Grund einer Bescheinigung
über diese Ernennung eingesetzt werden .

Derselbe kann nach gemeinsamen Instruktionen der drei Mächte
handeln , soll aber von keiner derselben gesonderte Instruktion erhalten .
Er soll sich von dem Geist und den Vorschriften dieser Generalakte
leiten lassen und soll sich bestreben , den Frieden , die gute Ordnung und
die Zivilisierung von Samoa zu fördern . Er ist befugt , der samoa -
nischen Regierung , falls es die Umstände erfordern , Rat zu erteilen
und soll dies auf Ersuchen des Königs tun , stets jedoch in Überein¬
stimmung mit den Vorschriften dieser Akte und ohne den Rechten einer
der Vertragsmächte zu präjudizieren .

Derselbe soll eine jährliche Entschädigung von fünftausend Dollars
( 5000 Dollars ) erhalten , welche das erste Jahr in gleichen Teilen durch
die drei Vertragsmächte und später aus demjenigen Anteil der Einkünfte
Samoas gezahlt werden soll , welcher für die Munizipalität ausgeworfen
ist und aus welchem sein Gehalt zuerst bestritten worden soll .

Er soll Empfänger und Verwalter der nach den Vorschriften dieser
Akte sich ergebenden Einkünfte sein und vierteljährliche Berichte über
seine Einnahmen und Ausgaben an den König sowie an den Munizival -
rat erstatten .

Er soll die Hafen - und Quarantäne - Regulationen überwachen und
es soll ihm als ersten Verwaltungsbeamten die Ausführung der auf
den Munizipalbezirkvon Apia bezüglichen Gesetze und Verordnungen
obliegen .

Abschnitt 6 .
Der Oberrichter soll unmittelbar nach der Übernahme seiner Amts¬

pflichten in Samoa die geeigneten Bestimmungen sür die Wahl und
Einsetzung der Lokalverwaltungdes MunizipalbezirkeS entsprechend den
Borschriften dieser Akte treffen . Jedes Mitglied des Mnnizipalrnts
einschließlichdes Vorsitzendensoll vor Antritt seiner Funktionen vor
dem Oberrichter einen Eid leisten oder eine Versicherung abgeben und
unterschreiben , das; er seine Amtspflichten gut und getreulich erfüllen will .
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Artikel VI .
Erklärung , betreffend Besteuerung und Einkünfte in Samoa .

Abschnitt 1 .
Der Hafen von Apia soll Eingangshafen für alle auf den Samoa -

inseln anlangenden zollpflichtigen Gilter sein ; alle fremden Güter und
Waren , welche auf den Inseln gelandet werden , sollen zum Zwecke der
Untersuchung nach diesem Hafen gebracht werden . Kohlen jedoch und
Schiffsvorräte , für welche sich eine der Regierungen das Recht der
Landung in einem hierfür bestimmten Hafen vorbehaltenhat , sind nicht
zollpflichtig , falls sie unter den Bestimmungen eines solchen Vertrages
importiert werden , und dürfen daselbst der vertragsmäßigenBestimmung
gemäß ohne die vorerwähnte Einklarierung oder Untersuchung gelandet
werden .

Abschnitt 2 .
Um die samoanische Regierung zur Beschaffungder notwendigen

Einnahmen behufs Erhaltung der Regierungsgewalt und guter Ordnung
anf den Inseln in den Stand zu setzen , können die nachstehendenZölle ,
Steuern und Abgaben erhoben werden , vorbehaltlich des Rechtes der
samonnischen Regierung , nach ihrem Ermessen anch andere Steuern
von den Eingeborenen der Insel und von ihrem Eigentum , sowie
unter Zustimmung der Konsuln der Vertragsmächte von allem Eigen¬
tum außerhalb des Munizipaldistrilts zu erheben , mit der Maßgabe
indessen , daß solche Steuern ein und dieselbe Art des Eigentums
gleichmäßig treffen sollen , ohne Rücksicht darauf , ob dasselbe Ein¬
geborenen oder Fremden zusteht .

^ . Einfuhrzölle .
1 . Auf Ale , Porter und Bier für ein Dutzend Quart — Doll . 50 Cts .
2 . Auf Spiritussen sür die Galone ..... 2 ,. 50 „
3 . Auf Wein mit Ausnahme von Schaumwein für

die Galone ............. 1 „ — „
4 . Auf Schaumweine für die Galone ..... 1 „ 50 „
5 . Anf Tabak für das Pfund ....... — „ 50 „
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6 . Auf Zigarren für das Pfund ...... 1 Doll . — Cts .
7 . Auf Waffen zu Spottzwecken , für das Stück . 4 .. — „
8 . Auf Pulver für das Pfund ....... — „ 25 „
'. ». Statistischer Zoll auf alle importierten Waren

und Güter mit Ausnahme der vorgenannten
vom Werte ............ 2 Prozent .

Auf Kopra
Auf Baumwolle
Auf Kaffee

ö . A u s f u h r zoll e .

s 2 -^ Prozent
^ N̂ / -?vom Wette

Jährlich zu erhebende Steuern .
1 . Kopfsteuer auf Samoaner und andere Südseeinsulaner mit Aus¬

nahme der unter Nr . 2 erwähnten , für den Kopf 1 Doll . — Cts .
2 . Kopfsteuer auf farbige Pflanznngsarbeiter mit Aus¬

nahme der Samoaner , für den Kopf . . . . 2 „ — „
^ . Auf Boote , welche zu Handels - und anderen

Zwecken bestimmt sind ( mit Ausschluß der Ein -
geborenen - Kanoes und Boote , welche nur zur Be
söiderung des Eigentums ihrer Besitzer bestimmt
sind ) , für jedes ........... 4 „ -— „

4 . Auf Feuerwaffenfür das Stück ...... 2 „ — „
Auf Wohnhäuser ( mit Ausschluß der Wolmhäuser
der eingeborenen Samoaner ) und aus Land und
Häuser , welche zu Handelszwecken dienen , vom
Werte .............. 1 Prozent .

6 . Besondere Steuern für Häudler wie folgt :
Klaffe 1 .

Auf Lagerräume , aus welchen monatlich verkaust wird für 2000 Doll .
oder mehr , auf jeden Lagerraum . . . . 100 Doll . — Cts

Klasse 2 .
Unter 2000 Doll . und sür nicht weniger als

1000 Doll ............ 48 „
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Klasse 3 .
Unter 1000 Doll . und für nicht weniger als

500 Doll ............ 36 Doll . — Cts .

Klasse 4 .
Unter 500 Doll . und für nicht weniger als 250 Doll . 24 „ — „

Klasse 5 .
Unter 250 Doll ............ 12 „ — ..

v . Gelegentliche Steuern .
1 . Auf handeltreibende Schiffe von mehr als 100 Tons Ladung ,

welche Apia anlaufen , für jedes Anlaufen . . 10 Doll . — Cts .
2 . Auf Urkunden über Grundbesitz mit der Maßgabe , daß vor der

Eintragung die Bezahlung zu erfolgen hat und daß ohne solche
der Titel nicht für gültig erachtet werden soll , vom Werte der ge¬
zahlten Gegenleistungvon ......... ^ Prozent .

3 . Auf andere schriftliche Urkunden über Eigentums¬
übertragung , vom Verkaufspreis ....... 1 „

Der Beweis der Zahlung der beiden letzterwähnten Steuern kann
durch gültige Stempel auf der Urkunde oder anderweit durch die
schriftliche Quittung des zuständigen Steuereinnehmersgeführt werden .

4 . Fleischer , welche keine Lizenzabgabe zahlen , haben von ihren Ver¬
käufen zu entrichten ........... 1 Prozent .

Lizenzgebühren .
Niemand soll als Eigentümer oder Leiter in einer der folgenden

Berufsarten oder Beschäftigungen tätig sein , ohne hierfür eine Lizenz
erlangt zu haben . Hierfür ist im voraus die folgende Steuer zu zahlen :

monatlich
Wirtshausbesitzer ........ 10 Doll .

jährlich
^ .ttorve ^ , darri8ter , Üolieitor . . . . 60 Doll .
Ärzte oder Zahnärzte . . . .
Auktionatorenoder Kommissionäre
Bäcker .........
Bankiers oder Bankgesetlschaften .

30
40
12
60
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jährlich
Barbiere ........... 6 Doll .
Grobschmiede ......... 5 „
Bootszimmerleute ........ 6 „
Fleischer ........... 12 „
Lastboote oder Leichter ...... 6 „
Zimmerleute ......... 6 „
Photographen oder Künstler . . . . 12
Ingenieure .......... 12
Jngenieurgehilfen ........ 6 „
Jngenieurlehrlinge........ 3 „
Hausierer .......... 1 „
Lotse ............ 24 „
Druckerpressen ......... 12
Segelmacher ......... 6 „
Schifsc' baumeister ........ 6 „
Schuhmacher ......... 6 „
Landvermesser ......... „
Schneider .......... 6 „
Wasserträger . . . . . . . . . 6 „
Verkäufer , Buchhalter , Handlungsgehilfen
mit weniger als 75 Doll . monatlichem
Gehalt ........... 3 „
Desgl . mit über 75 Doll . monatlichem
Gehalt ........... 6
Weiße Arbeiter und Bedienstete , jeder
Einzelne ........... 5 „
Faktoreibesitzer und unabhängige Arbeits¬
leute ............ 5 „

Abschnitt 3 .
Bon den der Staatskasse zufließenden Einnahmen sind die Er¬

gebnisse der samoanischen Kopfsteuer , der von eingeborenen Samoanern
gezahlten Lizenzgebührenund aller andern Steuern , welche außerhalb
des Mttnizivalbezirks aufgebracht werden , für den Gebrauch der
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samoanischenRegierung bestimmt und eins Weisung derselben aus¬
zuzahlen . Die Ergebnisse der andern Steuern , welche ausschließlich
innerhalb des Munizipalbezirls ausgebracht werden , sind für den
Munizipalrat bestimmt und sollen auf dessen Weisung ausgezahlt werden ,
um die Ausgaben der Munizipalverwaltung den Bestimmungen dieser
Akte gemäß zu bestreikn .

Abschnitt 4 .
Die in dieser Akte gebrauchten Geldbezeichnungen „ Dollars " und

„ Cents " beziehen sich auf die iu den Vereinigten Staaten von Amerika
gültige Währung oder deren Gegenwert in anderen Geldsorten .

Artikel VII .

Erklärung , betreffend die Beschränkungdes Verkaufs und Ge¬
brauchs von Waffen , Munition und berauschendenGetränken .

Abschnitt 1 .
Waffen und Munition .

Der Import von Waffen und Munition nach den Samoainseln
durch die Eingeborenen Samoas oder durch die Bürger oder Unter¬
tanen eines fremden Landes soll untersagt sein , ausgenommen in
folgenden Fällen :

n.) wenn es sich um Gewehre und Munition sür Sportzwecke handelt ,
sür welche im voraus die schriftliche Erlaubnis des Vorsitzenden
des Munizipalrats einzuholen ist ;

K) wenn es sich um Handwaffen handelt , welche die Ausrüstung
von Reisenden bilden .
Der Verkauf von Waffen und Munition durch Fremde an ein¬

geborene Samoaner oder andere in Samoa wohnhafte Südseeinsulaner
ist ebenfalls untersagt .

Waffen oder Munition , welche im Widerspruch mit diesen Be¬
stimmungenimportiert oder verkauft werden , sollen der samoanischen
Regierung verfallen sein . Der samoanischen Regierung verbleibt das
Recht , passende Waffen und Munition für ihren eigenen Schutz und
die Aufrechterhaltung der Ordnung einzuführen ; alle solche Waffen
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und Acunition solleil indes bei der Zollbehörde ( ohne Zahlung von
Zoll ) deklariert werden , und der Vorsitzende des Munizipalrates soll
darüber den Konsuln der drei Vertragsmächte berichten .

Die drei Regierungen behalten sich die künftige Erwägung etwaiger
weiterer Beschränkungen vor , welche mit bezug auf den Import und
Gebrauch von Feuerwaffen in Samoa erforderlich erscheinen mögen .

Abschnitt 2 .
Berauschende Getränke .

Sprit oder weinhaltige gegorene Flüssigkeiten oder irgend welche
andere berauschende Getränke dürfen eingeborenen Samoanern oder in
Samoa wohnhaften Südseeinsulanern zum Zweck des Genusses nicht
verkauft , überlassenoder angeboten werden .

Für die Verletzung der Bestimmungendieses Artikels sollen an¬
gemessene Strafen , einschließlich Gefängnis , durch den Munizipalrat
innerhalb seiner Zuständigkeit und durch die samoanische Regierung
für alle Inseln erlassen werden .

Artikel VIII .

Allgemeine Bestimmungen .

Abschnitt 1 .
Die Vorschriften dieser Akte sollen in Kraft bleiben , bis sie nach

Übereinstimmungder drei Mächte abgeändert werden . Auf Verlangen
einer der Mächte sollen dieselben nach Ablauf von drei Jahren seit
der Zeichnung dieser Akte gemeinschaftlich erwägen , welche Ver¬
besserungenin den Bestimmungen dieser Generalakte etwa eintreten
sollen . In der Zwischenzeit können etwaige besondere Verbesserungen
nach Übereinkunft der drei Mächte unter Beitritt Samoas an¬
genommen werden .

Abschnitt 2 .
Die vorliegende Generalakte soll ohne unnötige Verzögerung

innerhalb zehn Monaten vom Tage ihrer Unterzeichnungratifiziert
werden .
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Ju der Zwischenzeit verpflichten sich die Bertrcigsmächtegegen¬
seitig , keine Maßregeln zu ergreifen , welche mit den Bestimmungen der
bezeichneten Akte in Widerspruchstehen könnten .

Jede Macht verpflichtetsich ferner , in der Zwischenzeit alle Be¬
stimmungen dieser Akte so weit in Kraft zu setzen , als dies vor der
endgültigen Ratifizierung in ihrer Macht steht .

Die Ratifikationen sollen auf dem üblichen diplomatischen Wege
der Mitteilung ausgewechselt werden .

Die Zustimmung Samoas zu dieser Generalakte soll durch eine
Urkunde hierüber bescheinigt werden , welche von dem König gezeichnet
und in drei Exemplaren ausgefertigt ist , von denen je eines dem
Konsul einer jeden Vertragsmacht in Apia behufs alsbaldiger Über¬
sendung an seine Regierung mitgeteilt werden soll .

So geschehen in dreifacher Ausfertigung zu Berlin am 14 . Juni 1889 .
( Folgen die Unterschriften .)
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Vertrag über Kolonien und Helgoland .
Vom 1 . Juli 1890 .

Die Unterzeichneten :
der Reichskanzler , General der Infanterie von CaPrivi , der Geheime
Legationsrat im Auswärtigen Amt Dr . Krauel , der außerordentliche
und bevollmächtigte Botschafter Ihrer Britannischen Majestät Sir
Eduard Balwin Malet , der Vorsteher der afrikanischenAbteilung
Ihrer Majestät Auswärtigen Amts , Sir H e n ry P e r c y A n d e r s o n ,
haben nach Beratung verschiedener, die Kolonialinteressen Deutschlands
und Großbritanniens betreffender Fragen namens ihrer Regierungen
folgendes Abkommen getroffen :

Artikel 1 .

In Ostafrika wird das Gebiet , welches Deutschlandzur Geltend -
machung seines Einflusses vorbehalten wird , begrenzt :

1 . Im Norden durch eine Linie , welche an der Küste vom Nord¬
ufer der Mündung des Umbeflusses ihren Ausgang nimmt und darauf
in gerader Richtung zum Jipesee läuft . Dem Ostufer des Sees
entlang und um das Nordufer desselben herumführend , überschreitet
die Linie daraus den Fluß Lumi , um die Landschaften Taveta und
Dschagga in der Mitte zu durchschneidenund dann , entlang an dem
nördlichen Abhang der Bergkette des Kilimandfcharo, in gerader Linie
weitergeführt zu werden bis zu demjenigen Punkte am Ostufer des
Viktoria - Nyanza - Sees , welcher von dem ersten Grad südlicher Breite
qetrofsen wird . Von hier den See auf dem genannten Breitengrade
überschreitend , folgt sie dem letzteren bis zur Grenze des Kongostaates ,
wo sie ihr Ende findet . Es ist indessen Einverständnis darüber vor -

27 *
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Handen , daß die deutsche Interessensphäre auf der Westseite des
genannten Sees nicht den Mfumbiroberg umfaßt . Falls sich ergeben
sollte , daß dieser Berg südlich des genannten Breitengrades liegt, so
soll die Grenzlinie in der Weise gezogen werden , daß sie den Berg
von der deutschen Interessensphäre ausschließt , gleichwohl aber zu dem
vorher bezeichneten Endpunkte zurückkehrt .

2 . Im Süden durch eine Linie , welche , an der Küste von der
Nordgrenze der Provinz Mozambique ausgehend , dem Laufe des
Flusses Rovumo. bis zu dem Punkte folgt , wo der M ' sinjefluß in den
Rovuma mündet , und von dort nach Westen weiter auf dem Breiten¬
parallel bis zu dem Ufer des Nyassasees läuft . Dann sich nordwärts
wendend , setzt sie sich längs den Ost - , Nord - und Westufern des Sees
bis zum nördlichen Ufer der Mündung des Songweflusses fort . Sie
geht darauf diesen Fluß bis zu seinem Schnittpunkte mit dem
33 . Grade östlicher Länge hinauf und folgt ihm weiter bis zu dem¬
jenigen Punkte , wo er der Grenze des in dem ersten Artikel der
Berliner Konferenz beschriebenen geographischenKongobeckens , wie
dieselbe auf der dem 9 . Protokoll der Konferenz beigefügten Karte
gezeichnet ist , am nächsten kommt . Von hier geht sie in gerader Linie
auf die vorher gedachte Grenze zu und führt an derselben entlang bis
zu derem Schnittpunkte mit dem 32 . Grad östlicher Länge ; sie wendet
sich dann in gerader Richtung zu dem Vereinigungspunktedes Nord -
und Südarmes des Kilamboflusses, welchem sie dann bis zu seiner
Mündung in den Tanganika - See folgt .

Der Lauf der vorged -ichten Grenze ist im allgemeinen nach
Maßgabe einer Karte des Nyassa - Tanganika - Plateaus angegeben ,
welche im Jahre 1889 amtlich für die britische Regierung angefertigt
wurde .

3 . Im Westen durch eine Linie , welche von der Mündung des
Flusses Kilambo bis zum 1 . Grade südlicher Breite mit der Grenze
des Kongostaates zusammenfällt .

Das Großbritannien zur Geltendmachungseines Einflusses vor -
behaltene Gebiet wird begrenzt :

1 . Im Süden durch die vorher erwähnte Linie von der Mündung
des Umbeflusses zu dem Punkte der Grenze des Kongofreistaates .
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welcher von dem 1 . Grade südlicher Breite getroffen wird . Der
Berg Mfumbiro ist in dieses Gebiet eingeschlossen.

2 . Im Norden durch eine Linie , welche an der Küste am Nord¬
user des Jubaslusses beginnt , dem genannten Ufer des Flusses entlang¬
läuft und mit der Grenze desjenigen Gebiets zusammenfällt, welches
dem Einflüsse Italiens im Gallalande und in Abessinien bis zu den
Grenzen Ägyptens vorbehalten ist .

3 . Im Westen durch den Kongofreistaat und durch die westliche
Wasserscheide des oberen Nilbeckens .

Artikel 2 .

Um die in dem vorstehenden Artikel bezeichneteAbgrenzung zur
Ausführung zu bringen , zieht Deutschland seine Schutzherrschaft über
Witu zu Gunsten von Großbritannien zurück . Großbritannien ver¬
pflichtet sich , die Souveränität des Sultans von Witu über das Gebiet
anzuerkennen , welches sich von Kipini bis zu dem im Jahre 1887
als Grenze festgesetzten Punkt gegenüber der Insel von Kweihu erstreckt .

Deutschland verzichtet ferner auf seine Schutzherrschaft über die
an Witu grenzende Küste bis nach Kismaju und auf seine Ansprüche
auf Gebiete des Festlandes nördlich vom Tanaflusse und aus die Inseln
Patta und Manda .

Artikel 3 .

In Südwestafrika wird das Gebiet , welches Deutschland zur
Geltendmachungseines Einflusses vorbehalten wird , begrenzt :

1 . Im Süden durch eine Linie , welche an der Mündung des
Oranjeflusses beginnt und an dem Nordufer des Flusses bis zu dem
Punkte hinauf geht, wo derselbe vom 20 . Grad östlicher Länge ge¬
troffen wird .

2 . Im Osten durch eine Linie , welche von dem vorher genannten
Punkte ausgeht und dem 20 . Grad östlicher Länge bis zu seinem
Schnittpunkte mit dem 22 . Grade südlicher Breite folgt . Die Linie
läuft sodann diesem Breitengrade nach Osten entlang bis zu dem
Punkte, wo er von dem 21 . Grad östlicher Länge getroffen wird ; sie
führt darauf in nördlicher Richtung den genannten Längengrad bis zu
seinem Zusammentreffen mit dem 18 . Grad südlicher Breite hinauf ,



422 Dr - Herrfurth , Fürst Bismarck und die Kolonialpvlilik

läuft dann in östlicher Richtung auf diesem Breitengrade entlang , bi5
er den Tschobesluß erreicht und setzt sich dann im Talweg des Haupt¬
laufes dieses Flusses bis zu dessen Mündung in dem Zambese fort ,
wo sie ihr Ende findet .

Es ist Einverständnis darüber vorhanden , daß Deutschland durch
diese Bestimmung von seinem Schutzgebiet aus freien Zugang zum
Zambese mittels eines Landstreifens erhalten soll , welcher an keiner
Stelle weniger als 20 englische Meilen breit ist .

Das Großbritannien zur Geltendmachung seines Einflusses
vorbehaltene Gebiet wird im Westen und Nordwesten durch die
vorher bezeichnete Linie begrenzt . Der N ' Gamisee ist in dasselbe
eingeschlossen.

Der Lauf der vorgedachtenGrenze ist im allgemeinen nach
Maßgabe einer Karte wiedergegeben , welche im Jahre 1889 amtlich
für die britische Regierung angefertigt wurde .

Die Festsetzung der Südgrenze des britischen Walfischbaigebietes
wird der Entscheidung durch einen Schiedsspruch vorbehalten , falls
nicht innerhalb zweier Jahre von der Unterzeichnung dieses Überein
kommens an eine Vereinbarung der ' Mächte über die Grenze getroffen
ist . Beide Mächte sind darüber einverstanden , daß , solange die Er¬
ledigung der Grenzfrage schwebt , der Durchmarsch und die Durchfuhr
von Gütern durch das streitige Gebiet für die beiderseitigen Unter¬
tanen frei und daß die Behandlung der letzteren in dem Gebiete in
jeder Hinsicht eine gleiche sein soll . Von Durchgangsgütern wird kein
Zoll erhoben , und bis zur Ordnung der Angelegenheit soll das Gebiet
als neutrales betrachtet werden .

Artikel 4 .
In Westafrika :
1 . Die Grenze zwischen dem deutschen Schutzgebietevon Togo

und der britischen Goldküstenkoloniegeht an der Küste von den bei
den Verhandlungen der beiderseitigen Kominissare vom 14 . und
28 . Juli 1886 gesetzten Grenzzeichen aus und erstreckt sich in nördlicher
Richtung bis zu dem Parallelkreis 6 " 10 ' nördlicher Breite . Von
hier aus geht sie westlich auf dem genannten Breitengrade entlang bis
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zum linken Ufer des Akaflusses und steigt hierauf den Talweg des
letzteren bis zu dem Breitenparallel 6 " 20 ' nördlicher Breite hinauf .
Sie läuft sodann auf diesem Breitengrade in westlicher Richtung weiter
bis zu dem rechten User des Dschawa - oder Shavoeflusses , solgt diesem
Ufer dieses Flusses bis zu dem Breitenparallel , welcher durch den Punkt
der Einmündung des Deineflusses in den Volta bestimmt wird , um
dann nach Westen auf dem gedachten Breitengrade bis zum Volta
fortgeführt zu werden . Von diesem Punkte an geht sie am linken
Ufer des Volta hinauf , bis sie die in dem Abkommen von 1888
vereinbarte neutrale Zone erreicht , welche bei der Einmündung des
Dakkaflusses in den Volta ihren Anfang nimmt .

Jede der beiden Mächte verpflichtet sich , unmittelbar nach dem
Abschluß dieses Abkommens alle ihre Beamten und Angestellten aus
demjenigen Gebiet zurückzuziehen , welches durch die obige Grenzfest¬
setzung der andern Macht zugeteilt ist .

Nachdem für beide Regierungen glaubhaft nachgewiesen ist , daß
sich am Golf von Guinea kein Fluß befindet , welcher dem auf den
Karten angegebenen und in dem Abkommen von 1885 erwähnten Rio
del Rey entspricht , so ist als vorläufige Grenze zwischen dem deutschen
Gebiet von Kamerun und dem angrenzendenbritischen Gebiete eine
Linie vereinbart worden , die von dem oberen Ende des Rio del Rey -
Kreeks ausgehend in gerader Richtung zu dem etwa 9 ° 8 ' östlicher
Länge gelegenen Punkt läuft, welcher auf der Karte der britischen
Admiralität mit „ KaMs " bezeichnet ist .

Artikel 5 .

Es wird vereinbart , daß durch Verträge und Abkommen , welche
von oder zu Gunsten einer der beiden Mächte in den Gegenden nörd¬
lich von Benue getroffen werden , das Recht der anderen Macht, im
sreien Durchgangsverkehr und ohne Zahlung von Durchgangszöllen
nach und von den Ufern des Tschadsees Handel zu treiben , nicht
beeinträchtigt werden soll .

Von allen Verträgen , welche in dem zwischen dem Benue und
Tschadsee belegenen Gebiete geschlossen werden , soll die eine Macht
der anderen Anzeige erstatten .

_
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Artikel 6 .

Bei allen in den Artikeln 1 bis 4 bezeichneten Abgrenzungslinien
können Berichtigungen , welche mit Rücksicht auf örtliche Verhältnisse
notwendig erscheinen , durch Vereinbarung der beiden Mächte getroffen
werden .

Insbesondere ist Einverständnis darüber vorhanden , daß be¬
züglich der im Artikel 4 bezeichneten Grenzen so bald als möglich
Kommissare behufs Herbeiführungeiner solchen Berichtigung zusammen¬
treten sollen .

Artikel 7 .

Jede der beiden Mächte übernimmt die Verpflichtung , sich jeglicher
Einmischung in diejenige Interessensphäre zu enthalten , welche der
anderen durch Artikel 1 bis 4 des gegenwärtigen Übereinkommens
zuerkannt ist . Keine Macht wird in der Interessensphäreder anderen
Erwerbungen machen , Verträge abschließen , Souveränitätsrechte oder
Protektorate übernehmen oder die Ausdehnung des Einflusses der
anderen hindern .

Es besteht Einverständnis darüber , daß Gesellschaften oder Privat¬
personen , welche der einen Macht angehören , die Ausübung von
Souveränitätsrechten innerhalb der Interessensphäreder anderen Macht ,
außer mit Zustimmung der letzteren , nicht zu gestatten ist .

Artikel 8 .

Die beiden Mächte verpflichten sich , in allen denjenigen Teilen
ihrer Gebiete innerhalb der in der Akte der Berliner Konferenz von
1885 bezeichneten Freihandelszone , auf welche die fünf ersten Artikel
der genannten Akte am Tage des gegenwärtigen Abkommens anwendbar
sind , die Bestimmungen dieser Artikel in Anwendung zu bringen .
Hiernach genießt der Handel vollständige Freiheit ; die Schiffahrt auf
den Seen , Flüssen und Kanälen und den daran gelegenen Häfen ist
frei für beide Flaggen : keine ungleiche Behandlung mit bezug auf
den Transport oder Küstenhandelist gestattet ; Waren jeder Herkunft
sollen keine anderen Abgaben zu entrichten haben als solche , welche ,
unter Ausschluß ungleicher Behandlung , für die zum Nutzen des
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Handels gemachten Ausgaben erhoben werden mögen ; Durchgangszölle
dürfen nicht erhoben und keine Monopole oder Handelsbegünstigungen
gewährt werden .

Den Angehörigen beider Mächte ist die freie Niederlassung in
den beiderseitigen Gebieten , soweit dieselben in der Freihandelszone
gelegen sind , gestattet .

Insbesondere herrscht Einverständnis darüber , daß in Gemäßheit
dieser Bestimmungen von jedem Hemmnis und jedem Durchgangszoll
frei sein soll der beiderseitige Güterverkehr zwischen dem Nyassasee
und dem Kongostaat, zwischen dem Nyassa - und Tanganikasee , auf
dem Tanganikasee und zwischen diesem See und der nördlichen
Grenze der beiden Sphären .

Artikel 9 .

Handels - und Bergwerkskonzessionen , sowie Rechte an Grund
und Boden , welche Gesellschaften oder Privatpersonen der einen Macht
innerhalb der Interessensphäre der anderen Macht erworben haben ,
sollen von der letzteren anerkannt werden , sofern die Gültigkeit derselben
genügend dargetan ist . Es herrscht Einverständnis darüber, daß die
Konzessionen in Gemäßheit der an Ort und Stelle gültigen Gesetze
und Verordnungen ausgeübt werden müssen .

Artikel 10 .

In allen Gebieten Afrikas , welche einer der beiden Mächte ge¬
hören oder unter ihrem Einfluß stehen , sollen Missionarebeider Länder
vollen Schutz genießen ; religiöse Duldung und Freiheit für alle Formen
des Gottesdienstes und für geistlichen Unterricht werden zugesichert .

Artikel 11 .

Großbritannien wird seinen ganzen Einfluß aufbieten , um ein
freundschaftliches Übereinkommen zu erleichtern , wodurch der Sultan
von Zansibar seine auf dem Festland gelegenen und in den vorhandenen
Konzessionender Deutsch - OstafrikanischenGesellschaft erwähnten Be¬
sitzungen nebst Dependenzen , sowie die Insel Mafia an Deutschland
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ohne Vorbehalt abtritt . Es herrscht Einverständnis darüber , daß Se .
Hoheit gleichzeitig für den aus dieser Abtretung entstehenden Verlust
an Einnahmen eine billige Entschädigungerhalten soll .

Deutschland verpflichtet sich , die Schutzherrschaft Großbritanniens
anzuerkennen über die verbleibenden Besitzungen des Sultans von
Zansibar mit Einschluß der Inseln Zansibar und Pemba , sowie über
die Besitzungen des Sultans von Witu und das benachbarteGebiet
bis Kismaju , von wo die deutsche Schutzherrschaft zurückgezogen wird .
Es herrscht Einverständnis darüber , daß Ihrer Majestät Regierung ,
falls die Abtretung der deutschen Küste nicht vor der Übernahme der
Schutzherrschaft über Zansibar durch Großbritannien stattgefundenhat ,
bei der Übernahme jener Schutzherrschaft die Verpflichtungübernehmen
wird , allen ihren Einfluß aufzuwenden , um den Sultan zn veranlassen ,
jene Abtretung gegen Gewährung einer billigen Entschädigungso bald
als möglich vorzunehmen .

Artikel 12 .

1 . Vorbehaltlich der Zustimmung des britischen Parlaments wird
die Souveränität über die Insel Helgoland nebst deren Zubehörungen
von Ihrer britischen Majestät am Se . Majestät den Deutschen Kaiser
abgetreten .

2 . Die deutsche Regierung wird den aus dem abgetretenen Gebiet
herstammenden Personen die Befugnis gewähren , vermöge einer vor
dem 1 . Januar 1892 von ihnen selbst oder bei minderjährigenKindern
von deren Eltern oder Vormündern abzugebenden Erklärung die britische
Staatsangehörigkeit zu wählen .

3 . Die aus dem abgetretenen Gebiet herstammenden Personen
und ihre vor dem Tage der Unterzeichnung dieser Übereinkunft
geborenen Kinder bleiben von der Erfüllung der Wehrpflicht im
Kriegsheer und in der Flotte in Deutschlandbefreit .

4 . Die zur Zeit bestehenden heimischen Gesetze und Gewohnheiten
bleiben , soweit es möglich ist , unverändert fortbestehen .

5 . Die deutsche Regierung verpflichtet sich , bis zum 1 . Januar 1910
den zur Zeit auf dem abgetretenenGebiet in Geltung befindlichen
Zolltarif nicht zu erhöhen .
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6 . Alle Vermögensrechte, welche Privatpersonen oder bestehende
Korporationen der britischen Regierung gegenüber in Helgoland er¬
worben haben , bleiben aufrecht erhalten , die ihnen entsprechendenVer¬
pflichtungen gehen auf Se . Majestät den Deutschen Kaiser über . Unter
dem Ausdruck „ Vermögensrechte" ist das Signalrecht des Lloyd
inbegrifsen .

7 . Die Rechte der britischen Fischer , bei jeder Witterung zu ankern ,
Lebensmittel und Wasser einzunehmen , Reparaturen zu machen , die
Waren von einem Schiff auf das andere zu laden , Fische zu verlausen ,
zu landen und Netze zu trocknen , bleiben unberührt .

Berlin , den 1 . Juli 1890 .
( Folgen die Unterschriften .)
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der Massenauswanderung 90 — 93 ;
desgl . über Zurückweisung englischer
Unterstellungen 138 ; Reichstags¬
rede v . 14 . Juni 1882 90 , 91 ;
desgl . v . 14 . Juni 1884 37 ; desgl .
v . 23 . Juni 1884 102 ; desgl . v .
24 . Juni 1884 89 , 93 ; desgl . v .
26 . Juni 1884 47 , 85 , 88 , 89 ;
desgl . v . 8 . Januar 1885 92 , 94 ;
desgl . v . 10 . Januar 1885 86 , '. ' 6 :
desgl . v . 24 . Januar 1885 90 ;
desgl . v . 2 . März 1885 30 , 138 ,
183 ; desgl . v . 12 . März 1885 55 ;
desgl . v . 13 . März 1885 56 , 95 ,
97 ; desgl . v . 14 . März 1885 66 ,
96 ; desgl . v . 16 . März 1885 69 ,
85 ; desgl . v . 28 . November 1885
85 ; desgl . v . 26 . Januar 1889 97 ,
99 ; seine Stellung zum BauwoU
bau 97 , 98 ; seine Stellung zur
Kolonialpolilik nach seiner Ent¬
lassung 251 ; desgl . zur Kolonial¬
politik überhaupt 1 , 102 , 110 , 111 ,
134 , 140 — 145 , 178 — 180 ; sein
Studium der Kolonisationsfrage 7 ;
Verhältnis zu England 141 — 144 ;
desgl . zu Frankreich 102 ; Verleihung
des Päpstlichen Christusordens
160 ; VerteidigungderPostdampfer-
subventionsvorlage28; Verwaltung
in den Schutzgebieten zu seiner Zeit
164 ; Vorgehen gegen Spanien 1874
10 .

Brindisi , Zweiglinie über Trieft 78 .
Britisch -Indien , Dampferlinie für

den Verkehr 54 .
Britisch -Ostindische Kompagnie 178 .

Brown -Jnseln , Erwerbung 154 .
Buren , deren Einwanderung in das

deutsche Schutzgebiet260 .

C .
Eolombo , 'Aufenthaltszeit der Post -

dampfer 79 .

D .
Dampfbarkasse , Ausgaben für den

Bau , die Beschaffung und Unter¬
haltung einer solchen für den
Gouverneur in Kamerun 299 , 300 ,
307 , 309 , 320 , 326 , 339 , 340 , 356 .

Deutsch - Afrikanische Gesellschaft130
195 : Auszahlung einer Entschädi¬
gung an den Sultan 195 ; Grün¬
dung 130 ; Mitbenutzungsrechtder
Häfen von Pongani und Dares -
salam 131 ; Vertrag 195 ; Verzicht
auf ihre Hoheitsrechte in Deutsch¬
afrika 172 ; Zahlung eines Jahres¬
beitrages seitens der Kaiserl . Re¬
gierung 195 ; Ziel 130 .

Deutsche Handels - und Plantagen¬
gesellschaft der Südseeinseln, Er¬
haltung des Besitzes 243 ; Krisis
243 ; Tätigkeit 134 .

Deutsche Kolonialgesellschaft für
Südwestafrika , Wirkungskreis166 .

! Deutsche Seehandelsgesellschaft, Bil¬
dung 16 ; Tätigkeit für deutsche
Interessen 18 , 19 .

Deutsch - Neuguinea 134 .
Deutsch - Ostafrika , Kolonie , Abschluß

von Vertrügen 128 ; Erwerbung
128 ; kaiserlicher Schutzbrief 128 ;
Programm 168 ; Reichsschutz 128 ;
Wortlaut des Schutzbriefes 129 .
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Deutscher Tabakverein, Wirkungs¬
kreis 98 .

Deutsches Reich , Aufwendungen für
die Kolonien zur Zeit Bismarcks
182 ; Ausübung der Staatshoheits¬
rechte in den Kolonien 186 .

E
Einnahmen in den deutschen Schutz¬

gebieten 191 , 192 , 297 , 322 , 331 ,
370 .

England , Abkommen über die Ab¬
grenzung der beiderseitigen Macht¬
sphären im westlichen Stillen Ozean
150 ; Annexion von Ägypten 146 ,
147 ; deutsche Politik bezüglich
Ägyptens 142 — 145 ; Erbittung
deutschen Rates 145 ; Notenver - !
kehr 143 ; Stellung zu demselben
284 , 285 ; Stellung zur deut - !
scheu Kolonialpolitik 141 — 144 ; l
Zurückweisung englischer Unter¬
stellungen 138 , 141 — 144 ; Ver¬
trag mit Portugal über bevor¬
zugte Stellung vom Kongo 226
bis 230 .

Engländer ,Kolonisationsversuchel78 .
Etatsrecht der deutschen Schutzge¬

biete 186 .
Etatsüberfichten über Einnahmen

und Ausgaben in den deutschen
Schutzgebieten191 , 192 .

Exporthandel , Bedeutung für die
Kolonien 98 .

F .
Fernando - Po , Errichtung einer

Flottenstation 119 .
Fidschiiuseln , Annexion durch Eng¬

land 11 ; Beschwerden 11 , 12 , 21 .

Fidschilandfrage, deren Regelung 22 .
Flottenstation in Fernando - Po , Er¬

richtung 119 .
Frankreich , Ansprüche auf Kongo¬

gebiete 225 ; Übereinkommenüber
die beiderseitigenBesitzungen und
Interessengebietein der Südsee 150 .

Franyois von , Major , Tätigkeit 261 .

G .
Generalakte der Berliner Kongo¬

konferenz 371 , 372 ; desgl . der Sa -
moakonferenzin Berlin 393 , 395 .

Gesamtübersicht der Einnahmen und
Ausgaben in den deutschen Schutz¬
gebieten 370 .

Gesellschaft für deutsche Kolonisation
128 ; Gründung 128 ; Zweck 128 .

Gesetz , betreffend die Regelung der
Rechtsverhältnissein den deutschen
Schutzgebieten189 .

Gesetzentwurf , betreffend die Be¬
kämpfungdes Sklavenhandels und
den Schutz der deutschen Interessen
in Ostafrika 197 ; Annahme der
Vorlage 223 ; Beratung 204 ; Wort¬
laut 204 .

Gneisenau , Ansicht über Kolonial¬
besitz 2 .

Goldküste , Errichtung eines Kon¬
sulates 119 .

H .
Handelskolonie an der Biafrabai ,

Gründung 119 .
Handelsunternehmungen , deutscher

Rechtsschutz 108 .
Helgoland , Insel , Abtretung an

Deutschland 133 , 252 , 289 , 291 ,
417 , 419 , 426 ; Notwendigkeit einer
Befestigung 289 .
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Holländische Kolonialpolitik 178 .
Hollandisch - Ostindische Kompagnie

178 .
Holländisch - Westindische Kompagnie

178 .
Hongkong , Postbeförderung 79 .

I
Jaluit , Errichtung eines Kaiserlichen

Konsulats 154 .
Jaluit - Gesellschaft 174 ; Ausgaben

175 ; Bewirtschaftung der Mar¬
schallinseln 174 ; Gründung 154 ;
Kostenbeitragzur Verwaltung 327 ,
335 , 352 ; Vertrag mit dem Deutschen
Reiche 154 , 175 .

Inselgruppen der Südsee , freie
Freundschaftsverträge 13 .

Instruktionen für den Reichskommis-
sar Dr . Nachtigall 122 .

Interessen , deutsche , deren Schuh in
Ostafrika 197 .

Internationale AfrikanischeGesell¬
schaft , Aufgabe 224 .

K .
Kaiser - Wilhelms - Land , anderweite

Benennung si" den deutschen Teil
von Neuguinea 151 , 153 .

Kamerun , Aufstand 126 ; Ausgaben
192 , 325 , 331 , 344 , 360 ; Besitz der
Handlungshäuser 118 ; deutscher
Schutz 118 ; Einnahmen 192 , 331 ,
344 , 363 , Erwerb 116 , 126 ; Gebiet
167 , 168 ; Kaiserlicher Gouverneur ,
Einsetzung 169 ; Kolonie 64 ; Ueber¬
einkommen mit Frankreich 127 ;
übersichtliches Bild überHandel und
Verkehr 119 ; Zollvereinbarungen,
Abschluß 127 .

Karolinen , Anerkennuug der spa¬
nischen Souveränität 158 , Ansprüche

Geschichte des Fürsten Bismarck in E

Spaniens 10 , 155 , 159 ; Antwort
Bismarcks an den Papst für Aus¬
zeichnung , Wortlaut 162 ; Ausgabe
192 ; deutsche Ansprüche 10 , 155 ;
deutsche Interessensphäre 155 ; Ein¬
nahme 192 ; Gefsekensche Bös¬
willigkeit 156 ; Papst als Schieds¬
richter 156 ; päpstlicher Vermitte¬
lungsvorschlag156 ; Verleihung des
Päpstlichen Christusordens an Bis -
marck 160 ; Zustimmung der beiden
Mächte zu dem päpstlichen Vor
schlage 158 .

Kolonialabkommen, deutsch -engli
sches , vom 1 . Juli 1890 127 .
273 - 281 , 286 , 289 , 29V — 292 ,
417 , 419 .

Kolonialbehörde , Schassung einer
besonderen in Deutschland 101 .

Kolonialbesitz , Bedeutung 28 ; dessen
Wert 28 ; Verlangen nach solchem 30 .

Kolonialfrage , Genesis 47 , 217 .
Kolonialgedanke, Behandlung in der

Presse 3 .
Kolonialgesellschaft , deutsche , Er¬

richtung 23 ; Entwicklung 181 ;
Mißstände 180 ; Satzungen 25 ;
System 180 .

Kolonialgesellschaften , deren Ver¬
dienste 24 ; Mißstände 180 ; Ver¬
sorgung des Systems 183 .

Kolonialmacht , Gründung 4 .
Kolonialpolitik. Absatzgebiete 100 ;

aktive Betätigung 30 , 32 , 33 , 47 ,
138 — 144 , 176 — 180 , 205 — 223 ,
260 , 273 ; Anfang 22 ; Ansichten
hierüber 47 — 50 , 115 ; Bekämpfung
des Sklavenhandels 197 ; deutsche
260 ; deutsche . Geburtstag 85 ,
110 ; Englands Eifersucht 117 ;
Ergebnis 170 ; erster Akt 110 -

eldarstellungen vm . 28
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Heranziehung der praktischen Kauf¬
leute 86 ; Kritik 176 ; Maß¬
nahmen zur Förderung 117 ; prak¬
tische 261 , 262 ; sonstige Aktionen
des Fürsten Bismarck 224 ; Stellung
des Fürsten Bismarck nach seiner
Entlassung 251 ; Störung durch
die Kapregierung 115 .

Kolonialsystem , englisches 113 .
Kolonien , Ausbringung der Ver¬

waltungskosten183 , 184 ; Ausgaben
183 , 184 , 189 — 192 ; Bewilligung
von Pauschalsummen 183 bis
186 ; Einnahmen 189 — 192 , Er¬
richtung und Erwerbung 4 , 5 , 103 ;
Erwerbung 103 ; Etats 186 , 190 ;
Finanzen 189 ; finanzielle Übersicht
194 ; Gerichtsstand der Eingeborenen
188 ; Gesetzgebung^ Lokaletats 190 ,
193 , 331 , 344 , 360 ; nationale Be¬
deutung 101 ; Pauschalsumme 184,
185 , 186 ; Protektorat , Ausdehnung
187 ; Schutzgewährung87 , 88 , 101 ;
Spezialetats 190 ; staatsrechtliche
Stellung 187 , 188 ; Übernahmeder
Verwaltung auf das Reich 183 ;
Verwaltung 100 , 183 ; Verwaltungs¬
kosten 88 , 183 .

Kolonisation , Bestimmungen 186 ;
Gesetzgebung 4 ; praktische Versuche
3 ; Verein für Westaustralien 3 ;
desgl . von Zentralamerika 3 .

Kongobecken, Aufsichtsrecht der Inter¬
nationalen Schiffahrtskommission
378 ; Freiheit des Handels , Garan¬
tie 241 ; Handelsfreiheit 233 , 234 ,
375 ; Neutralität der einbegriffenen
Gebiete 379 ; Regelung des Post -
wesens 378 ; Regelung der Ver¬
hältnisse 229 , 230 , 231 ; Schutz der
Eingeborenen usw , 377 .

Kongofrage, 44 ; internationale Re¬
gelung 229 — 231 .

Kongogebiet , Aufsichtsrecht der Inter¬
nationalen Schiffahrtskommission
378 ; Handelsfreiheit für alle Na¬
tionen 227 , 375 ; Neutralität 379 ;
Regelung des Postwesens 378 ;
Vertrag zwischen England und
Portugal 224 , 227 — 230 .

Kongogesellschaft , Beitritt zur Kongo -
akte242 ; internationaleAnerkennung
ihres Staatswesens 236 ; Vertrag
236 ; Wortlaut des Vertrages 236
bis 238 .

Kongokonferenz224 . 280 ; Ansprache
des Fürsten Bismark 239 ; Ein¬
ladung 235 , 236 ; Eröffnung 239 ;
Generalakte 241 , 371 , 372 ; Pro¬
gramm 240 ; Schluß 242 ; Zu¬
sammentritt 238 .

Kongoschiffahrtsakte380 .
Kongostaat , neuer , Anerkennung 242 .
Korea , Vertrag 50 .
Konsulat an der Goldküste , Errichtung

119 .
Kreuzerkorvette , Jndiensthaltungi94 ;

Kosten 194 .
Kupfer , Gewinnung in den Kolonien

99 ; Produktionsgebiet 99 .
Kurfürst , großer , Versuch einer aktiven

Kolonialpolitik 1 , 176 .
Küsten des afrikanischen Festlandes ,

einheitliche Regelung für zukünftige
Besitzergreifungen374 , 390 .

Küstendampfer , Ausgaben für den
Bau pp . eines solchen für den
Gouverneur in Kamerun 299 , 300 ,
301 , 307 , 309 ) 320 , 326 , 339 , 340 .

Küstenerwerbungen, deutsche , An¬
erkennung durch England 116 .

Küstenstrich zwischen Nigerdelta und
Gaborn , Besitzergreifung123 .
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8 .
Little Popo , Anweisung für den

Reichskommissar 124 ; Schreiben
des Königs und der Häuptlinge
an den deutschen Kaiser um Über¬
nahme des Protektorates 124 .

Lokaletat für Kamerun 331 , 344 , 360 :
desgl . für das südwest - afrikanische
Schutzgebiet 335 , 349 , 365 ; desgl .
für Togo 333 , 347 , 363 .

Lüderitz , Kaufmann , Handelsunter- !
nehmungen 105 — 107 ; Bericht des !
Korvettenkapitäns Aschenborn über
diese Unternehmungen 109 ; Er¬
klärung des deutschen Schutzes
110 ; Rechtsschutz 106 , 107 .

M .
Marianen Inseln , Ausgabel92 ; deut - ^

sche Ansprüche 155 ; Einnahme 192 .
Marschall - , Brown - und Providence -

Jnseln 154 ; Freundschaftsvertrag
mit einem Häuptling von Jaluit
154 ; Gebiet 154 ; Programm 174 ,
176 ; Schiffsverkehr 155 ; Umfang
des Handels 154 ; Verwaltung auf
Reichskosten 176 .

Marschallinseln , Ausgabe 192 ; Ein¬
nahme 192 .

Melbourne , Postbeförderung 79 , 80 .
Misfionshandelsgesellschaft, deutsche

Interessen 104 .
Monroedoktrin , Geltendmachungsei¬

tens Englands in Afrika 113 .

N .
Nachtigall , Dr ., Reichskommissar , Be¬

fugnisse und Rang 124 ; Instruk¬
tionen für denselben 122 ; Lösung
seiner Aufgaben 122 , 125 .

Nachweis der einmaligen Ausgaben
für 1885/86 305 , 306 , 307 ; der ein¬

zelnen Einnahmen und Ausgaben
in den deutschen Schutzgebietenzur
Zeit Bismarcks 297 .

Nationalverein für deutsche Aus¬
wanderer in Frankfurt a . M . 3 .

Nautilus , Kanonenboot , Ankunft vor
Angra -Pequena 109 .

Neera , Beschlagnahme und Prozeß
272 , 273 ; Plünderung 273 .

Neuguinea 64 , 134 , 172 ; Ab¬
machung mit England 149 ; Aus¬
gaben 192 ; Einnahmen 192 ; Ge¬
fahr der deutschen Interessen 136 ;
Landerwerbuugen 137 ; Programm
171 ; Reichsschutz 136 , 137 ; Zurück¬
ziehung des englischen Widerspruchs
149 .

Neuguinea -Kompagnie , Abfindung
173 ; Ausgaben 172 ; Beitritt an¬
derer Firmen 150 ; Erwerbung von
drei zur Gruppe der Salomons -
inseln gehörige Inseln und Schutz¬
brief für diese Gebietteile 153 ; Ge¬
biete 151 ; Gründung 135 ; Schutz¬
brief , Wortlaut 150 ; Übergang der
Landeshoheit auf das Reich 195 ;
Vertrag 195 ; Verwaltung 173 ;
Verwaltungskostenbeitrag352 , 357 :
Zahlung eines Kapitals 196 .

Neuholland, Handel 68 .
Niger , internationale Regelung der

Verhältnsse desselben 232 .
Nigerschiffahrtsakte 374 , 387 .

O .
Ostafrika , Niederlage der Deutschen

durch die Wahehe 258 ; Kosten der
Einrichtung und Unterhaltungregel¬
mäßiger deutscher Postdampferver¬
bindungen 355 ; Kosten des Auf¬
standes und der Blockade 193 ;
Schutz der deutschen Interessen 197 .

28 *
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Ostaftikanisches Schutzgebiet , Aus¬
gaben 192 ; Einnahmen 192 .

OstafiatischeDampferlinie 69 : An¬
nahme 74 .

Ostasien , Verkehr 78 .

P
Palauinseln , Ausgaben 192 ; deutsche i

Ansprüche 155 ; Einnahmen 192 .
Pemba , Anerkennung des englischen

Protektorates 133 , 252 .
Plantagenbau 97 .
Plantagenkolonie , Errichtung 71 .
Plantagenwirtschast , derenFörderung

in den Kolonien 96 .
Portugal , Ansprüche auf Kongo - ^

gebiete 225 ; Vertrag mit England
über Hoheitsrechte am Kongo 226 j
bis 230 .

Portugiesen , Kolonisationsversuche
177 .

Postdamvfer , Bau neuer 80 z Bei¬
hilfe des Reichs 53 , 75 ; Betrieb
78 ; Bruttoraumgehalt 80 ; Ein¬
richtung 52 , 78 ; Einstellung neuer ^
80 ; Fahrgeschwindigkeit 76 ; Fahrten
52 , 75 , 79 ; Linien 52 , 53 , 78 ; Post
53 , 78 ; Verträge 53 , 75 .

Postdampfschiffahrt, deutsche , Ein¬
richtung , Versuch , Ablehnung 29 . ^

Postdampfschiffahrtsverbindung zwi - >
schen Deutschland und Ostafrika , >
regelmäßige , Einrichtung und Unter¬
haltung 369 .

Postdamvfersubventionsvorlage 34 , j
35 , 47 ; Abänderung und Erweite¬
rung 51 , 52 , 53 ; Beratung in
der Budgetkommission 40 — 44 , !
54 , 55 ; Besprechung 115 ; Gesetz , !
Wortlaut 75 ; Gesetzentwurf 36 , 37 ;
desgl . abgeänderter , 52 , 53 ; Haupt¬

beratung 55 , 66 , 69 ; Linien 53 ,
75 , 76 ; Nutzen 45 ; Submission ,
engere 77 ; Submissionsbedin
gungen 77 — 80 ; Zusammenhang
mit der Kolonialpolitik 66 : Zu¬
schlag 77 .

Postdampferverbindungen , regel¬
mäßige , deutsche mit Ostafrika ,
Kosten der Einrichtung und Unter
Haltung 355 .

Providenceinseln , Erwerbung 154 .

Q .
Quellenliteratur i

R .
Rechtsverhältnisse, deren Regelung

in den deutschen Schutzgebieten 189 .
Reichsgesetz über die Einnahmen

und Ausgaben der Schutzgebiete
vom 30 . März 1892 185 .

Reichshaushaltsetat für 1884/85
Auszug 299 ; desgl . für 1885/86
Auszug 301 ; desgl - für 1886/87
Auszug 308 ; desgl . für 1887/88
Auszug 317 ; desgl . für 1888/89
Auszug 322 ; desgl . für 1889/90
Auszug 335 ; desgl . für 1890/91
Auszug 352 .

Reichskommissar , Instruktionen für
den nach Westafrika zu entsenden
den 120 ; Lösung seiner Aufgaben
125 ; Rang 124 .

Rheinische Missionsgesellschaft , Ge
Währung deutschen Schutzes 105 ;
Handelsunternehmungen in ihrem
Gebiete 105 ; Interessen 104 ;
Schutz 105 ; Wirkungskreis 103 .

Royal Niger Kompagnie , Über
griffe 199 .

Röscher , Werk über Kolonien 2 , 88 .
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Rußland , Verhältnis zu Deutsch¬
land 287 - 289 .

S .
Saluafata , Kohlenstation , Abtretung !

14 , 243 .
Samoa - Jnseln , Anerkennung Malie - !

toas als König 243 , 249 ; Aner - !
kennung Tamasese als König 244 , I
245 ; Apia , Munizipalbezirk 406 ; !
Aufhebung der Samoaakte 250 ; !
Besteuerung und Einkünfte 410 ; !
deutscher Besitz 250 ; englischer Pro - I
test 245 ; Erhaltung der Ländereien ^
17 ; Erklärung wegen der Be¬
schränkung des Verkaufs und Ge - !
brauchs von Waffen , Munition
und berauschenden Getränken 41 t -
Errichtung eines obersten Gerichts - ^
Hofes 398 ; Erwerbung von Salua¬
fata als Kohlenstation 14 , 243 ;
Freundschaftsvertrag mit der Sa -
moaregierung 243 ; Geschäfts¬
umfang 68 ; Konflikt , Ausbruch
244 ; Kriegszustand 245 ; Landan¬
sprüche 402 ; militärische Maß¬
nahmen 245 , 246 ; Nebenbuhlerdes
Königs 244 ; Plantagenbesitz 16 ;
Protektorat , gemeinsames , der drei
Großmächte 249 , 250 ; Sicherung
des deutschen Handels 243 ; Tei¬
lung 250 ; Unabhängigkeit und
Neutralität 397 ; Vorlage 17 bis
19 , 134 ; Zuständigkeitdes obersten
Gerichtshofes 398 .

Samoakonferenz, 224 , 243 ; Ein¬
berufung 248 ; Generalakte 249 ,
393 , 395 ; Schluß 249 . Zusammen¬
tritt 248 .

Sansibar , Sultanat , Blockierung der
Küste 123 ; englischer Einfluß 280 ;
englisches Protektorat 133 , 252 ; !

Einsetzung eines Kaiserlichen Gou
verneurs 171 ; Erwerb der Insel
128 ; Erwerb der Souveränität
seitens der Deutsch -Afrikanischen
Gesellschaft 133 ; Erwerbungen,
Verkehr usw . 5 , 73 , 132 , 169 , 277 ,
279 , 281 , 282 , 291 , 292 ; Flotten
demonstration 131 ; Grenzregulie
rungsvertrag mit Portugal 131 :
Handelsvertrag mit Deutschland
131 ; Souveränität des Sultans
131 ; Übereinkunft mit England
131 ; Übernahme der Zollverwal
tung 171 ; Unterdrückung des
Sklavenhandels 133 , 171 : Ver¬
halten des Sultans 130 : Verzicht
der Deutsch -Afrikanischen Gesell¬
schaft 172 .

Schutzgebiete , deutsche , Abgreuzungs -
vertrag mit Portugal 116 ; Aus¬
gaben 191 , 192 , 297 , 301 — 304 ,
308 , 310 , 317 , 320 , 321 , 323 ,
329 , 331 , 336 , 339 , 341 , 342 , 3 ,'.3 ,
358 ; Ausgestaltung des Etatsrechts
183 ; Einnahmen und Ausgaben ,
Überblick 191 , 192 , 231 ; Ent¬
wickelung der Verwaltung zur
Zeit Bismarcks 164 : Etatsauf¬
stellung 184 — 186 ; Etatsrecht 186 ;
Finanzen 189 , 190 ; Gerichtsstand
der Eingeborenen 188 ; Grenz¬
regulierung 116 ; Lokaletats 193 ;
Haushaltsetat 192 ; innerpolitische
und wirtschaftliche Entwicklung
182 ; Regelung der Rechtsverhält
nisse 189 ; Reichsgesetz über die
Einnahmen nnd Ausgaben 185 :
staatsrechtliche Stellung 186 bis
188 ; Umgestaltung der bisherigen
Finanzwirtschaft 185 , 186 .

Schlußwort über Bismarcks kolonial
politische Tätigkeit 293 .
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Schutzgebietsgesetz vom 16 . April 1886
186 .

Schwarze , deren Behandlung 257 .
Seehandelsgesellschaft, deutsche , Bil¬

dung 16 ; Eintritt für deutsche
Interessen 18 ; Gesetzentwurf 17 ;
Tätigkeit für deutsche Interessen
18 , 19 .

Singapore , Aufenthaltszeit der Post -
dampfer 79 .

Sklavenhandel , Annahme des Ge¬
setzes über Bekämpfung 223 : Aus¬
gaben zur Unterdrückung 326 , 339 ,
350 , 351 , 352 , 355 , 367 ; Bekämpfung
196 - 211 , 213 — 223 ; Beratung des
Gesetzes 204 ; Erklärung 378 ; Ge¬
setzentwurf , Wortlaut 204 .

Soden , von , dessen Verwaltung in
Ostafrika 266 .

Spanien , Anspruch auf die Karo¬
linen 152 ; Kolonisationsversuche
178 .

Strafkolonien , deren Anlegung in !
den deutschen Schutzgebieten85 .

Stanley , Forschungsreisender225 .
Südsee , Kolonien , Ausgaben 173 ;

Erwerbungen 134 , 172 ; Verwaltung
174 .

Südwestafrila , Erwerbung der deut¬
schen Besitzungen 165 ; Staats¬
kolonie 167 ; Unfähigkeit der Fir¬
men 166 .

Südwestafrikanisches Schutzgebiet ,
Ausgaben 192, 335 , 339 , 342 , 349 ,
355 , 358 , 365 ; Einnahmen 192 , 366 .

Sydney , Postbeförderung 78 .

T .
Tabakbau , Entwicklung 98 .
Tabakoerein, deutscher , Wirkungs¬

kreis 98 .

Tonga , Ausgaben 325 , 333 , 347 ,
363 ; Einnahmen und Ausgaben
231 , 333 , 347 , 363 , 365 .

Tongoinseln , Abschluß von Verträgen
126 ; Ausgaben 184 , 192 ; deutscher
Schutz 119 ; Einnahmen 192 ; Er¬
werb 116 , 126 ; Festsetzung der
Grenze 127 ; Freundschafts - pp . Ver¬
trag 13 ; Gebiet 167 ; übersichtliches
Bild über Handel und Verkehr
119 ; Zollvereinbarungen, Abschluß
127 .

Transportschiffe, Entsendung nach
Ostafrika 194 ; Kosten l94 .

Tfchagoinseln , Aufenthaltszeit der
Postdampfer 80 .

B .
Vereinbarungen mit unabhängigen

Staaten und Stämmen , Vorschläge
zum Schutze des deutschen Han¬
dels 119 .

Vertrag , deutsch - englischer 252 , 267 ,
273 , 274 , 276 , 277 , 280 , 286 , 289
bis 292 , 417 , 419 .

Verträge mit Frankreich und Eng¬
land , Vorschläge des Hamburger
Senats wegen der Rechte der deut¬
schen Kaufleute 118 .

Vertrag über Kolonien und Helgo¬
land vom 1 . Juli 1890 417 , 419 .

W .
Wahehe , Zelewskische Erpedition

258 .
Walfischbai , Anspruch Englands 116 ;

Erwerb durch England 103 bis
105 , 113 .

Westafrika , Dampferlinie für den
Verkehr 54 .

WestindischeKompagnie 178 .



Sachregister 439

Wissmann , von , Major , Aufgabe und
Tätigkeit 259 , 260 , 267 .

Wituland 170 ; Abtretung an Eng¬
land 252 , 255 , 267 , 279 ; Aner¬
kennung der deutschen Schutzherr¬
schaft 132 ; Ankauf eines Landstrei¬
fens 131 ; deutsche Interessensphäre
278 , 279 ; deutscher Schutz 131 ;
Errichtung einer Niederlassung131 :
Verzicht auf die Schutzherrschaft zu
Gunsten Englands 133 , 282 .

Woermann , Adolf , Firma in Ham¬
burg , Eingabe an den Reichskanzler

wegen der Instruktionen für einen
Reichskommissar 120 ; Erwerbungen
am Kongo 225 .

Z
Zelewskische Expedition gegen die

Wahehe 258 .
Zentralafrika , Kosten der Erforschung

309 , 318 , 324 , 329 .
Zentraloerein fürHandelsgeographie

und Förderung deutscher Interessen
im Auslande 4 .
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